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In eigener Sache

Liebe Leserinnen und Leser des Schattenblick,

noch einmal möchten wir auf diesem Wege daran erinnern, daß aufgrund
einer Versandkostenerhöhung der Deutschen Bundespost zum 1. Juli 2019
ein Abonnement der Wochendruckausgabe ab der Nummer 140 statt zur Zeit
Euro 25,- dann Euro 28,- kosten wird; das bedeutet einen Aufpreis pro
Ausgabe von 75 Cent.

Dem Nichtabonnenten bleibt ein Einzelexemplar mit Euro 8,50 erhalten.

Ihre Schattenblick-Redaktion


31. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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KOHLEALARM/607: Klimakampf und Kohlefront - Alle Dörfer bleiben ... (Bündnis "Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

Kohleausstieg: "Wir leisten Widerstand, bis unsere Dörfer gerettet
sind!"

Betroffene aus allen Braunkohlerevieren fordern Bestandsgarantie für
bedrohte Orte



Berlin. Tagebaubetroffene aus der Lausitz, dem Rheinland und dem Leipziger
Land haben sich heute mit gemeinsamen Forderungen an die Bundes- und
Landespolitik gewandt. Das Bündnis "Alle Dörfer Bleiben!" nimmt die
Bundesregierung in die Pflicht, den Erhalt aller bedrohten Dörfer zu
garantieren, fordert Mitbestimmung in der Ausgestaltung des
Kohleausstiegsgesetzes und kündigt Proteste am Braunkohle-Tagebau
Garzweiler an. Drei Vertreter*innen aus den Braunkohlerevieren stellten die
Forderungen heute auf einer Pressekonferenz in Berlin vor.

"Die Politik verschleppt den Kohleausstieg und das wird auch auf unserem
Rücken ausgetragen. Durch die Kohlekommission hat sich für uns nichts
geändert: Es steht weiterhin unser Zuhause auf dem Spiel. Dabei ist es
absurd, im Jahre 2019 noch Dörfer für Braunkohle zu zerstören. Wir fordern
von der Bundesregierung jetzt eine Garantie, dass alle bedrohten Dörfer
bleiben können", erklärte Britta Kox von der rheinischen Gruppe des
Bündnisses "Alle Dörfer Bleiben!". "Zu lange wurden unsere Interessen von
den Bundes- und Landesregierungen nicht beachtet. Deshalb nehmen wir unsere
Zukunft selbst in die Hand. Wir bleiben hier und kämpfen um unsere Dörfer,
bis unsere Forderung Realität geworden ist."

Hannelore Wodtke von der Initiative "Grüne Zukunft Welzow" in der Lausitz
ergänzt: "Wir fordern Geld für lebenswerte Dörfer statt nur für die
Industrie. Die Eckpunkte für die Strukturförderung sind so nicht
akzeptabel. Wie kann der Strukturwandel gelingen, wenn die
Ministerpräsidenten Laschet, Woidke und Kretschmer weiter daran festhalten
Kindergärten, Kirchen und ganze Dörfer für die Braunkohle zu zerstören?
Seit Jahrzehnten werden uns in Proschim Investitionen vorenthalten. Es gilt
jetzt die Zukunft des Ortes zu gestalten und ihn lebenswert zu machen."

Eine wichtige Forderung des Bündnisses ist eine Novellierung des
Bundesberggesetzes: "Die Bundesregierung muss endlich das uralte
Bundesbergrecht reformieren und die Enteignungsparagraphen aussetzen. Nicht
mehr der Abbau von Braunkohle, sondern Klimaschutz ist im Interesse der
Allgemeinheit. Das verdeutlicht auch die junge Generation. Wir sehen uns
als Teil einer vielfältigen Bewegung für Klimagerechtigkeit und treten
gemeinsam dafür ein, dass das 1,5 Grad-Ziel des Pariser Klimaabkommens
eingehalten wird", so Jens Hausner von der Initiative "Pro Pödelwitz"

Alle Dörfer Bleiben!" ist ein bundesweites Bündnis, in dem sich Betroffene
aller Braunkohle-Regionen und Aktive aus der Klimagerechtigkeitsbewegung
gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und Klimazerstörung einsetzen. Das Bündnis
plant für den 22. Juni unter dem Motto "Kohle stoppen! Klima und Dörfer
retten!" einen großen Aktionstag im Rheinischen Revier, zu dem auch Fridays
for Future, Campact, Greenpeace, BUND und die Naturfreunde aufrufen.


Weitere Informationen:

www.alle-doerfer-bleiben.de

Die Forderungen können Sie herunterladen unter:

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/wp-content/uploads/2019/06/ADB_Forderungen.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juni 2019 
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KOHLEALARM/606: Klimakampf und Kohlefront - präventive Drohungen ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - 5. Juni 2019

Ende Gelände reagiert auf Einschüchterungsversuche der Polizei Aachen
+++ Einladung zu kreativem Protest für eine Zukunft ohne Klimakrise



Köln - Ende Gelände wehrt sich gegen Einschüchterungsversuche von Seiten
der Polizei im Vorfeld der angekündigten Proteste am Tagebau Garzweiler im
Rheinland. Die Aachener Polizei versendet offenbar Briefe an Schulen im
Regierungsbezirk Köln und droht Menschen, die an den Aktionen von Fridays
for Future und Ende Gelände teilnehmen möchten, in "aggressive
Auseinandersetzungen zu geraten" sowie in eine "Strafbarkeitsfalle" zu
tappen.

"Ende Gelände ist eine Bewegung, die sich aus der Breite der Bevölkerung
zusammensetzt. Unser Aktionskonsens stellt sicher, dass wir uns ruhig und
besonnen verhalten und keine Menschen gefährden. Die Polizei Aachen
versucht nun, mit falschen Unterstellungen eine ganze Bewegung zu
diskreditieren. Damit wird sie keinen Erfolg haben", sagt Kathrin
Henneberger, Pressesprecherin von Ende Gelände.

"Die Vergangenheit hat gezeigt: Menschen, die bei Ende Gelände teilnehmen,
halten sich an unseren Aktionskonsens, die eskalierende Gewalt geht klar
von Seiten der Polizei aus. Wir fragen Polizeipräsident Dirk Weinsbach: Wie
stellt er sicher, dass es nicht zu rechtswidriger Polizeigewalt gegen Ende
Gelände und Fridays for Future kommt?", fragt Henneberger.

"Während die Politik beim Thema Klimaschutz untätig geblieben ist, sind wir
immer weitergewachsen. 50.000 Menschen haben letztes Jahr gemeinsam für den
Hambacher Wald demonstriert. Wir laden alle ein, sich selbst ein Bild zu
machen von unseren vielfältigen und kreativen Protesten für eine Zukunft
ohne Klimakrise. Tausende werden vom 19.-24. Juni die Braunkohletagebaue im
Rheinland stilllegen und das Zeitalter der fossilen Energien beenden", so
Henneberger.

Ende Gelände ist ein Aktionsbündnis für sofortigen Kohleausstieg,
Klimagerechtigkeit und einen grundlegenden Systemwandel. Mit Massenaktionen
zivilen Ungehorsams haben über 6.000 Aktivist*innen im Oktober 2018 für 24
Stunden die Kohle-Infrastruktur am Tagebau Hambach im Rheinland blockiert.
Dabei stellte nach rechtlicher Würdigung der Gesamtumstände durch die
Staatsanwaltschaft Aachen das Besetzen der Gleise keine Straftat dar.


https://www.presseportal.de/blaulicht/pm/11559/4099955

Link Aktionskonsens von Ende Gelände:

https://www.ende-gelaende.org/de/aktionskonsens-2019/

Link Brief der Polizei:

https://twitter.com/jdoeschner/status/1136008886593437697

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 05.06.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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RAUBBAU/118: Fracking nicht mit uns - nicht weniger schädlich ... (Extinction Rebellion)


Extinction Rebellion - 5. Juni 2019

Extinction Rebellion protestiert gegen Bundesratsentscheidung für
klimaschädliches Fracking-Gas



Berlin - Am Freitag, dem 07. Juni wird im Bundesrat im Eilverfahren über
millionenschwere Investitionen für Flüssiggas-Infrastruktur entschieden.

Extinction Rebellion wird mit mehreren Organisationen ab 9.00 Uhr vor dem
Bundesrat (Leibziger Str. 3-4) protestieren. Aus ihrer Sicht würde eine
Entscheidung für diese Investitionen richtungsweisend eine extrem
klimaschädliche Technologie befördern.

Die Aktivist_innen werden neben einer 9 Meter langen Gaspipeline mit einer
symbolischen Tod Performance (Die-In) auf die Konsequenzen des Einsatzes
von Fracking-Gas hinweisen.

"Ohne große Debatte in der Bevölkerung soll hier eine Verordnung vom
Bundesrat durchgewunken werden um Anlandeterminals für importiertes
Fracking-Gas aus den USA zu errichten," sagt Annemarie Botzki von
Extinction Rebellion Berlin.

"Dies steht im krassen Widerspruch zum Ziel der Bundesregierung den
Klimaschutz zur obersten Priorität zu machen . Dies verdeutlicht, dass die
Bundesregierung auch in Zukunft auf fossile Brennstoffe statt auf
erneuerbare Energien setzt. Es ist ein Schritt in die falsche Richtung und
im Angesicht der dramatischen Klimakrise absolut unverantwortlich und nicht
zeitgemäß!"

Flüssiggas soll als Übergangstechnologie im Rahmen der Energiewende genutzt
werden, auch da es als weniger klimaschädlich gilt als andere fossile
Brennstoffe. Die Aktivist_innen weisen dagegen darauf hin, dass die
vermeintliche Klimafreundlichkeit von Flüssiggas wissenschaftlich widerlegt
worden sei. Eine Studie der Universität Manchester hat gezeigt, dass die
Produktion, der Transport und Leckagen zu großen Treibhausgasemissionen
führen.

"Wir fordern die Landesregierungen auf sich gegen die vorgeschlagene
Drucksache einzusetzen und sie zu verhindern!, " sagte Botzki.


Über Extinction Rebellion:

Die aus Großbritannien stammende Bewegung ist mittlerweile in über 40
Ländern aktiv und fordert Regierungen und Bevölkerung mit Aktionen zivilen
Ungehorsam dazu auf, endlich Maßnahmen gegen die Klimakatastrophe und die
ökologische Krise zu ergreifen. Die drei Kernforderungen der Bewegung sind:


	Die Regierung muss die volle Wahrheit über die ökologische Krise offenlegen und mit den Medien die absolute Dringlichkeit des Wandels an die gesamte Bevölkerung kommunizieren.

	Die Regierung muss die notwendigen Maßnahmen verbindlich ergreifen, um die Netto-Treibhausgas-Emissionen in Deutschland bis 2025 auf Null zu reduzieren und das allgemeine Niveau des Ressourcenverbrauchs zu senken.

	Eine Bürger_innenversammlung wird einberufen, die diese Maßnahmen begleitet und gewährleistet, dass der Wandel gerecht und demokratisch abläuft.



 * 

Quelle:

Extinction Rebellion, 5. Juni 2019

E-Mail: presse@extinctionrebellion.de

Internet: www.extinctionrebellion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/605: Klimakampf und Kohlefront - es gibt keine Not ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 4. Juni 2019

++ Klimaschutz setzt neue Hürden für Enteignungen /
BUND-Rechtsgutachten: Zerstörung weiterer Dörfer für die Braunkohle wäre
verfassungswidrig ++



Düsseldorf/Berlin. Zwangsenteignungen für die Fortführung der
Braunkohlentagebaue Garzweiler und Hambach sind angesichts der gestiegenen
Klimaschutzvorgaben nicht mehr zulässig. Das ist das zentrale Ergebnis
eines vom Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) heute in dem
vom Tagebau Garzweiler unmittelbar bedrohten Dorf Keyenberg (Rheinland)
vorgestellten Rechtsgutachtens "Beschränkung von Enteignungsmöglichkeiten
für Braunkohlentagebaue durch Klimaschutzvorgaben". Der BUND beauftragte
mit dem Gutachten die Frankfurter Kanzlei Philipp-Gerlach & Teßmer, die im
Jahr 2013 bereits erfolgreich die Verfassungsbeschwerde des BUND NRW gegen
die Enteignung seiner Streuobstwiese im Tagebau Garzweiler I vertreten
hatte.

"Das Gutachten zeigt: Die Zerstörung weiterer Dörfer für die
Braunkohlentagebaue ist nicht nur überflüssig, sondern verbietet sich auch
aus verfassungsrechtlicher Sicht", sagte der BUND-Vorsitzende Hubert
Weiger. "NRW-Ministerpräsident Armin Laschet ist gefordert, sofort einen
Abrissstopp mit dem Kohlekonzern RWE zu vereinbaren."

Ungeachtet der Empfehlungen der sogenannten Kohlekommission zum
beschleunigten Braunkohlenausstieg forciert die RWE Power AG nach Angaben
der Betroffenen derzeit die Umsiedlungsmaßnahmen in den bedrohten Dörfern.
Nach den RWE-Plänen sollen allein für den Tagebau Garzweiler noch etwa
1.600 Menschen in fünf Dörfern sowie vier Höfe weichen.

"Aufgrund der verfassungsrechtlichen Voraussetzungen sind Grundabtretungen
über das Jahr 2019 hinaus nur noch in beschränktem Umfang zulässig", so das
Fazit des Bergrechtsexperten Dirk Teßmer. "Insbesondere ist keine
Enteignung von Grundstücken mehr zu rechtfertigen, deren Inanspruchnahme
auf eine nicht mehr klimazielverträgliche Förderung und Verstromung von
Braunkohle abzielt." Die Restfördermengen müssten aus Gründen des
verfassungsrechtlich gebotenen Eigentumsschutzes deshalb auf solche Flächen
beschränkt werden, deren Abbau im Einklang mit den
Klimaschutzverpflichtungen noch möglich ist.

Wie zahlreiche Gutachten und Studien belegen, ist es zur Erreichung der
deutschen Klimaschutzziele erforderlich, die Braunkohlenförderung und -
verstromung drastisch zu reduzieren. Durch die Ratifizierung des Pariser
Klimaschutz-Abkommens sind die Anforderungen noch einmal erhöht worden. Das
nationale Klimaziel 2020 sowie das - noch nicht entsprechend dem Pariser
Abkommen erhöhte - europäisch verbindliche Klimaziel für 2030 erfordert ein
starkes Absinken der Kohleverstromung. Entsprechend sieht die
Kohlekommission in ihrem Abschlussbericht vor, dass die
Braunkohlenverstromung bereits bis 2030 deutlich reduziert wird und in den
2030er Jahren ausläuft. Der Großteil der in den landesplanerisch
genehmigten Tagebauen noch vorhandenen Braunkohle muss deshalb im Boden
bleiben. Aus Klimaschutzsicht hält der BUND sogar ein Auslaufen der
Braunkohlenverstromung bis spätestens 2030 für erforderlich.

"Bei einer 1:1-Umsetzung der Empfehlungen der Kohlekommission verbietet
sich nicht nur die Zerstörung des Hambacher Waldes, auch alle Dörfer können
und müssen stehen bleiben", so der stellvertretende BUND-Landesvorsitzende
Thomas Krämerkämper. "Durch eine mögliche Umplanung der Tagebaue ist deren
Fortführung dabei ohne weitere Devastierungen auf Jahre sichergestellt."

Die Kohlekommission hatte empfohlen, bis Ende 2022
Stromerzeugungskapazitäten von 3,1 Gigawatt an Braunkohlenkraftwerken
stillzulegen und auch danach die Kraftwerksleistung stetig zu verringern,
um das Sektorklimaziel 2030 erreichbar zu machen. Zusammen mit der bereits
begonnenen Überführung von Kraftwerksblöcken in die sogenannte
"Sicherheitsbereitschaft" gingen damit kurzfristig 12
Braunkohlenkraftwerksblöcke im Rheinland vom Netz. Dadurch halbiere sich
die Fördermenge in den Tagebauen Garzweiler und Hambach von heute etwa 70
auf 35 Millionen Tonnen. Auch ohne weitere Zerstörung von Wald und Dörfern
sind nach einem Gutachten des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung
(DIW) bei geänderter Abbauführung aber noch bis zu 815 Millionen Tonnen
Braunkohle gewinnbar. Die Kohlemengen sind also mehr als ausreichend, um
die verbleibenden Kraftwerksblöcke sicher zu betreiben.

Vor diesem Hintergrund ist der BUND überzeugt, dass Enteignungsanträgen der
RWE Power AG nicht mehr entsprochen werden kann. Dies gilt insbesondere
dann, wenn sich die Anträge auf Grundstücke beziehen, die innerhalb von
Ortslagen beziehungsweise im unmittelbaren Umfeld von Ortslagen liegen oder
es sich um Flächen handelt, die aufgrund der Erhaltung des Hambacher Waldes
nicht mehr in Anspruch zu nehmen sind.

"Dass RWE trotzdem weiter Fakten schafft, ist ein Unding", empört sich Dirk
Jansen, Geschäftsleiter des BUND NRW. "Wir erwarten von Ministerpräsident
Armin Laschet, dass er der nicht nur unnötigen, sondern auch den
Klimazielen zuwiderlaufenden Zerstörung Einhalt gebietet." Zusammen mit 40
anderen Verbänden und Initiativen hatte der BUND die Landesregierung in
einem offenen Brief aufgefordert, ein Moratorium zu erlassen, bis die
politischen Entscheidungen zum Kohleausstieg getroffen und umgesetzt sind.
Am Ende müsse eine Bestandgarantie für den Hambacher Wald und alle Dörfer
stehen, so die Verbände.

Um all diesen Forderungen Nachdruck zu verleihen, ruft der BUND zusammen
mit anderen Organisationen und der Initiative "Alle Dörfer bleiben" zu
einem Aktionstag am 22. Juni 2019 auf. Mehrere tausend Menschen werden dann
am Tagebau Garzweiler erwartet.


Mehr Informationen:

Das Rechtsgutachten "Beschränkung von Enteignungsmöglichkeiten für
Braunkohlentagebaue durch Klimaschutzvorgaben" als Download.

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/braunkohle/Aktionen/2019_06_05_PK_Enteignungen/20190603_RAePGT_Gutachten_Klimaschutzvorgaben_vs_BK-Enteignungen_im_Rheinland_EF.pdf

Den offenen Brief an Ministerpräsident Armin Laschet finden Sie
unter:

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/braunkohle/Aktionen/2019_05_29_Brief_Laschet_final.pdf

Hintergrundpapier: "Der Hambacher Wald und alle Dörfer müssen bleiben.
Konsequenzen aus dem Bericht der Kohle-Kommission":

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/braunkohle/Aktionen/2019_06_05_PK_Enteignungen/2019_06_04_Background_PK.pdf

Informationen zum Aktionstag am 22.06.2019: www.klima-doerfer-retten.de

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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KOHLEALARM/604: Klimakampf und Kohlefront - Scheinkonflikte ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zum offenen Brief an Ministerpräsident Laschet:
Bündnis aus 40 zivilgesellschaftlichen Organisationen und Bürgerinitiativen
fordert Moratorium für den Erhalt bedrohter Dörfer und den Hambacher Wald

Verlässliche Bestandsgarantien würden Beitrag zur sozialen Befriedung
leisten und Planungssicherheit für Tagebaurand-Kommunen schaffen



NRW/Buir, 31.05.2019. In einem offenen Brief an den NRW
Minister-präsidenten Armin Laschet hat ein Bündnis aus 40
zivilgesellschaftlichen Organisationen und Bürgerinitiativen 
NRW-Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) aufgefordert sich für den dauerhaften
Erhalt der bedrohten Dörfer und des Hambacher Waldes einzusetzen.

Seitdem Ministerpräsident Armin Laschet im November 2018 in Kuckum war und
die Menschen angehört hat, die nicht umsiedeln wollen oder können, weiss
er, dass Umsiedlungen für viele Menschen wegen der damit verbundenen
sozialen und wirtschaftlichen Härten nicht zumutbar sind.[1]

Es befremdet mich daher, dass Landesvater Laschet nach der EU-Wahl bei der
Lösung der sozialen Fragen erneut den Kontext des Erhaltes von NRW als
Industrieland 2 fokussiert und die von Tagebauen und Kraftwerksstandorten
betroffenen und beeinträchtigten Anwohner*innen wieder einmal vergisst. Das
zeugt von einer asozialen Haltung gegenüber den tagebaubetroffenen
Menschen, die gerne weiterhin in ihren bedrohten Dörfern leben möchten und
zum Teil auch müssen. Diese soziale Frage sollte, könnte und müsste der
Ministerpräsident mit einer Bestandsgarantie zuallererst lösen.

Wenn er den Kohlekompromiss und die Empfehlungen der Kommission "Wachstum,
Beschäftigung und Strukturwandel" ernst nimmt, dann muss er sich jetzt
endlich auch schützend vor den Hambacher Wald und die bedrohten Dörfer
stellen. Eine Bestandsgarantie würde dazu beitragen den sozialen Frieden
wieder herzustellen. Darüber hinaus hätten die betroffenen 
Tagebaurand-Kommunen endlich die notwendige Planungssicherheit. Durch die Neu- und
Umplanung vormals geplanter Abbaugebiete könnten sie die zurückgewonnenen
Flächen für die Umsetzung ihrer Strukturwandelprojekte fest einplanen und
nachhaltig nutzen, und dabei auch auf besondere Unterstützung aus
Strukturfördermitteln zurückgreifen.


Anmerkungen:

[1] https://www.erkelenz.de/dokumente/rat-und-verwaltung/top-themen/positionspapier-umsiedler-tagebaurandbewohner.pdf?cid=3yf

[2] "Das Kunststück wird ja sein, wie können wir Industrieland bleiben, wie
können wir die sozialen Fragen mit lösen und trotzdem unsere
Klimaschutzziele ambitiös erreichen."

Quelle: Armin Laschet bei "Anne Will - nach den Wahlen" am 26.05.2019 ab
Min. 4'18

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 31.05.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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AKTION/7248: Berlin - "Klügste Nacht" an der Beuth Hochschule für Technik, 15.06.2019


Beuth Hochschule für Technik Berlin - 05.06.2019

"Klügste Nacht" mit buntem Programm und aktuellen Themen:
Sonnensimulator, KI und E-Mobilität



Zur Langen Nacht der Wissenschaften werden große und kleine Technikfans an
der Beuth Hochschule für Technik Berlin mit einem Feuerwerk der
Wissenschaften begrüßt. Nachtschwärmer erleben hautnah spannende
Präsentationen, transparente Wissenschaft und innovative Technik zum
Anfassen und Mitmachen. Für das leibliche Wohl und gute Unterhaltung ist
gesorgt.

Mit Experimenten, Shows, Forschungsprojekten und Vorträgen verwandelt sich
der Beuth-Campus in einen bunten Wissenschaftsmarkt. Im Haus Grashof gibt
es Spannendes aus der Welt der Informatik, Elektrotechnik, des 
Maschinenbaus und der Verfahrenstechnik zu entdecken. Gäste können virtuelle Welten
bereisen, über den Sonnensimulator staunen, Gewimmel in Lebensmitteln
entdecken, Limonade optimieren und sogar über Wasser laufen - ein Spaß für
die ganze Familie. Das Team aus dem Studiengang Augenoptik überprüft die
(Sonnen-)Brillen der Besucher/-innen. Eine Lasershow und unsere
"Kurzfilmrolle" sorgen für Kurzweil.

Erstmals ist auch das Haus Gauß mit seinen Laboren geöffnet. Hier können
Gäste eintauchen in die Welt der E-Mobilität und Humanoiden Robotik, einem
Sechsachsroboter bei der Arbeit zuschauen, ein Temperaturmessgerät
konstruieren, das Röntgenlabor entdecken und mit einem Mini-CT Objekte
durchleuchten lassen. Im Elektrotechnik-Mitmachlabor sind Kinder (ab 4
Jahren) willkommen. Setzen, prägen, sublimieren: Die Vielfalt der
Druckkunst lädt zum Erleben und Ausprobieren ein. Im Optik-Kabinett
tauchen Besucher/-innen in Farben und Laserstrahlen ein und basteln
Fernrohre, Kaleidoskope oder Virtual-Reality-Brillen.

In der BeuthBOX stellen sich sechs Berliner Startups mit ihren innovativen
Geschäftsideen vor.

Den Unterschied zwischen Tomaten aus biologischem und konventionellem
Anbau können Besucher/-innen im Gewächshaus schmecken und ein
intelligentes Steuerungssystem zur Bewässerung kennenlernen.

Lichtprojektionen und ein spektakuläres Feuerwerk um 22:50 Uhr verwandeln
den Campus in ein buntes Lichtermeer.

Ausprobieren, mitmachen, staunen - auf kurzen Wegen können Nacht-schwärmer
am Samstag, 15. Juni von 17:00 bis 24:00 Uhr an über 95 Stationen die
besondere Atmosphäre an der Beuth Hochschule erleben.

Weitere Informationen und das Programm der Beuth Hochschule:

www.beuth-hochschule.de/lndw

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution213

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Beuth Hochschule für Technik Berlin, 05.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1395: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Programm der 24. Kalenderwoche 2019




Kulturcafé Komm du - Das Programm vom 12. - 15. Juni 2019

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Konzerte, Lesungen, Vorträge, Comedy, Kabarett, Puppentheater für Kinder und zwei Ausstellungen




[image: Logo des Kulturcafé Komm du]






Sofern nicht anders angegeben, gilt:

 - Eintritt frei / Hutspende

 - Beginn der Veranstaltungen um 20:00 Uhr



Kulturcafé Komm du

 Buxtehuder Straße 13

 21073 Hamburg-Harburg

 http://www.komm-du.de



Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

 an Veranstaltungstagen durchgängig geöffnet und abends open end



Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder per E-Mail: kommdu@gmx.de
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        *Mittwoch, 12. Juni 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

          Lexi's Jam Session - Join the moment! 

          Eintritt frei / Hutspende

        

        Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

        Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

        Homepage: http://www.komm-du.de
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Lexi's Jam Session - Join the moment!   

        

        In dieser Form das erste Mal im Komm du Kulturcafé: eine Akustik-
        Jam Session!

        Alles darf, nichts muss: Von Gipsy, Jazz, Blues, Reggae, Soul, Funk
        bis hin zu Freestyle - fühlt euch frei zu experimentieren.

         

        Verbindet euch mit anderen Musiker*innen oder probiert euch an
        gänzlich Unbekanntem aus.

        Eine Grundausstattung von Instrumenten ist vorhanden
        (dr,p,eb,git,perc,trgl)

         

        Leidenschaftliche Zuhörer*innen und Tänzer*innen sind natürlich
        immer gern gesehen!

         

        Besetzung:

        Jeder Zuhörer / Zuschauer darf sich gerne der Jam Session
        anschließen!

                    

        Weitere Informationen:

        https://www.facebook.com/events/2286609874735690/
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        *Donnerstag, 13. Juni 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr: Buch und
            Lyrik Lesung

         "Poesie in Wort und Noten" | Lesung und Musik mit Siegfried
            Schreck & Mark Beerell

          Eintritt frei / Hutspende

        

        Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

        Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

        Homepage: http://www.komm-du.de
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Poesie in Wort und Noten     

        

        2017 lernten sich Siegfried Schreck, Lyriker und Computerkünstler
        aus Neu Wulmstorf und Mark Beerell, Singer-Songwriter aus
        Wolfenbüttel, in Harburg kennen und beschlossen, gemeinsam ein
        literarisch-poetisches Programm zusammenzustellen. Ihr Programm
        heißt "Poesie in Wort und Noten" und ist eine Mischung aus Lesung
        und Musik, welche beiden Stile eine spannende Verbindung eingehen.

        

        Siegfried Schreck wurde in den achtziger Jahren als "Hafendichter"
        und Songtexter für Achim Reichel bekannt. Begonnen hat er seine
        Dichtkunst als Satiriker, im Laufe der Zeit jedoch hatte er mehr und
        mehr Spaß an poetischen Texten. Heute liegen ihm vor allem
        Liebesgedichte und tiefer gehende Lyrik am Herzen.

        

        Mark Beerell, Singer-Songwriter aus Wolfenbüttel, schreibt Songs,
        bei denen die Zuhörer schon nach der ersten Zeile ein Bild vor Augen
        haben. Er wird Siegfried Schreck bei seiner Lesung musikalisch
        begleiten. Als versierter Musiker bedient er sich
        unterschiedlichster Stilrichtungen. Das Publikum kann sich außerdem
        freuen auf Cover-Versionen von Pink Floyd, America, Uriah Heep,
        Maffay, Westernhagen etc.

        

        Des Weiteren haben beide Künstler nun auch einen Song zusammen
        erarbeitet welcher "Old Kelly's Bar" heißt und im Internet zum
        Download verfügbar ist. 

        

        Besetzung:

        Siegfried Schreck (Digitalkünstler und Lyriker)

        Mark Beerell (Singer, Songwriter und Gitarrist)

        

        Weitere Informationen:

        www.vonschreck.de

        www.mark-beerell.de

        http://www.vonschreck.de/lyriktexte.html

        

        

        



[image: Raute]


        

        *Freitag, 14. Juni 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

          Max Herzog & Friends | Internationales
            Flamenco-Fusion-Trio

          Eintritt frei / Hutspende

        

        Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

        Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

        Homepage: http://www.komm-du.de
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Max Herzog & Friends | Internationales Flamenco-Fusion-Trio

        

        Flamenco und seine Begegnung mit unterschiedlichen Musikstilen und
        die Wahlheimat Hamburg: Das ist es, was die drei international
        renommierten Musiker Max Herzog (Flamenco-Gitarre), Domingo Patricio
        (Querflöte) und Jonathan Ihlenfeld Cuniado (E-Bass) vereint. Jeder
        Einzelne von ihnen kann auf eine vielseitige Karriere in der Musik
        zurückblicken und ist, außer im Flamenco, in vielen anderen
        Musikrichtungen zuhause. Das Repertoire besteht aus
        Eigenkompositionen der Musiker und Bearbeitungen bekannten
        Repertoires der modernen Flamencomusik.

        

        Max Herzog studierte Flamenco-Gitarre am Rotterdamer Konservatorium
        unter der Leitung von Gitarrenlegende Paco Peña. Sein Spiel
        verbindet stilsicher alte und neue Meister der Flamenco-Gitarre und
        im intensiven Studium bei einigen der größten lebenden Gitarristen
        (wie z.B. Manolo Sanlúcar, Paco Peña und Gerardo Nuñez) und in
        vielseitiger professioneller Arbeit als Gitarrist entwickelte er
        eine individuelle musikalische Sprache. Seine Fanbase reicht über
        die Grenzen Europas hinaus bis in die USA und nach Südamerika.

        

        Domingo Patricio begann seine musikalische Ausbildung am
        Conservatorio del Liceu in Barcelona, mit dessen Kammerorchester er
        1982 sein Solo-Debüt gab. Bald wandte er sich dem Flamenco sowie
        Jazz zu und begann mit Künstlern und Gruppen wie Jaleo, Juan Manuel
        Cañizares, Enrique Morente, Sara Baras, Paco de Lucía, Pepe de Lucía
        und Vicente Amigo zusammenzuarbeiten.

        Jonathan Ihlenfeld Cuniado hat andalusisch-deutsche Wurzeln und
        studierte Jazz am Konservatorium von Amsterdam. Er tourt weltweit
        mit Künstlern wie Trilok Gurtu, Anika Nilles Nevell, PC Energetic,
        dem NuHussel Orchestra und vielen anderen.

        

        Besetzung:

        Max Herzog (Flamenco-Gitarre)

        Domingo Patricio (Querflöte) 

        Jonathan Ihlenfeld Cuniado (E-Bass)

        

        Weitere Informationen:

        www.maxherzog.net  

        https://www.youtube.com/user/maximo3ooo

        https://www.facebook.com/MaxHerzogMusic/

        https://www.instagram.com/maxherzogmusic/
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        *Samstag, 15. Juni 2019, 15.00 bis 17.00 Uhr: Vernissage

          Spiegelbilder und Lichtskulpturen von Ilona Hoffmann |
            Kunst als Weg zur inneren Transformation 

          Eintritt frei / Hutspende

        

        Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

        Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

        Homepage: http://www.komm-du.de
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Kunst als Weg zur inneren Transformation  

        

        In dieser Ausstellung möchte Ilona einen kleinen Teil ihrer
        Spiegelbilder und Lichtobjekte zeigen.

        

        Ilona ist im Jahr des Feuerpferdes ( 1966 ) in Hamburg geboren und
        solange sie sich zurück erinnern kann, hat künstlerisches Gestalten
        schon immer eine sehr wichtige Rolle im Leben der Künstlerin
        gespielt. Seit ihrer ersten Ausstellung 1989 in der legendären
        Harburger Musikkneipe „Consortium“ erkannte sie, dass ihre Arbeiten
        für sie ein wichtiger Bestandteil sind der die Weiterentwicklung
        ihres Selbst unterstützt.

        Dieser Prozess setzt sich auch noch heute fort. Die Künstlerin sagt
        selbst, dass sie oftmals selbst erst nach der Fertigstellung eines
        Werkes verstehe, welche innere Problematik sie in diesem Werk gerade
        transformiert habe. Gerade die Arbeit mit Spiegeln habe für sie
        einen sehr hohen symbolischen Wert was dies betrifft.

        

        Für sie sagt es Bhagwan / Osho sehr treffend mit seinen Worten :“
        Solange Du nicht aufwachst, solange Du nicht wirklich erkennst wer
        Du bist, wirst Du in anderen Menschen immer nur wieder Deine eigenen
        Spiegelbilder sehen. Umarmst immer nur Dein eigenes Spiegelbild,
        bekämpfst Dein eigenes Spiegelbild.“

        

        Für die Spiegel und Lichtskulpturen benutzt Ilona Hoffmann eine
        Löt-Technik. Zur Zeit fließe ihre kreative Energie mehr in die
        Lichtskulpturen, für welche sie die einzelnen Glasfragmente aus
        Verpackungsglas selbst schmilzt. Für sie sei es, sehr faszinierend
        wie sich die einzelnen Glasstücke unter der Einwirkung von farbigem
        Licht wandeln.

        

        Besetzung:

        Ilona Hoffmann (Künstlerin)

        

        Weitere Informationen:

        https://www.facebook.com/Ilona-Hoffmann-219559364831391/
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        *Samstag, 15. Juni 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

          VielTöner | Klassiker aus Jazz, Pop, Latin

          Eintritt frei / Hutspende

        

        Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

        Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

        Homepage: http://www.komm-du.de
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Leichter Jazz der 1920er bis 50er Jahre und gefühlvolle Rock-
            und Popinterpretationen der letzten 30 Jahre

        

        Die VielTöner aus dem Süden von Hamburg haben sich durch eine Reihe
        von Konzerten schon seit 2012 regional einen Namen gemacht.
        Ursprünglich als Duo entstanden spielen sie inzwischen bis zu
        fünfköpfig. Immer im Vordergrund steht dabei der Spaß am
        leidenschaftlichen miteinander Musizieren, der unmittelbar auf das
        Publikum überspringt. Die Bandbreite der dargebotenen Stilrichtungen
        ist groß – von leichtem Jazz der 1920er bis 50er Jahre bis hin zu
        gefühlvollen Rock- und Popinterpretationen der letzten 30 Jahre
        sowie Eigenkompositionen.

        

        Durch die facettenreiche Besetzung entsteht ein stets satter Sound,
        der in verschiedensten Klangfarben und Stimmungen erstrahlt. Im Komm
        Du sind diesmal zu hören: Monika Berrier (Gesang und Percussion),
        Florian Jenzen (drums, percussion und Gesang), Ulrich Beckedorf
        (Gitarre und Basssaxophon) und Henning Mund (Klavier).

        Text: Monika Berrier

        

        Besetzung:

        Monika Berrier - Gesang

        Florian Jenzen - Schlagzeug

        Henning Mund - Klavier

        Ulrich Beckedorf - Basssaxophon und Gitarre 

        

        Weitere Informationen:

        www.vieltoener.de

        https://www.youtube.com/watch?v=P5Hj2CpYDZs
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Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Svantje Buchholz

Telefon: 0172 36 00 494

E-Mail: kommdueventmanagement.assistenz@gmx.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1394: Stuttgart - Carolin Emcke, Ja heißt ja und ..., 11.06.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2019

Dienstag, 11.06.19, 20.00 Uhr

Ja heißt ja und ...

Carolin Emcke

Lecture-Performance



"Manchmal spurt man erst beim Schreiben, dass ein Text eine bestimmte
Form sucht, dass die Worte nicht nur geschrieben, sondern gesprochen,
gezeigt werden wollen, mehr noch: dass das, was man schreibt, den
eigenen Körper betrifft, die eigene Haut, dass man einen Raum
braucht, ein Theater, in dem man sich anders ausliefert, direkter und
schutzloser." Mit diesem Abend, mit dieser Lecture Performance denkt
Carolin Emcke über einige der Fragen nach, die zuletzt durch die
"#MeToo-Debatte" aufgeworfen wurden. Was sind die Bilder und
Begriffe, welche Musik und welche Praktiken prägen unsere
Vorstellungen von Lust und Unlust, wie bilden sich die Strukturen,
die Muster, die Normen, in die hinein Männer und Frauen und alle
dazwischen sich einpassen? Welche Hautfarben, welche Körper werden
besonders in Zonen der Ohnmacht und des Schweigens verwiesen? Wie
lässt sich Gewalt entlarven und verhindern, wie können Begehren und
Lust zugelassen werden? Welche Sprachen braucht es dafür, welche
Räume, welche Allianzen? Mit heiteren, zornigen, poetischen,
melancholischen Miniaturen nähert sich Carolin Emcke den
vielschichtigen Facetten der Fragen von Sexualität und Wahrheit.

Carolin Emcke, geb. 1967, war Redakteurin beim SPIEGEL und
internationale Reporterin für die ZEIT. Zu ihren letzten
Veröffentlichungen gehörten "Stumme Gewalt - Nachdenken über die RAF"
(2008), "Wie wir begehren" (2012) und "Gegen den Hass" (2016). 2016
wurde sie mit dem Friedenspreis des Deutschen Buchhandels"
ausgezeichnet. Im Mai 2019 erscheint ihr neues Buch "Ja heißt ja
und ..." im S. Fischer Verlag.

Von und mit: Carolin Emcke, Video: Rebecca Riedel, Mieke Ulfig,
dramaturgische Mitarbeit: Bettina Ehrlich, Assistenz: Angelika
Schmidt, Licht: Erich Schneider, Einrichtung Raum: Jan Pappelbaum.

Eine Veranstaltungskooperation von Literaturhaus Stuttgart und
Schauspiel Stuttgart mit einem Gastspiel der Schaubühne Berlin.

Eintritt: Euro 21,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





TREFF/695: Bocholt - eBook-Sprechstunde in der Stadtbibliothek am 13.6.2019


Stadt Bocholt

eBook-Sprechstunde in der Stadtbibliothek Bocholt

Do., 13. Juni 2019, 14:30 Uhr // Kostenlos



Bocholt (BIB). Für alle Literaturliebhaber, die sich für das Lesen mit
einem eReader interessieren, bietet Katharina Freese von der
Stadtbibliothek am Donnerstag, 13. Juni 2019, im Medienzentrum eine
Sprechstunde zum Thema "Lesen mit dem E-Book" an. Der Eintritt ist
frei, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

In der eBook-Sprechstunde wird sie in der Zeit von 14:30 Uhr bis 15:30
Uhr in einer kurzen Schulung das Onlineportal www.muensterload.de und
den Download von digitalen Medien demonstrieren. Darüber hinaus
besteht die Möglichkeit, spezielle Fragen zu seinem eigenen eReader
oder Downloadproblemen zu stellen.

Das bietet muensterload.de

Die Stadtbibliothek Bocholt ist Mitglied im Verbund "muensterload",
einer Gruppe von 14 münsterländischen, öffentlichen Bibliotheken.
Dieser Verbund bietet den Leserinnen und Lesern zusätzlich zur Nutzung
der Entleihmöglichkeiten vor Ort auch die Ausleihe von elektronischen
Medien (Onleihe) kostenlos an.

Inhaber eines Bibliotheksausweises können verschiedenste digitale
Medien, beispielsweise e-books oder e-audios, im Internet ausleihen.
Derzeit stehen rund 37.000 elektronische Medien der
unterschiedlichsten Bereiche zum Verleih bereit. Die Idee der
"Onleihe" wurde bereits mehrfach ausgezeichnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 5. Juni 2019

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juni 2019 
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FRIEDENSGESELLSCHAFT





STANDPUNKT/193: 23. Mai 2019 - 70 Jahre Grundgesetz, wenn PazifistInnen die Verfassung lesen (ZivilCourage)


ZivilCourage - Nr. 2 / 2019

Magazin der DFG-VK

23. Mai 2019: 70 Jahre Grundgesetz

Wenn PazifistInnen die Verfassung lesen

Von Stefan Philipp



Das Grundgesetz wird 70 Jahre alt. Ist es "ein großartiges Angebot an
Freiheitsrechten", wie es der damalige Bundespräsident Gustav
Heinemann ("Der Frieden ist der Ernstfall.") nannte? Ist es die
Grundlage eines Staates, dessen Menschen "von dem Willen beseelt"
sind, "dem Frieden der Welt zu dienen", wie es in seiner feierlichen
Einleitung heißt?

Oder ist es die Basis eines Staates, dessen Militär zurzeit mit fast
dreieinhalb Tausend SoldatInnen an weltweit 13 Orten an Kriegen
beteiligt ist? Der eine Armee mit über 170.000 SoldatInnen unterhält
und dafür in diesem Jahr über 43 Milliarden Euro ausgibt. Der weltweit
nach den USA, Russland und Frankreich der viertgrößte
Rüstungsexporteur ist und allein im ersten Quartal 2019 Waffenexporte
im Wert von 1,12 Milliarden Euro genehmigt hat.

Eines Staates, in dessen Parlament eine nationalistische und
rassistische Partei die größte Oppositionsfraktion stellt; deren
Vorsitzender die 12 Jahre der Diktatur unter Adolf Hitler als
lediglich einen "Vogelschiss in über 1000 Jahren erfolgreicher
deutscher Geschichte" bezeichnet.

Das sind Fragen, die sich PazifistInnen aufdrängen, wenn sie
anlässlich des 70. Grundgesetz-Geburtstages darüber nachdenken, wie
ihre Position zu diesem Staat und seiner Verfassung ist.

Da das Grundgesetz aber nicht "vom Himmel gefallen" ist, muss der
Blick zunächst einmal zurückgehen.

Die erste Republik war aus der Monarchie entstanden. Arbeiter
und Sodaten hatten am Ende des verlorenen Ersten Weltkriegs mit
Meutereien und Streiks die Revolution begonnen.

Wilhelm II., Deutscher Kaiser und König von Preußen, musste am 9.
November 1918 abdanken, zwei Tage später unterzeichnete das Deutsche
Reich die Waffenstillstandsbedingungen, der Weltkrieg war zu Ende.

Ebenfalls am 9. November hatten sowohl der SPD-Politiker Philipp
Scheidemann als auch der - wenige Wochen danach mit Rosa Luxemburg von
rechtsextremen (Para-)Militärs ermordete - Karl Liebknecht, einer der
Sprecher des revolutionären Spartakusbundes, die Republik ausgerufen.

Als provisorische Regierung amtierte ab dem 10. November 1919 der Rat
der Volksbeauftragten, der sich zunächst aus je drei Vertretern der
SPD (Mehrheitssozialdemokraten) und der USPD (Unabhängige
Sozialdemokraten) zusammensetzte. Im Januar 1919 fanden vom Rat
ausgeschriebene Wahlen zu einer verfassungsgebenden
Nationalversammlung statt. Diese erarbeitete ab Februar eine
demokratische Verfassung, die Ende Juli beschlossen wurde und am 14.
August 1919 in Kraft trat. Die Nationalversammlung tagte wegen der in
Berlin unsicheren Lage im Deutschen Nationaltheater in Weimar, woraus
sich der gebräuchliche Name Weimarer Republik und die Bezeichnung
Weimarer Reichsverfassung (WRV) ableiteten.

Einen wirklichen Bruch mit dem Militarismus brachte die Weimarer
Republik nicht, weiterhin waren die alten Funktionseliten in Staat,
Verwaltung und Justiz auf ihren Posten. In der neuen Reichswehr
besetzten frühere Soldaten die Dienstposten. Die meisten Beamten waren
weiterhin monarchistisch gesinnt, hatten jedenfalls keine
demokratische Gesinnung oder ein positives Verhältnis zur neuen
Republik.

Immerhin: Die elende Erfahrung des Weltkrieges mit fast 10 Millionen
getöter Soldaten und rund 10 Millionen Toten unter der
Zivilbevölkerung hatte viele Menschen zum Pazifismus geführt, gerade
auch ehemalige Soldaten. Die Deutsche Friedensgesellschaft hatte im
Jahr 1926 ca. 30.000 Mitglieder und 300 örtliche Gruppen, die
DFG-Wochenzeitung (!) "Das andere Deutschland" erschien 1928 in einer
Auflage von 42.000 Exemplaren - Zahlen, von denen man heutzutage nur
träumen kann.

Aber: Insgesamt war der "Schwertglauben" dominierend. Geprägt hat
diesen Begriff der bedeutende Pazifist Friedrich Wilhelm Foerster, der
1922 - mit dem Tod bedroht - aus Deutschland emigrieren musste und den
Hitler 1933 zum "Staatsfeind Nr. 1" erklärte.

Überhaupt hatten es PazifistInnen nicht leicht in der ersten deutschen
Republik.

Der DFG-VK-Verbandshistoriker Guido Grünewald beschreibt es in seinem
zum hundertsten Geburtstag der Deutschen Friedensgesellschaft 1992
vorgelegten Buch "Nieder die Waffen!" so: "Bereits 1919/1920 gab es
neue Pazifistenverfolgungen: Versammlungssprengungen, Misshandlungen
von PazifistInnen und Attentatsversuche waren an der Tagesordnung,
manche Pazifisten wie Hans Paasche wurden ermordet."

Erinnert sei z.B. an Kurt Tucholskys Glosse "Der bewaffnete
Kriegsschauplatz", die er 1931 in der Zeitschrift "Die Weltbühne"
publiziert hatte und in der er, bezogen auf den Weltkrieg, formuliert
hatte: "Da gab es vier Jahre lang ganze Quadratmeilen Landes, auf
denen war der Mord obligatorisch, während er eine halbe Stunde davon
entfernt ebenso streng verboten war. Sagte ich: Mord? Natürlich Mord.
Soldaten sind Mörder."

Der spätere Friedensnobelpreisträger und frühere Sekretär der DFG Carl
von Ossietzky wurde als Herausgeber der Weltbühne wegen Beleidigung
vom Reichswehrminister Groener angezeigt und musste sich vor Gericht
verantworten, wurde aber schließlich freigesprochen.

Allerdings saß Carl von Ossietzky zu dieser Zeit bereits in Haft, weil
er wegen des "Verrats militärischer Geheimnisse" im Weltbühnenprozess,
dem Musterbeispiel politischer Justiz in der Weimarer Republik, vom
Reichsgericht zu einer 18-monatigen Gefängnisstrafe verurteilt worden
war. Sein "Verbrechen": Er hatte die geheime und verbotene Aufrüstung
der Reichswehr aufgedeckt.

Das Tucholsky-Zitat "Soldaten sind Mörder" führte übrigens Jahrzehnte
später im Staat des Grundgesetzes zu jahrelangen Auseinandersetzungen
in der Öffentlichkeit und vor Gericht. Letztlich stellte erst das
Bundesverfassungsgericht 1995 fest, dass diese allgemeine Aussage vom
Grundrecht der Meinungsfreiheit gedeckt ist.

Die auf die Ernennung Hitlers zum Reichskanzler am 30. Januar
1933 folgende NS-Diktatur war die massivste Form von Militarismus,
Rassismus, Menschenverachtung und Entrechtung, die im "christlichen
Abendland", im "zivilisierten Europa", denkbar war - auch wenn man um
die jahrhundertelange Geschichte von Gewalt, Krieg, Ausbeutung und
Kolonialismus weiß.

Dass Menschen fabrikmäßig ermordet wurden, dass alle europäischen
Juden vernichtet werden sollten und dass sechs Millionen von ihnen der
Verfolgung zum Opfer fielen, dass ein Krieg unter Missachtung aller -
an sich schon fragwürdigen Regeln - als Vernichtungskrieg geführt
wurde, vor allem in Osteuropa, das sprengt jede Vorstellungskraft. Der
Name Auschwitz als ein Ort von vielen, an dem Menschen
hunderttausendfach in Gaskammern vernichtet wurden und was nur so
lange möglich war, wie die Wehrmacht ihren verbrecherischen Krieg
weiterführte, steht für einen Zivilisationsbruch.

Verantwortlich dafür waren die Deutschen in ihrer Gesamtheit, weil sie
in ihrer überwiegenden Mehrheit entweder aktiv mitmachten oder es
passiv geschehen ließen. Und weil sie zugelassen hatten, dass die
kleine Minderheit der Widerständler nicht erfolgreich waren.

Diese Deutschen, mindestens die in den drei westlichen
Besatzungszonen, hatten sich 1949 mit dem Grundgesetz eine Verfassung
gegeben, die von ihren Werten her auch eine Antwort auf den
Verbrecherstaat der Jahre 1933 bis 1945 sein sollte, ja, musste. Und
eine Antwort auf das System der Weimarer Reichsverfassung von 1919, in
deren Rahmen Hitler und die Nazis an die Macht gelangen konnten.

Mit der bedingungslosen Kapitulation der Wehrmacht endete am 8.
Mai 1945 der von Deutschland begonnene Zweite Weltkrieg in Europa, der
über 60 Millionen Menschen das Leben gekostet hatte. Faktisch endete
damit auch das Deutsche Reich, die vier Siegermächte USA, Sowjetunion,
Großbritannien und Frankreich übernahmen die Regierungsgewalt in
Deutschland und teilten es in vier Besatzungszonen auf.

Auf der Potsdamer Konferenz vereinbarten die Alliierten im August 1945
mit ihren "4 D" politische Grundsätze für die Besetzung und die
Zukunft Deutschlands: Denazifizierung, Demilitarisierung,
Demokratisierung, Dezentralisierung. Formuliert wurde im Potsdamer
Abkommen: "Der deutsche Militarismus und Nazismus werden ausgerottet,
und die Alliierten treffen nach gegenseitiger Vereinbarung in der
Gegenwart und in der Zukunft auch andere Maßnahmen, die notwendig
sind, damit Deutschland niemals mehr seine Nachbarn oder die Erhaltung
des Friedens in der ganzen Welt bedrohen kann."

Der beginnende Kalte Krieg verhinderte in den Folgejahren eine
einheitliche gesamtstaatliche Weiter- bzw. Neuorganisation. Im Auftrag
der drei westlichen Besatzungsmächte erarbeitete der Parlamentarische
Rat als Versammlung von aus den elf in den Westzonen mittlerweile
etablierten Länderparlamenten gewählten 65 Abgeordneten (darunter vier
Frauen) 1948/49 den Entwurf eines Grundgesetzes.

Nachdem die westlichen Militärgouverneure ihr Einverständnis gegeben
und die Länder dem Entwurf mehrheitlich - mit Ausnahme Bayerns -
zugestimmt hatten, wurde das Grundgesetz am 23. Mai 1949 verkündet und
damit die Bundesrepublik Deutschland gegründet.

Diese hier lediglich grob skizzierten Umstände sollte man im
Hinterkopf haben, wenn man als PazifistIn das Grundgesetz liest.

Die zu Beginn des Grundgesetzes in den Artikel 1 bis 17 formulierten
Grundrechte sind Freiheitsrechte des/der Einzelnen in seinem/ihren
Verhältnis zum Staat und damit Abwehrrechte gegen staatlichen
Eingriff.

In der NS-Diktatur galt, "Recht ist, was dem Volke nützt"; ganzen
Gruppen von Menschen wurden nicht nur einzelne Rechte verweigert,
vielmehr wurde ihnen das Existenzrecht abgesprochen und sie wurden
vernichtet. "Untermenschen", Juden, Kommunisten, Behinderte,
Deserteure, Kriegsgefangene und viele andere Menschen und Gruppen
waren nichts wert, hatten keine Würde, wurden zum Objekt staatlichen
Handelns.

In eindeutiger Reaktion darauf definiert das Grundgesetz die Würde des
Menschen - und damit jedes Einzelnen - als höchsten Wert.

Der Begriff der Menschenwürde, bei dem wir uns vielleicht schwer tun
in der abstrakten Beschreibung des positiven Inhaltes, wird dann
fassbarer, wenn wir im Konkreten beschreiben, was menschenunwürdig
ist. Wenn wir Umstände und Handlungen beschreiben, bei denen Menschen
zum Zweck werden und ihren Sinn und ihre Berechtigung nicht schon
allein daraus beziehen, dass sie existieren, dann ist die
Menschenwürde tangiert.

Als PazifistInnen, für die der Krieg als solcher ein Verbrechen an der
Menschheit ist, wissen wir: SoldatInnen werden in Kämpfe befohlen, um
Territorien zu besetzen, um den Feind zu besiegen, um sich Rohstoffe
anzueignen, um Interessen durchzusetzen etc. Das Bild vom
"Kanonenfutter" spricht für sich und zeigt, dass SoldatInnen als
Mittel zum Zweck benutzt werden, auf ihre Funktion reduziert werden,
in vielen Fällen auf Kosten des eigenen und/oder des Lebens des
Gegenübers. Schon diese Überlegung zeigt, dass nach Befehl und
Gehorsam organisiertes Militär, gar noch mit Zwangsverpflichteten, mit
der Achtung der Menschenwürde nicht zusammenpasst.

Der bundesrepublikanische Staat bezieht nach dem Grundgesetz
seine Existenzberechtigung - damit aber auch die Legitimation,
Staatsgewalt auszuüben - daraus, dass er die allgemeingültige und
unantastbare Würde jedes einzelnen Menschen achten und schützen muss.
Die Maxime ist: Der Staat ist für den Menschen da, nicht die Menschen
für den Staat. Er erkennt an, dass es allgemeingültige Menschenrechte
gibt, die in Form der konkreten Grundrechte den Staat in seinem
Handeln als unmittelbar geltendes Recht binden.

Aus pazifistischer Sicht besondere Bedeutung hat natürlich das Recht
auf Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen nach Artikel 4
Absatz 3. Zum Zeitpunkt der Formulierung dieses Grundrechts, also
1949, war einerseits die Erfahrung des Krieges noch präsent und das
Wissen, dass es unter Hitler und seinem verbrecherischen Krieg keine
Möglichkeit der Verweigerung gegeben hatte. Jeder kannte seine Vorgabe
für Deserteure: "Als Soldat kann man sterben, als Deserteur muss man
sterben!" Die NS-Militärjustiz hatte ungefähr 30.000 Todesurteile
gegen Soldaten verhängt, vollstreckt wurden etwa 23.000. Und bekannt
war auch, dass die Zeugen Jehovas generell den Kriegsdienst in der
Wehrmacht verweigert hatten. Allein wegen ihrer Religion waren über
2000 von ihnen im KZ, und mehr als 250 Zeugen Jehovas sind als
Kriegsdienstverweigerer hingerichtet worden.

Auf der anderen Seite war angesichts der Absicht der Westalliierten zu
verhindern, dass Deutschland wieder zu einer seine Nachbarn
bedrohenden Militärmacht werden könnte, an eine deutsche Armee
zunächst nicht zu denken. Deshalb fanden sich im Grundgesetz von 1949
(noch) keine Bestimmungen zu Militär, sondern in Artikel 26 das Verbot
der Vorbereitung eines Angriffskrieges und eine politische
Kriegswaffenkontrolle - und eben das KDV-Recht. Dieses war im
Parlamentarischen Rat durchaus umstritten. Der spätere Bundespräsident
Theodor Heuss hatte dort vor einem "Massenverschleiß des Gewissens"
gewarnt, in der entscheidenden Abstimmung gab es aber eine deutliche
Mehrheit für die Festschreibung dieses Rechts.

Als dann ab Mitte der 1950er Jahre Militär und Wehrpflicht eingeführt
wurden und es vereinzelt radikale Kriegsdienstverweigerer gab, die den
für Kriegsdienstverweigerer verpflichtenden Ersatzdienst unter
Berufung auf die in Artikel 4 Absatz 1 garantierte Gewissensfreiheit
verweigerten, kam die Angelegenheit schließlich vor das
Bundesverfassungsgericht (Artikel 92 f., 100). Dieses urteilte, ganz
in der Kontinuität seiner militärfreundlichen Rechtsprechung, dass
"die Wirkungen der Gewissensfreiheit im Bereich der Wehrpflicht
abschießend durch Artikel 4 Absatz 3 des Grundgesetzes geregelt"
seien. ... da nützt die beste Verfassung nichts, wenn ihre Hüter diese
nicht ernstnehmen wollen.

Die anderen Grundrechte wie die allgemeine Handlungsfreiheit,
die Freiheit der Person, das Recht auf Leben, die Gleichheit vor dem
Gesetz, alle Diskriminierungsverbote, die Religionsfreiheit, dass
Kinder ihren Eltern nicht weggenommen werden dürfen, sind richtig und
wichtig und allesamt wiederum eine Antwort auf die Verbrechen
Nazi-Deutschlands.

Eine spezielle Bedeutung aus pazifistischer Sicht haben sie nicht. Es
ist ohnehin die Frage, ob sich nicht alle Freiheits- und Abwehrrechte
direkt aus der unantastbaren Menschenwürde und der staatlichen
Schutzverpflichtung nach Artikel 1 ergeben. In der juristischen
Fachdiskussion war es durchaus ein Thema, ob die Menschenwürde "die
Wurzel aller Grundrechte" und alles Andere entsprechend auszulegen sei
oder nicht. Eine praktische Relevanz hat das aber nicht.

Einige Grundrechte haben aber eine besondere Relevanz für politische
Vereinigungen, und damit auch für PazifistInnen und ihre
Organisationen.

Die Meinungs-, Informations- und Pressefreiheit nach Artikel 5 ist
eine wesentliche Voraussetzung dafür, in der Öffentlichkeit für die
eigene Position zu werben.

"Eine Zensur findet nicht statt" ist als Norm für staatliches Handeln
umso wichtiger, je kritischer Opposition zu falscher staatlicher
Politik formuliert wird. Wer z.B. an die Flugblätter der Geschwister
Scholl und ihrer MitstreiterInnen bei der "Weißen Rose" denkt, sieht
auch hier wieder die Antwort des Grundgesetzes auf die Verbrechen des
NS-Staats.

Gleiches gilt für die Versammlungsfreiheit nach Artikel 8.
Veränderungen in der öffentlichen Meinung und dann folgend in der
Politik bilden sich "auf der Straße". Wer wüsste das besser als die
Friedensbewegung, die bei der Atomraketen-Diskussion in den 1980er
Jahren Hunderttausende zu Demonstrationen mobilisierte?

Die Vereinigungsfreiheit nach Artikel 9 schützt im Grundsatz auch die
Mitglieder der DFG-VK vor staatlicher Drangsalierung, und das Brief-,
Post- und Fernmeldegeheimnis nach Artikel 10 erlaubt die Kommunikation
unter PazifistInnen ohne staatliche Mitleser und -lauscher.

Dass diese Rechte oftmals verletzt werden, ändert nichts an
ihrer Gültigkeit, gegebenenfalls müssen sie vor Gericht erstritten
werden. Erfolgreich war beispielsweise die Verfassungsbeschwerde gegen
das Verbot der Großdemonstration am AKW Brokdorf 1981.

Das Bundesverfassungsgericht stärkte 1985 mit seiner
Grundsatzentscheidung die Versammlungsfreiheit dauerhaft und gab den
staatlichen Behörden auf, "versammlungsfreundlich zu verfahren". "Für
Großdemonstrationen seien bei der Anwendung des Versammlungsrechts die
Erfahrungen mit der friedlichen Durchführung solcher Versammlungen zu
nutzen. Als positive Beispiele nennt das Gericht ausdrücklich den
Gorleben-Treck 1979, die Bonner Friedensdemonstration 1981 und die
Menschenkette von Stuttgart nach Neu-Ulm 1983", fasst die
Wikipedia-Seite "Brokdorf-Beschluss" den Auftrag zusammen.

Zuständig im 1. Senat war als Berichterstatter der Verfassungsrichter
Helmut Simon, ein "erklärter Freund der Friedensbewegung", wie "Die
Zeit" damals schrieb. Ja, auch ein Freund der Kriegsdienstverweigerer:
Später als Präsident der Zentralstelle KDV konnte er manch wichtigen
Hinweis geben und nützlichen Kontakt für die Interessensvertretung
vermitteln.

Dass übrigens das Verfassungsgericht erst 1985 das Verbot der
Brokdorf-Demonstration kippte, war kein Schaden - bei der
Großdemonstration im Februar 1981 hatten sich mehr als 50.000 Menschen
von dem behördlichen Verbot nicht beeindrucken lassen und ihr Recht
darauf, "sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen
zu versammeln", einfach wahrgenommen.

Auch die Artikel 14 - "Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch
soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen," - und Artikel 15 -
"Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel können zum Zweck
der Vergesellschaftung (...) in Gemeineigentum (...) überführt
werden." - haben friedenspolitische Relevanz.

Aus der Friedens- und Konfliktforschung wissen wir, dass es
strukturelle Gewalt gibt, die friedliche Entwicklung verhindert. Das
gilt auch für die Frage des innerstaatlichen Friedens und der
gesellschaftlichen Entwicklung. Wir erleben zurzeit, wie durch Boden-
und Immobilienspekulation für viele Menschen vor allem in
Ballungsräumen Notlagen entstehen, weil sie die explodierenden
Mietpreise nicht mehr bezahlen können. Eigentum dient eben in vielen
Fällen nicht "dem Wohle der Allgemeinheit", sondern schafft
gesellschaftlichen Unfrieden.

Wenn Enteignungen, die ja nie entschädigungslos sind, bei der Lösung
solcher Konfliktlagen helfen können, dann wäre man mit einem
Ernstnehmen des Grundgesetzes gut beraten. Wer wie die FDP nun nach
einer Streichung dieser Bestimmungen schreit, der wird seinem Auftrag
nach Artikel 21, als Partei "bei der politischen Willensbildung"
mitzuwirken, nicht gerecht.

Erwähnt werden muss noch, auch wenn es sich nicht um ein
Grundrecht handelt, die Frage der Veränderung von Grundrechten.

Die sog. Ewigkeitsgarantie in Artikel 79 Abs. 3 erklärt eine "Änderung
des Grundgesetzes, durch (...) die in den Artikeln 1 und 20
niedergelegten Grundsätze berührt werden", für "unzulässig". Der
höchste Wert Menschwürde als Maßstab für allen staatlichen Umgang mit
seinen BürgerInnen muss also auf alle Zeiten beachtet werden.

Der bei dieser Vorschrift erwähnte Artikel 20 bestimmt die
Staatsstrukturprinzipen, dass nämlich die Bundesrepublik "ein
demokratischer und sozialer Bundesstaat" sei, dass "alle Staatsgewalt
vom Volke" ausgehe "und in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere
Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der
Rechtsprechung ausgeübt" werde sowie dass "die Gesetzgebung (...) an
die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende und die Rechtsprechung
(...) an Gesetz und Recht gebunden" seien.

Hinzu kommt dort im Absatz 4 ein Widerstandsrecht "gegen jeden, der es
unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, (...) wenn andere Abhilfe
nicht möglich ist." Aber Vorsicht: Die Ewigkeitsgarantie nach Artikel
79 bezieht sich nicht auf das Widerstandsrecht im zitierten Absatz 4.
Als die Garantie nämlich beschlossen wurde, gab es das
Widerstandsrecht noch nicht, der Absatz 4 wurde erst später im Rahmen
der Notstandsgesetzgebung hinzugefügt.

Aber ob dieses Widerstandsrecht, das bewaffnet bzw. mit Gewaltmitteln
gemeint ist, für PazifistInnen eine Relevanz hat, darf ohnehin
bezweifelt werden. Und außerdem wissen selbst JuristInnen in der Regel
nicht, dass die Ewigkeitsgarantie für das Widerstandsrecht nicht gilt.

... man könnte also nach dem Ausgeführten als pazifistischeR
BürgerIn insgesamt ganz zufrieden sein mit der Verfassung und ihren
Grundrechten. Aber, es wurde bereits erwähnt: Das Grundgesetz kann
geändert werden. Die Hürden dafür sind zwar hoch, Artikel 79 Abs. 2
verlangt für jegliche Veränderung die Zustimmung von zwei Dritteln der
Mitglieder des Bundestages und zwei Dritteln der Stimmen des
Bundesrates. Bei drei gravierenden "Sündenfällen" gab es aber die
nötigen Mehrheiten leider: bei der Wehrverfassung, den
Notstandsgesetzen und bei der faktischen Aufhebung des Asylrechts.

Die Wehrverfassung meint die Einführung von Bundeswehr und
Wehrplicht sowie sonstiger Dienstverpflichtungen.

Kanzler Adenauer hatte bereits 1950 im Geheimen mit den USA über einen
"deutschen Wehrbeitrag" gesprochen. Als dies bekannt wurde, trat sein
Innenminister Gustav Heinemann, der die CDU mitgegründet hatte, später
dann als Sozialdemokrat Bundesjustizminister wurde und noch später
Bundespräsident, aus Protest zurück.

Ohne Grundlage in der Verfassung wurde die Bundeswehr geplant: Im
Auftrag von Adenauer erstellte eine Gruppe von 15 ehemaligen
Wehrmachtsoffizieren, darunter 10 ehemalige Wehrmachtsgenerale und
-admirale, Anfang Oktober 1950 zunächst eine "Denkschrift über die
Aufstellung eines bundesdeutschen Kontingents im Rahmen einer
internationalen Streitmacht zur Verteidigung Westeuropas", die sog.
Himmeroder Denkschrift; Himmerod weil sich die Gruppe im Eifelkloster
Himmerod getroffen hatte.

Ende Oktober 1950 berief Adenauer Theodor Blank zum "Beauftragten des
Bundeskanzlers für die mit der Vermehrung der alliierten Truppen
zusammenhängenden Fragen". Über das sog. Amt Blank wurde die
gesellschaftlich lange und heftig umstrittene Wiederbewaffnung
geplant.

Im Juni 1955 wurde aus dem Amt Blank das Bundesministerium für
Verteidigung, Blank wurde erster Verteidigungsminister. Im Grundgesetz
musste dafür zunächst nichts verändert werden, weder verbot noch
erlaubte es deutsche Soldaten.

Im Juli 1955 beschloss der Bundestag ein Freiwilligengesetz, am 10.
Oktober ernannte Bundespräsident Heuss die ersten Soldaten der
Bundeswehr, am 12. November überreichte Minister Blank den ersten 101
Soldaten ihre Ernennungsurkunden.

Im März 1956 ergänzte der Bundestag das Grundgesetz um den Artikel
87a, in dem es heißt: "Der Bund stellt Streitkräfte zur Verteidigung
auf." Im Juli 1956 folgte das Wehrpflichtgesetz. West-Deutschland war
remilitarisiert und hatte schließlich eine Armee mit 495.000 Soldaten,
die im "Verteidigungsfall" auf 1.340.000 anwachsen sollte.

Diese verheerende Weichenstellung pro Militär war trotz
breitester Proteste und gesellschaftlicher Auseinandersetzungen
vollzogen worden - und auch das Grundgesetz konnte sie nicht
verhindern. Bis auf den rechtlich unverbindlichen Programmsatz
"beseelt, dem Frieden der Welt zu dienen", hatte es keine Aussagen
darüber getroffen, wie ein "neues Deutschland" die außenpolitischen
Konsequenzen aus seiner Geschichte von Faschismus und Krieg ziehen
sollte.

Wenn man sich anschaut, dass mit Hilfe des "Leuchtturm"-Artikels 4
Absatz 3 während der Geltung der Kriegsdienstpflicht mehr als eine
Million junger Männer zu KDVern wurden, dann kann man wohl sagen: Die
haben diese Konsequenz gezogen.

Die jungen Menschen waren es also, die ein "es geht auch anders"
konkret gelebt und damit etwas verändert haben. Wie dann ein Jahrzehnt
später die jungen StudentInnen, die massenhaft gegen die
Notstandspläne auf die Straße gingen. Zwar hat auch in diesem Fall das
Parlament die falsche Entscheidung getroffen und fast bizarr
anmutende, dabei aber - typisch deutsch - nahezu perfekte Regelungen
ins Grundgesetz geschrieben, wie die konkurrierende Gesetzgebung auch
im Krieg funktioniert und wie der Bundespräsident die "Feststellung
des Verteidigungsfalls" im "Bundesgesetzblatte" (Artikel 115a Absatz
3) verkünden solle; "Ist dies nicht rechtzeitig möglich, so erfolgt
die Verkündung in anderer Weise; sie ist im Bundesgesetzblatte
nachzuholen, sobald die Umstände es zulassen."

Vielleicht ist "Fridays for Future" der Beginn einer neuen jungen
Veränderungsbewegung? Das Grundgesetz muss nicht geändert werden,
sondern liefert in Artikel 20a den Programmsatz dazu: "Der Staat
schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die
natürlichen Lebensgrundlagen im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung
durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch die
vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung."

Stefan Philipp ist Chefredakteur der ZivilCourage.
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APPELL/148: Petition an italienische Richter und Salvini "Straffreiheit für Seenotrettung" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Petition an italienische Richter und Salvini: "Straffreiheit 
für Seenotrettung"

Von Hannes Seidel via Change.org [1], 5. Juni 2019



Die sizilianische Staatsanwaltschaft wirft der deutschen Kapitänin Pia
Klemp "Beihilfe zur illegalen Migration" vor und droht ihr mit bis zu
20 Jahren Haft. Die 35-jährige Bonnerin hat als Kapitänin auf den
privaten Rettungsschiffen Sea Watch 3 [2] und Iuventa [3]
rund 5.000 Menschen vor dem Ertrinken aus dem Mittelmeer gerettet.
Jetzt wurde eine Petition an die italienischen Richter und
Innenminister Matteo Salvini gestartet.


Straffreiheit für Seenotrettung

Wenn die Kapitänin Pia Klemp und weitere Crew-Mitglieder der privaten
Rettungsschiffe "Sea-Watch 3" und "Iuventa" wegen der Seenotrettung
ertrinkender Menschen auf dem Mittelmeer zu 20 Jahren Gefängnis in
Italien verurteilt werden würden, wäre das die bedingungslose
Kapitulation der Menschlichkeit in Europa.

Es ist schlimm genug, dass nationalsozialistische Hetzer und Parteien
mit politischer Skrupellosigkeit gegen Empathie und Mitgefühl Stimmung
machen, dass dafür jetzt aber sogar schon politische Gegner durch
Rechtsprechung mundtot gemacht werden sollen, erinnert leider sehr
stark an die faschistischen Anfänge der NS-Zeit. Das ist schlichtweg
Unrecht all den hilfsbedürftigen Menschen gegenüber, die aus
Verzweiflung die Flucht über das Mittelmeer antreten und damit ihr
Leben riskieren. Auch die Rückfuhr in lybische Flüchtlingslager ist
mitsamt der dort herrschenden Korruption, Folter und dem
Menschenhandel keine Option für die Geretteten!

Aus gutem Grund ist in unserer heutigen Wertegesellschaft unterlassene
Hilfeleistung strafbar und zum Glück nicht das Helfen selbst - noch
nicht jedenfalls. Damit das auch so bleibt, bitte ich Sie hier durch
ihre Unterschrift ein Zeichen der Solidarität mit allen mutigen und
engagierten Helfern zu setzten und einen Appell an den rechten
Innenminister Italiens Matteo Salvini zu starten, die Retter sofort
freizusprechen!

In meinen Augen hat jedes einzelne Menschenleben den selben Wert,
weshalb es unumgänglich ist, Hilfsbedürftigen zu helfen. Es darf
deshalb schlichtweg nie passieren, dass wir durch Strafen, die fällig
werden könnten, zu einem Umdenken in diesen Moralvorstellungen
gezwungen werden! Schweigen ist keine Option mehr!

Wehret den Anfängen. Für eine starke und liberale Demokratie.


Die Petition kann mitgezeichnet werden unter:

https://www.change.org/p/italienische-richter-straffreiheit-f%C3%BCr-seenotrettung-1fa2fa73-c68b-4d04-8392-ec60dc096f47


Weiterführender Artikel:

"Kapitänin Pia Klemp drohen 20 Jahre Haft" - Pia Klemp im Gespräch
mit dem Hamburger Magazin Hinz & Kunzt

https://www.hinzundkunzt.de/kapitaenin-pia-klemp-drohen-20-jahre-haft/


Anmerkungen:

[1] https://www.change.org/p/italienische-richter-straffreiheit-f%C3%BCr-seenotrettung-1fa2fa73-c68b-4d04-8392-ec60dc096f47

[2] https://www.pressenza.com/de/2019/01/sea-watch-3-das-solidarische-italien-steht-auf/

[3] https://www.pressenza.com/de/2018/07/iuventa-das-schiff-das-tausende-leben-gerettet-hat-ein-dokumentarfilm-ueber-hoffnung-und-utopie/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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LESUNG/6438: Kiel - LeseLounge mit Lennardt Loß und Anselm Oelze, 19.06.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

19.06.2019, 20:00 h 

LeseLounge

LeseLounge mit Lennardt Loß ("Und andere Formen des menschlichen
Versagens") und Anselm Oelze ("Wallace") sowie Live-Musik



Die LeseLounge bringt diesmal zwei Debütanten zusammen, in deren
Romanen jeweils eine Insel im Mittelpunkt steht.

In »Und andere Formen menschlichen Versagens« erzählt Lennardt Loß
humorvoll von skurrilen Begegnungen zwischen Überlebenden eines
Flugzeugabsturzes, die im Pazifik treiben und deren Lebensgeschichten
unterschiedlicher nicht sein könnten. Protagonistin Marina landet auf
einer einsamen Insel und trifft u. a. auf einen ehemaligen
RAF-Terroristen und ein neurotisches Handmodel, während ihre Familie
nach Möglichkeiten sucht, um das spurlose Verschwinden ihrer Tochter
zu verarbeiten.

Anselm Oelze taucht mit »Wallace« in die Geschichte des gleichnamigen
Mitbegründers der Evolutionstheorie ein, der allerdings niemals
gleichberechtigt neben Charles Darwin in den Biologiebüchern
auftaucht. Erzählt aus der Perspektive eines Museumsnachtwächters
wird das Licht auf jenen vergessenen Wallace und seinen Brief
geworfen, der 1858 eine Insel in den Molukken verlässt und für dessen
Inhalt später Empfänger Darwin berühmt wird. Der Roman rückt die
Außenseiter des Lebens in den Mittelpunkt, wobei der Begriff
»Survival of the Fittest« eine ganz neue Bedeutung bekommt. 

Den Rahmen der Lesungen bildet wie immer Live-Musik.

Eintritt: 5,- EUR

Veranstalter: Junges Literaturhaus S-H

Mit freundlicher Unterstützung des Freundeskreises Literaturhaus S-H
und der Investitionsbank S-H

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/6437: Kiel - Veit Heinichen liest aus seinem neuen Thriller "Borderless", 12.06.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

12.06.2019, 20:00 h 

Lesung Veit Heinichen 

Veit Heinichen liest aus seinem neuen Thriller "Borderless"



In seinem Thriller "Borderless" greift Autor Veit Heinichen, der im
extremen Südwesten Deutschlands zwischen zahlreichen Grenzen
aufgewachsen ist, ein Thema von brennender Aktualität auf.
Commissaria Xenia Zannier stößt auf der Suche nach den Mördern ihres
Bruders auf korrupte Netzwerke, die sich von einer skrupellosen
Senatorin über den BND bis hin zu zahlreichen politischen
Knotenpunkten Europas erstrecken. Heinichen verpackt das
internationale Verbrechen mit der Politik in einem spannenden Roman,
der auf einer brillanten Recherche basiert. Veit Heinichen, dessen
Werke in vielfach übersetzt wurden, lebt seit 1997 in Triest. Dort
sind auch seine für das Fernsehen verfilmten Romane um den Polizisten
Proteo Laurenti angesiedelt.

Der Abend wird moderiert von Prof. Dr. Stephan Opitz (Institut für
Neuere Deutsche Literatur und Medien der CAU Kiel).

Eintritt: 9,- / 6,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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TREFF/1212: Kiel - Textwerkstatt für Jugendliche und junge Erwachsene mit Christopher Ecker, 06.06.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

06.06.2019, 16:00 h

"Texte unter der Lupe"

Textwerkstatt für Jugendliche und junge Erwachsene mit Christopher
Ecker



Wer selbst Texte schreiben möchte, hat dazu in der Schreib- und
Textwerkstatt "Texte unter der Lupe" mit dem Autor Christopher Ecker
Gelegenheit. Jugendliche und junge Erwachsene ab 14 Jahren sind
einmal monatlich ins Literaturhaus eingeladen, um eigene und fremde
Texte zu diskutieren und Anregungen für das eigene Schreiben und den
kritischen Umgang damit zu finden.

Teilnahme frei (Anmeldung erbeten unter 0431 / 579 68 41)

Veranstalter: Junges Literaturhaus Schleswig-Holstein mit
freundlicher Unterstützung der Investitionsbank S-H

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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AUSSICHTEN/8662: Und morgen, den 07. Juni 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 07.06.2019 bis zum 08.06.2019 +++






[image: Jean-Luc 8662 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Windig warm,

Wolkenhänger,

Mückenschwarm,

Jean, der Fänger.
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FORSCHUNG/201: Textilien der Prähistorie (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 05.06.2019

Textilien der Prähistorie



Ein Verbundprojekt unter der Federführung des Landesamtes für
Denkmalpflege (LAD) im Regierungspräsidium Stuttgart untersucht erstmals
systematisch die kultur-historische Bedeutung des prähistorischen
Textilhandwerks in Baden-Württemberg. Das Bundesministerium für Bildung
und Forschung (BMBF) fördert das Vorhaben über drei Jahre mit insgesamt
knapp einer Millionen Euro. Mit dabei ist auch die Universität Würzburg.




[image: Foto: © LAD/RPS, Y. Mühleis]

Fischernetz aus Faserlein, Hornstaad-Hörnle 1A, ca. 3900 v. Chr.

Foto: © LAD/RPS, Y. Mühleis



Bei archäologischen Ausgrabungen prähistorischer Pfahlbausiedlungen an den
Ufern des Bodensees und den Seen und Mooren Oberschwabens werden
regelmäßig Reste von Textilien geborgen. Diese haben sich im feuchten
Milieu hervorragend erhalten. Zum Repertoire der Textilfunde gehören Reste
von Seilen, Netzen, Behältern, Schuhen und Kleidung.

Die Anfänge der europäischen Textilentwicklung

Im Rahmen des neuen textilarchäologischen Projekts werden die
vorgeschichtlichen Textilien umfassend katalogisiert, zeitlich eingeordnet
und hinsichtlich ihrer Funktion und Herstellungstechnik untersucht. Ziel
ist es, Veränderungen in der Nutzung und Technik von Textilien über lange
Zeiträume hinweg zu rekonstruieren und besser zu verstehen. Darüber hinaus
untersuchen die Forscherinnen und Forscher erstmals systematisch, welche
Techniken bereits zu Zeiten der Sammler und Jäger bekannt waren und sich
auch in den darauf folgenden Zeiten der frühen sesshaften Bauern erhalten
haben.

Das Projekt widmet sich außerdem der Untersuchung der Entstehung von
Rinden- und Basttextilien ab den ersten Funden zur Zeit der Jäger und
Sammler und ihres Wandels bis hinein in die Bronzezeit. Die Gehölzbaste
stehen ganz am Anfang der frühen europäischen Textilentwicklung. Ab dem 4.
Jahrtausend vor Christus werden diese Gehölzbaste zunehmend von gewebten
Textilien abgelöst.

Wichtige Ergebnisse sollen abschließend der Forschung in Datenbanken,
Katalogen und Publikationen ebenso wie der Öffentlichkeit bei einer
Ausstellung präsentiert werden.

Würzburger Museologen konzipieren Wanderausstellung

An dieser Stelle kommt die Professur für Museologie der
Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) ins Spiel. Sie ist
federführend bei der Konzipierung und Realisierung einer Wanderausstellung,
die die im Rahmen des Forschungsprojekts erzielten Ergebnisse vorstellen
wird mit dem Ziel, die Textilarchäologie stärker in den Fokus der
universitären Forschung wie der Öffentlichkeit zu rücken.

Diese Wanderausstellung wird zuerst im Federseemuseum (Bad Buchau)
gezeigt, um danach weitere Ausstellungsstationen zu durchlaufen. "Dabei
geht es nicht nur darum, komplexe wissenschaftliche Inhalte in
verständliche Texte zu übersetzen, sondern der Ausstellung ein
ansprechendes Design zu 'verpassen'" und sie durch spezielle Mitmach- und
Hands on-Angebote auch für breitere Besuchergruppen interessant zu
machen", erklärt Guido Fackler, Inhaber der Professur an der JMU.




[image: Foto: © LAD/RPS, Y. Mühleis]

Korbfragment aus Spiralwulstechnik, Hornstaad-Hörnle 1A, ca. 3900 v.
Chr.

Foto: © LAD/RPS, Y. Mühleis



Verbundpartner des BMBF-Projekts "Die kulturhistorische Bedeutung des
Textilhandwerks in den prähistorischen Feuchtbodensiedlungen am Bodensee
und Oberschwaben - im Kontext von Anforderungen an textile Objekte und
ihre Wahrnehmung" (THEFBO) sind:


	Archäologisches Landesmuseum Baden-Württemberg und Federseemuseum Bad Buchau

	Curt-Engelhorn-Zentrum Archäometrie (Reiss-Engelhorn Museen): Forschungsstelle Textil

	Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg: Institut für Ur- und Frühgeschichte

	Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart (LAD): Textilarchäologie

	Universität Würzburg: Professur für Museologie



Die Projektleitung im Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium
Stuttgart liegt bei Dr. Johanna Banck-Burgess - Textilarchäologie
(Verbundkoordination).


Weitere Informationen:

http://www.thefbo.de

Homepage des Forschungsverbunds

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, Gunnar Bartsch, 05.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MITTELALTER/026: Genomforschung - Die Pest kam in mehreren Wellen in das frühmittelalterliche Bayern (idw)


Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns - 05.06.2019

Genomforschung: 

Die Pest kam in mehreren Wellen in das frühmittelalterliche Bayern



Ein internationales Forschungsteam hat menschliche Überreste von 21
archäologischen Fundorten untersucht, um mehr über Auswirkung und
Evolution des Pesterregers Yersinia pestis während der ersten Pestpandemie
(541-750 n. Chr.) zu erfahren. In einer Studie, die nun in der
Fachzeitschrift PNAS publiziert wurde, gelang es dem Team, das gesamte
Erbgut aus Überresten verschiedener, über 1300 Jahre alter Pestbakterien
aus Deutschland und erstmals auch darüber hinaus aus Großbritannien,
Frankreich und Spanien zu rekonstruieren. So konnte eine bisher unbekannte
Vielfalt an Pesterregern aufgedeckt werden, die unter anderem neue
Erkenntnisse über die Pest im frühmittelalterlichen Bayern liefert.

Im Jahr 541 begann im Byzantinischen Reich eine verheerende Seuche, die
sog. "Justinianische Pest", benannt nach dem damals regierenden Kaiser
Justinian I. In der Folge suchte die Krankheit für nahezu 200 Jahre in
mehreren Wellen Europa und den Mittelmeerraum heim. Zeitzeugen
hinterließen Berichte über das Ausmaß der Pandemie, die Schätzungen
zufolge bis zu 25% der Bevölkerung des Mittelmeerraumes ausgelöscht hatte.
Paläogenetische Studien an baiuvarischen Gräbern aus Aschheim (Lkr.
München) und Altenerding (Lkr. Erding) in Bayern konnten in den letzten
Jahren nachweisen, dass tatsächlich der Pest-Erreger, das Bakterium
Yersinia pestis, für die Pandemie verantwortlich war. Bisher war nur diese
eine Variante des Pestbakteriums aus dem frühmittelalterlichen Bayern
bekannt, nun konnten weitere, bisher unbekannte Peststämme identifiziert
werden, die vom sechsten bis ins achte Jahrhundert Europa heimsuchten. Die
Untersuchung ihrer Verwandtschaft gibt Aufschluss über die Ausbreitung der
Pest.

Neue Nachweise der Pest in Bayern und erstmals auch in Großbritannien,
Frankreich und Spanien

In der neuen Studie analysierte ein internationales Forschungsteam unter
Führung von Johannes Krause, Direktor am Max-Planck-Institut für
Menschheitsgeschichte, menschliche Überreste aus Mehrfachbestattungen von
21 archäologischen Fundorten in fünf Ländern. Angestoßen wurde die Studie
unter anderem durch die Staatssammlung für Anthropologie und Paläoanatomie
München (SNSB-SAPM). In Zusammenarbeit mit der Archäologischen
Staatssammlung, sowie Archäologen der LMU München und des Landesamts für
Denkmalpflege wurden systematisch frühmittelalterliche
Mehrfachbestattungen aus Bayern auf den Pesterreger hin untersucht. Dabei
wurden mehr als achtzig Proben von 16 Gräberfeldern bearbeitet. Die DNA
des Pesterregers Yersinia pestis wurde in zwölf Individuen nachgewiesen,
die in frühmittelalterlichen Gräberfeldern in Dittenheim (Lkr.
Weißenburg-Gunzenhausen), Unterthürheim (Lkr. Dillingen/Donau), Petting und
Waging (beide Lkr. Traunstein) bestattet wurden.

Für Dittenheim, Unterthürheim und Petting konnten sogar ganze
Y.-pestis-Genome rekonstruiert werden. Außerdem gelang es dem Team zum
ersten Mal, frühmittelalterliche Y.-pestis-Genome außerhalb Bayerns,
nämlich aus Großbritannien, Frankreich und Spanien zu sequenzieren. Während
historische Berichte eindeutig von frühmittelalterlichen Epidemien in den
Mittelmeerländern wie Frankreich und Spanien berichten, galt es bislang
als fraglich ob es die Justinianische Pest auch bis nach Großbritannien
geschafft hatte. Mit dem nun vorliegenden Nachweis des Pesterregers in
einem angelsächsischen Gräberfeld in England (Edix Hill) dürften die
langjährigen Spekulationen darum beendet sein.

Vielfalt von Yersinia-pestis-Stämmen während der ersten
Pestpandemie

Die acht im Rahmen der Studie neu rekonstruierten Genome offenbarten eine
bislang unbekannte Vielfalt von Pesterreger-Stämmen im Europa des 6. bis
8. Jahrhunderts. "Trotz der Vielfalt haben die Genome allerdings nur eine
einzige gemeinsame Abstammungslinie. Dies deutet darauf hin, dass die Pest
wohl nur einmal in den Mittelmeerraum bzw. nach Europa eingetragen wurde",
erklärt Marcel Keller, einer der Hauptautoren, der für die Studie als
Doktorand am Max-Planck-Institut für Menschheitsgeschichte sowie an der
Staatssammlung für Anthropologie und Paläoanatomie tätig war. "Sie hatte
sich vermutlich in Nagetierpopulationen in Europa oder dem Nahen Osten
festgesetzt und wurde von dort auch immer wieder auf den Menschen
übertragen, wodurch es wiederholt zu Epidemien kam."

Mindestens zwei Pestwellen in Bayern

Auch in Bayern brach die Pest wohl öfter aus: "Während die Genome aus
Unterthürheim und Dittenheim identisch mit den ersten Genomen aus Aschheim
und Altenerding sind, haben wir in Petting einen zweiten, unabhängigen,
wenn auch nah verwandten Peststamm gefunden", erklärt Ko-autorin Michaela
Harbeck von der Staatssammlung für Anthropologie und Paläoanatomie
München. "Dies deutet darauf hin, dass Bayern von mindestens zwei
Pestwellen betroffen war."

"Diese Entdeckung ist sehr bedeutsam, da wir im Gegensatz zu den anderen
Regionen für die Pest im frühmittelalterlichen Bayern keinerlei
schriftliche Belege haben. Anhand der nun insgesamt sechs bayerischen
Fundorte mit Pestnachweis können wir sehen, wie umfassend die Region
damals von der Seuche betroffen war. Ohne die paläogenetischen Nachweise
wäre uns das heute völlig unbekannt", führt Brigitte Haas-Gebhard von der
Archäologischen Staatssammlung aus.


Originalpublikation:

Keller M, Spyrou MA, Scheib CL, Neumann GU, Kröpelin A, Haas-Gebhard B,
Päffgen B, Jochen Haberstroh J, i Lacomba AR, Raynaud C, Cessford C,
Durand R, Stadler P, Nägele N, Bates JS, Trautmann B, Inskip S, Peters J,
Robb JE, Kivisild T, Castex D, McCormick M, Bos KI, Harbeck M, Herbig A,
Krause J (2019) Ancient Yersinia pestis genomes from across Western Europe
reveal early diversification during the First Pandemic (541-750).
Proceedings of the National Academy of Sciences of the United States of
America

https://doi.org/10.1073/pnas.1820447116


Weitere Informationen unter:

http://www.snsb.de 

- Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns

http://www.sapm.mwn.de 

- Staatssammlung für Anthropologie und Paläoanatomie München

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1697

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns, 05.06.2019 09:00
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/442: Iran-Report Nr. 6 - Juni 2019


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 6 - Juni 2019

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Austritt der USA und der
Wiedereinführung von Wirtschaftssanktionen droht das Atomabkommen zu
scheitern. Der erhoffte wirtschaftliche Aufschwung, die Öffnung nach
außen und vor allem auch die Liberalisierung der theokratischen
Staatsordnung sind in weite Ferne gerückt. Über den Kurs des Landes,
auch über die Rolle Irans in der Region, ist sich die Staatsführung
nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon seit geraumer Zeit
zwischen Konservativen und Reformern tobt, ausgehen wird, ist
ungewiss. Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen
aus. Auch um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen
und Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.


INNENPOLITIK

• Rohani verlangt Vollmachten

• Die Folgen der Überschwemmungen 

• Rohanis Bruder zu Gefängnisstrafe verurteilt 

• UN zeigt sich entsetzt über Hinrichtung von zwei Jugendlichen 

• Gewaltsame Auseinandersetzungen am Tag der Arbeit


ROHANI VERLANGT VOLLMACHTEN

Bei einem Treffen mit Geistlichen am 21. Mai hat Präsident Hassan
Rohani erweiterte Vollmachten der Regierung gefordert. Das Land
befinde sich in einem "Wirtschaftskrieg." Durch die Sanktionen, die
die USA gegen Iran verhängt hätten, seien tiefgreifende Probleme
entstanden, die bewältigt werden müssten und rasche Entscheidungen
nötig machten. Der Präsident verglich die Lage mit der in der Zeit
des Iran-Irak-Kriegs (1980-1988). "Damals wurden alle Angelegenheiten
des Krieges und der Wirtschaft von einem Obersten Rat geregelt und
alle Entscheidungen von diesem Rat getroffen," sagte er.

Auch bei einem Treffen mit Journalistinnen und Journalisten am 25.
Mai wiederholte Rohani seine Forderung nach erweiterten Vollmachten.
Revolutionsführer Ali Chamenei habe ihn aufgefordert, "in der
Ausnahmesituation" das Kommando über die Wirtschaft zu übernehmen.
Der "Kriegszustand," in dem Iran sich befinde, unterscheide sich vom
Normalzustand, sagte er.

Zuvor hatte Rohani sich über den engen Rahmen der Befugnisse der
Regierung beklagt. Bei einem Treffen mit Vertretern verschiedener
Fraktionen am 12. Mai sagte er, in einigen Bereichen habe die
Regierung überhaupt keine Entscheidungsmöglichkeit. "Wenn Forderungen
an uns gestellt werden, sollte man sich darüber informieren,
inwieweit die Regierung dazu befugt ist, in dem betreffenden Bereich
Entscheidungen zu treffen." Als Beispiel nannte er die Bereiche
Außenpolitik, Kultur, und den Bereich Cybertechnologie. Die Frage
sei, inwieweit die Regierung überhaupt dafür zuständig sei, Auswege
aus der gegenwärtigen Krise zu beschließen, bemerkte Rohani.

Beim selben Treffen mit der Presse sagte Rohani, wenn es seine
Regierung nicht gebe, wäre das Atomabkommen nicht zustande gekommen.
Auch nach dem Abschluss des Abkommens habe seine Regierung
Entscheidungen getroffen, die eine Kritik gegen das Land
ausgeschlossen hätten. Die Folge sei, dass heute die Weltgemeinschaft
nicht das Verhalten Irans, sondern das der USA verurteile. Darauf sei
seine Regierung stolz.

Warum ohne seine Regierung das Atomabkommen nicht zustande gekommen
wäre, führte Rohani nicht weiter aus. Gemeint waren vermutlich die
Gegner des Abkommens im Inland, die der Regierung auch nach dem
Abkommen ständig Steine in den Weg legten. Er wolle darauf nicht
eingehen, das sei in dieser Krisensituation nicht angebracht, sagte
er.

Vermutlich hatte Rohani bei seinen Äußerungen auch Revolutionsführer
Chamenei im Blick. Chamenei hatte wenige Tage zuvor bei einer Rede
Rohani und Außenminister Mohammad Dschawad Sarif wegen des
Atomabkommens kritisiert. Vor einer Versammlung von Studenten hatte
er gesagt, er habe seine Zustimmung zum Atomabkommen an bestimmte
Bedingungen geknüpft. Dass das Abkommen ohne diese Bedingungen
geschlossen worden sei, daran habe er keine Schuld. Er habe an dem
Vertrag viel zu beanstanden gehabt und habe den Staatspräsidenten und
Außenminister immer wieder auf diese Schwachpunkte aufmerksam
gemacht.

Offenbar will Chamenei die Regierung für die gegenwärtige Lage, die
nicht zuletzt mit dem Abkommen zu tun hat, verantwortlich machen.
Dabei hatte Rohani während der Atomverhandlungen immer wieder
öffentlich erklärt, dass die Regierung jeden Schritt mit dem
Revolutionsführer bespreche und seine Zustimmung einhole.

Chamenei hatte auch früher einmal gedroht, sollten die USA das
Atomabkommen "zerreißen," werde Iran es "verbrennen." Das hat er aber
- zumindest bis jetzt - nicht getan.

Rohani wiederholte seine Forderung nach einer Volksbefragung über das
Atomabkommen. Ein Referendum würde "die Sackgasse," in der Iran
stecke, "durchbrechen," sagte er. Er hatte schon 2004, als er selbst
Atomunterhändler war, eine Volksbefragung vorgeschlagen. Chamenei
habe dem Vorschlag damals zugestimmt, doch es sei nichts daraus
geworden, sagte Rohani.


DIE FOLGEN DER ÜBERSCHWEMMUNGEN

Die jüngsten Überschwemmungen in Iran haben schwere Schäden
angerichtet. Die Flutkatastrophe war die Schlimmste seit mehr als
fünfzig Jahren. Laut einem Bericht des Welternährungsprogramms (WFP)
der Vereinten Nationen sind mehr als zwei Millionen Menschen auf
Hilfe angewiesen. Es gab mindestens 78 Tote und mehr als 1.100
Verletzte. 270.000 Menschen verloren ihre Unterkünfte. Die gegen Iran
bestehenden Sanktionen haben Hilfeleistungen aus dem Ausland
erheblich erschwert.


ROHANIS BRUDER ZU GEFÄNGNISSTRAFE VERURTEILT

Wie der Leiter des Verwaltungsgerichts, Hamidresa Hosseini, am 4. Mai
mitteilte, wurde der Bruder des Präsidenten Rohani, Hossein Fereidun,
zu einer nicht weiter konkretisierten Gefängnisstrafe verurteilt. Zu
manchen Vorwürfen habe es einen Freispruch gegeben, andere habe das
Gericht mit Gefängnis bestraft, sagte Hosseini. Es gebe noch eine
weitere Akte, mit der sich das Gericht noch nicht befasst habe.

Ingesamt geht es um verschiedene Korruptionsfälle. Fereidun wurde im
September vergangenen Jahres in Haft genommen, aber am nächsten Tag
gegen eine hohe Kaution freigelassen. Der Prozess gegen ihn begann im
Februar dieses Jahres.

Fereidun war ein enger Berater des Präsidenten. Er nahm auch an den
Atomverhandlungen teil. Es wurde gemunkelt, er sei "Aug und Ohr des
Präsidenten." Dass die beiden Brüder nicht denselben Familiennamen
haben liegt daran, dass Rohani seinen Nachnamen bereits vor
Jahrzehnten geändert hatte.

Die Verhaftung Fereiduns und das nun erfolgte Urteil haben sicherlich
auch mit dem innenpolitischen Machtkampf zwischen den verschiedenen
Lagern zu tun. Der Rivale von Rohani im Wahlkampf 2017, Ebrahim
Raisi, der vom Revolutionsführer Ali Chamenei vor kurzem zum
Justizchef ernannt wurde, hatte Rohani schon damals vorgeworfen, er
habe versucht, die Justiz an der Strafverfolgung seines Bruders zu
hindern.

Laut Hosseini ist das Urteil nicht endgültig. Fereidun könne dagegen
Widerspruch einlegen. Fereidun bestreitet alle Vorwürfe.


UN ZEIGT SICH ENTSETZT ÜBER HINRICHTUNG VON ZWEI
JUGENDLICHEN

UN-Menschenrechtskommissarin Michelle Bachelet hat am 3. Mai mit
aller Schärfe gegen die Hinrichtung von zwei Minderjährigen in Iran
protestiert. "Ich bin entsetzt," sagte sie. Es sei ein klarer Verstoß
gegen internationales Recht. Iran habe sowohl den UN-Zivilpakt als
auch die UN-Kinderkonvention unterzeichnet. Auch das
UN-Kinderhilfswerk UNICEF verurteilte die Hinrichtung.

Die beiden 17-jährigen waren vor zwei Jahren mit dem Vorwurf der
Vergewaltigung und Raub festgenommen worden. Bachelet warf der
iranischen Justiz vor, kein ordentliches Verfahren durchgeführt zu
haben. Die Jugendlichen seien zu falschen Geständnissen gezwungen
worden. Zudem seien weder die Verurteilten selbst noch ihre Anwälte
und Angehörigen zuvor über die Hinrichtung, die am 14. April
stattfand, informiert worden. Bachelet forderte Iran auf, die
Hinrichtungen von Jugendlichen ab sofort einzustellen.

Die Menschenrechtsorganisation Amnesty International veröffentlichte
eine Erklärung, in der es heißt, die Jugendlichen Mehdi Sohrabfar und
Amin Sedaghat seien in der südlich gelegen Stadt Schiras hingerichtet
worden. Zuvor seien sie ausgepeitscht worden. Amnesty verurteilte die
Hinrichtung auf das Schärfste.


GEWALTSAME AUSEINANDERSETZUNGEN AM TAG DER ARBEIT

Fast 20 unabhängige Arbeiterorganisationen hatten zum Tag der Arbeit
am 1. Mai zu einer Kundgebung vor dem Parlament in Teheran
aufgerufen. Auch einige Lehrer- und Studentenverbände hatten ihre
Teilnahme angekündigt. Ordnungskräfte versuchten die Versammlung zu
verhindern. Es kam zu gewaltsamen Auseinandersetzungen. Einige
Teilnehmer, darunter bekannte Gewerkschaftler, wurden festgenommen.

Die Demonstranten forderten höhere Löhne, protestierten gegen
Privatisierungen und Repressalien gegen unabhängige Gewerkschaften.
"Brot, Arbeit und Freiheit sind unsere verbrieften Rechte,"
skandierten sie.

Bereits vor Tagen wurde über Festnahmen von aktiven Gewerkschaftlern
und Drohungen gegen sie berichtet. Hossein Solfaghari,
Vizeinnenminister, erklärte Ende April, "wir dürfen nicht zulassen,
dass Arbeiterversammlungen auf den Straßen veranstaltet werden."

 * 


KULTUR

• Drei Mitglieder des Schriftstellerverbands zu je sechs Jahren Gefängnis verurteilt

• Schauspielerin Afschar wurde von der Justiz vorgeladen 

• Frau wegen "Kulturinvasion" verurteilt 

• Proteste wegen Kleidungsvorschriften an der Teheraner Universität


DREI MITGLIEDER DES SCHRIFTSTELLERVERBANDS ZU JE SECHS
JAHREN GEFÄNGNIS VERURTEILT

Die 28. Abteilung des Revolutionsgerichts hat am 15. Mai drei
Mitglieder des iranischen Schriftstellerverbands, Resa Chandan,
Yektasch Abtin und Keywan Bajan, zu je sechs Jahren Gefängnis
verurteilt. Gegen dieses Urteil, das unter dem Vorsitz des Richters
Mohammad Naghiseh gefällt worden war, veröffentlichte der Verein eine
Erklärung. In dieser heißt es: "Das Urteil richtet sich nicht allein
gegen die drei Mitglieder, auch nicht allein gegen den Verband,
sondern gegen alle Schriftsteller und alle Menschen, die die Freiheit
auf Meinungsäußerung beanspruchen." Das Gericht habe die drei
Schriftsteller zu insgesamt 18 Jahren Gefängnis verurteilt, weil sie
Mitglieder des Schriftstellerverbands seien. Weil sie eine
Kulturzeitschrift herausgegeben, einen Sammelband mit Dokumenten über
die 50-jährigen Aktivitäten des Verbands veröffentlicht und sie die
Gräber der Schriftsteller Ahmad Schamlu, Mohammad Mochtari und
Dschafar Pujandeh besucht hätten. Zudem hätten sie eine
Protesterklärung des Schriftstellerverbands gegen die Missachtung des
Rechts der freien Meinungsäußerung, die Todesstrafe und die Zensur
unterzeichnet.

(Schamlu war über Jahre der populärste Lyriker Irans, Mochtari und
Pujandeh waren nachweislich im Auftrag des Geheimdienstes ermordet
worden.)


SCHAUSPIELERIN AFSCHAR WURDE VON DER JUSTIZ VORGELADEN

Ein Geistlicher namens Ghaffar Daryabari hatte gegen die bekannte
Schauspielerin Mahnas Afschar wegen "öffentliche Aufruhr und
Verbreitung von Unwahrheiten" geklagt. Anlass der Klage war die
Kritik von Afschar bezüglich eines Tweets mit dem Bild von Daryabari,
das jedoch mit dem falschen Namen Mostafa Hedschasi veröffentlicht
worden war. In dem Tweet waren Frauen, so viele wie möglich, dazu
aufgefordert worden eine Zweitehe mit den irakisch-schiitischen
Milizen zu schließen. Diese waren aus dem Nachbarland nach Iran
gekommen, um die Hilfskräfte bei der Flutkatastrophe zu unterstützen.
Afschar hatte den Aufruf als "beschämend" bezeichnet und kritisiert,
dass die Aufforderung kein allgemeines Entsetzen hervorgerufen habe.

Daryabari erklärte, bei dem Tweet handele es sich um eine Fälschung.
Er habe nie im Internet kommuniziert. Der Vorfall führte dazu, dass
Afschar in den sozialen Netzwerken mit Beschimpfungen und
Beleidigungen bombardiert wurde. Gegen sie besteht bereits eine
weitere Anklage wegen "Aufforderung zur Prostitution." Diese Anklage
bezieht sich auf Äußerungen Afschars über die jungen Frauen, die 2018
demonstrativ ihr Kopftuch in der Öffentlichkeit abgelegt hatten. Sie
hatte diese Frauen verteidigt und die Kleidungsvorschriften in der
Islamischen Republik kritisiert.

Das US-Außenministerium kritisierte die Anklage. In einer Erklärung
des Ministeriums mit dem Titel "Unterdrückung der Frauenaktivistinnen
durch das Regime in Iran" heißt es: "Die Vereinigten Staaten
verurteilen die Zunahme der Repressionen gegen Frauenrechtlerinnen in
Iran auf das Schärfste." In den letzten Tagen seien die Frauen
Ariani, Arabschahi und Keschawars wegen Protest gegen
Kleidungsvorschriften festgenommen worden. Ferner sei Vida Mowaheddi,
die erste Frau, die öffentlich ihr Kopftuch abgelegt hatte und als
Symbolfigur für die Protestbewegung gegen Kleidungsvorschriften gilt,
zu einem Jahr Gefängnis und eine andere Frauenrechtlerin, Schaprak
Schadjarisadeh aus dem selben Grund zu 20 Jahren Haft verurteilt
worden.

Zudem protestierte das Ministerium abermals gegen das "brutale
Urteil" gegen die Menschenrechtsaktivistin Nasrin Sotudeh, die
kürzlich zu 32 Jahren Haft und 148 Peitschenschlägen verteilt worden
war.

Wie oft zu Beginn des Sommers wurden auch in diesem Jahr die
Kontrollen der Kleidung von Frauen auf den Straßen und öffentlichen
Plätzen verschärft. Neu in diesem Jahr ist, dass zahlreiche Frauen in
Teheran per SMS gewarnt wurden, ohne Kopftuch Auto zu fahren. Sie
wurden aufgefordert, sich bei der Sittenpolizei zu melden. Peinlich,
dass die Empfänger nicht selten keine Frauen, sondern Männer waren.
Manche Frauen, die die Warnung erhalten hatten, waren überhaupt nicht
mit ihren Fahrzeugen unterwegs gewesen.

Am 25. April versammelten sich so viele Frauen vor der Sittenpolizei,
dass es zu einem Verkehrsstau kam. Zunächst wurden die anwesenden
Frauen aufgefordert, eine Warngebühr zu zahlen. Als die Versammlung
immer größer wurde, verteilte die Polizei ein Formular, in dem die
Frauen versichern sollten, nie mehr ohne Kopftuch Auto zu fahren. Und
als schließlich immer mehr Frauen dazu kamen, wurden die Frauen
aufgefordert, nach Hause zu gehen. Die Sache sei erledigt, sagte ein
Sprecher der Sittenpolizei.


FRAU WEGEN "KULTURINVASION" VERURTEILT

Laut einem Bericht der dpa vom 13. Mai ist eine Iranerin, die beim
Kulturinstitut British Council angestellt war und sowohl in Iran als
auch in England arbeitete, unter dem Vorwurf der "Kulturinvasion" zu
zehn Jahren Haft verurteilt worden. Sie habe, sagte Justizsprecher
Gholamhossein Esmaili, im Auftrag des britischen Geheimdienstes M16
"unmoralische Projekte" initiiert und "Kulturinvasion" betrieben. Aus
seinen Ausführungen war nicht zu entnehmen, ob die Frau neben der
iranischen auch die britische Staatsbürgerschaft besitzt.

Die Frau, die nach Angaben des Justizsprechers verschiedene, falsche
Namen benutzte, sei während ihres Studiums in England vom britischen
Geheimdienst angeheuert worden. Sie sollte für M16 in Iran im Bereich
der Kultur arbeiten, mit dem Ziel, die islamischen Werte, vor allem
unter Jugendlichen, zu untergraben. Sie habe unter anderem
Theaterprojekte initiiert und mit Jugendlichen zusammengearbeitet.
Die Frau habe ihre Straftaten zugegeben, sagte Esmaili. Sie sei im
vergangenen Jahr verhaftet worden.

Ebenfalls in Haft befindet sich Nazanin Zaghari-Ratcliffe, eine
40-jährige mit iranisch-britischer Staatsbürgerschaft. Sie war 2016
kurz vor ihrem Abflug aus Teheran festgenommen worden. Der
Projektmanagerin der Thomas-Reuters-Stiftung war Spionagetätigkeit im
Auftrag verschiedener britischer Geheimdienste vorgeworfen worden.
Alle Bemühungen der britischen Regierung um ihre Freilassung waren
bisher vergeblich.


PROTESTE WEGEN KLEIDUNGSVORSCHRIFTEN AN DER TEHERANER
UNIVERSITÄT

Eine Gruppe von Studentinnen und Studenten der Universität Teheran
protestierte am 13. Mai gegen die Verschärfung der
Kleidungsvorschriften und Kontrollen durch die Sittenpolizei. Die
Gruppe versammelte sich vor der Fakultät für schöne Künste, wollte
ins Amphitheater ziehen, wurde aber von Studenten der
Basidsch-Milizen angegriffen. Es kam zu gewaltsamen
Auseinandersetzungen.

Die versammelten Studentinnen und Studenten waren einem Aufruf
verschiedener studentischer Organisationen gefolgt. Darin heißt es:
"Wir betrachten die Präsenz der Sittenpolizisten neben des
Sicherheitspersonals als einen Angriff auf die Privatsphäre der
Studentinnen und als einen eklatanten Verstoß gegen ihre
Menschenrechte. Wir versammeln uns, um kund zu tun, dass wir die
Kleidungsvorschriften und die moralischen Bevormundungen auf das
Schärfste verurteilen." Weiter heißt es in dem Aufruf, die
Studierenden hätten mit ihrem Widerstand ein Mindestmaß an freier
Wahl der Kleidung an der Universität Teheran erreicht. Die Freiheit
der Wahl der Kleidung sei ein verbrieftes Recht aller Bürgerinnen und
Bürger.

Die AFP zitierte in einer Meldung von 14. Mai den
Universitätsvertreter Madschid Sarangi, der behauptete, er habe mit
den Studierenden diskutieren wollen, sei jedoch mit Gewalt daran
gehindert worden. Er bestritt, dass die Sittenpolizei das Gelände der
Universität betreten habe. Weiter sagte er, wie dpa am 13. Mai
berichtete, die Kundgebung sei nicht genehmigt worden. Zudem gebe es
keine neuen Maßnahmen bezüglich des vorgeschriebenen Kopftuchs. Es
sei jedoch selbstverständlich, dass Studentinnen gerade während des
Fastenmonats die Vorschriften befolgen sollten.


INTERNET SOLL SCHÄRFER KONTROLLIERT WERDEN

Irans Oberstaatsanwalt und der neue Staatsanwalt der Hauptstadt
Teheran haben eine schärfere Kontrolle des Internets gefordert. Sie
warfen dem Minister für Kommunikation und Technologie vor, diesen
Bereich vernachlässigt zu haben.

Oberstaatsanwalt Mohammad Dschafar Montaseri sagte bei der
Amtseinführung des neuen Teheraner Staatsanwalts Ali Alghassi Mehr:
"Die Justiz kann und wird die Fortsetzung des jetzigen Zustands nicht
dulden. Sollten keine grundlegenden Änderungen folgen, werden wir
selbst handeln."

Es ist nicht das erste Mal, dass der Oberstaatsanwalt den Minister
kritisiert. Im Januar dieses Jahres sagte er, "Minister Mohammad
Dschawad Dschahromi ist persönlich dafür verantwortlich, dass das
Internet nicht gesäubert wird, dass Gesetze und Bestimmungen nicht
befolgt werden und die Zusammenarbeit zwischen seinem Ministerium und
der Justiz nicht funktioniert." Er forderte den Minister auf, im
staatlichen Fernsehen Rede und Antwort zu stehen.

Montaseri bezeichnete das Internat als "Quelle des Verderbens, der
Unmoral und als günstigsten Ort für Straftaten." Die Statistiken
zeigten eindeutig, dass das Internet ein "Fluch" für das Land sei,
sagte er. Der Minister für Kommunikation müsse erklären, warum er den
Beschluss des Revolutionsführers, ein nationales Internet zu gründen,
nicht umgesetzt habe. Und warum er die einheimischen Netzwerke nicht
gestärkt und er die Gelder, die er zur Unterstützung der eigenen
Netzwerke einsetzen sollte, für "verdammte Netzwerke wie Telegram und
Instagram" ausgegeben habe.

Auch der neue Teheraner Staatsanwalt, Ali Alghassi Mehr, forderte
schärfere Kontrollen des Internets. Das Internet dürfe nicht zu einer
Basis für Zweifler an der Staatsordnung der Islamischen Republik
werden. "Wir beobachten, dass der Schaden, den das Internet gegen die
Grundsätze des Islam anrichtet, bei weitem größer ist als der in der
realen Welt," sagte er.

Ali Alghassi Mehr war eine Woche zuvor vom Justizchef Ebrahim Raisi
als Nachfolger von Abbas Dolatabadi zum Teheraner Staatsanwalt
ernannt worden. Zuvor war er Chef der Justiz in der Provinz Fars.

Mikel Hall, Direktor der Firma Syphon, die Software zur Umgehung von
Filterungen herstellt, sagte in einem Interview mit der BBC am 13.
Mai, Iran verfüge über das fortschrittlichste System des Filterns im
Internet. Zuvor hatte China diese herausragende Stellung, aber Iran
habe China inzwischen überholt. "Iran verfügt über clevere Leute, die
gegen unsere cleveren Leute kämpfen."

Zwischen anderthalb und zwei Millionen Nutzer verwenden die Software,
um die Filterung zu umgehen, sagte Hall. Als im Winter 2018 das
soziale Netzwerk Telegram zensiert worden sei, sei die Zahl der
Nutzer von Syphon auf mehr als 20 Millionen gestiegen.

Hall sprach von einem "Zermürbungskrieg", den Syphon in Iran führe.
Denn bei den Versuchen der iranischen Behörden, Syphon zu
neutralisieren, schädige das Land das eigene Finanz- und
Handelssystem und erschwere auch für die Behörden die Nutzung des
Internets.

 * 


WIRTSCHAFT

• Atomabkommen in Gefahr

• Benzin-Rationierung vertagt

• IWF: Inflation in Iran kann 40 Prozent übersteigen

• Deutsche Unternehmen ziehen sich aus Iran zurück


ATOMABKOMMEN IN GEFAHR

Der zunehmende Druck der USA auf Iran, und die Untätigkeit der
Partner innerhalb des Atomabkommens, treiben Iran immer weiter in
Richtung einer Aufkündigung des Abkommens. Irans Vizeaußenminister
Abbas Araghtschi sagte am 1. Mai der Zeitung Etemad: "Wir haben der
Diplomatie ausreichend Zeit gegeben, aber genug ist genug. Das
Atomabkommen bewegt sich daher rapide in Richtung Endpunkt."

Iran erwartet, dass, nach dem Ausstieg der USA aus dem Abkommen im
Mai vergangenen Jahres, die anderen Vertragspartner (China, Russland,
Deutschland, Frankreich und Großbritannien) dafür sorgen, dass Irans
Interessen gewahrt bleiben. Doch faktisch ist außer verbaler
Bekundungen zum Erhalt des Abkommens, so gut wie nichts geschehen.
Der "maximale" Druck der USA hat dazu geführt, dass Iran
wirtschaftlich am Rand des Abgrunds steht. Es besteht dringender
Handlungsbedarf. Entweder können die anderen Partner Iran helfen,
oder Iran steigt aus dem Abkommen aus. Diese Position findet in Iran
immer mehr Befürworter.

Am 8. Mai gab Teheran bekannt, einen Teil seiner übernommenen
Verpflichtungen aus dem Atomabkommen nicht mehr erfüllen zu wollen.
Es geht um die geltenden Beschränkungen bei den Beständen an
angereichertem Uran und um Schwerwasser. "Die Islamische Republik
Iran sieht sich derzeit nicht verpflichtet, den Beschränkungen bei
der Lagerung von angereichertem Uran und von Schwerwasserreserven
nachzukommen," hieß es in einer Erklärung des Nationalen
Sicherheitsrats. Zudem stellte Präsident Hassan Rohani auf einer im
Fernsehen übertragenen Kabinettssitzung ein Ultimatum. Sollten die
verbliebenen Vertragspartner innerhalb der nächsten 60 Tagen ihre
Zusagen "insbesondere im Öl- und Banksektor" nicht nachkommen, werde
Iran die festgesetzte Grenze der Urananreicherung nicht mehr
beachten, den Schwerwasserreaktor in Arak weiter ausbauen und weitere
Maßnahmen in Angriff nehmen." "Diese zweimonatige Frist wird
definitiv nicht verlängert," sagte Araghtschi. "Wir wollen die
Umsetzung des Atomdeals, nicht ein Wort mehr, nicht ein Wort weniger.
Die nächsten 60 Tage sind daher die letzte Chance für eine
diplomatische Lösung." Geschieht bis dahin nichts, werde Iran die
Urananreicherung ohne Einschränkung wiederaufnehmen und den Umbau des
Schwerwasserreaktors in Arak vollenden.

Die Bundesregierung zeigte sich über die Entscheidung besorgt.
Außenminister Heiko Maas sagte, Deutschland werde weiterhin an dem
Abkommen festhalten. Die Bundesregierung verlange aber von Iran eine
"vollständige Umsetzung." Der britische Außenminister Jeremy Hunt
warnte Iran. "Ich beschwöre Iran, keine weiterreichenden Schritte zu
unternehmen und seine Verpflichtungen einzuhalten," sagte er am 8.
Mai in London nach einem Treffen mit US-Außenminister Mike Pompeo.
"Sanktionen sind im Gegenzug für eine Begrenzung des Atomprogramms
aufgehoben worden. Sollte Iran aufhören, seine Verpflichtungen zu
erfüllen, hätte das Konsequenzen."

Pompeo sagte, die Ankündigung Irans sei vage. Washington wolle
abwarten, was Iran tatsächlich beabsichtige.

Frankreichs Präsident Manuel Macron rief am 9. Mai laut dpa beim
EU-Gipfel im rumänischen Sbiu zum geschlossenen Einsatz für das
Atomabkommen auf. Zugleich sagte er, das Abkommen sei nicht
vollständig. Auch das iranische Raketenprogramm sowie die Aktivitäten
Irans in der Region müssten hinzukommen. "Iran muss in dem Abkommen
bleiben und wir müssen alle darauf hinarbeiten, dass er bleibt."

Die EU lehnte laut Reuters am 9. Mai das Ultimatum Irans ab. In einer
gemeinsamen Erklärung betonten EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini
und die Außenminister Frankreichs, Deutschlands und Großbritanniens,
sie stünden weiter voll hinter dem Abkommen sowie dessen "Bewahrung
und Umsetzung." Sie wiesen das Ultimatum zurück und forderten Iran
"mit Nachdruck auf, seinen Verpflichtungen aus dem Abkommen wie
bisher in vollem Umfang nachzukommen und eskalierende Schritte zu
unterlassen."

Der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses im Deutschen Bundestag,
Robert Röntgen, rief laut dpa vom 9. Mai die EU auf, ihre
Geschlossenheit zu wahren und rasch zu handeln. "Wir brauchen jetzt
eine europäische Initiative für den Mittleren Osten, die sich um
Iran, aber auch um die Nachbarschaft kümmert. Wir haben eine
grundlegende Differenz mit den USA und darum müssen wir es selber in
die eigenen Hände nehmen." Iran sei bislang seinen Verpflichtungen
nachgekommen. Schuld an der gegenwärtigen Krise seien die USA. "Das
ist eine weitere Umdrehung in der Eskalationsspirale, die von den USA
in Gang gesetzt worden ist. Sie haben von ihrer Macht Gebrauch
gemacht, dieses Abkommen in seiner wirtschaftlichen Dimension im
Wesentlichen zu zerstören," sagte der CDU-Politiker im Zweiten
Deutschen Fernsehen. Er räumte ein, dass Iran "eine aggressive,
expansive Regionalmacht" sei. Aber der Gedanke, das Land zur
Kapitulation zwingen zu können, sei abwegig. Mit dieser Politik lasse
sich das Problem nicht lösen, sondern nur weiter verschärfen.

Irans Botschafter bei den Vereinten Nationen, Madschid
Tachtrawantschi, erklärte in einem Interview mit dem Sender "PBS
America" am 9. Mai, das Fenster der Diplomatie sei offen. "Wir hatten
keinen anderen Ausweg, als die Frist von 60 Tagen zu setzen.
Selbstverständlich bleibt aber das Fenster der Diplomatie offen,"
sagte er.

Der Sonderbeauftragte der US-Regierung für Iran, Brain Hook, sagte in
einem Interview mit der BBC am 9. Mai zu den jüngsten Maßnahmen
Irans, das Ultimatum mache ihn nicht nervös, aber "wir beobachten
genau, was Iran tut." Mit dem Ultimatum wolle Iran die Europäer
erpressen. Seit langem treibe Iran mit den Europäern dieses
diplomatische "Katz und Maus Spiel." Es habe das Ziel, ihnen die
Angst einzujagen, Teheran könnte das Abkommen kündigen. "Zum Glück
haben wir das Abkommen verlassen, sind also nicht nervös und werden
nicht so reagieren, wie Iran es wünscht." Wichtig sei, ob Iran mit
den neuen Schritten, die Zeit verkürzt, um zum Bau von Atombomben
gelangen zu können.

Zu der Gefahr eines Krieges mit Iran sagte Hook, die Maßnahmen, die
die USA ergriffen hätten, seien rein defensiv. Es gebe klare Indizien
dafür, dass Iran "Angriffe gegen unsere Interessen und die Interessen
einiger unserer Verbündeten erwägt." Dazu machte Hook keine konkreten
Angaben.

Indes kritisierte Irans Außenminister Sarif die EU-Staaten. "Anstatt
von Iran zu erwarten, sich einseitig an ein internationales Abkommen
zu halten, sollte die EU selbst ihren Verpflichtungen aus dem
Abkommen nachkommen," schrieb Sarif am 10. Mai auf Twitter. Mit ihrem
Ausstieg hätten die USA die EU ein ganzes Jahr lang unter Druck
gesetzt, doch die EU habe, statt zu handeln, immer nur ihr Bedauern
ausgedrückt. Das genau sei der Grund dafür, dass das Abkommen vor dem
Ende stehe.

Überraschend erklärte am 18. Mai Irans Botschafter in London, Hamid
Baidinedschad, in einem Interview mit der BBC, Iran werde auch nach
Ablauf des Ultimatums nicht aus dem Abkommen aussteigen. "Unsere
weiteren Maßnahmen bleiben im Rahmen des Abkommens," sagte er. Zwar
sei die Kündigung eine Option, aber derzeit sei ein solcher Schritt
nicht geplant.

Am 20. Mai gab der Sprecher der iranischen Atom-Organisation, Behrus
Kamalwandi, bekannt, dass Iran sein niedrig angereichertes Uran (3,67
Prozent) in der Atomanlage Natans um das Vierfache erhöht habe. Im
Atomvertrag ist das bis auf 3,67 Prozent angereicherte Uran auf 300
Kilogramm begrenzt. Was darüber hinausgeht muss an ein Drittland
verkauft werden. Zudem erklärte der Nationale Sicherheitsrat: "In
Anbetracht der nationalen Sicherheit und des Interesses des
iranischen Volkes und der im Atomabkommen vereinbarten Rechte Irans
wird verordnet, einige eingegangenen Verpflichtung im Abkommen
einzustellen." Diese Maßnahme sei eine Reaktion auf den Austritt der
USA aus dem Abkommen und auf unzureichende Gegenmaßnahmen der
restlichen Vertragspartner. Sollte der internationale Handel Irans
weiter verhindert und das Abkommen bis Anfang Juli nicht
vertragsgerecht umgesetzt werden, werde Iran sein Uran unbegrenzt
anreichern. Den Aussagen Kamalwandis zufolge, könnte Iran die
Anreicherung innerhalb von vier Tagen auf 20 Prozent erhöhen. Über
all dies habe Iran die Internationale Atombehörde informiert.


BENZIN-RATIONIERUNG VERTAGT

Obwohl Iran zu den Ländern mit den größten Erdölquellen gehört, plant
die Regierung wegen US-Sanktionen das Benzin zu rationieren. Die
Agenturen "Tasnim" und "Mehr" meldeten, ab 1. Mai werde jeder Käufer
von Benzin nur noch 60 Liter im Monat zum bisherigen Preis (10.000
Rials, 0,22 Euro) erhalten. Wer mehr kaufen möchte, müsse dafür mehr
als das Doppelt bezahlen. Die beiden Agenturen stehen den
Revolutionsgarden nahe. Die Folgen der Meldung waren lange Schlangen
an Tankstellen und Proteste der Bevölkerung. Selbst das Parlament
übte scharfe Kritik. "Die Entscheidung kann ohne parlamentarische
Billigung nicht umgesetzt werden," sagte der Abgeordnete Ali
Bachtiar, Mitglied des Energieausschusses.

Die Regierung sah sich zu Dementis gezwungen. Innenminister Abdolresa
Rahmani Fasli bezeichnete, ohne die Namen der Agenturen zu nennen,
die Meldung als "gefährlich." Iran habe keine Probleme bei der
Energieversorgung, sagte er. Eine Entscheidung über Benzinpreise und
mögliche Rationierung sei nicht getroffen worden. Die Meldung habe
viel Aufruhr gestiftet, die Menschen seien besorgt.

Auch Ölminister Bijan Sangeneh warf den Agenturen vor, Lügen zu
verbreiten. "Sie lügen immer." Er kündigte an, später das Thema
ausführlich zu erläutern.

Die Zeitung Dschumhuri Eslami berichtete, nach der Meldung seien die
Taxigebühren mitunter bis über 30 Prozent gestiegen. Die Agentur Fars
meldete, laut "einer Quelle im Ölministerium" hätten "technische
Probleme und die Hysterie im Parlament" die Regierung zur Rücknahme
der Entscheidung gezwungen.

Vizepräsident Eshagh Dschahangiri sagte, während des Besuchs der
Teheraner Buchmesse, den Journalisten, es sei nicht ausgeschlossen,
dass Benzin rationiert werde. Mit Blick auf die wirtschaftliche Lange
und die weitreichenden Sanktionen sagte er, die Regierung habe zwei
Möglichkeiten, um der Krise entgegenzuwirken. Entweder müsse sie sich
direkt in die Wirtschaft einmischen oder der Wirtschaft freie Hand
lassen und die Bevölkerung mit Bargeld unterstützen.

Zu der ersten Möglichkeit sagte er, "angesichts dessen, dass wir in
Richtung Einschränkungen schreiten, wird die Rolle des Staates in der
Wirtschaft immer größer." "Vielleicht werden wir gezwungen sein,
einige Güter zu rationieren." Die zweite Möglichkeit bestehe darin,
der Wirtschaft freie Hand zu lassen und anstatt einige Waren zu
rationieren, die ärmeren Teilen der Bevölkerung finanziell zu
unterstützen. Dschahangiri forderte alle Sachverständigen auf, zu
diesen Vorschlägen Stellung zu nehmen. "Wir müssen uns bald
entscheiden," sagte er.

Laut Parlamentspräsident Ali Laridschani hat das Parlament am 6. Mai
in einer nichtöffentlichen Sitzung, in Anwesenheit des Ölministers
und des Chefs der Planorganisation, eine Rationierung des Benzins
mehrheitlich abgelehnt. Auch eine Preissteigerung des Benzins sei
abgelehnt worden, sagte er. Hingegen habe die Mehrheit vorgeschlagen,
ein "Kartensystem" einzuführen. Der Abgeordnete Behrus Nemati meinte,
mit einem "Kartensystem" könne der Benzinschmuggel vermieden werden.
Mit diesem System lasse sich der Kauf und Verkauf von Benzin
kontrollieren. Wie dieses System genau funktionieren soll, wurde
nicht erläutert.


IWF: INFLATION IN IRAN KANN 40 PROZENT ÜBERSTEIGEN

Den Angaben des Internationale Währungsfonds (IWF) zufolge haben die
US-Sanktionen die Lebenshaltungskosten in Iran enorm in die Höhe
getrieben. Demnach könnte die Inflation in diesem Jahr bis auf 40
Prozent steigen. Die von den USA zusätzlich verhängten Sanktionen
sowie die Weigerung der USA, die Ausnahmegenehmigung für bestimmte
Länder bei Geschäften mit Iran zu verlängern "werden sich eindeutig
negativ auf die iranische Wirtschaft auswirken, sowohl was das
Wachstum betrifft als auch was die Inflation angeht," zitierte
Reuters am 29. April den für die Region zuständigen IWF-Experten
Jihad Azour. "Die Inflation könnte in diesem Jahr 40 Prozent oder
sogar mehr erreichen," sagte er. Auch das Bruttoinlandsprodukt werde
wahrscheinlich um sechs Prozent schrumpfen. Bereits 2018 sank die
Wirtschaftsleistung um 3,9 Prozent.


DEUTSCHE UNTERNEHMEN ZIEHEN SICH AUS IRAN ZURÜCK

Volker Treier, Außenwirtschaftschef des Deutschen Industrie- und
Handelskammertages (DIHK), hat den Einbruch des deutsch-iranischen
Handels verkündet. Er sagte am 26. Mai laut dpa, die Sanktionen der
USA gegen Iran hätten dazu geführt, dass von 120 deutschen
Unternehmen, die in Iran aktiv gewesen seien, nur noch 60 im dem Land
geblieben sind. Deutsche Exporte nach Iran seien im Vergleich zum
Vorjahr um 50 Prozent zurückgegangen, die iranischen nach Deutschland
um 42 Prozent. Die Exporte Deutschlands liegen nur noch bei 330
Millionen Euro. In den ersten drei Monaten des laufenden Jahres
lieferte Iran Waren im Wert von 60 Millionen Euro nach Deutschland.

"Die wirtschaftliche Situation ist delikat und alles andere als
ermutigend für deutsche Unternehmen," sagte Treier der Deutschen
Presseagentur. "Die US-Sanktionen wirken auf die
Wirtschaftsbeziehungen wie ein Vollembargo, weil der Finanzsektor
betroffen ist."

Die Hoffnung der Unternehmen in Europa und Iran konzentrierte sich
zuletzt auf die geplante Einrichtung einer Ersatzgesellschaft, Instex
genannt, die den Handel zwischen Iran und den EU-Staaten abwickeln
sollte. Doch offenbar ist man bislang damit nicht weit gekommen. Dazu
sagte Treier laut dpa: "Instex ist ein Symbol den Amerikaner
gegenüber - dass Europa wirtschaftspolitisch etwas gegen sie zu
setzen hat. Aber Instex läuft noch nicht so, wie es sich deutsche
Unternehmen erhofft hatten." Iran müsste zum Beispiel Öl nach Europa
exportieren können, um es gegen Maschinen austauschen. Aber das ist
wegen Sanktionen gegen den Ölexport nicht möglich. Man müsse
schließlich die Waren miteinander verrechnen können. "So viel
Pistazien und Nüsse kann Iran nicht verkaufen," sagte Treier.

 * 
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KONFLIKT ZWISCHEN IRAN UND USA ERREICHT EINEN NEUEN
HÖHEPUNKT

Die Lage zwischen Iran und USA droht weiter zu eskalieren. Nachdem
die USA am 8. April die iranischen Revolutionsgarden als
terroristisch eingestuft und Iran im Gegenzug "das Regime der USA"
als Unterstützer des Terrorismus und das US-Zentralkommando Centcom
als "terroristisch" bezeichnet hatte, haben die Beziehungen ihren
vorläufigen Tiefpunkt erreicht. Politische Beobachter äußerten die
Befürchtung, dass gar ein unbeabsichtigter Zwischenfall zu einer
folgenreichen militärischen Auseinandersetzung führen könnte, die die
gesamte Region in Mitleidenschaft ziehen würde. Ein Ausweg aus dieser
gefährlichen Lage ist nicht in Sicht. Die Hardliner, sowohl in den
USA als auch in Iran, schüren das Feuer weiter. Es hat aber auch
Schlichtungsversuche gegeben.

Einen Versuch unternahm der als moderat bekannte iranische
Außenminister Mohammad Dschawad Sarif. Er schlug bei einer UN-Sitzung
in New York einen Gefangenenaustausch zwischen Iran und den USA vor.
Inhaftierte Iraner in den USA könnten gegen ausländische Gefangene in
Iran ausgetauscht werden, sagte er. "Wir haben diesen Vorschlag
bereits vor sechs Monaten gemacht. Aber die US-Regierung hat darauf
nicht reagiert."

Bei einer Veranstaltung der Asia Society in New York sagte Sarif, er
glaube, dass die Feinde Irans versuchten, US-Präsident Donald Trump
auf einen höchst gefährlichen Kurs zu bringen. Während Trump Iran zur
Kapitulation zwingen wolle, um dann Verhandlungen zu führen, seien
andere, wie Sicherheitsberater John Bolton entschlossen, "mindestens
einen Regimewechsel" wenn nicht den "Zerfall Irans" herbeizuführen.

Sarif sprach von einem B.B.B.-Team, das auf Trump einzuwirken
versuche. Er meinte damit, neben Bolton, Israels Ministerpräsidenten
Benjamin Netanjahu und den saudischen Kronprinzen Mohammad bin
Salman. Diese Leute versuchten, "verrückte und abscheuliche"
Aktivitäten der USA zu provozieren. Sarif warnte Trump vor einer
"Falle," die ihm das Team gestellt habe. Er drohte den USA mit
Konsequenzen, sollten sie versuchen, Irans Ölexport zu unterbinden.
"Wir werden weiter Käufer für unser Öl finden und wir werden weiter
die Straße von Hormus als sicheren Transportweg für den Export
unseres Öls nutzen. Sollten jedoch die USA zu der verrückten Maßnahme
greifen und versuchen, uns davon abzuhalten, sollten sie sich auf
Konsequenzen einstellen." In einem Interview mit der Agentur Reuters
am 25. April sagte Sarif, er glaube nicht, dass Trump einen Krieg
wolle. "Aber es ist nicht ausgeschlossen, dass er sich in einen
hineinziehen lässt."

Auch Revolutionsführer Ali Chamenei kündigte Reaktionen an, nachdem
die USA erklärt hatten, sie würden die für acht Länder erteilten
Ausnahmegenehmigungen von US-Sanktionen nicht verlängern. Die
Sanktionen der USA seien "feindliche Maßnahmen," die "nicht ohne
Reaktion bleiben werden," schrieb er am 24. April auf Twitter. Die
Revolutionsgarden drohten mit der Schließung der Straße von Hormus.
Der Oberbefehlshaber der Al-Kuds Brigade, einer Abteilung der
Revolutionsgarden für Auslandseinsätze, General Ghassen Soleimani,
lehnte Verhandlungen mit den USA ab. "Eine solche Erniedrigung werden
wir niemals hinnehmen", sagte er am 29. April auf einer Versammlung
von Polizeioffizieren. Die Straße von Hormus, die den Persischen Golf
mit dem Golf von Oman, dem Arabischen Meer und dem Indischen Ozean
verbindet, ist für den Öltransport enorm wichtig. Ihre Schließung
würde die internationale Energieversorgung vor große Probleme
stellen. Washington will dies unter allen Umständen verhindern. Rund
ein Fünftel des weltweit gehandelten Öls wird durch die Straße von
Hormus transportiert.

Iran Präsident Hassan Rohani bezeichnete Trump als einen
"Halbstarken," der ständig versuche, die diplomatischen Bemühungen
Irans zu torpedieren. "Diplomatie ist nur dann möglich, wenn
gegenseitiger Respekt herrscht und kein Druck ausgeübt wird," sagte
er in einer Kabinettssitzung am 24. April. Das sei aber mit einem
"Halbstarken" nicht möglich. Die "Voraussetzung zu Verhandlungen,
Diskussionen und Argumentationen" seien derzeit nicht gegeben. "Wir
müssen zunächst dafür sorgen, dass die USA ihr Verhalten bereuen und
ihnen beweisen, dass ihre Rechnung nicht aufgehen kann." "Krieg oder
Diplomatie, wir können beides," sagte der Präsident. "Alle
amerikanischen Verschwörungen gegen Iran sind in den letzten 40
Jahren gescheitert, und auch dieses Mal wird es nicht anders sein."

Am 4. Mai verkündeten die USA neue "Restriktionen" gegen Irans
Atomprogramm. Demnach sollte jede Unterstützung für eine mögliche
Erweiterung des Atomreaktors in Bushehr mit Sanktionen bestraft
werden, so die Sprecherin des State Department, Morgan Ortagus. Auch
der Export von angereichertem Uran zum Tausch gegen Natururan solle
bestraft werden. Ein Vorgang, der im Atomabkommen ausdrücklich
akzeptiert wurde. Dasselbe betrifft die Lagerung von Schwerwasser,
die künftig ebenfalls bestraft würde.


USA VERLEGEN FLUGZEUGTRÄGER IN DIE REGION

John Bolton, nationaler Sicherheitsberater der USA, hat am 6. Mai in
Washington erklärt, die USA hätten den Flugzeugträger "USS Abraham
Lincoln" und eine "Bomberstaffel" in die Region verlegt. Dies sei
eine Reaktion auf "eine Reihe von beunruhigenden und eskalierenden
Indizien und Warnungen." Die Maßnahme sei eine klare Warnung an Iran.
Washington habe nicht die Absicht, gegen Iran Krieg zu führen,
betonte Bolton. Mit der Verlegung des Flugzeugträgers werde die
Botschaft an Iran ausgesendet, dass die US-Regierung entschlossen
sei, auf jeden Angriff auf Interessen der USA und deren Verbündete
mit "unerbittlicher Härte" zu reagieren. Genauere Angaben zu der
Maßnahme machte Bolton nicht.

Ein Mitarbeiter des Pentagon, der nicht genannt werden wollte, sagte
laut AP vom 6. Mai, Grund für die Entsendung des Flugzeugträgers in
die Region sei die Vermutung, dass Iran und seine Verbündeten eine
Attacke auf US-Truppen planten. Dafür gebe es "klare Indizien." Ziel
des Angriffs seien US-Truppen auf See und an Land.

Die US-Marine hatte Anfang April bekannt gegeben, dass der
Flugzeugträger zuvor die USA verlassen hätte. Zuletzt waren "USS
Abraham Lincoln" und dessen Einsatzträgergruppen im Mittelmeer
stationiert. Nun sollen sie dem US-Zentralkommando, das für den Nahen
und Fernen Osten zuständig ist, unterstellt werden. Es wird vermutet,
dass sie im Arabischen Meer stationiert werden. Derzeit verfügen die
USA über keinen Flugzeugträger im Persischen Golf.

Auf dem Rückflug von einer Europareise sagte US-Außenminister Mike
Pompeo laut dpa am 6. Mai vor Journalistinnen und Journalisten, die
Verlegungen militärischer Einheiten seien seit geraumer Zeit geplant
gewesen. "Wir haben eskalierende Aktionen der Iraner erlebt." Das sei
genauso absolut sicher, wie es sicher sei, dass die USA jedes
Vergehen der Iraner gegen amerikanische Interessen vergelten würden.
Selbst wenn es sich um Aktionen handelte, die von Verbündeten Irans,
wie die libanesische Hisbollah, durchgeführt würden, würde Washington
die iranische Führung dafür verantwortlich machen, so Pompeo.

Die USA werfen Iran viel vor, unter anderem, Iran unterstütze den
internationalen Terrorismus. Zuletzt beanstanden sie, Iran
unterstütze in Venezuela die Regierung von Nicolas Maduro, dessen
Sturz Washington forciert.

Teherans Reaktion auf den Aufmarsch der USA war gelassen. Der
Versuch, Iran militärisch einzuschüchtern, sei "dilettantisch", sagte
der Sprecher des Nationalen Sicherheitsrats, Keywan Chosrawi, am 6.
Mai. "Bolton wollte sich nur aufspielen. Die USA hätten "sicherlich
kein Interesse" das Potential der iranischen Militärmacht kennen zu
lernen. "Boltons Erklärung ist die tollpatschige Wiederauflage einer
Maßnahme der psychologischen Kriegsführung."


IRAN SETZT SEINE VERPFLICHTUNGEN AUS ATOMABKOMMEN TEILWEISE
AUS

Iran gab 15. Mai bekannt, die Erfüllung einiger Verpflichtungen aus
dem Atomabkommen gestoppt zu haben. Über diese Maßnahme hatte Teheran
zuvor die noch verbliebenen Vertragspartner, Deutschland, Frankreich,
Großbritannien, Russland und China, informiert. Demnach wird Iran die
Einschränkung der Produktion vom angereicherten Uran auf bis zu 3,67
Grad und 130 Tonnen Schwerwasser nicht akzeptieren. Zudem forderte
Iran die Partner auf, innerhalb von 60 Tagen Maßnahmen zu treffen,
die Iran vor den Wirtschaftssanktionen der USA schonen. Sollten diese
Staaten der Forderung nicht nachkommen, werde Teheran sein
ursprüngliches Atomprogramm wiederaufnehmen und Uran in großen
Mengen, bis auf 20 Prozent, anreichern. Revolutionsführer Ali
Chamenei sagte, Iran werde es nicht schwerfallen, Uran zum
atomfähigen Material anzureichern. "20 Prozent Anreicherung zu
erreichen ist der wichtigste Schritt. Die nächsten Schritte sind
einfacher als dieser Schritt." Chamenei betonte, dass Iran trotz
zunehmender Spannungen keinen Krieg mit den USA beabsichtige. Aber
verhandeln mit den USA werde Iran auch nicht.

Auch die USA erklärten, keinen Krieg mit Iran zu planen. Dies sagte
der Sonderbeauftragte der US-Regierung für Iran, Bryan Hook, am 8.
Mai in einem Telefongespräch mit Journalistinnen und Journalisten.
Das Ziel sei, einen "maximalen Druck" auf Iran auszuüben, solange bis
das Land eine Kursänderung vornehme.

Am 8. Mai traf US-Außenminister Mike Pompeo überraschend in Bagdad
ein. Dort sprach er von unmittelbaren Bedrohungen, die von Iran gegen
die Einheiten der USA in der Region ausgingen. "Die Botschaft, die
wir hoffentlich an die Iraner gesendet haben, bringt uns in eine
Position der Abschreckung, in der die Iraner es sich zweimal
überlegen werden, amerikanische Interessen anzugreifen," sagte der
Minister, der zuvor seinen geplanten Besuch in Berlin abgesagt hatte.
Geheimdienste hätten über drohende Angriffe der Iraner berichtet,
sagte er, ohne dazu konkrete Angaben zu machen.

Am 9. Mai ordnete Präsident Trump weitere Sanktionen gegen Iran an.
Diese nehmen Irans Metallexporte ins Visier, genauer, die iranische
Eisen-, Stahl-, Aluminium-, und Kupferindustrie. Demnach sollen
Unternehmen oder Banken, die mit Iran in diesen Bereichen Geschäfte
machen, mit Sanktionen bestraft werden. Sollte Iran sein Verhalten
nicht ändern, werde der Druck verstärkt, erklärte Trump. Die neue
Maßnahme solle laut Trump Iran daran hindern, mit Metallexporten
Umsätze zu erzielen, die ins Atomprogramm fließen könnten.

Am 10. Mai kamen widersprüchliche Signale aus den USA. Während Trump
Iran zur Aufnahme von Verhandlungen aufforderte, warnte Pompeo Iran
vor Angriffen auf US-Interessen. "Das Regime in Teheran sollte
verstehen, dass Angriffe von ihm oder seiner Stellvertreter jeglicher
Identität gegen US-Interessen oder US-Bürger mit einer schnellen und
entschlossenen US-Reaktion beantwortet werden," erklärte der
Minister. "Unsere Zurückhaltung bis jetzt sollte von Iran nicht mit
einem Mangel an Entschlossenheit verwechselt werden."

Auf die Frage an Trump, ob die USA einen Krieg gegen Iran planten,
sagte der Präsident: "Ich möchte nicht nein sagen. Aber hoffentlich
wird das nicht geschehen." Er forderte die iranische Führung auf, mit
ihm Kontakt aufzunehmen. "Was sie tun sollten, ist mich anzurufen.
(...) Wir können einen Deal machen, einen fairen Deal. Wir wollen nur
nicht, dass sie Atomwaffen haben."

Am gleichen Tag schloss ein General der iranischen Revolutionsgarden,
Jadollah Dschawani, Verhandlungen mit den USA aus. "Es wird keine
Verhandlungen geben," sagte er. Zudem sagte er, die USA würden es
nicht wagen, Iran anzugreifen.

Am selben Tag warnte die US-Seefahrtsbehörde heimische Frachter und
Öltanker vor möglichen Angriffen, die von Iran oder dessen
Verbündeten in der Region ausgeübt werden könnten. Am nächsten Tag
schickten die USA ein weiteres Kriegsschiff und Flugabwehrraketen in
den Nahen Osten. Den Angaben des Pentagons zufolge handelte es sich
um das Kriegsschiff "USS Arlington." Das Schiff hat
Marineinfanteristen und Amphibienfahrzeuge sowie ein Raketensystem
des Typs Patriot an Bord. Wieder begründeten die USA die Verstärkung
ihrer Militärkraft mit Hinweisen auf angebliche iranische
Angriffspläne, ohne konkrete Angaben zu machen. Bolton sprach von
"einer Reihe beunruhigender und eskalierender Hinweise und
Warnungen."

Außenminister Pompeo erläuterte in einem Interview mit dem Sender
CNBC am 12. Mai die Forderungen der USA an Iran. Zunächst gehe es
darum sicherzustellen, dass es für den Iran keinen Weg zu einer
Atomwaffe geben werde und dass Iran, gemäß der UN-Resolution, sein
Raketenprogramm einstellen müsse. Außerdem seien die "revolutionären
Bemühungen, arabische Hauptstädte wie Damaskus, Beirut oder Sanaa zu
kontrollieren, keine angemessene Betätigung. Das destabilisiert, und
wir bitten sie, sich den normalen Dingen, die normale Staaten tun,
anzupassen. Nicht mehr." Zu den Differenzen mit Europa über das
Atomabkommen sagte Pompeo: "Wenn ich mit ihnen spreche, verstehen sie
die Gefahr, die von der Islamischen Republik Iran ausgeht. Mit dem
Atomabkommen haben sie einen anderen Weg eingeschlagen."


UNTERSCHIEDLICHE STELLUNGNAHMEN IRANS ZU VERHANDLUNGEN MIT
DEN USA

Die iranische Führung ist über den nächsten Schritt im Konflikt mit
den USA uneins. Während Revolutionsführer Ali Chamenei, der in Iran
bei Entscheidungen das letzte Wort hat, sowie die Militärs und die
konservative Geistlichkeit Verhandlungen mit den USA kategorisch
ablehnen, lassen Präsident Rohani und Außenminister Sarif die Tür für
Gespräche einen Spalt weit offen. Bei einem Treffen mit politischen
Aktivisten am 12. Mai knüpfte Rohani mögliche Verhandlungen mit
Washington an Bedingungen. Die USA sollten zunächst den Austritt aus
dem Atomabkommen zurücknehmen und die Sanktionen gegen sein Land
aufheben. Dann wäre Iran zu Verhandlungen bereit, so der Präsident.
Die Hoffnung der USA, durch Druck Iran zur Kapitulation zu zwingen,
sei abwegig. "Kapitulation ist mit unserer Mentalität nicht
vereinbar, und wir werden daher in dieser Situation auch nicht
kapitulieren."

Rohani gab zu, dass sein Land sich zurzeit in einer schwierigen Lage
befindet. Die Situation sei ähnlich wie die während des
Iran-Irak-Krieges, aber problematischer. "Damals hatten wir nicht die
Probleme mit unserem Ölexport und der Zusammenarbeit mit
internationalen Banken." Aber auch in dieser Situation werde Iran
aufrecht bleiben.

Anders als Rohani äußerten sich die Militärs. Amir Ali Haschisadeh,
Chef der Luftwaffe der Revolutionsgarden, zeigte sich unbeeindruckt
von der amerikanischen Militärpräsenz in der Region. "Die Bedrohungen
sind zu Gelegenheiten geworden," sagte er am 12. Mai laut Isna. "Wenn
sie sich (die Amerikaner) bewegen, werden wir sie am Kopf treffen.
Auch der neue Chef der Revolutionsgarden, Generalmajor Hossein
Salami, warf während einer Sitzung im Parlament den USA vor, einen
psychologischen Krieg in der Region begonnen zu haben.


DIE GEFAHR EINES KRIEGES WÄCHST

Die USA haben ihren Waffengang nur vage begründet. Wie aus
Regierungskreisen bekannt wurde, geht es zum einen um die
Befürchtung, Iran könne im Persischen Golf amerikanischen Einrichtung
mit Raketen angreifen. Dies setzt voraus, dass Iran tatsächlich
bereit wäre, eine derartige Provokation, die sicherlich weitreichende
Folgen haben würde, zu riskieren. Wie die New York Times berichtete,
stützt sich das Argument auf Fotos, die montierte Raketen auf Booten
zeigen. Über die Schlussfolgerung aus diesen Fotos, herrscht in der
US-Administration laut New York Times keine Einigkeit. Während die
Hardliner daraus Angriffsabsichten entnehmen, sehen andere darin den
Versuch Irans zur Selbstverteidigung.

Eher könnte das Argument geltend gemacht werden, schiitische Milizen
im Irak könnten gegen amerikanische Basen Anschläge planen. Doch
Iraks Ministerpräsident Adel Abdul Mahdi dementierte am 14. Mai einen
Bericht der Agentur Reuters, der sich auf Informationen aus
irakischen Geheimdiensten stützte. In dem Bericht hieß es, die USA
hätten verdächtige Aktivitäten der Schiiten in Iran beobachtet. Auch
der britische Generalmajor Christopher Ghika, der der
Anti-IS-Operation "InherentResolve" angehört, erklärte am 14. Mai, es
gebe keine erhöhte Bedrohung durch schiitische Milizen in Irak und
Syrien.

Schließlich verweisen die Hardliner in den USA auf Sabotageakte, die
in den vergangenen Tagen in der Region am Persischen Golf
stattgefunden hatten. Hierzu zählen die Angriffe auf Öltanker der
Vereinigten Arabischen Emiraten sowie Drohnenangriffe auf eine
Pipeline in Saudi-Arabien, für die die Huthis in Jemen die
Verantwortung übernahmen. Auch bei diesen Sabotageakten und Angriffen
liegt kein Nachweis über eine Beteiligung Irans vor. Was also sind
die Motive und Absichten der Machtdemonstration der USA? Wird es zu
einer militärischen Eskalation kommen?

Am 13. Mai verschärfte Präsident Trump seine Drohungen gegen Iran.
Sollte Iran etwas gegen die Interessen der USA unternehmen, werde das
Land "stark leiden," sagte er vor Journalinnen und Journalisten im
Weißen Haus. Am 14. Mai berichtete die New York Times, Washington
plane die Entsendung von weiteren 120.000 Soldaten in den Nahen
Osten, sollte Teheran seinen Atomprogramm beschleunigen oder
amerikanische Einrichtungen angreifen. Die Erstellung des Plans hatte
der Zeitung zufolge Sicherheitsberater John Bolton angeordnet. Trump
dementierte am 14. Mai den Bericht vor der Presse. Er bezeichnete ihn
als "Fake News." "Würde ich das machen? Absolut. Aber das haben wir
nicht geplant. Hoffentlich werden wir das nicht planen müssen. Und
wenn wir müssten, würden wir verdammt viel mehr Truppen schicken."

Vermutlich mit Blick auf den Bericht, sagte Irans Revolutionsführer
Ali Chamenei, die Auseinandersetzung mit den USA sei nicht
militärisch, denn ein Krieg sei nicht "vorgesehen." "Weder wir wollen
einen Krieg noch die Anderen, weil sie wissen, dass ein Krieg nicht
in ihrem Interesse ist." Zugleich bezeichnete Chamenei Verhandlungen
mit den USA als "Gift in Potenz." Iran werde Widerstand leisten und
"bei dieser Auseinandersetzung werden die Amerikaner gezwungen sein,
nachzugeben. (...) Manche Leute sagen, Verhandlungen schaden doch
nicht. Verhandlungen sind Gift, solange die USA das sind, was sie
jetzt sind. Und Verhandlungen mit der derzeitigen Regierung ist Gift
in Potenz." Iran sei unter keinen Umständen bereit, über sein
Raketenprogramm und über seine Rolle im Nahen Osten zu verhandeln,
sagte Chamenei weiter. "Sie wollen, dass wir die Reichweite unserer
Raketen niedrig halten, damit wir uns nicht verteidigen können, wenn
sie uns angreifen. Und sie wollen, dass wir auf unseren Einfluss in
der Region verzichten."

Laut Reuters vom 15. Mai warnte ein hochrangiger iranischer
Regierungsvertreter vor einer militärischen Auseinandersetzung. Ein
weiterer Krieg im Nahen Osten hätte "unvorstellbare Konsequenzen." Er
betonte, dass Iran keinen Krieg wolle, sich aber auf alle Szenarien
vorbereitet habe.

"Wir streben grundsätzlich keinen Krieg mit Iran an," sagte
US-Außenminister Pompeo bei dem Treffen mit seinem russischen
Kollegen Sergej Lawrow am 14. Mai in Sotschi. Lawrow sagte er hoffe,
dass "die Vernunft triumphieren" werde und der Bericht der New York
Times sich als falsch erweise.

Am 16. Mai forderte Trump Iran erneut zur Teilnahme an Gesprächen
auf. "Ich bin sicher, dass Iran bald reden will," twitterte Trump. Zu
den Meinungsverschiedenheiten bezüglich der Iran-Politik innerhalb
seiner Regierung, über den die Medien in den USA berichtet hatten,
schieb Trump: "Es gibt überhaupt keinen Streit. Unterschiedliche
Meinungen werden ausgetauscht und am Ende treffe ich eine bestimmte
und finale Entscheidung." Irans Außenminister Sarif, der bislang
Verhandlungen mit den USA nicht ausgeschlossen hatte, sagte bei
seinem Besuch in Japan am 16. Mai, "Es gibt keine Möglichkeit, mit
den Amerikanern zu verhandeln." Er warf den USA vor, den Konflikt mit
Iran zu schüren. Sein Land hingegen übe "maximale Zurückhaltung."
"Wir halten die Eskalation durch die Vereinigten Staaten für
inakzeptabel und fehl am Platz," sagte er.

Am 19. Mai sagte der neue Kommandant der Revolutionsgarden, Hossein
Salami, Iran sei auf einen Krieg bestens vorbereitet. "Unsere Feinde
haben Angst, uns anzugreifen. (...) Dennoch sind alle unsere
Abteilungen auf einen Angriff vorbereitet. Das ist aber nicht genug.
Wir müssen unsere Kraft weiter steigern. Wir haben keine Angst vor
dem Tod, weil wir Muslime an den Märtyrertod glauben."

Am 20. Mai drohte Präsident Trump Iran mit Auslöschung. "Wenn Iran
kämpfen will, wird dies das offizielle Ende Irans sein," twitterte
der Präsident. "Bedroht nie die USA." Darauf reagierte Sarif und
schrieb auf Twitter: "Trump hofft, das zu erreichen, was Alexander
(der Große) und Dschingis (Khan) nicht erreicht haben." Iran
existiere immer noch, während die Aggressoren längst verschwunden
seien. Trump glaube, er könne Iran mit Wirtschaftsterrorismus und
Völkermordabsichten vernichten. "Drohe niemals einem Iraner, aber
versuche es mal mit Respekt. Das könnte besser funktionieren."

Am 20. Mai forderte Iran den UN-Generalsekretär, Antonio Guterres,
dazu auf, sich in den Konflikt einzuschalten und eine diplomatische
Initiative vorantreiben, um der Eskalierung der Spannungen Einhalt zu
gebieten. Die UNO könne angesichts der drohenden Gefahren in dieser
Lage nicht neutral bleiben, schrieb Irans UN-Botschafter, Madschid
Tachtrawantschi, an Guterres. Er warnte, dass jede Provokation einen
Flächenbrand auslösen könnte.

Am 20. Mai forderte der republikanische Senator Lindsey Graham, der
als Vertrauter Trumps gilt, nach einem Treffen mit Sicherheitsberater
Bolton, einen "überwältigenden" militärischen Angriff gegen Iran. Er
sei nach dem Gespräch mit Bolton zu dem Schluss gekommen, dass hinter
den Sabotageakten, gegen Öltanker und Pipelines in den arabischen
Staaten, Iran gesteckt habe, ebenso wie hinter den Drohungen gegen
US-Basen im Irak. Selbstverständlich müssten die USA, nachdem Iran in
den letzten Wochen amerikanische Interessen im Irak bedroht habe, es
dem Land mit einer "überwältigenden militärischen Reaktion"
heimzahlen, sollte Iran seine Drohungen gegen amerikanisches Personal
wahrmachen.

Auch Vizeadmiral Michael Gilday sagte am 24. Mai, die USA seien sich
ziemlich sicher, dass Irans Revolutionsgarden für die Anschläge in
den arabischen Ländern verantwortlich seien.

Demgegenüber schrieb der demokratische Senator Ruben Gallego auf
Twitter, er habe dieselben Geheimdienstinformationen eingesehen.
Lindsey habe den Inhalt nicht korrekt wiedergegeben. Er habe diese
für sich und für die Medien so ausgelegt, wie er wollte.

Am 24. Mai bestätigte Trump die Entsendung von zusätzlichen 1.500
Soldat in den Nahen Osten und erteilte, vorbei an dem Kongress, die
Erlaubnis zum Verkauf von Waffen im Wert von acht Milliarden
US-Dollar an Saudi-Arabien, die Arabischen Emiraten und Jordanien.
Die Soldaten sollen hauptsächlich "schützende Aufgaben" übernehmen.
Als Grund für die Aufstockung nannte er den Konflikt mit Iran. Laut
AFP vom 26. Mai sind derzeit 60.000 bis 80.000 amerikanische Soldaten
in der Region stationiert. Ein hochrangiger Vertreter der
Streitkräfte der Vereinigten Staaten sagte, aus der Sicht der
Militärs seien die iranischen Revolutionsgarden für die jüngsten
Anschläge verantwortlich. Die Aufstockung der militärischen Kräfte
begründete er mit den Provokationen, mit den Iran begonnen habe.

Außenminister Sarif bezeichnete die US-Maßnahmen als "sehr
gefährlich" und "eine Gefahr für den internationalen Frieden und die
internationale Sicherheit." Iran müsse dieser Gefahr entgegenwirken,
sagte er der Agentur Irna am 26. Mai. Die USA behaupteten, die Region
schützen zu wollen. Dabei seien gerade sie die, welche die Sicherheit
und Stabilität der Staaten gefährden.


GIBT ES GEHEIME GESPRÄCHE ZWISCHEN TEHERAN UND
WASHINGTON?

Iran hat bestritten, dass es zwischen Teheran und Washington geheime
Gespräche gebe. Abbas Mussawi, Sprecher des Teheraner
Außenministeriums, sagte am 27. Mai vor der Presse: "Es gibt absolut
keine direkten oder indirekten Gespräche zwischen Teheran und
Washington." Zugleich wurde bekannt, dass Vizeaußenministeriums Abbas
Araghtschi am 26. Mai nach Oman gereist war und Iraks Außenminister
beim Treffen mit seinem iranischen Kollegen Sarif vorgeschlagen hat,
im Streit zwischen Iran und USA zu vermitteln. Den Angaben zufolge
wollte Araghtschi mit der Führung in Oman über die Lage in der Region
sprechen. Oman hatte zuvor bekannt gegeben, dass das Land mit Hilfe
anderer Staaten bemüht sei, im Streit zwischen Teheran und Washington
zu schlichten. Allerdings erklärte Mahmud Waesi, Chef des Büros von
Präsident Rohani, der Besuch Araghtschis in Oman habe mit dem
Konflikt zwischen Teheran und Washington nichts zu tun. Oman hat gute
Beziehungen - sowohl zu Washington als auch zu Teheran. Und das Land
hat schon einmal erfolgreich die Rolle des Vermittlers gespielt und
zwar bei den Atomverhandlungen. Oman war es gelungen, geheime
Gespräche zwischen Teheran und Washington zu organisieren. Diese
führten schließlich dazu, dass die Amerikaner direkt an den
Verhandlungen teilnahmen und es schließlich zu einer Einigung kam.

Auch Irak ist um Vermittlung bemüht. Er fühlt sich von einem
möglichen Krieg zwischen Iran und den USA bedroht. Das Land hat zu
beiden Staaten gute Beziehungen und ist auch wirtschaftlich von ihnen
abhängig. Daher ist die irakische Regierung bemüht, in dem Konflikt
zu vermitteln. Iraks Außenminister Mohammad Hakim sagte auf einer
gemeinsamen Pressekonferenz mit seinem iranischen Kollegen Sarif:
"Wir bemühen uns zu helfen und zu vermitteln. Bagdad bemüht sich um
eine zufriedenstellende Lösung." Zuvor hatte Iraks Ministerpräsident
Adel Abdolmahdi gesagt, seine Regierung werde zur Schlichtung des
Konflikts Delegierte nach Teheran und Washington schicken. Es gebe
keine Gruppe im Irak, die einen Krieg begrüßen würde.

Am 27. Mai erklärte Präsident Trump abermals, seine Regierung plane
keinen Krieg gegen Iran. Er forderte Iran erneut zu Gesprächen auf.
"Ich denke, dass Iran gerne reden würde, und wenn der Iran gerne
reden würde, würden wir auch gerne reden. Wir werden sehen, was
passiert," sagte Trump während seines Besuchs in Tokio. Weiter sagte
er, Japans Ministerpräsident Shinzo Abe sei "eng mit der Führung
Irans." Ob er damit meinte, dass Japan in dem Konflikt vermitteln
könnte, sagte er nicht. Die USA seien nicht bestrebt, einen
Regimewechsel in Iran herbeizuführen, so Trump weiter. "Wir streben
an, dass es keine Atomwaffen gibt." Überraschend fügte er hinzu: Iran
habe die "Chance, ein großes Land zu sein, mit derselben Führung."

Offenbar war Trumps Hinweis auf die guten Beziehungen zwischen Abe
und der iranischen Führung bedeutender als eine Nebenbemerkung. Hat
Trump Japan um Vermittlung gebeten? Wie Irans Außenamtssprecher
Mussavi am 28. Mai der Presse mitteilte, wird der japanische
Ministerpräsident im Juni nach Iran reisen. Abe hatte mit Blick auf
den Konflikt mit Iran zu Trump gesagt: "Wir möchten alles tun, was
wir können." Zu seinem angekündigten Besuch in Teheran sagte Mussavi:
"Der Diplomatie wollen wir weiterhin eine Chance geben."

Irans Außenminister Sarif schrieb zu den Äußerungen Trumps am 28. Mai
auf Twitter: "Nur Taten und Worte können zeigen, was Trumps Absichten
sind. (...) Der wirtschaftliche Terrorismus (die Sanktionen) der USA
fügt dem iranischen Volk Schmerzen zu und erzeugt Spannungen in der
Region." Sollte dies tatsächlich nicht Trumps Absicht sein, müssten
seinen Worten Taten folgen.


DIE MEHRHEIT DER US-BÜRGER ERWARTET KRIEG MIT IRAN

In einer von Reuters/Ipos durchgeführten Umfrage gaben 51 Prozent der
Befragten an, dass sie glauben es käme zu einem Krieg gegen Iran.
Dies meldete die Agentur am 21. Mai. Das sind acht Prozent mehr als
bei einer ähnlichen Umfrage im Juni vergangenen Jahres. Zugleich
äußerten sich 60 Prozent der Befragten gegen einen Erstschlag der
USA. Auf die Frage, ob Iran eine "ernsthafte" oder "akute" Bedrohung
für die USA bilde, antwortete eine Mehrheit von 53 Prozent - sechs
Prozent mehr als im Juni 2018 - mit ja. 39 Prozent lehnten die
Iran-Politik von Präsident Trump ab, 39 Prozent fanden sie richtig.
Die Umfrage fand zwischen 17. und 20. Mai statt; gefragt wurden 1.007
Erwachsene.


IRAN UND DIE NACHBARSTAATEN

Die Drohung Irans, die Straße von Hormus zu schließen, löste
insbesondere in Staaten am Persischen Golf große Sorge aus. "Wir
betrachten diese Drohungen mit Sorge und hoffen, dass unsere Region
von diesen Spannungen verschont bleibt," sagte Kuwaits
stellvertretender Außenminister, Chaled al Dscharrallah, am 28. April
laut der Nachrichtenagentur Kuna.

Am 3. Mai sagte Bahrains Außenminister Scheich Chalid bin Ahmad Al
Chalifa in einem Interview mit der arabischsprachigen Zeitung al
Schargh al awsat: "Wir werden Iran niemals erlauben, auch nur für
einen einzigen Tag die Straße von Hormus zu schließen." Die
Ankündigung, unter Umständen die Straße vom Hormus zu schließen, sei
eine "offene Drohung" gegen die Staaten am Persischen Golf. Iran
wiederhole die Drohung. Doch damit schade das Land auch sich selbst,
sagte der Minister. Er kritisierte die Islamische Republik, die sich
in Angelegenheiten anderer Länder einmische und paramilitärische
Gruppen mit Geld und Waffen unterstütze. Iran habe immer noch die
Möglichkeit, seine Politik zu revidieren, eine Politik, die "das Land
in den Abgrund führt."

Am 7. Mai traf US-Außenminister Mike Pompeo unangekündigt in Bagdad
ein. Damit wolle er die Unterstützung der USA für einen "souveränen,
unabhängigen Irak" signalisieren, sagte er laut dpa. Drei Tage später
landeten Langstreckenbomber der US-Luftwaffe auf einem großen
US-Militärstützpunkt in Katar. Auf Bildern sei zusehen gewesen, wie
mehrere B-52H-Stratofortress-Bomber an der Al-United-Air-Base
angekommen seien, berichtete dpa.

Am 13. Mai kam es vor der Küste der Vereinigten Arabischen Emirate zu
einem Zwischenfall. Das Außenministerium in Abu Dhabi sprach von
einem Sabotageversuch gegen vier kommerzielle Handelsschiffe aus
verschiedenen Ländern. Es habe sich um "staatsfeindliche Operationen"
nahe des Hoheitsgebiets des Landes gehandelt, hieß es. Wie der
saudi-arabische Energieminister mitteilte, sollen bei dem Vorfall
zwei saudische Tanker erheblich beschädigt worden sein. Opfer habe es
nicht gegeben.

Nach dem Ereignis richteten sich alle Blicke gen Iran. Laut dpa vom
14. Mai meinte ein US-Beamter, der nicht genannt wird, Iran könnte
für den Anschlag verantwortlich sein. Eine vorläufige Untersuchung
deute darauf hin, dass Iran oder seine Verbündeten versucht hätten,
die Schiffe mit Sprengstoff zu beschädigen. Iran bezeichnete den
Vorfall als bedauerlich und besorgniserregend und forderte eine
"lückenlose Untersuchung." Außenamtssprecher Abbas Mussawi sagte
derartige Zwischenfälle hätten negative Folgen für die Sicherheit des
Persischen Golfes. Er warnte aber auch vor Verschwörung und
Abenteurertum "ausländischer Elemente," um eine Eskalation der
angespannten Lage herbeizuführen. "Die Länder in der Region sollten
aufpassen, dass dies nicht passiert," sagte Mussawi. Auch der
Parlamentsabgeordnete Heschmatollah Falahatpischeh, Vorsitzender des
Nationalen Sicherheitsausschusses, sagte: "Die Explosionen könnten
von Saboteuren aus einem Drittstaat verübt worden sein, die
Instabilität in der Region schüren wollen."

Zwei Tage nach dem Zwischenfall meldete Saudi-Arabien einen
Drohnenangriff auf seine Ölförderanlagen. Die Verantwortung dafür
übernahmen die jemenitischen Huthis. Der saudische Energieminister,
Chalid al-Falih, teilte mit, bei dem Angriff habe es einen "Brand"
und "leichte Schäden" an einer der beiden Ölpumpstationen gegeben.
Die 1.200 Kilometer lange Ölpipeline mit einer Kapazität von fünf
Millionen Barrel täglich, die die ölreiche Ostprovinz mit dem Hafen
Janbu am Roten Meer verbindet, wurde als Ersatztransportweg gebaut,
für den Fall, dass die Straße von Hormus gesperrt wird. Solche
"Terror- und Sabotageakte im Golf richten sich nicht nur gegen das
Königreich, sondern auch gegen die Sicherheit der Öltransporte für
die Welt," sagte al Falih.

Angesichts des Konflikts mit Iran gaben die USA am 15. Mai bekannt,
dass sie einen Großteil ihrer Diplomaten aus Irak abgezogen hätten.
Es gebe eine "unmittelbare Bedrohung" durch irakische Milizen, die
den Anweisungen Irans folgten, hieß es aus dem Außenministerium.
Geheimdienste der USA hätten über "glaubwürdige Bedrohungen
informiert, die von Kräften ausgingen, welche von Iran unterstützt
würden," sagte ein Militärsprecher. Die US-Truppen in Irak wurden in
Alarmzustand versetzt. Auch Deutschland und die Niederlande setzten
den Einsatz ihrer Soldaten in Irak aus.

Demgegenüber sagte der irakische Ministerpräsident Adel Abdul Mahdi,
die Behörden seines Landes hätten keine ungewöhnlichen Vorkommnisse
beobachtet, die auf eine Bedrohung deuteten. "Wir haben den
Amerikaner gegenüber deutlich gemacht, dass die Regierung ihre
Pflicht erfüllt, alle Beteiligten zu schützen."

Irans Außenminister Sarif erklärte zu den Vorfällen während seines
Besuchs in Indien am 14. Mai, er habe mit solchen Ereignissen
gerechnet. Man brauche kein Hellseher zu sein, jeder, der John Bolton
und Konsorten kenne, wisse, dass alles möglich sei.

Am 16. Mai plädierte die englischsprachige "Arab News" für einen
"chirurgischen Angriff" auf Iran. Sanktionen allein reichten nicht.
Iran sollte "schwer getroffen" werden. Die Zeitung steht der
saudischen Königsfamilie nahe und gilt als Sprachrohr der saudischen
Führung.

Am 19. Mai forderte Bahrain seine Staatsangehörigen auf, Iran und
Irak zu verlassen. Die Maßnahme begründete das Außenministerium mit
der bedrohlichen Lage in der Region. Einen Tag zuvor hatte laut einer
irakischen Behörde der US-Ölkonzern Exxon Mobil mit dem Abzug seines
Personals von einem Ölfeld in der südlichen Provinz Basra begonnen.
Betroffen von der Maßnahme seien ausländische Mitarbeiter oder
Mitarbeiter mit doppelter Staatsbürgerschaft. Irak kritisierte diese
Maßnahme und bezeichnete sie als inakzeptabel. "Der vorübergehende
Abzug mehrerer Mitarbeiter - auch wenn es nur eine kleine Anzahl war -
 hat nichts mit der Sicherheitslage oder einer Bedrohung der Ölfelder
im Südirak zu tun, sondern erfolgt aus politischen Gründen," sagte
Iraks Ölminister Thamer Ghadhban. Er habe den Konzern aufgefordert,
die Mitarbeiter unverzüglich zurückzurufen. Wie bekannt wurde,
handelt es sich um sechzig Mitarbeiter.

Am 20. Mai bestätigte die amerikanische Botschaft in Irak den
Einschlag einer Rakete in Bagdad. Nach Aussage eines Mitarbeiters des
für den Nahen Osten zuständigen US-Regionalkommandos Centcom habe es
sich um eine "minderwertige Rakete" gehandelt, die in der Nähe der
US-Botschaft niedergegangen sei. Die Botschaft befindet sich in der
gesicherten internationalen Grüne Zone. Es habe keine Opfer und
nennenswerte Schäden gegeben. Der Fall werde untersucht. Sollten
dafür Kräfte verantwortlich sein, die mit Iran in Verbindung stehen,
werde man das Land zur Rechenschaft ziehen, sagte ein Sprecher des
US-Außenministeriums. Nach Angaben der irakischen Polizei soll die
Rakete aus einem unbewohnten Gebiet in der Nähe von Bagdad abgefeuert
worden sein.

Am 21. Mai äußerte US-Außenminister Pompeo abermals die Vermutung,
Iran könnte hinter den Sabotageakten stehen. Er sagte nicht, es sei
sicher, sondern es sei "gut möglich." "Angesichts all der regionalen
Konflikte, die wir im vergangenen Jahrzehnt beobachtet haben, und
angesichts der Art von Angriffen scheint es gut möglich zu sein, dass
Iran dahintersteckt," sagte der Minister. Doch derzeit ließe sich
keine "endgültige Schlussfolgerung" ziehen. Und Verteidigungsminister
Patrick Shanahan zeigte sich zufrieden, dass der USA gelungen sei,
"die Gefahr von Angriffen" abzuwenden.

In Reaktion auf diese Äußerungen warf Irans Außenminister Sarif den
USA vor, ein "sehr, sehr gefährliches Spiel zu spielen." "Es wird
sehr schmerzhafte Konsequenzen für alle haben, wenn es eine
Eskalation gegen Iran gibt", sagte er dem Sender CNN am 21. Mai.
Allein die Massenhafte Anhäufung von Militärgeräten könne Unfälle
verursachen, vor allem "wenn es Leute gibt, die an Unfällen
interessiert sind."

Saudi-Arabien behauptete, Iran stecke hinter den Anschlägen.
Vizeverteidigungsminister Chalid bin Salman twitterte am 16. Mai, der
Drohnen-Angriff sei von Teheran angeordnet und von den Huthis
ausgeführt worden. Der Angriff beweise, dass die Huthis nichts
anderes seien als ein Instrument in der Hand der Islamischen
Republik. "Die vom Regime in Teheran angeordneten und von Huthis
ausgeführten Terrorakte schließt die Schlinge um die laufenden
politischen Bemühungen." Ähnlich äußerte sich auch der Staatsminister
für Auswärtiges, Adel al-Dschubair. Die Huthis seien ein Teil der
iranischen Revolutionsgarden, deren Befehle sie ausführten. Am 16.
Mai bombardierten die von Saudi-Arabien angeführte Militärkoalition
Stellungen der Huthis, es gab zahlreiche Tote.

Iran verurteilte den Vergeltungsangriff. Derlei "Verbrechen" müssten
von der Weltgemeinschaft verhindert werden, sagte Außenamtssprecher
Mussawi. "Länder, die die Aggression im Jemen durch Lieferung von
Waffen und Bomben an die Koalition unterstützen, haben eine
Mitverantwortung für dieses Verbrechen und müssen zur Rechenschaft
gezogen werden," sagte er.

Am 16. Mai gab Katar bekannt, dass das Emirat bemüht sei, zwischen
Teheran und Washington zu vermitteln. Außenminister Scheich Mohammed
bin Abdolrahman Al Thai sei wenige Tage zuvor in Teheran gewesen.
Darüber seien die USA informiert worden, meldete der Sender
Al-Dschasira unter Berufung auf eine nicht benannte Quelle. Auch
Iraks Ministerpräsident Mahdi gab am 21. Mai bekannt, dass die
Regierung Delegationen nach Washington und Teheran schicken wolle, um
den Konflikt zwischen den beiden Ländern zu schlichten. Es sei
wichtig "niemanden Raum zu geben, die Situation zu befeuern," sagte
er vor Journalisten am 21. Mai. Sein Land dürfe "kein Kriegsgebiet
und kein Ausgangspunkt für einen Krieg werden." Seine Regierung stehe
mit arabischen und europäischen Regierungen in Kontakt, um eine
Deeskalation der Lage in der Region herbeizuführen, sagte der
Ministerpräsident weiter.

Am 20. Mai warnte der saudische Außenminister Adel al-Dschubair Iran
vor Provokationen. "Das Königreich Saudi-Arabien will keinen Krieg in
der Region und strebe das nicht an ..., aber zur selben Zeit, wenn
die andere Seite den Krieg wählt, wird das Königreich dies mit aller
Kraft und Entschlossenheit bekämpfen und es wird sich, seine Bürger
und seine Interessen verteidigen, "sagte er und fügte hinzu: "Wir
wollen Frieden und Stabilität in der Region, aber wir werden nicht
mit gebundenen Händen dastehen, während die Iraner andauernd
angreifen. Das muss Iran verstehen."

Am 22. Mai zeigte sich der Außenminister von Oman, Youssef bin Alawi
bin, "höchst besorgt" über die Lage in der Region. Auf die Frage der
BBC, ob sein Land zwischen den Parteien vermitteln wolle, sagte er
"nein, nicht so, wie Sie denken." Weiter sagte er, "die beiden Seiten
sollten wissen, dass gegenseitige Schuldzuweisungen äußerst
gefährlich sind." "Sollte es zu einem Krieg kommen, gehe es nicht um
eine oder zwei Wochen, einen oder zwei Monate, es gehe um sein oder
nicht sein." Der derzeitige Konflikt könne einen Flächenbrand
auslösen, der sich nicht nur in der Region ausbreiten, sondern die
ganze Welt in Mitleidenschaft ziehen würde. Er habe bei seinem Besuch
in Teheran festgestellt, dass Iran ohne Grund in diese missliche Lage
geraten sei. Aus der Sicht Irans seien die Sanktionen der USA ohne
Grund und Logik. "Die Iraner sind zu Verhandlungen über ihre
Außenpolitik bereit, aber nicht unter Druck."

Am 26. Mai schlug Irans Außenminister Sarif, nach seinem Treffen mit
seinem irakischen Kollegen in Bagdad, abermals einen
Nichtangriffspakt mit den Staaten am Persischen Golf vor. Iran
wünsche friedliche und freundschaftliche Beziehungen zu allen
Nachbarstaaten und sei für jeden Vorschlag, der diesem Wunsch
entspreche, offen. Am selben Tag sagte der Sprecher des Nationalen
Sicherheitsrats Kejvan Chosrawi: "Ein Land im Süden des Persischen
Golfs hat in einem Schreiben an die UN behauptet, dass Iran eine
Bedrohung für den internationalen Frieden und die Stabilität des
globalen Ölexports sei. Dieses Land soll wissen: Wer Wind sät, wird
Sturm ernten."

Bei einem von Saudi-Arabien einberufenen Außenministertreffen der aus
57 Staaten bestehenden Organisation für Islamische Zusammenarbeit am
30. Mai in Dschidda forderte der saudische Außenminister Ibrahim
al-Assaf von den Versammelten, mit "allen Mitteln der Kraft und
Entschlossenheit" gegen Iran vorzugehen. Die jüngsten Vorfälle
verlangten zwangsläufig von der Region, mehr zu unternehmen, "um
terroristischen Taten von Extremisten und Terrorgruppen zu
entgegnen."


FRANKREICH KÖNNTE GEGEN IRAN SANKTIONEN VERHÄNGEN

Frankreich hat auf die Ankündigung Irans, Teile seiner
Verpflichtungen im Atomkonflikt nicht nachzukommen, mit Androhung von
Sanktionen reagiert. Frankreichs Verteidigungsministerin Florence
Parly antworte auf die Frage, ob die EU auf die Ankündigung Irans mit
Sanktionen reagieren werde: "Es ist wahrscheinlich eines der Dinge,
die untersucht werden. Seitens Europa gibt es heute keine Sanktionen,
weil Iran bisher immer seinen Verpflichtungen zur Kontrolle und
Einhaltung von Atomanlagen in Iran nachgekommen ist," sagte die
Ministerin dem Sender RMC. "Wenn diese Verpflichtungen also nicht
eingehalten würden, würde diese Frage in Europa natürlich gestellt
werden." Frankreich wolle weiterhin an dem Abkommen festhalten.
Angesichts der "Zurschaustellung der Macht der USA" wäre es fatal,
wenn Iran das Abkommen kündigen würde.


GROßBRITANNIEN TEILT DIE SORGEN DER USA

Die britische Verteidigungsministerin Penelope Mary Mordaunt erklärte
am 21. Mai auf die Frage eines Parlamentsabgeordneten, im Falle der
zunehmenden Krise am Persischen Golf werde Großbritannien auf der
Seite seiner Verbündeten, also auch der USA, stehen. London teile die
Sorgen der Vereinigten Staaten und deren Verbündeten über die
destabilisierenden Aktivitäten Irans in der Region am Persischen
Golf. Um die Stabilisierung der Region zu gewährleisten, werde
Großbritannien seine enge Zusammenarbeit mit den Verbündeten
fortsetzen. Auf die Frage, ob London die USA unterstützen werde,
falls Iran einen militärischen Angriff starten würde, sagte die
Ministerin, London sei bereit, seine Verbündeten zu unterstützen.
"Wir haben besonderen Anteil an der Region und haben dort eine Menge
investiert. Wir werden versuchen, gemeinsam mit unseren Verbündeten
die Lage zu schlichten und uns über die wahren Tatsachen, die hinter
den jüngsten Ereignissen stecken, zu informieren."


RUSSLAND UND CHINA KRITISIEREN DIE USA

China hat den Willen Irans an dem Atomabkommen festzuhalten begrüßt.
Nur wenige Stunden nach der Ankündigung Irans, Teile seiner
Verpflichtungen im Atomabkommen ruhen zu lassen, begrüßte China den
generellen Willen Irans, in dem Vertrag zu bleiben und forderte alle
Beteiligten auf, das Abkommen zu unterstützen. Auch Russland
erklärte, die von Iran ergriffenen Maßnahmen seien Folge der
"unklugen Schritte" der USA.

Irans Außenminister betonte bei seinem Besuch in Moskau, dass die
getroffenen Maßnahmen seines Landes nicht die Absicht bedeuteten, aus
dem Abkommen auszutreten. China und Russland seien die einzigen
Staaten, die Iran in dieser Lage unterstützt hätten. "Wir haben
gezeigt, dass wir ein altes Land, ein geduldiges Land sind. Zugleich
sind wir bereit, zur Erlangung unserer Rechte Widerstand zu leisten.
Nun ist die internationale Gemeinschaft am Zug."

Russlands Präsident Wladimir Putin drückte einen Tag nach seinem
Treffen mit US-Außenminister Mike Pompeo in Sotschi sein Bedauern
darüber aus, dass das Atomabkommen mit Iran möglicherweise aufgelöst
werde. "Aber Russland ist keine Feuerwehr, um alles zu retten," fügte
er hinzu. Iran habe seine Verpflichtung voll erfüllt. Das Land stehe
mehr als jedes andere unter Kontrolle. Putin riet Iran, weiterhin an
dem Abkommen festzuhalten. Sollte Iran seine Verpflichtungen nicht
erfüllen, "wird jeder letztendlich Iran für alles verantwortlich
machen," sagte er.

Demgegenüber sagte der Sprecher des Kremls, er bedauere die jüngsten
Maßnahmen Irans. Russland beobachte die Vorgänge in der Region sehr
genau. Leider habe der amerikanische Außenminister bei seinem Besuch
in Moskau die Sorgen Russlands nicht ausräumen können. Die
gegenwärtige Lage zeige die Tendenz zur weiteren Eskalation. Teheran
habe die jüngste Entscheidung nicht freiwillig getroffen, "nicht
initiativ, sondern auf Druck geantwortet." Die USA provozierten Iran.

Russlands Außenminister Sergej Lawrow begrüßte am 27. Mai den
Vorschlag Irans, mit den arabischen Staaten am Persischen Golf einen
Nichtangriffspakt zu schließen. Das wäre ein erster Schritt zur
Entspannung der Lage, sagte er. Zugleich gestand er, dass es unter
den arabischen Staaten keine einheitliche Stellungnahme zu diesem
Vorschlag gebe. Man könne versuchen, einen Prozess mit kleinen
Schritten in Gang zu setzen, zum Beispiel mit mehr Transparenz im
militärischen Bereich, mit gemeinsamen Militärmanövern und anderen
vertrauensbildenden Maßnahmen durch die Vereinten Nationen und die
Europäische Union.

In einem Telefonat mit Bundeskanzlerin Angela Merkel und Frankreichs
Präsident Emanuel Macron warnte Putin vor einer Eskalation der Lage
am Persischen Golf. Nun käme es auf Europa an, entsprechend auf die
Bedenken Irans zu reagieren. Europa könne viele dazu beitragen, die
Handelsbeziehungen mit Iran zu forcieren. Den Angaben Berlins zufolge
unterstrichen die drei Politiker die Notwendigkeit des Erhalts des
Abkommens.

Chinas Außenministerium veröffentlichte am 17. Mai eine Erklärung, in
der es hieß, Chinas Außenminister Wang Yi habe bei einem Treffen mit
seinem iranischen Kollegen Sarif betont, dass China die einseitigen
Sanktionen der USA ablehne. Demnach sagte Wang Yi: "China unterstützt
die Rechte Irans und kann die Position der iranischen Regierung
nachvollziehen."

Sarif sagte bei seinem Besuch in Peking: "Das Atomabkommen kann nur
durch konkrete Schritte erhalten werden und nicht mit Erklärungen.
Mit konkreten Schritten meine ich Maßnahmen, die die Normalisierung
der Wirtschaftsbeziehungen Irans zu anderen Staaten garantieren."


BUNDESREGIERUNG UM ERHALT DES ATOMABKOMMENS BEMÜHT

Die Bundesregierung hat erklärt, sich intensiv für den Erhalt des
Atomabkommens eingesetzt zu haben. Das Auswärtige Amt in Berlin
reagierte mit der Erklärung auf eine Anfrage der Linksfraktion, die
den Vorwurf enthielt für den Erhalt des Atomabkommens mit Iran, nicht
genug getan zu haben. Laut dpa vom 24. Mai hätten Minister und
Staatssekretäre innerhalb eines Jahres 13 Gespräche mit Iran geführt,
sechs davon führte der amtierende Außenminister seit Mai 2018.
Zuletzt habe sich am 24. Mai der politische Direktor im Auswärtigen
Amt, Jens Plötner, einer der engsten Berater des Ministers, zu
Gespräche nach Teheran begeben. Zudem habe die Bundesregierung seit
dem Austritt der USA aus dem Abkommen im Mai vergangenen Jahres
versucht, gemeinsam mit anderen Mitgliedern der EU das Abkommen zu
retten.

Mit diesen Angaben konnte das Ministerium die Fraktion der Linken
offenbar nicht zufrieden stellen. Fraktionsvorsitzender Dietmar
Bartsch sagte der dpa: "Die deutsche Diplomatie hat in Sachen Iran
ein Jahr lang weitgehend geschlafen. Es hätte umgehend und nicht erst
heute eine Krisendiplomatie mit direkten Gesprächen vor Ort und in
Berlin einsetzen müssen, um das Abkommen zu retten." Bartsch
kritisierte, dass die Bundesregierung während der genannten Zeit mehr
Gespräche mit Saudi-Arabien als mit Iran geführt habe, nämlich 16.
Das bezeichnete er laut dpa als "Armutszeugnis." "Mehr Gespräche von
Briten, Franzosen und Deutschen hätten das Ultimatum Irans vielleicht
verhindern und die Folgen der Aufkündigung des Abkommens abmildern
können."


ISRAEL WILL EINE NUKLEARE BEWAFFNUNG IRANS VERHINDERN

Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu betonte am 8. Mai, bei
einer Ansprache zum Soldaten-Gendenktag, sein Land werde Iran niemals
erlauben, in den Besitz von Nuklearwaffen zu gelangen. "Ich habe
gehört, dass Iran sein Atomprogramm fortsetzen will. Wir werden es
Iran nicht gestatten, Atomwaffen zu erlangen."

Israels Energieminister Javel Steinitz sagte laut Reuters vom 12. Mai
dem Fernsehsender Ynet: "Wenn es eine Art Feuerbrunst zwischen Iran
und den Vereinigten Staaten, zwischen Iran und seinen
Nachbarstaaten", gebe, dann sei es möglich, dass Iran gemeinsam mit
der Hisbollah und dem Islamischen Dschihad aus Gaza versuchen würden,
Israel anzugreifen und Raketen auf Israel abzufeuern.


GROßBRITANNIEN: DOPPELSTAATLER SOLLEN REISE NACH IRAN
VERMEIDEN

Großbritannien hat Iranerinnen und Iraner mit britischer
Staatsbürgerschaft vor Reisen nach Iran gewarnt. Doppelstaatler
riskierten, willkürlich festgenommen und schlecht behandelt zu
werden, erklärte das Außenministerium in London. Iranische
Sicherheitsorgane hegten gegen jeden Iraner, der im Besitz der
britischen Staatsbürgerschaft und bei einer britischen Institution
beschäftigt sei, den Verdacht der Spionage. Das gelte auch für jene,
die öffentliche Gelder erhielten oder mutmaßliche Verbindung zur
britischen Regierung hätten.

"Doppelstaatler sehen sich mit einem nicht tolerierbaren Risiko einer
schlechten Behandlung konfrontiert, wenn sie Iran besuchen," warnte
Außenminister Jeremy Hunt. "Trotz wiederholter Versuche
Großbritanniens zur Klärung dieser Fragen, hat sich das Gebaren Irans
verschlimmert." Es gebe keine Handlungsmöglichkeiten mehr. Daher die
Warnung, die auch für Iraner und Iranerinnen gelte, die keine
britische Staatsbürgerschaft hätten, aber bei britischen
Institutionen beschäftigt seien.

Seit 2016 verhandeln die Briten vergeblich mit Iran, um die
Freilassung von Nazanin Zaghari-Tarclif, die sich in iranischer Haft
befindet. Die iranisch-britische Staatsbürgerin war Mitarbeiterin der
Stiftung Thoma Reuters. Ihr wurde Spionage und Versuch zum Sturz des
iranischen Regimes vorgeworfen. Sie wurde zu fünf Jahren Haft
verurteilt.


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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AUSSTELLUNG/9674: Städtische Sammlungen Neu-Ulm - Termine im Juli 2019


Pressemitteilung von: Städtische Sammlungen Neu-Ulm

Termine und Veranstaltungen der Städtischen Sammlungen Neu-Ulm für
Juli 2019



A

Edwin Scharff Museum

Petrusplatz 4

89231 Neu-Ulm

Weitere Informationen und Führungsvereinbarungen unter
0731/ 70 50 - 25 55 (Museumskasse) oder 0731/ 70 50 - 25 20
(Verwaltung)

www.edwinscharffmuseum.de

esm@neu-ulm.de

Öffnungszeiten:

Mo geschlossen

Di, Mi 13-17 Uhr

Do, Fr 13-18 Uhr

Sa, So 10-18 Uhr

Eintrittspreise:

Eintritt 5 EUR (1 Erwachsener und max. 3 Kinder)

Familienkarte 9 EUR (2 Erwachsene und max. 6 Kinder)

Ermäßigt 4EUR (Studenten, Senioren)

Bitte beachten Sie: Kinder und Jugendliche bis 18 Jahre zahlen
prinzipiell keinen Eintritt. Allerdings können pro Erwachsener nur
maximal drei Kinder mitgenommen werden.

Ausstellungen im Kunstmuseum:

Zarte Männer in der Skulptur der Moderne

13. Juli - 3. November 2019

In auffallender Vielzahl bearbeiteten die Bildhauer seit Anfang des
20. Jahrhundert den Topos des unversehrten, aber verletzlichen
Jünglings. Die Konzeption eines empfindsamen männlichen Körperideals
erscheint als bewusste Gegenbewegung zu den heroischen Männerbildern
der Zeit. In einem Umfeld des kriegerisch-militanten
Selbstbewusstseins der späten Kaiserzeit und noch junger
Demokratiebewegungen suchten die vorwiegend männlichen Künstler nach
Verfeinerung von Körper und Geist. Der Kult um die Jugend, der sowohl
in militanten wie in pazifistischen Kreisen in der Zeit um 1900
blühte, beflügelte dieses Ideal des zarten Mannes.

Rund 60 Plastiken von Bildhauern aus drei Generationen, geboren
zwischen 1847 und 1912, sind zu sehen, u. a. von Adolf von Hildebrand,
Renée Sintenis, oder Gerhard Marcks. Zudem wird Hermann Blumenthal
(1905 - 1942), der begabte, früh verstorbene Schüler Edwin Scharffs
(1887 - 1955) besonders gewürdigt.

Die vom Georg Kolbe Museum konzipierte Ausstellung umfasst Werke,
deren Männerbilder teils in herbem Widerspruch zur äußeren
Wirklichkeit und ihrer kanonisierten Geschichtsschreibung stehen.
Gleichzeitig zeigen sie die Vielfalt moderner Geschlechterrollen, die
Ausdruck einer bis heute aktuellen Emanzipationsgeschichte sind.

Vernissage

Freitag, 12. Juli, 19 Uhr

Führungen

jeweils 11.30 Uhr

Sonntag, 28. Juli mit Schriftdolmetscherin

Die kunsthistorische Führung am 28. Juli wird von einer
Schriftdolmetscherin begleitet. Hörbeeinträchtigte Menschen können das
Gesprochene mitlesen.

Weitere kunsthistorische Führungen

Sonntag, 11. August

Sonntag, 25. August

Sonntag, 8. und 22. September

Sonntag, 6. Oktober

Sonntag, 20. Oktober mit Schriftdolmetscherin

Sonntag, 3. November

Führung für Lehrkräfte

Dienstag, 16. Juli und Dienstag, 25. September, jeweils von 16 bis
17.30 Uhr

Mit Philipp Schneider und Julia Gmehlin

Im Ausstellungsrundgang möchten wir Lehrer*innen mit den Themen der
Ausstellung vertraut machen und die Möglichkeiten eines Besuches mit
Schulklassen vorstellen. Die Führung ist kostenlos, um Anmeldung unter
esm@neu-ulm.de bis je eine Woche vorher wird gebeten.

Ausstellung im Kindermuseum:

Hör mal, wer da guckt. Eine Mitmachausstellung zum Hören, Sehen und
Staunen. bis 15. September

Eine Ausstellung in Kooperation mit dem ZOOM Kindermuseum Wien.

Unsere Augen und Ohren sammeln unentwegt Klänge, Bilder, Eindrücke.
Was geschieht mit diesen Informationen im Gehirn? Wie funktionieren
die Sinne Hören und Sehen? Ein Riesenohr, eine betretbare
Mega-Schallwelle und ein Raum, in dem Dein Schatten Dir farbig zuwinkt
und viele weitere Stationen beantworten diese Fragen körperlich
erfahrbar und spielerisch.

Auge und Ohr dienen aber nicht nur der Orientierung und
Wissensaufnahme. Wir sehen jemandem an, ob er glücklich ist und wir
hören schlechte Laune sogar durchs Telefon. Geräusche können
Erinnerungen in uns wecken und bei manchem Anblick schlägt unser Herz
höher.

Und vielleicht ist ein Lachen auch mal gelb?

Kommt, hört, guckt.

Weitere Veranstaltungen:

Künstlerische Streifzüge

Die Streifzüge durch Neu-Ulm mit ortsfremden Künstlern werden dieses
Jahr im Rahmen des Jubiläums 150 Jahre Neu-Ulm fortgesetzt.
Es handelt sich dabei nicht um Führungen, sondern um Rundgänge, die zu
Gesprächen im Flanieren anregen, zu offener Wahrnehmung und zum
Austausch über den Stadtraum und die Kunst im öffentlichen Raum.

Donnerstag, 18. Juli, 18 Uhr mit Rita Lass und Annekathrin Pohle aus
Halle (Saale)

Treffpunkt: Museumshof (Petrusplatz 4)

Im Anschluss an den Streifzug findet das Sommernachtsfest des Edwin
Scharff Museums statt.

Sommernachtsfest 

Donnerstag, 18. Juli, ab 19 Uhr

Wir, das Museum und sein Freundeskreis laden Sie ein, mit uns zu
feiern! Das Sommerfest im Museumshof wird musikalisch umrahmt vom
Pless Jazz Trio mit harmonisch-groovigem Sommernachtsjazz und
swingenden Klassikern.

Das Museumscafé sorgt für leckere Häppchen; die Getränke verkauft das
Museum.

Offenes Atelier

Jeweils 13 - 17 Uhr

Einfach mal losmalen oder verschiedene Techniken ausprobieren? 

KunstpädagogInnen und KünstlerInnen geben im Offenen Atelier Tipps zur
Erstellung eigener Kunstwerke.

6. Juli, 3. August, 7. September

(im regulären Eintrittspreis enthalten)

Sonntags:Geschichten im Museum

Offenes Vorlese-Angebot

Jeweils von 13.30 - 16.30 Uhr

14. Juli, 11. August, 8. September

(im regulären Eintrittspreis enthalten)

B

Geologische Sammlung im Rathaus Neu-Ulm

Rathaus Neu-Ulm, 1.Stock

Augsburgerstr. 15

89231 Neu-Ulm>

Öffnungszeiten:

Mo, Di 8 - 16 Uhr

Mi 8 - 12 Uhr

Do 8 - 18 Uhr

Fr 8 - 13 Uhr

Eintritt frei

C

Heimatmuseum Neu-Ulm/Pfuhl im ehemaligen Rathaus

Hauptstraße 73

89233 Neu-Ulm/Pfuhl

www.heimatmuseum-pfuhl.de

Öffnungszeiten:

Sonntag, 14 - 17 Uhr

Eintritt frei

D

Museumscafé am Petrusplatz

http://www.edwinscharffmuseum.de/cafe/

Geöffnet täglich außer montags 10 - 18 Uhr

Dienstag bis Freitag Mittagstisch: Tagesgericht 5,90EUR; Tagessuppe 4,50EUR

kein Spaltenformat
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AUSSTELLUNG/9673: Bergisch Gladbach - Leben mit Kunst. Die Sammlung Altmann, 15.06.-18.08.2019


Pressemitteilung von: Kunstmuseum Villa Zanders, Bergisch Gladbach

Leben mit Kunst. Die Sammlung Altmann

Mit Barbara Camilla Tucholski

15.06. - 18.08.2019

Eröffnung: Freitag 14.06.2019, 19:00 Uhr



Die Ausstellung "Leben mit Kunst" bietet einen Einblick in die
Kunstsammlung des Bergisch Gladbacher Artothekgründers und
Kunstfreundes Klaus Altmann. Es ist eine Sammlung mit der und in der
gelebt wird, deren Werke speziell für die Präsentation im Kunstmuseum
Villa Zanders von den Wänden des unmittelbaren Lebensumfeldes des
Sammlers genommen wurden - nicht etwa aus einem anonymen Depot.

Klaus Altmann erlebt seine Kunstwerke also täglich, pflegt die stetige
Auseinandersetzung und den intensiven gedanklichen Dialog mit ihnen.
Für den ehemaligen Kunstlehrer ist Kunst folglich nicht bloß Genuss-,
sondern im wahrsten Sinne des Wortes ein Lebensmittel und
Lebensmittelpunkt. Diese existenzielle Leidenschaft und Hingabe zur
Kunst soll in der Ausstellung "Leben mit Kunst" mit dem Publikum
geteilt werden und zur persönlichen Auseinandersetzung mit den Werken
ermuntern.

Der rote Faden, der sich durch Klaus Altmanns 30-jährige
Sammeltätigkeit zieht, ist ein immer wiederkehrender Bezug zum
plastisch-räumlichen Denken. Dieser tritt nicht nur in den rein
skulpturalen Werken seiner Sammlung zutage, sondern ebenso in den
Druckgrafiken, Auflagen, Vorzugsausgaben und Leinwandarbeiten.

Eine Intervention der Künstlerin Barbara Camilla Tucholski betont
diesen Aspekt noch einmal besonders. Da ihre installative und
ortsbezogene Deckenzeichnung aus dem Hause Altmann nicht übertragbar
ist, wurde die Künstlerin eingeladen, in der oberen Halle des
Kunstmuseum Villa Zanders eine neue, ebenfalls ortsbezogene
Deckenzeichnung zu realisieren. Zumindest für die Dauer des
Museumsbesuches wird dem Betrachter somit eine noch unmittelbarere
Vorstellung dieses "Lebens mit Kunst" ermöglicht.

Im Laufe der vergangenen Jahre hat Klaus Altmann das sehr bewusste und
sorgfältige Sammeln von Kunstwerken stets als identitätsstiftend
empfunden. So sind aus seiner Leidenschaft nicht nur die hiesige
Artothek, sondern viele persönliche Kontakte zu Künstlerinnen und
Künstlern entstanden, die dazu beigetragen haben, sein Leben mit Kunst
zu bereichern. Das lässt sich beispielhaft in dieser Ausstellung
ablesen und lädt ein, über das eigene "Leben mit Kunst" zu
reflektieren.

Begleitprogramm & Termine

Öffentliche Führungen

So 07. 07. 2019, 11:00 Uhr mit Michael Schneider

So 14. 07. 2019, 11:00 Uhr

Do 01. 08. 2019, 18:00 Uhr

So 04. 08. 2019, 11:00 Uhr mit Michael Schneider

Weitere Führungen auf Anfrage

Über die öffentlichen Führungen hinaus wird ein umfangreiches
museumspädagogisches Vermittlungs- und Vortragsprogramm im Rahmen des
Kita- und Schul-Ateliers, des Sonntags-Ateliers, Mit Baby ins Museum,
KUNSTLABOR - Das inklusive Workshopangebot für junge Menschen ab 13
Jahren, Kunstgenuss und dementia+art angeboten.

Kurator: Klaus Altmann

Kunstmuseum Villa Zanders

Konrad-Adenauer-Platz 8

51465 Bergisch Gladbach

info@villa-zanders.de

www.villa-zanders.de
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AUSSTELLUNG/9672: Münster - Adrian Williams "The Curve", Kunstshalle 21. + 22.6.2019


Pressemitteilung von: Kunsthalle Münster

Adrian Williams "The Curve"

21. + 22.6.2019

Einlass: 21:00 Uhr, Performance: 21:53 Uhr

Ort: Preußenstadion, Hammer Straße 302, 48153 Münster



The curve is a perspective of the horizon, the end of sight. What we
can't see beyond becomes a line: an acoustic movement swells as we
traverse the line, turning into darkness reliably, but nevertheless
spectacularly. (Adrian Williams)

Heimstätte des Fußball-Drittligisten SC Preußen Münster wird das
Preußenstadion, das 1926 von Vereinsmitgliedern errichtet wurde und
lange als eines der modernsten Fußballstadien Deutschlands galt,
während der FLURSTÜCKE 2019 zur Spielstätte von Adrian Williams'
Performance The Curve (2019). Ausgehend von dem Ort zeigt die
amerikanische Künstlerin eine Performance, die sich auf besondere
Weise mit den Gegebenheiten des Stadions verbindet. Für den Moment des
Sonnenuntergangs wird das Stadion zum Schauplatz einer akustischen
Intervention, die Williams gemeinsam mit sechs Musikern realisiert und
bei der Licht und Klang in ein Wechselspiel miteinander treten, eins
werden mit ihrer Umgebung. Bis zu jenem Moment, an dem die Sonne am
Horizont verschwindet und langsam alles Licht nach sich zieht.
Williams Performance verändert den Rahmen, durch den wir unsere
Umgebung wahrnehmen - dabei bietet der Verzicht auf starke visuelle
Reize und die tosende Geräuschkulisse, die das Stadion normalerweise
kennzeichnet, Raum, vermeintlich Vertrautes neu zu sehen.

Adrian Williams (geb. 1979 in Portland, Oregon; lebt und arbeitet in
Frankfurt am Main) ist eine Geschichtenerzählerin, die Texte mit
Fotografien verknüpft und in ihren Performances, Filmen und
Installationen die Zwischentöne zwischen Bild, Klang und Text
untersucht. In ihren Performances geht sie dem Phänomen nach, dass
schon ein Klang eine physische Realität evozieren kann. Nach ihrem
Studium an der Cooper Union for Science and Art in New York und der
Städelschule Frankfurt nahm sie u. a. an Ausstellungen im Nassauischen
Kunstverein Wiesbaden (2007), in der GAM - Galleria civica d'arte
moderna e contemporanea, Turin (2014), im MMK Frankfurt (2014), im
Portikus (2011), in der Hamburger Kunsthalle (2014) sowie an der Athen
Biennale (2009) teil. 2013 gewann Williams den ars viva-Preis, im
selben Jahr war ihre Performance "Watering Hole" im Garten des Städel
Museums Frankfurt zu sehen. Zuletzt waren Williams Werke in
Gruppenausstellungen im Kunstverein Braunschweig (2018), dem
Kölnischen Kunstverein (2018) und der Kunsthalle Lingen (2019) zu
sehen.

Die FLURSTÜCKE 019 lassen Münster vom 20.-23.6.2019 bereits zum
dritten Mal zum Teil einer besonderen künstlerischen Inszenierung
werden. Die Atmosphäre der Stadt verändert sich spürbar, Plätze,
Fassaden und andere Orte des urbanen Alltags werden durch 14
künstlerische Interventionen zur Disposition gestellt. Für die
FLURSTÜCKE 019 haben die Kurator*innen Clair Howells und Uwe Köhler
(Theater Titanick), Ludger Schnieder (Theater im Pumpenhaus), Winfried
Bettmer (Filmwerkstatt Münster) und Merle Radtke (Kunsthalle Münster)
ein diverses Programm aus Schauspiel, Tanz, Performance, Projektion
und Installation zusammengestellt, das neue Perspektiven auf vertraute
Orte ermöglicht. Aufführungen zeitgenössischer Kunst in ungewohntem
Kontext laden zu einer neuen Wahrnehmung und Auseinandersetzung der
Umgebung ein. Weitere Informationen unter: http://flurstuecke.com/019/

Anreise mit öffentlichen Verkehrsmitteln

Altstadt/Bült - P+R Preußenstadion:

20.33 Uhr Stadtbus 5 (Richtung Hiltrup)

20.40 Uhr Stadtbus 9 (Richtung Hiltrup)

20.56 Uhr Stadtbus N82 (Richtung Amelsbüren)

Hauptbahnhof - P+R Preußenstadion:

20.35 Uhr Stadtbus 1, Bussteig D2 (Richtung Amelsbüren)

20.38 Uhr Stadtbus 5, Bussteig D2 (Richtung Amelsbüren)

20.45 Uhr Stadtbus 9, Bussteig D2 (Richtung Amelsbüren)

21.05 Uhr Stadtbus N82, Bussteig D2 (Richtung Amelsbüren)

Kunsthalle Münster

Hafenweg 28

48155 Münster

+49 (0) 251 492 4191

kunsthalle@stadt-muenster.de

http://www.kunsthalle.muenster.de

Das Programm der Kunsthalle Münster wird unterstützt vom Freundeskreis
der Kunsthalle Münster.
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AUSSTELLUNG/9671: Buchholz - Thaddäus Hüppi, "Die guten Geister zusammenhalten", 09.06.-07.07.2019


Pressemitteilung von: Kunstverein Buchholz

Thaddäus Hüppi "Die guten Geister zusammenhalten"

Ausstellungseröffnung DIE GUTEN GEISTER ZUSAMMENHALTEN



Am Sonntag, 9. Juni 2019 um 11 Uhr wird in den Räumen des Kunstverein
Buchholz/Nordheide e. V. die Ausstellung mit Werken von

THADDÄUS HÜPPI eröffnet

Die Werke von Thaddäus Hüppi überraschen mit einer Situationskomik,
die den Betrachter schmunzeln oder sogar auflachen lässt. Sie erinnern
an subkulturelle Traditionen des Grotesken in alter Volkskunst, oft
auch an Comics.

Hüppi ist ein radikaler Künstler, der tatsächlich Gesehenes und
Erlebtes im visuellen Kunstlabor seines Kopfes in Bilder umsetzt.
Ziemlich weit entfernt von Politmoden oder sonstigen Moden im
Kunstbetrieb bringt er auf Papier oder Leinwand, was ihm an originären
Bildern in den Kopf kommt.

Die Eröffnung der Ausstellung sowie die Einführung in die Ausstellung
erfolgt durch den 1. Vorsitzenden des Kunstvereins Dr. Sven Nommensen.

Musikalische Begleitung durch Eleni Bettinger und Florian Mix.

Die Ausstellung läuft bis zum 07. Juli und kann
Di - Fr von 16 bis 18 und Sa + So von 11 bis 17 Uhr besichtigt werden.

Begleitend zur Ausstellung findet unter dem Titel Der rettende
Strohhalm ein Workshop statt - Leitung: Jendrik Helle

Samstag, 22. Juni von 14 bis 17 Uhr in den Räumen des Kunstverein
Buchholz, Kirchenstraße 6 - Materialien werden gestellt,
Kostenbeteiligung: 5 Euro

Anmeldungen bitte bis zum 18. Juni 2019 unter Telefon 04181-31741 oder
workshop@kunstverein-buchholz.de

 * 
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AUSSTELLUNG/9670: Graz - Die Steiermark geht baden! Sommer, Sonne, Badespaß, 06.06.-25.08.2019


Pressemitteilung von: Universalmuseum Joanneum

Die Steiermark geht baden!

Sommer, Sonne, Badespaß

Eröffnung: 6. Juni 2019, 19 Uhr

Ausstellungsdauer: 25. August 2019

Museum für Geschichte, Sackstraße 16, 8010 Graz

www.museumfürgeschichte.at



Passend zum Beginn der Badesaison widmet sich das Museum für
Geschichte in seiner neuen Ausstellung Die Steiermark geht baden! der
Badekultur des 20. Jahrhunderts. Sommer, Sonne und Badespaß sind
Begriffe, die in unserer Vorstellung fix verdrahtet sind. Wenn die
Temperaturen steigen, zieht es die Menschen seit gut einem Jahrhundert
je nach zeitlichen Ressourcen und finanziellen Möglichkeiten in
künstlich angelegte Flussbäder, in Schotterteiche und Badeseen, ans
Meer und ins (städtische) Freibad. Die Ausstellung nimmt die
Besucher/innen mit an den Strand, ins Schwimmbad und an den Badesee
und lädt zum Schmökern in den ausliegenden Magazinen und zum Blättern
in Fotoalben ein. Landkarten sowie Ratgeber zum Essen in Italien und
im früheren Jugoslawien begleiten auf Reisen in vergangene
Badeurlaube. All dies erzählt die Geschichte der Sommerfreuden quer
durch die Jahrzehnte und gibt ein lebendiges Bild eines wichtigen
Stücks Freizeitkultur.

Museum für Geschichte, Sackstraße 16, 8010 Graz.
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AUSSTELLUNG/9669: Metzingen - Tadashi Kawamata, Projektreihe 04.07.-20.10.2019


Pressemitteilung von: ARTPROJECTS METZINGEN

"Kaminnester für Metzingen" von Tadashi Kawamata

12. Juli - 20. Oktober 2019



Mai 2019: Der renommierte japanische Bildhauer und Fotograf Tadashi
Kawamata (*1953 Hokkaido/Japan) wird in diesem Jahr ein Kunstprojekt
unter dem Namen "Nest on the Chimney for Metzingen" im Auftrag der
Stadt Metzingen und in Kooperation mit der OUTLETCITY METZINGEN
umsetzen.

Für das historische Textilzentrum und die Heimatstadt von Hugo Boss,
wird der namhafte Künstler Tadashi Kawamata ein zweiteiliges Projekt
realisieren. Dieses gliedert sich zum einen in einen künstlerischen
Eingriff an mehreren Orten im Stadtgebiet und gleichzeitig in eine
Ausstellung des Künstlers mit Modellen, Zeichnungen, Fotografien und
Filmen aus den zurückliegenden dreißig Jahren.

TADASHI KAWAMATA "Kaminnester für Metzingen"

12. Juli - 20. Oktober 2019

Auf zwei steinernen Industriekaminen der Outletcity und je einem
Schornstein der Storopack GmbH und Co. KG und der Motorworld
Manufaktur Metzingen, die als Monumente der frühen Industriekultur in
den Himmel ragen, werden monumentale Nester installiert, die von allen
Straßen und Plätzen der Innenstadt sowie der OUTLETCITY METZINGEN
sichtbar sind. Diese bestehen aus natürlichem Holzmaterial und
erinnern an die Behausungen von Zugvögeln. Mit den Kaminnestern gibt
Kawamata der Stadt eine natürliche Komponente zurück und fügt ihr
gleichzeitig eine poetische Narration hinzu. Die inzwischen
überwiegend funktionslos gewordenen Kamine verweisen zum einen
zeichenhaft auf die traditionsreiche Vergangenheit des Textilzentrums
der Stadt Metzingen und zum anderen wird der Luftraum als eine weitere
Raum- und Wahrnehmungszone thematisiert. "Dieses Projekt könnte ein
Zeichen für Metzingen sein und zugleich auch eine Metapher für
Reisende, Fremde und die Outlet Shops", so Tadashi Kawamata bei seinem
ersten Besuch in der OUTLETCITY METZINGEN.

TADASHI KAWAMATA "Works & Projects 1989 - 2019"

4. Juli - 29. September 2019

In der Ausstellung werden die künstlerischen Strategien und
Arbeitsweisen Kawamatas am Beispiel einer komprimierten Auswahl
bereits realisierter Projekte aus den letzten dreißig Jahren
vorgestellt. Im Mittelpunkt der Ausstellung stehen jedoch Exponate,
die den künstlerischen Entwicklungsprozess von "Nest on the Chimney
for Metzingen" sichtbar machen.

Tadashi Kawamata wird neben dem Stadtprojekt außerdem eine
ortsbezogene Arbeit für den temporären Projektraum in der Paulinenstr.
7 realisieren, die bei der Ausstellungseröffnung präsentiert wird.
PRESSETERMINE

2. Juli 2019, 11 Uhr

Preview der Ausstellung und Meet & Greet mit Tadashi Kawamata

TADASHI KAWAMATA "Works & Projects 1989 - 2019"

Eröffnung der Ausstellung: Mittwoch, 3. Juli 2019, 19 Uhr

Ort: Temporärer Projektraum, Paulinenstr. 7, 72555 Metzingen

10.07. bis 12.07.2019

Installierung der Nester. Nur bei stabiler Wetterlage!

Weitere Informationen, Termine für Führungen zu unterschiedlichen

Über den Künstler

Seit den 1980er Jahren realisiert der japanische Künstler weltweit
stegartige, turm- oder hüttenartige Holzkonstruktionen im städtischen
Raum. Seine Konstruktionen baut er aus gebrauchtem Holz bzw. er
recycelt das Holz nach Gebrauch und erfüllt damit seinen Anspruch auf
Nachhaltigkeit. Tadashi Kawamata war mehrfach auf der Documenta in
Kassel (d8, dIX) und auf internationalen Biennalen vertreten.
Über die OUTLETCITY METZINGEN Die OUTLETCITY METZINGEN hat ihre
Wurzeln in den 1970er Jahren als HUGO BOSS seinen ersten Fabrikverkauf
in der Kanalstraße in Metzingen eröffnete. Inzwischen haben sich im
historischen Textilzentrum neben Hugo Boss, mehr als achtzig Premium- und 
Luxusmarken niedergelassen. Internationale Marken wie
beispielsweise Armani, Bottega Veneta, Dolce & Gabbana, Etro, Gucci,
Levi's, Tommy Hilfiger und Prada locken jährlich über 4 Millionen
Besucher aus 185 Nationen an und machen die OUTLETCITY METZINGEN zu
einem der größten OUTLET-Standorte in Europa. Im Mittelpunkt des
Angebots der OUTLETCITY stehen alltagsästhetische Produkte wie
Kleidung und Accessoirs, Beauty- und Homeangebote, die mitunter in
preisgekrönter Architektur und in extravaganten Flagship Outlet Stores
präsentiert werden. Das Zusammenspiel von Mode, Design und Architektur
und im Sommer und Herbst 2019 nun auch von zeitgenössischer Kunst,
machen den Besuch in der OUTLETCITY METZINGEN zum einmaligen
Einkausferlebnis. Der malerische Ort im Biosphärengebiet Schwäbischen
Alb liegt 30 Kilometer südlich von Stuttgart und rund zwei Stunden von
Frankfurt, München und Zürich entfernt.

Über ARTPROJECTS METZINGEN

ARTPROJECTS METZINGEN ist eine internationale Projektreihe, die
erstmals 2017 im Auftrag der Stadt Metzingen stattfand. Im Abstand von
zwei Jahren werden Künstlerinnen und Künstler eingeladen sich mit der
besonderen Situation der Stadt zu befassen, die aus einer historischen
Kernstadt und einer expandierenden OUTLETCITY METZINGEN besteht.

Mit Dank an die Projektpaten:

OUTLETCITY METZINGEN

Firma STOROpack GmbH & Co.KG, Metzingen

MOTORWORLD Manufaktur, Metzingen

Zimmerei Ulrich Bärmann, Metzingen-Neuhausen
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GEGENWIND/809: Was passiert im Sudan?


Gegenwind Nr. 368, Mai 2019


Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Was passiert im Sudan?

"Wir demonstrieren, bis unsere Forderungen alle erfüllt sind"

Interview mit Sara Elsheikh von Reinhard Pohl



Seit langem gibt es Proteste gegen Sudans Diktator Omar al-Bashir.
Im April haben sie sich zugespitzt, der Diktator stürzte. Auch hier in
Norddeutschland wurden die Proteste unterstützt. Darüber sprach ich
mit Sara Elsheikh in Hamburg.

Gegenwind: Sara, wann bist Du nach Deutschland gekommen?

Sara Elsheikh: Ich bin 2003 nach Deutschland gekommen.

Gegenwind: Jetzt hast Du mir ja schon erzählt, dass Du
in letzter Zeit von deinen eigentlichen Plänen stark abgelenkt warst.
Was ist geschehen, was hast Du gemacht?

Sara Elsheikh: Es war die Situation im Sudan, was dort jeden
Tag passiert. Es gab jeden Tag Demonstrationen, es ging um unser Land
und die Politik dort. Wir haben dreißig Jahre lang demonstriert, wir
haben dreißig Jahre lang gekämpft gegen die Diktatur, den Diktator und
seine Partei.

Gegenwind: Fangen wir mit dem Sudan an. Du bist ja schon
lange in Deutschland und stellst Dich vielen Bekannten vor, dass Du
aus dem Sudan kommst. Was wissen die Menschen hier über den Sudan?

Sara Elsheikh: Als erstes wissen viele von der Regierung und
dem Krieg in Dafur. Ich werde dann oft gefragt, warum es dort so viel
Krieg oder Bürgerkrieg gibt. Viele wissen, dass die Diktatur etwas mit
diesem Bürgerkrieg zu tun hat, dass er durch die Diktatur entstanden
ist. Aber die genauen Gründe, weshalb und warum, das wissen viele
nicht. Aber es gibt auch rassistische Ignoranz: Man weiß, dass der
Sudan in Afrika liegt, und viele wollen gar nicht genau wissen, warum
im Sudan Bürgerkrieg herrscht. Sie glauben, dass man das nicht
verstehen muss.

Viele haben auch die Zerlegung des Sudans in den Norden und den Süden
mitbekommen, dass sich 2011 der Südsudan unabhängig gemacht hat, was
wir natürlich nicht wollten und nicht wollen.

Gegenwind: Wie hat sich die Diktatur auf die Situation
von Frauen ausgewirkt?

Sara Elsheikh: Es war auch ein langer Frauenkampf gegen die
Diktatur, gegen die Regierung von al-Bashir. Denn die Regierung hat
zum Beispiel im Strafgesetz den Paragraphen 152 "gegen unmoralische
Kleidung" geschaffen, es gab deshalb Strafen für Frauen, die Hosen
angezogen haben, das ist bei einigen bekannt. Aber vor allem sind die
Aktivistinnen verfolgt worden, die dagegen geschrieben oder gesprochen
haben. Aber es haben auch viele einfache Frauen gelitten, die zum
Beispiel an einem Stand auf der Straße Tee verkauft haben. Oft sind
Verkaufsstände von Frauen angegriffen, die Frauen geschlagen, die
Waren vernichtet worden, ihnen ist verboten worden, öffentlich Dinge
zum Verkauf anzubieten. Sie konnten natürlich Geld bezahlen, dann war
es wieder erlaubt, aber das war für viele ein Problem und
Unterdrückung.

Gegenwind: Jetzt hast Du ja auch während des Interviews
Hosen an. Wird das auch heute im Sudan bestraft?

Sara Elsheikh: Im Sudan tragen heute viele Frauen Hosen. Es ist
ja nicht direkt verboten. Die Diktatur kann das Gesetz jederzeit so
auslegen, und die Sicherheitsdienste können jeder Frau und jedem
anderen Menschen Probleme machen.

Gegenwind: Seit wann gibt es die offenen Proteste, die
wir in den letzten Tagen gesehen haben?

Sara Elsheikh: Die gibt es seit 1989. Es gab von Anfang an
Proteste. Aber alle, die Demonstrationen veranstaltet haben, die etwas
gegen die Diktatur und sein Partei geschrieben haben, sind sehr stark
unterdrückt und verfolgt worden. Viele wurden inhaftiert, aber es
wurden auch immer wieder Menschen erschossen.

Gegenwind: In den letzten Wochen hat es sich ja stark
zugespitzt. Was waren die Gründe dafür, dass die Proteste so groß
wurden?

Sara Elsheikh: Angefangen haben die Proteste in dieser Form
2013. Es begann mit einem Streik gegen die Erhöhung der
Medikamente-Preise. Damals sind ungefähr 200 Menschen umgebracht
worden, vor allem vom Sicherheitsdienst der Abgeordneten. 2016 gab es
einen großen Streik, zivile Sit-ins, vor allem gegen die Erhöhung der
Benzinpreise und Medikamenten-Preise. 2018 starteten neue Proteste am
19. Dezember, direkter Auslöser war die starke Erhöhung der Brotpreis
und der Benzinpreise. Außerdem konnte man bei den Banken kein Geld
mehr abheben, jedenfalls nicht mehr das was man wollte, sondern die
Regierung legte Höchstgrenzen fest. Die Schlangen in der Bank, vor der
Tankstelle oder beim Bäcker wurden immer länger. Es startete in Atbara
im Süden, einer Stadt mit mehr als 100.000 Einwohnern, aber es gab
danach sehr schnell Proteste in allen anderen Städten bis hin zur
Hauptstadt Kartoum.

Gegenwind: Wie wird im Sudan mobilisiert? Wie erfahren
die Menschen von Protesten in anderen Städten?

Sara Elsheikh: Das läuft natürlich über das Internet. Die
Medien berichten unter dieser Regierung nicht, das dürfen sie nicht.
Die Demonstrantinnen und Demonstranten nutzen "WhatsApp" oder
"Facebook", und es wird von denen verteilt, die gerade nicht im Sudan
sind.

Gegenwind: Jetzt gab es seit dem Putsch 1989 immer
wieder Wahlen, die al-Bashir gewonnen hat. Wie waren die Wahlen?

Sara Elsheikh: Das war natürlich nicht wie in Deutschland. Es
gibt eine große Korruption, und durch die Unterdrückung bekommt das
Regime bei Wahlen immer zwischen 98 und 99 Prozent. An solche Wahlen
glaubt niemand, das sind keine ehrlichen Wahlen.

Gegenwind: 2011 hat sich der Südsudan abgespalten.
Welche Folgen hatte das für den Sudan? Damit hat der Sudan ja viele
Ölquellen verloren.

Sara Elsheikh: Wir haben dadurch viele Ölquellen verloren, wir
haben aber auch landwirtschaftliche Ressourcen verloren, wie haben
viele Rohstoffquellen für Mineralien verloren. Der Wirtschaft ging es
danach schlecht, es ging tief nach unten und vor allem das wichtigste
unsere Brüdern und Schwestern die mit uns gelebt haben, wir sind einen
Volk.

Gegenwind: Haben die Preissteigerungen für Benzin,
Medikamente und Brot auch mit der Abspaltung des Südens zu tun?

Sara Elsheikh: Das ist ein Grund, aber es gibt viele Gründe. Es
ist die Abspaltung, die Unfähigkeit der Regierung, die Korruption. Es
ist der lange Krieg, der Krieg des Nordens gegen den Süden. Es ist die
Diktatur, die falschen Wahlen. Alles sind Gründe, es kommen alle
zusammen.

Gegenwind: Was können denn Sudanesinnen und Sudanesen im
Ausland und in Norddeutschland machen, um Einfluss zu nehmen?

Sara Elsheikh: Es wurden mehrere Demonstrationen organisiert,
hier in Deutschland, aber auch in allen anderen europäischen Ländern.
Wir haben auf die Situation aufmerksam gemacht. Wir haben auch Geld
gesammelt, um den Kampf im Sudan zu unterstützen, haben Hilfe in den
Sudan geschickt. Uns ging und geht es darum, hier in Europa, in
Deutschland die Wahrheit zu zeigen und zu verbreiten, damit die
Menschen wissen, was im Sudan passiert.

Gegenwind: Was fordert Ihr auf den Demonstrationen?

Sara Elsheikh: Wir wollen eine komplette Übergabe der Regierung
und der Macht an Zivilisten. Alle, die für die Unterdrückung
verantwortlich sind, al-Bashir und alle seine Helfer sollen vor
Gericht kommen. Wir wollen eine gute Politik, mehr Freiheit für die
Jugendlichen, mehr Machtbeteiligung für Frauen. Freiheit, Frieden,
Gerechtigkeit, "die Revolution ist die Wahl der Bevölkerung".

Gegenwind: Es gibt seit 2009 einen Haftbefehl vom
Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag gegen al-Bashir. Welche
Rolle spielt das im Sudan? Ist das für Euch wichtig?

Sara Elsheikh: Das spielt natürlich eine riesige Rolle. Wir
sind nicht dagegen, wir sind dafür, dass er ausgeliefert wird. Wir
wissen alle, was er gemacht hat, was sein Regime gemacht hat, das ist
alles klar und alles bewiesen. Und auch im Moment machen die
Demonstrantinnen und Demonstranten starken Druck, dass der Haftbefehl
auch vollstreckt wird, dass alle ausgeliefert werden und vor Gericht
gestellt werden.

Gegenwind: Seit dem 11. April regiert al-Bashir nicht
mehr. Welche Informationen hast Du, welche habt Ihr, was ist mit ihm
passiert und wer regiert?

Sara Elsheikh: Es wurde ja nicht offiziell erklärt, das er
verhaftet wurde. Es wurde gesagt, dass er noch dabei ist. Wir sind
dagegen, und wir glauben, es ist nicht wahr, was das Regime erklärt.
Wir glauben, die Namen haben sich geändert, aber die Partei herrscht
immer noch. Wir wollen diese Partei einfach abschaffen.

Gegenwind: Du lebst seit langem in Deutschland,
diskutierst hier viel mit anderen Menschen. Ist so eine Demokratie wie
in Deutschland oder europäischen Staaten auch im Sudan möglich? Welche
Zukunft wollt Ihr für den Sudan?

Sara Elsheikh: Wir wollen alle irgendwann zurück. Alle, die
hier lange gelebt, studiert haben, lange gearbeitet haben, träumen
davon, dass sie irgendwann zurück können. Jeder träumt von seinem Land
und hat Kontakt zu seiner Familie. Aber die meisten haben keine
Möglichkeit, jetzt zurückzukehren und dort zu leben. Wir müssen ein
menschenwürdiges Leben unter einer demokratischen Regierung
gewährleisten.

Gegenwind: Welchen Einfluss hat die Entwicklung in
Nachbarländern? In Äthiopien hat im April 2018 die Regierung
gewechselt. Ist das eine Hoffnung für Euch?

Sara Elsheikh: Das macht uns viel Hoffnung. Wir sehen die
Entwicklung in Äthiopien, aber auch in Ruanda, und haben viel
Hoffnung. Es gibt dort freie Wahlen, die Freilassung aller politischen
Gefangenen, das macht uns Hoffnung.

Gegenwind: Im Jemen ist 2011 der Präsident auch gestürzt
worden, aber der Vizepräsident hat ihn ersetzt.

Sara Elsheikh: Wir haben uns mit den jemenitischen Geschwistern
und Freunden gefreut, dass der Diktator geflohen sind. Aber was jetzt
dort geschieht, damit sind wir natürlich nicht einverstanden. Es ist
genau der Fehler, es ging nur vom Militär zum Militär.

Gegenwind: Du hast die Situation in Ägypten beobachtet:
Auch dort ist 2011 ein Diktatur gestürzt worden, es gab Wahlen, aber
jetzt regiert wieder ein Diktator.

Sara Elsheikh: Wir glauben, es war keine freie Wahl, es regiert
wieder einer vom Militär. Die Partei ist geblieben, und die
Entwicklung in Ägypten ist auch eine Warnung, dass es im Sudan nicht
eine ähnliche Entwicklung geben darf.

Gegenwind: Was wird im Sudan passieren?

Sara Elsheikh: Wir haben eine große Hoffnung, Der Volk
demonstriert weiter, Sit-Ins geht weiter, bis unsere Forderungen alle
erfüllt sind.

Gegenwind: Hast Du verfolgt, wie Deutschland und die EU
in den letzten Jahren mit der sudanesischen Regierung verhandelt
haben?

Sara Elsheikh: Ja, die EU rief zu einem friedlichen Prozess
auf, um demokratische Reformen in Sudan durchzuführen und Gewalt gegen
Demonstranten zu vermeiden. Wir hoffen auf mehr Solidarität mit
Menschen und nicht mit der Partei von al-Bashir, und solange sie dies
tun, heißt es für uns, dass unsere Forderungen schwerer in Erfüllung
gehen können. Wir hoffen, dass die EU auf uns hört. Aber das ist
unsere Aufgabe, die Aufgabe von allen, die im Ausland sind, dass wir
unsere Forderungen weitergeben. Und wir hoffen, dass die EU zu uns
steht.

Gegenwind: Welche konkreten Forderungen habt Ihr an
Deutschland und die EU?

Sara Elsheikh: Sie sollen die demokratische Bewegung mehr
unterstützen und Druck ausüben. Sie dürfen die militärische
Übergangsjunta nicht anerkennen. Sie dürfen überhaupt kein Regime
anerkennen, bis die Macht an eine ziviler Regierung abgegeben wird.

Gegenwind: Vielen Dank, Sara.



Anfang Texteinschub

Sudan


Mit mehr als 1,8 Millionen Quadratkilometern ist der Sudan eines der
größten Laänder Afrikas. Die Rund 40 Millionen EinwohnerInnen verfügen
mit einem Durchschnitteinkommen von weniger als 2.500 US-Dollar pro
Jahr allerdings nur über ein Sechzehntel des Einkommens in
Deutschland. Der Staat wurde am 1. Januar 1956 unabhängig. Im Norden
dominieren arabischsprachige Muslime, im Süden englischsprachige
Christen. Nach jahrzehntelangem Bürgerkrieg trennte sich der Süden
2011 ab, der Südsudan mit rund 12 Millionen EinwohnerInnen versinkt
seitdem in einem Bürgerkrieg. Allerdings liegen rund 75 Prozent der
Erdölquellen im Süden, der Norden hat zunehmend Probleme, die lange
üblichen Subventionen für Grundnahrungsmittel aufzubringen.


Im Sudan regierte seit 1989 Umar al-Bashir, der durch einen
Militärputsch an die Macht kam, seitdem allerdings regelmäßig
Präsidentschaftswahlen durchführen ließ, die er gewann. Im Bürgerkrieg
in Darfur (Westsudan) ließ er Tausende von Menschen umbringen, seit
2009 gibt es einen internationalen Haftbefehl des Internationalen
Strafgerichtshofes in Den Haag wegen Kriegsverbrechen und Verbrechen
gegen die Menschheit (Völkermord).


2019 gab es Massenproteste, die sich zunächst an der hohen Inflation
und Preiserhörungen für Grundnahrungsmitteln entzündeten. Letztlich
richteten sie sich gegen die Regierung und das Militär. Umar al-Bashir
wurde am 11. April 2019 angeblich abgesetzt und verhaftet, die
Militärspitze kündige für 2021 freie Wahlen an.

Ende Texteinschub

 * 
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GLEICHHEIT/6881: Staatsbesuch in Großbritannien - Trump treibt seine Unterstützung für den Brexit voran
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Staatsbesuch in Großbritannien: Trump treibt seine Unterstützung für den
Brexit voran

Von Robert Stevens

6. Juni 2019



Bevor die Staats- und Regierungschef gestern im britischen Portsmouth
offiziell den 75. Jahrestag des D-Day begingen, heizte US-Präsident Donald
Trump im Rahmen seines Staatsbesuchs in Großbritannien die Spannungen mit
der Europäischen Union (EU) und innerhalb der britischen herrschenden Elite
weiter an.

Nach einer Audienz bei der Queen am Montag traf sich Trump am Dienstag mit
Premierministerin Theresa May und anderen hohen Politikern. In der
Hauptstadt und weiteren Städten protestierten derweil Zehntausende gegen
seinen Besuch.

Laut Schätzungen waren während Trumps dreitägigem Besuch mehr als 6.000
Polizeibeamte im Einsatz, alleine am Dienstag waren es 3.200 in London. Die
Kosten für die Sicherheit während des Staatsbesuchs, die aus Steuermitteln
gezahlt werden, betragen laut einer Schätzung 40 Millionen Pfund - damit
ist es der teuerste Besuch in der Geschichte Großbritanniens.

Die Demonstranten durften nur die halbe Strecke vom Trafalgar Square nach
Whitehall ziehen. Sie wurden daran gehindert sich der Residenz der
Premierministerin in der Downing Street zu nähern, wo sich Trump mit
Theresa May und hohen Regierungsmitgliedern traf. Die Polizei blockierte
die untere Hälfte von Whitehall und zwang die Demonstranten, zu einer
Kundgebung auf den Parliament Square zu ziehen.

Während des Staatsbanketts bei der Queen am Montagabend zeigte sich Trump
von seiner besten Seite. Doch nach der Zeremonie ging er zum eigentlichen
Zweck seines Besuchs über: eine Offensive gegen die Europäische Union (EU)
mit dem Ziel, den Brexit voranzutreiben und einen tiefen Keil zwischen
Großbritannien und Europa sowie zwischen die USA und die EU zu treiben.

Er traf sich kurz mit Premierministerin Theresa May in der Downing Street,
ohne jedoch formelle bilaterale Verhandlungen zu führen. Mays Auftritt war
eher nebensächlich, da ihre politische Karriere beendet ist. Sie wird am
Freitag den Vorsitz der Tories abgeben, nachdem sie von den Abgeordneten
ihrer eigenen Partei zum Rücktritt gezwungen worden war.

Ihr Schicksal war besiegelt, als sie das Austrittsabkommen, das sie vor
Monaten mit der EU ausgehandelt hatte, nicht durchs Parlament bringen
konnte. Der Kampf um den Parteivorsitz ist bereits im Gange, und bis Ende
Juli wird ein neuer Premierminister an der Macht sein.

Selbst in der Pressekonferenz, die er pro forma mit May in der Downing
Street abhielt, betonte Trump, der Brexit solle so schnell wie möglich
abgeschlossen werden. Die USA und Großbritannien könnten dann ein
"phänomenales" Freihandelsabkommen miteinander schließen, durch das der
aktuelle Handel auf das "Zwei- oder Dreifache anwachsen würde". Er
kritisierte die EU und twitterte: "Ein großes Handelsabkommen ist erst
möglich, wenn Großbritannien die Fesseln [der EU] abstreift. Wir fangen
schon an zu verhandeln!" Er betonte, er und May hätten sich im St. James
Palace mit britischen und amerikanischen Wirtschaftsvertretern getroffen.

Die EU hat Großbritannien eine Frist bis zum 31. Oktober gesetzt, bis dahin
muss der Austritt stattfinden. Dazu erklärte Trump vor der Presse: "Es wird
passieren, und es sollte vermutlich auch passieren, und [Großbritannien]
will seine eigene Identität, es will seine eigenen Grenzen, seine
Angelegenheiten selbst regeln..." Um die Spannungen weiter anzuheizen,
erklärte er: "Ich hätte [die EU] verklagt, aber das ist in Ordnung."

Trump schwebt ein Handelsabkommen mit Großbritannien vor, das den
US-Konzernen die alleinigen Vorteile einräumt, während er gleichzeitig die
Handelskriegsmaßnahmen gegen Amerikas Konkurrenten im Rest der Welt
verschärft. Er erklärte, in Verhandlungen nach dem Brexit sollte die "ganze
[britische] Wirtschaft" zur Diskussion stehen. Weiter erklärte er: "In der
Handelspolitik steht alles zur Debatte, wie der NHS [der staatliche
Gesundheitsdienst]. [...] Es wird absolut alles zur Diskussion stehen."

Sky News erklärte dazu: "In ihren bisherigen Handelsabkommen haben die USA
immer darauf beharrt, dass sie so vorteilhaft wie möglich für amerikanische
Exporteure sein müssen. Das bedeutet, es umfasst auch die Landwirtschaft.
Es bedeutet die Öffnung lukrativer Märkte für US-Beteiligungen. Und in
Großbritannien gibt es nur wenige Märkte, die größer oder anziehender sind
als der NHS [mit einem Jahresetat von mehr als 120 Milliarden Pfund]. Das
ist die fundamentale Wahrheit über Handelsabkommen wie diese."

Allerdings stößt Trump mit seiner Forderung nach einem solchen Abkommen auf
den Widerstand der beherrschenden pro-europäischen Teile der britischen
Bourgeoisie. Diese betrachten die Handelsbeziehungen mit der EU, die für 50
Prozent des britischen Außenhandels verantwortlich sind, als viel wichtiger
als den Handel mit den USA, der nur weniger als 15 Prozent des britischen
Außenhandels ausmacht.

Bei der gemeinsamen Pressekonferenz mit May machte Trump weiter Stimmung
gegen die EU. Auf die Frage, ob er sich mit Boris Johnson treffen würde,
der einen harten Brexit befürwortet, erklärte er: "Ich kenne Boris. Ich mag
ihn, schon seit Langem... Ich glaube er würde [als Premierminister] eine
sehr gute Arbeit machen."

Nach Beendigung der Formalitäten mit May sprach Trump mit mehreren
führenden Vertretern des Brexit-Flügels der Tories. Ein 20-minütiges
Telefonat mit Johnson bezeichnete er als "freundschaftlich und produktiv".
Danach traf er sich mit dem derzeitigen Außenminister Jeremy Hunt und dem
Brexit-Befürworter Michael Gove. Beide kandidieren auch um den
Parteivorsitz.

In der Residenz des amerikanischen Botschafters traf sich Trump mit Nigel
Farage, dem Vorsitzenden der neu gegründeten rechtsextremen Brexit Party.
Diese war letzten Monat die stärkste Partei in der Europawahl geworden und
hatte die Tories auf den fünften Platz verdrängt. Nach dem Treffen erklärte
Farage, Trump "glaubt unbedingt an den Brexit. Er denkt, dass es das
Richtige für das Land ist... Er macht sich offensichtlich Sorgen, weil es
sehr lange dauert."

Dass die Labour-Schattenaußenministerin Emily Thornberry, die ein zweites
Referendum über die EU-Mitgliedschaft befürwortet, Trump als
"Sexualstraftäter" und "Rassisten" bezeichnete, verdeutlicht, wie
angespannt die inner-imperialistischen Beziehungen sind. Der Londoner
Labour-Bürgermeister Sadiq Khan verglich Trump mit "einem Faschisten aus
dem 20. Jahrhundert" und "eines der schrecklichsten Beispiele für die
weltweit wachsende Gefahr" durch rechtsextreme Kräfte. Khan erklärte
außerdem, die Regierung solle Trump nicht "den roten Teppich ausrollen".
Die überwiegend EU-freundliche Labour-Bürokratie hat nie zuvor so deutlich
das Bündnis mit den USA zu Gunsten der Beziehungen mit Europa abgelehnt.
Sie bringen sehr klar die großen Bedenken der Fraktion der herrschenden
Elite zum Ausdruck, die den Brexit entschieden ablehnt und ein Bündnis mit
der EU als entscheidend für die geostrategischen Ziele des britischen
Imperialismus ansieht.

Es wurde kein Versuch unternommen, um Arbeiter und Jugendliche auf einer
Klassenbasis für die Kundgebung zu mobilisieren. Vielmehr betonten die
Veranstalter von "Stop Trump" und "Stand up to Racism", die sich aus Teilen
der Labour- und Gewerkschaftsbürokratie, Liberaldemokraten und Grünen
rekrutierten und von pseudolinken Organisationen unterstützt wurden, dass
sich die Teilnehmer in zahllose Anti-Trump-Gruppen aufspalten sollten. Dazu
gehörten der "Frauenrecht-auf-Abtreibungs"-Block, "Mägde gegen Trump",
"Labour gegen Trump", der "Klima-Block" und der "Nein-zu-Trump und den
Rechtsextremen"-Block etc.

Für die Veranstalter war der Zweck der Kundgebung, jeden Widerstand gegen
Trumps faschistische Politik vor den Karren der bewährten Parteien der
herrschenden Elite zu spannen. In den USA wurde den Demonstranten
nahegelegt, ihr Vertrauen in den Sanders/Ocasio-Cortez-Flügel der
Demokratischen Partei zu setzen. In Großbritannien sollen Trumps Gegner die
Pro-EU-Fraktion der Labour Party und die Austrittsgegner unter den
Liberaldemokraten, Grünen und Gewerkschaften unterstützen. Im Zentrum steht
dabei die Wahl einer Labour-Regierung. Einer der Redner bei der
Veranstaltung erklärte dazu: "80 Prozent des Schattenkabinetts sind heute
hier", darunter Labour-Chef Jeremy Corbyn und seine
Schatten-Innenministerin Dianne Abbott.

Im Vorfeld von Trumps Besuch wurde viel über Corbyns Weigerung berichtet,
an dem Staatsbankett teilzunehmen, das die Queen am Dienstagabend für Trump
veranstaltete. Dies und Corbyns Entscheidung in letzter Minute, auf der
Kundgebung zu sprechen, basierte auf der Erkenntnis, dass er an den weit
verbreiteten Hass auf Trump und seine pro-kapitalistische Politik unter
breiten Schichten von Arbeitern und Jugendlichen appellieren muss. Er tut
dies, um sie unter Kontrolle und innerhalb des offiziellen politischen
Rahmens zu halten.

Diese Äußerungen waren jedoch nur für die Öffentlichkeit bestimmt. Später
kam heraus, dass der "Staatsmann" Corbyn um ein privates Treffen mit Trump
am Dienstag oder Mittwoch ersucht hat. Bei der Pressekonferenz mit May
antwortete Trump auf die Frage, ob er ein Handelsabkommen mit Corbyn
abschließen könnte: "Ich kenne Jeremy Corbyn nicht. Habe ihn nie getroffen
oder mit ihm geredet. Er wollte sich heute oder morgen mit mir treffen, und
ich habe mich dagegen entschieden. Ich glaube, von meiner Warte aus ist er
eine negative Kraft."

Unabhängig von der Demagogie von Thornberry, Khan, etc. gab Corbyns Büro
später zu, dass Corbyn Trump ein Treffen angeboten hat: "Jeremy ist bereit,
sich mit dem Präsidenten über eine Reihe von Fragen zu unterhalten, u.a.
über den Klimanotstand, Bedrohungen für den Frieden und die
Flüchtlingskrise."

Das ist nicht einmal eine Rebellion auf den Knien. Corbyn und die
Labour-Führung akzeptieren Trump in seiner Funktion als US-Präsident,
wollen aber nicht, dass ihm die Ehren eines Staatsbesuchs zu Teil werden,
damit Ihre Majestät nicht erröten muss.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2387: Von Reformlüge zu Reformlüge - Elektromobilität beschleunigt Klimawandel


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 5 · Mai 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Von Reformlüge zu Reformlüge

Elektromobilität beschleunigt Klimawandel

von Winfried Wolf



Immer, wenn die Weltautobranche eine ökonomische und eine
Glaubwürdigkeitskrise erlebt, präsentiert sie eine neue Reformidee:
Katalysator. SwatchCar. Biosprit. Aktuell ist dies das Elektro-Auto,
veredelt als "Elektromobilität".


Allen diesen "inneren Reformen" der Autogesellschaft gemein ist:
Sie dienen einem grün lackierten Weiter so. Dabei sind gerade die
Versprechungen der "Elektromobilität" tönern.


Elektromobilität bringt in der Summe ein Plus an
CO2-Emissionen

Die reine CO2-Bilanz eines E-Pkw ist im Vergleich zu einem
Benzin- oder Diesel-Pkw nicht wesentlich günstiger - dann, wenn der
gesamte Lebenszyklus des Autos, Produktion und Entsorgung inbegriffen,
betrachtet wird. Seit dem 17. April liegt eine vom Ifo-Institut
veröffentlichte Studie von Hans-Werner Sinn und Christoph Buchl vor,
wonach ein E-Auto sogar zwischen 11 und 28 Prozent mehr CO2-Emissionen
verursacht als ein Diesel-Pkw.(1)

Es gibt eine Reihe ergänzender Faktoren, die meine grundlegende These
von zusätzlichen CO2-Emissionen durch E-Pkw unterstützen.

E-Autos sind zum großen Teil Stadtautos und Zweit- und Drittwagen.
Bereits grundlegende Parameter wie Reichweite, Ladedauer und
Ladestrukturen sprechen für einen solchen Einsatz. E-Autos sind damit
auf absehbare Zeit Mobilitätsmittel für den gehobenen Mittelstand: für
Leute, die über eine Garage mit Wallbox zum "intelligenten Strom
tanken" (nachts von 1-3 Uhr) verfügen. Typisch ist das jüngst mit
Henning Kagermann, dem Leiter der von der Bundesregierung eingesetzten
"Nationalen Plattform Zukunft der Mobilität" (NPM) geführte Interview.
Auf die Frage, wie es seinem E-Pkw gehen würde, antwortete dieser:
"Dem geht es sehr gut." Im Verlauf einer ergänzenden Frage sagt
Kagermann dann: "Wenn es dann mal Modelle gibt, die im Realbetrieb 400
km Reichweite haben, schaffe ich auch mein anderes Auto mit
Verbrennungsmotor ab" (Berliner Tagesspiegel vom 8. April
2019). Damit hat der E-Auto-Vorzeige-Mann (im Interview als "Early
Adopter" gepriesen) mit seiner Mobilität einen ökologischen
Fußabdruck, der rund doppelt so groß ist wie der eines
Durchschnittsdeutschen. Wohlgemerkt: in 20 Prozent der bundesdeutschen
Haushalte gibt es gar kein Auto.

Mit den E-Autos wechseln oft Radfahrer und ÖPNV-Nutzende ins grün
lackierte Gefährt. Damit erhöhen E-Pkw die Pkw-Dichte ausgerechnet
dort, wo Pkw besonders schädlich sind: in den Städten.

In der E-Auto-Debatte gibt es einen bewusst eingebauten Denk- und
Rechenfehler. Es geht immer nur um den "Anteil" der E-Autos - an der
Produktion, am Verkauf oder im Bestand. Nie um die absolute Zahl von
herkömmlichen Autos. Konkret wurden in China im Jahr 2018 1,6
Millionen Elektroautos verkauft. Im gleichen Jahr wurden jedoch 13
Millionen "normale" Pkw abgesetzt. 2018 wurden in Deutschland 70.000
Elektro-Pkw verkauft. Gleichzeitig wuchs der Bestand an herkömmlichen
Pkw um mehr als 600.000.

Weltweit haben wir aktuell knapp 1 Milliarde Pkw und als Teil davon
maximal 10 Millionen Elektroautos. 2025 werden es mindestens 1,3
Milliarden Pkw sein und davon maximal 120 Millionen Elektroautos. Das
heißt: Die CO2-Belastung durch herkömmlich Pkw nimmt zu. Obenauf kommt
als schmutziges Sahnehäubchen die Belastung, die von E-Pkw ausgeht.

VW führt aktuell in Europa und China eine gigantische
Investitionsoffensive für Elektro-Pkw durch. Doch in Russland, in
Südafrika oder in Lateinamerika sind Elektroautos erst gar kein Thema.
O-Ton VW do Brasil: "Wir haben hier in Brasilien mit den
Biokraftstoffen eine der besten Situationen, was die CO2-Bilanz
angeht."(2)


Wie gehabt: Der Strom kommt aus der Steckdose

Die Behauptung, Elektromobilität könne ganz oder so gut wie komplett
mit Strom aus erneuerbaren Energiequellen gespeist werden, ist absurd.
In Deutschland können wir bereits froh sein, wenn der Atomstrom, der
aktuell noch einen Anteil von 13 Prozent einnimmt, nach dem Abschalten
der AKW im Jahr 2022 durch einen entsprechenden Zuwachs bei den
Erneuerbaren ersetzt wird. Auf absehbare Zeit bleibt es bei 40 Prozent
Strom aus Braunkohle und (importierter) Steinkohle. Mit entsprechender
CO2-Bilanz. Klar ist auch: Millionen Elektro-Pkw erfordern einen
Zubau von Stromkapazitäten.

In China werden zwei Drittel der Stromerzeugung in Kohlekraftwerken
erzeugt. In Zukunft soll nur der Anteil des Kohlestroms sinken.
Doch die absolute Menge an Kohle, die in Kraftwerken verfeuert
wird, soll bis 2030 wachsen. Nicht zuletzt dank der Elektromobilität.
Im Jahresbericht des Vereins der Kohleimporteure (in Deutschland)
heißt es: "Totgesagte leben länger. Nach zwei Jahren mit rückläufiger
gobaler Steinkohleförderung... hat sich der Markt deutlich erhöht...
Der Kohleverbrauch hat global ein Hochplateau erreicht." Vorausgesagt
wird ein Wachstum der jährlichen Fördermenge "von 32 Mrd. Tonnen im
Jahr 2014 auf 35,7 Mrd. Tonnen im Jahr 2040". Unter anderem dank der
Elektromobilität.

Für das Klima sind nicht Anteile relevant, sondern die absoluten
Mengen.

Vor allem: China hat derzeit 39 Atomkraftwerke. 15 Atomkraftwerke
befinden sich in Bau. Zusätzliche zwei Dutzend befinden sich im
Planungsstadium. Vor dem Klima-GAU droht der nächste AKW-GAU.


Peak Oil wird erweitert um neue Rohstoff-Peaks

In der Autogesellschaft der Zukunft wird die Abhängigkeit vom
endlichen Rohstoff Öl - es werden, wie beschrieben, von Jahr zu Jahr
mehr Pkw mit Verbrennungsmotoren! - ergänzt um die Abhängigkeit von
endlichen Rohstoffen, die für die Elektromobilität entscheidend sind:
Kupfer, Lithium, Kobalt und verschiedene Seltene Erden. Kriege um Öl
werden erweitert um Kobalt-Militäreinsätze und Lithium-Kriege.


Es geht nicht um das Klima, es geht um China

Der chinesische Automarkt ist seit knapp einem Jahrzehnt der mit
Abstand größte der Welt. Alle großen Autokonzerne sind von ihm
abhängig. China verfügt in den meisten Industriebranchen, die für die
Weltmarktkonkurrenz wichtig sind, über konkurrenzfähige Konzerne. Das
gilt für Computer (Lenovo), für Smartphones (Huawei) und für
Hochgeschwindigkeitszüge (CRRC). Doch ausgerechnet in der
Autoindustrie gibt es in der Spitzengruppe keinen einzigen
chinesischen Konzern. Die Weltautobranche wurde jedoch von der
chinesischen Führung 2016 ausdrücklich als eine von zehn Industrien
identifiziert, in der "China einen nationalen Champion, der auf dem
Weltmarkt wettbewerbsfähig ist, schaffen" will.(3)

Dies soll mit Elektromobilität gelingen. Seit dem 1. Januar 2019 gilt
in China die erste E-Auto-Quote: 10 Prozent aller in China
hergestellten oder importierten Autos müssen Elektroautos sein. 2020
beträgt die Quote bereits 12 Prozent. Die westlichen Autokonzerne
können da zunächst nicht mithalten. Sie dürfen sich wie im Mittelalter
("Wenn das Geld im Kasten klingt, die Seele in den Himmel springt")
jedoch mit erheblichen Summen freikaufen (durch den Kauf von
"credits"). Auf diese Weise finanzieren sie den Aufstieg der
chinesischen E-Auto-Konzerne. Der Anteil chinesischer Autokonzerne an
der Weltautofertigung lag auch 2018 bei nur 5 Prozent. Doch bei
Elektroautos stammt bereits jeder zweite E-Pkw von einem chinesischen
Hersteller. In einer aktuellen Bilanz in der Süddeutschen
Zeitung (20.4.2019) heißt es, China habe damit sein Etappenziel
erreicht. Weiter: "Kein Wunder, dass Peking im nächsten Schritt der
Welt auch die neuen Mobilitätsstandards diktieren und damit den
Wettbewerbern... die Normen vorgeben will."

Allerdings planen inzwischen die 29 weltweit größten Autohersteller
eine gigantische Investitionsoffensive. 300 Milliarden US-Dollar
werden in den nächsten zehn Jahren für Elektromobilität investiert.
Die drei deutschen Hersteller VW, Daimler und BMW stemmen 46 Prozent
dieser Summe. Die Internationale Energieagentur (IAE) ist begeistert,
dass "die Zukunft elektrisch ist". Weil damit die Stromerzeugung
massiv gesteigert wird - durch Elektromobilität.


Unwirksamer Austausch des Antriebsstrangs

Auch wenn alle Autos in Los Angeles Tesla-Modelle oder
Nissan-Leaf-Modelle wären, bliebe es in dieser Stadt bei der
Durchschnittsgeschwindigkeit von 15 km/h und dem Dauerstau. Auch wenn
alle 950 Millionen Pkw auf dem Planeten Elektroautos wären, bliebe es
bei der einen Million Verkehrstoten im Jahr weltweit. Auch wenn in
allen Großstädten die Verbrenner-Pkw durch Elektro-Pkw ersetzt würden,
bliebe es bei einem Flächenverbrauch dieser Blechlawine, der
mindestens viermal größer ist als im Fall einer Verkehrsorganisation,
in der das Zufußgehen, das Radfahren und der öffentliche Verkehr im
Zentrum stehen.

Eine überzeugende Verkehrswende fühlt sich anders an. Etwa so: Anfang
2019 diskutiert der CDU-Oberbürgermeister der Stadt Münster im
niederländischen Groningen darüber, wie der Anteil der Fahrradwege in
Münster von aktuell 40 Prozent auf das Groningen-Niveau von 60 Prozent
gesteigert werden kann. Addiert man Fußgängerwege (10 Prozent) und
ÖPNV-Fahrten (20 Prozent) hinzu, dann bleibt für den Pkw-Verkehr ein
Restmarktanteil, bei dem die Antriebsart einigermaßen unwesentlich
ist.


Von Winfried Wolf erschien im März 2019

Mit dem Elektroauto in die Sackgasse.

Wie die E-Mobilität den Klimawandel beschleunigt

(Wien: Promedia, 220 S., 17,90 Euro).

Anmerkungen:

(1) Siehe www.morgenpost.de/wirtschaft/article216982009/Ifo-Studie-Elektroautos-klimaschaedlicher-als-Dieselautos.html.

(2) Zitiert in Focus, 20. November 2018.

(3) Financial Times vom 11. September 2017.
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VORWÄRTS/1468: Zwei Fernandos, ein Elend


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 15/16 vom 16. Mai 2019

Zwei Fernandos, ein Elend

von Andreas Boueke



Wer schon in jungen Jahren auf den Zuckerplantagen der Pazifikküste
Guatemalas schuften muss, dessen Leben ist vorgezeichnet:
Nierenschäden, keine Schulbildung, keine Chance, dem Elend zu
entkommen. Während das Exportprodukt Zucker weltweit die Nahrung der
Menschen süsst, bleibt das Elend jugendlicher Feldarbeiter bitter.


Frühmorgens lodern die Flammen auf dem Zuckerrohrfeld meterhoch.
Das Feuer vertreibt giftige Schlangen und verbrennt scharfe Blätter
und klebrigen Pflanzenstaub. Nach ein, zwei Stunden Brand ragen nur
noch dunkelbraune Zuckerrohre wie Speere aus der Asche. Ihre süsse
Flüssigkeit schützt das Holz vor dem Feuer. Noch am selben Tag kommen
die Erntearbeiter*innen aufs Feld. Einer von ihnen ist der 15-jährige
Fernando, genannt Panza. Sein Hals schmerzt seit Tagen, weil er
ständig Asche einatmet. "Die Sonne ist heiss wie die Hölle", sagt er,
"Mittags ist die Hitze nicht auszuhalten."

Der Junge geht freiwillig aufs Feld, genauso wie sein Cousin. Der ist
ein paar Monate älter und heisst auch Fernando. "Die Arbeit auf dem
Zuckerrohrfeld macht dich fertig. Aber in Guatemala gibt es wenig
Möglichkeiten, Geld zu verdienen. Wenn du nicht lange zur Schule
gegangen bist, findest du keine andere Arbeit als die auf den
Zuckerrohrfeldern."

Asche bedeckt die Felder, die Hütten, die Menschen. Die beiden Cousins
wohnen in einer Siedlung aus einfachen Holzhäusern mit
Wellblechdächern. Auf einem kleinen Grundstück leben sie zusammen mit
ihrer Grossfamilie. Der Nachbar Marcelino hat eine ähnliche Hütte.
"Die beiden Fernandos sind jung und kräftig", sagt der alte Mann.
"Aber abends sehe ich, wie sie müde nach Hause kommen. Manchmal reden
wir noch ein wenig. Ihr Leben ist hart, denn sie haben nur ihre Mütter
und Geschwister, keinen Vater. Deshalb arbeiten sie viel, um zu
überleben."

Auf den Zuckerrohrfeldern arbeiten viele Jugendliche. Sie werden von
Leuten angeheuert, die Arbeiter*innentrupps zusammenstellen und auch
Minderjährigen Arbeit geben, obwohl das eigentlich verboten ist,
erklärt Don Marcelino: "Eine richtig gute Anstellung findest du heute
nur noch, wenn du einen Schulabschluss hast. Doch wenn das Geld nicht
mal fürs Essen reicht, wie soll man dann noch die Schule bezahlen?"


Verbotene Kinderarbeit

Vor zwanzig Jahren war es in Guatemala selbstverständlich, dass Kinder
auf den Zuckerrohrfeldern arbeiten. Doch dann hat der Verband der
Zuckerindustrie klare Regeln gegen Kinderarbeit formuliert, erklärt
die Direktorin der Abteilung für soziale Verantwortung des
Unternehmerverbands ASAZGUA, Maria Silvia Pineda: "Im Jahr 2002 haben
wir entschieden, innerhalb von drei Jahren Zwangsarbeit und
Kinderarbeit komplett abzuschaffen. Wir wollen eine Agrarindustrie
sein, die auf dem Weltmarkt bestehen kann, die hochgradig produktiv
ist, mit einem Fokus auf das Wohlergehen der Menschen. Deshalb gibt es
heute auf den Feldern der Zuckerunternehmen keine Kinderarbeit mehr."

Diese Regel ist allen Unternehmen bekannt, aber in der Praxis sitzen
weiterhin viele Minderjährige in den Bussen, mit denen die
Plantagenbesitzer*innen ihre Arbeiter*innen zu den Feldern bringen
lassen. "Ich gehe um vier Uhr morgens aus dem Haus", sagt Panza. "Der
Bus kommt um halb fünf. Die Fahrt dauert fast zwei Stunden. Im Bus
muss ich oft stehen. Dann frage ich jemanden, ob ich mich kurz auf
seinen Platz setzen darf, um zu frühstücken."

Nach der Busfahrt muss Panza meist noch lange laufen. Manchmal kommt
er erst gegen acht Uhr morgens auf dem abgefackelten Feld an. "Dann
hat der Aufseher die Arbeitsbereiche schon längst eingeteilt. Ich
ziehe meine Schienbeinschoner und meine Schutzbrille an und lege los."

Mit seiner schweren Machete durchtrennt der Junge das Zuckerrohr mit
einem Schlag. Wenig später ist sein Gesicht vom Russ verschmiert.
Seine Zähne und Augen glänzen wie weisse Punkte auf schwarzem Grund.
"Die Kollegen wissen, dass ich erst fünfzehn Jahre alt bin. Einige
sagen, ich sei noch zu jung, um Zuckerrohr zu schneiden."

Die Aufseher auf dem Feld geben vor, sich an die Regeln zu halten. Der
Personalchef der Plantage heisst Marvin Rivera. "Vor einigen Jahren
gab es das noch, dass auch Kinder mitgearbeitet haben", sagt er.
"Heute nicht mehr. Bei uns darf niemand unter achtzehn arbeiten." Wie
ist es dann möglich, dass die beiden Cousins Fernando auf dem Feld
Schwerstarbeit leisten? Der erfahrene Feldarbeiter Marcelino ist sich
sicher: die Personalabteilungen der meisten Betriebe würden es nicht
zulassen, dass Minderjährige auf den Feldern arbeiten - zumindest
offiziell. "Aber in der Praxis gibt es oft Kurzzeitverträge für
Tagelöhner*innen, die ganz ohne soziale Absicherung arbeiten. In
diesen Fällen gibt es nicht so viel Bürokratie und die Aufseher auf
dem Feld können auch Jugendliche arbeiten lassen. Ihnen ist das Alter
egal. Was zählt ist, wie viel sie leisten."


Mit Aufputschmitteln durch den Tag

Wenn Panza morgens auf das Feld kommt, wird ihm ein Abschnitt
zugeteilt. "Den habe ich bis halb eins abgearbeitet. Danach kriege ich
einen neuen Abschnitt. Um sieben Uhr abends wird es dunkel und du
musst mit einer Lampe arbeiten. Wenn ich um acht Uhr noch nicht fertig
bin, schimpft der Aufseher."

Alle drei Stunden müssen die Feldarbeiter*innen die breiten Klingen
ihrer Macheten schleifen. "Dafür bekommen wir eine Feile, erläutert
Panza. "Beim Schleifen werde ich manchmal so müde, dass ich mich
einfach eine Stunde lang ins Feld lege. Danach bin ich zwar noch immer
müde, aber ich muss ja weitermachen. Noch schlimmer ist es, wenn du
dir nichts gespritzt hast. Dann kannst du auf dem Feld ganz schnell
ohnmächtig werden."

Abends kommt Panza meist gegen neun Uhr nach Hause und geht dann
gleich schlafen. Am nächsten Tag geht es wieder früh los. "Natürlich
macht mir das Sorgen. Ich könnte krank werden, weil ich nicht genug
schlafe. Manchmal bin ich erst um ein Uhr nachts zu Hause und schlafe
nicht länger als drei Stunden. Wie ich das aushalte? Ich spritze mir
was. Es gibt da so Mittel, die heissen Komplex oder starkes Leben. Das
sind Vitamine, die dir ein, zwei Tage lang Kraft geben."

Die meisten Arbeiter nehmen Aufputschmittel. Panza bekommt seins von
seiner Mutter Maria. Die meint, sie würde ihm gesunde Vitamine geben:
"Ich kaufe meinem Sohn die Vitamine, damit er sie sich spritzen kann.
Auf dem Feld braucht er Kraft. Ganz ohne Vitamine schafft er es nicht.
Dafür ist die Arbeit zu hart."

Panzas Mutter ist froh, dass er eine Arbeit gefunden hat. "Ich danke
Gott, dass mein Sohn auf dem Feld arbeitet. Seither brauche ich mir
keine Sorgen mehr zu machen, wie ich etwas zu Essen bekomme. Er
verdient zwar nicht viel, aber es reicht."

Die Zuckerplantage auf der Panza arbeitet liegt in der Umgebung des
Küstenstädtchen Siquinalá. Die schmutzigen Kalkwände einfacher
Adobehäuser glänzen in der heissen Mittagssonne. An der westlichen
Ausfahrtstrasse steht das kleine Gebäude einer staatlichen
Gesundheitsstation. Der leitende Arzt Roberto Velásquez weiss um die
Gefahren des Dopings: "Manche Feldarbeiter*innen übertreiben es mit
den stimulierenden Medikamenten. Sie nehmen die Mittel, um mehr
produzieren zu können. Die grössten Risiken dieses Verhaltens sind
Diabetes und Bluthochdruck. Es kann auch zu Nierenschäden kommen."


Feldarbeit oder Jugendkriminalität

Trotz aller Gesundheitsrisiken ist Fernando froh, auf der
Zuckerplantage arbeiten zu können. Die Alternativen seien noch
gefährlicher, meint er: "Viele Jugendliche in Guatemala haben ihr
Leben nicht im Griff. In den Zuckerbetrieben gibt es nicht genug
Arbeit für alle. Deshalb werden einige kriminell. Zuerst klauen sie,
dann überfallen sie Leute, schliesslich erpressen sie
Ladenbesitzer*innen. Sie schliessen sich in Banden zusammen, rauben
und morden. Es gibt hier Leute, die bezahlen dafür, dass du jemanden
umbringst."

Fernandos Arme sind so muskulös wie die eines durchtrainierten
Leichtathleten: "Früher hatte ich Freunde, die Leute für Geld ermordet
haben. Wenn es Streit gibt und die Dinge nicht mehr mit Worten geklärt
werden können, lässt einer seinen Kontrahenten umbringen. So verdienen
die Jungs in den Banden ihr Geld. Für sie ist so ein Auftrag wie eine
normale Arbeit. Sie führen den Mord aus, lassen sich bezahlen und
leben normal weiter. Von dem Geld, das sie bekommen, kaufen sie sich
Drogen und trinken Bier."

Am späten Nachmittag kommen grosse Bagger mit Greifarmen auf das Feld
gerollt. "Die Maschine hebt das Zuckerrohr in einen Lastwagen. Dabei
kann man sehen, wie viel du geerntet hast. Aber wir Feldarbeiter*innen
werden immer betrogen, denn der Greifarm nimmt mehr Zuckerrohr als die
Aufseher notieren. Die älteren Arbeiter*innen werden wütend, weil sie
Geld verlieren."

Fernando meint, die jungen Arbeiter*innen denken nicht so wie die
Erwachsenen. "Die merken, wenn sie betrogen werden und protestieren.
Die Jungen hingegen wollen einfach nur Geld verdienen. Solange wir
bezahlt werden, machen wir weiter. Auch deshalb arbeiten die
Unternehmen lieber mit Minderjährigen. Die kann man leichter
ausbeuten."


Und die Zukunft?

Bis Ende der siebziger Jahre gab es in jeder Zuckerfabrik Guatemalas
eine Gewerkschaftsgruppe. Heute existiert keine einzige mehr. Panza
hat noch nie gehört, dass das Gesetz ihm das Recht gibt, sich
gewerkschaftlich zu organisieren: "Wenn du dich beschwerst, kannst du
gleich zu Hause bleiben. Besser du machst in Ruhe weiter. Ich habe
zweimal gesehen, wie jemand protestiert hat. Danach sind die Männer
nicht wieder aufgetaucht."

Und wie sieht Panza seine Zukunft? Er hat sich vorgenommen, eines
Tages ein guter Familienvater zu sein: "Zuerst will ich hart auf den
Zuckerfeldern arbeiten, damit ich später meiner Frau alles geben kann,
was sie braucht. Dieser Schritt muss wohl überlegt sein. Es ist ja
nicht so, dass man sich eine Frau nimmt und fertig. Man trägt dann
Verantwortung. Du kannst nicht einfach ein Kind machen, sondern du
musst ihm auch alles geben, was es braucht."

 * 
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GEWERKSCHAFT/225: ver.di bedauert unklare Entscheidung zum Rundfunkbeitrag (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
6. Juni 2019

ver.di bedauert unklare Entscheidung zum Rundfunkbeitrag - Sender
brauchen Planungssicherheit



Berlin - "Die Bundesländer haben wieder einmal eine Chance verstreichen
lassen, sich klar auf die Seite des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
und seiner Beschäftigten zu stellen", kritisiert Frank Werneke,
stellvertretender Vorsitzender der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), die von den
Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten der Bundesländer heute
erneut vertagten Entscheidung zur konkreten Weiterentwicklung des
Rundfunkbeitrags. Bereits seit über einem Jahr diskutieren die
Länder, den Rundfunkbeitrag künftig an einen Index zu koppeln. Heute
waren dafür die Weichenstellungen erwartet worden. Der Länderkreis
befürwortet zwar grundsätzlich ein Indexmodell, die Modalitäten sind
aber weiterhin vollkommen offen.

"Gerade in Zeiten, in denen Fake News und Hate Speech regieren,
brauchen wir einen starken öffentlich-rechtlichen Rundfunk, der
Vielfalt und journalistische Unabhängigkeit garantiert. Einen solchen
Rundfunk gibt es aber nur mit einer stabilen und ausreichenden
Finanzierung", sagte Werneke. Das Indexmodell sei hierfür zwar kein
Allheilmittel. Es biete aber die Chance, die wiederkehrenden Debatten
über Beitragserhöhungen endlich zu versachlichen.

Werneke forderte von der Politik mehr Rückgrat bei der
Zukunftssicherung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks: "Dazu gehört
auch endlich eine verlässliche Entscheidung in Sachen
Rundfunkbeitrag. Die Sender stehen vor gewaltigen Herausforderungen,
etwa durch die fortschreitende Digitalisierung und das damit
einhergehende, sich rasant ändernde Mediennutzungsverhalten. Deshalb
brauchen sie Planungssicherheit, vor allem finanzieller Art. Die
erwarten auch die Beschäftigten."

Grundsätzlich steht ver.di einem Indexmodell offen gegenüber.
Entscheidend ist aber, dass auch bei einer Indexierung das
verfassungsgemäße Gebot gilt, dass die Finanzierung dem Auftrag
folgt. Gleichzeitig muss das bestehende Finanzvolumen für ARD, ZDF
und Deutschlandradio als Aufsetzpunkt zu Grunde gelegt werden. Alles
andere würde zu nicht vertretbaren Einschnitten im Programm führen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 06.06.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001
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FEATURE/1259: Deutschlandfunk Kultur - Bindungslos. Zur Konstruktion von Familie, 8.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Bindungslos

Zur Konstruktion von Familie

Von Martin Zawadzki

WDR/Deutschlandfunk Kultur 2019/ca. 54'30

(Ursendung)

Feature

Samstag, 8. Juni 2019, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Eigentlich hatte der Autor mit der Idee, eine Familie zu gründen,
abgeschlossen. War darauf eingestellt, sich bindungslos in der Welt zu
verlieren. Dann wurde er mit Mitte 50 Vater von Luis, einem fünf
Monate alten Jungen. Seine Partnerin hatte das Kind illegal
eingewanderter Mexikaner in Los Angeles adoptiert, damals noch mit der
Aussicht, Luis alleine großzuziehen. Mittlerweile ist eine Familie
entstanden, die sich frei von biologischen Bindungen verorten kann,
will und muss. Auch geografisch zwischen Deutschland, den USA und
Mexiko.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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HÖRSPIEL/1943: WDR 3/WDR 5 - "Idylle" von Josef Maria Schäfers, 8./9.6.2019 (WDR)




Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 31. Mai 2019

Idylle

von Josef Maria Schäfers
Technische Realisation: Alexander Brennecke und Eugenie Kleesattel
Regie: Giuseppe Maio und Stella Luncke
Produktion: DLF Kultur/WDR 2019

WDR 3 Hörspiel

08.06.2019, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3

09.06.2019, 17.05 - 18.00 Uhr | WDR 5

Herbst 1977. Zeit des Kalten Krieges und der RAF. Josef Maria Schäfers
ist neun Jahre alt, als die Geschichte der BRD mit den Geschichten
seines Dorfes kollidiert. Es gibt viel Gerede, bevor geschwiegen wird -
bis heute.

Vielleicht sollten die alten Dorfgeschichten ruhen. Das tun sie aber
nicht, sie gehen dem Autor nicht aus dem Kopf. "Solange Deine Mutter
hier wohnt, würde ich nicht in der alten Wunde bohren", rät ihm sein
Freund aus dem Sauerland. Tatsächlich scheint in diesem Dorf, wenn es
um die Ereignisse in jenem Herbst geht, ein kollektiver
Gedächtnisschwund stattgefunden zu haben. Also gilt es, den eigenen
Erinnerungen zu folgen. Denen an diesen Spätsommer im Sauerland. Die
Gerüchte der Erwachsenen über den Bürgermeister des Dorfes mischen
sich in den Gedanken des Jungen mit den Berichten über die Ereignisse
im Deutschen Herbst. Den Begriff "Rufmord" erklärt er sich als etwas,
das mit maskierten Terroristen zu tun hat, die schreiend auf der
Motorhaube eines Mercedes stehen und mit Maschinengewehren Menschen
erschießen. Erinnerung ist Fiktion, und Schäfers lädt uns ein in das
Konstrukt von Vergangenheit eines Kindes, das mit all dem nichts zu
tun haben will.

Redaktion: Christina Hänsel

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 31. Mai 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln
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MELDUNG/1902: Deutschlandfunk - Sowjetische Kriegsgefangene in Russland und Deutschland, 8.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Spätes Gedenken

Sowjetische Kriegsgefangene in Russland und Deutschland

Mit Reportagen von Andrea Rehmsmeier

Gesichter Europas

Samstag, 8. Juni 2019, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Am 22. Juni 1941 überfiel die Deutsche Wehrmacht die Sowjetunion. Im
Laufe des Zweiten Weltkrieges gerieten über fünf Millionen sowjetische
Soldaten in deutsche Kriegsgefangenschaft. Mindestens die Hälfte von
ihnen starb an den Schikanen und der systematischen Unterernährung in
deutschen Lagern und Betrieben. Für die Überlebenden, die nach
Kriegsende in ihr Land zurückkehrten, war der Leidensweg nicht zu
Ende: Von der sowjetischen Propaganda wurden sie als Volksverräter und
Spione diffamiert, nach ihrer Heimkehr wurden viele Opfer von Stalins
Repressionen. Verschweigen und Verdrängen hat die Geschichte vieler
Kriegsgefangenen-Familien lange geprägt. Inzwischen werden ihre
Lebenswege dokumentiert, rekonstruiert und aufgearbeitet - in
Deutschland wie in Russland. Ein Blick in die Vergangenheit, der nicht
leicht fällt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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ONKOLOGIE/1994: Immuntherapie bei Krebserkrankungen - Diagnose mit einem lernfähigen Algorithmus (idw)


Nationales Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg - 04.06.2019

Magen- und Darmkrebs: Geeignete Patienten für eine Immuntherapie mit künstlicher Intelligenz frühzeitig identifizieren



Wissenschaftler der Uniklinik RWTH Aachen, des Deutschen
Krebsforschungszentrums (DKFZ) und des Nationalen Centrums für
Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg haben einen lernfähigen Algorithmus
entwickelt, der eine solche Mikrosatelliteninstabilität direkt aus den
Bildern von Gewebeproben vorhersagen kann.

Veränderungen von bestimmten Abschnitten im Erbgut einer
Krebserkrankung - den sogenannten Mikrosatelliten - sind ein wichtiger Hinweis darauf, ob
bei einem Patienten mit Magen- oder Darmkrebs eine Immuntherapie
erfolgreich sein könnte. Wissenschaftler der Uniklinik RWTH Aachen, des
Deutschen Krebsforschungszentrums (DKFZ) und des Nationalen Centrums für
Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg haben einen lernfähigen Algorithmus
entwickelt, der eine solche Mikrosatelliteninstabilität direkt aus den
Bildern von Gewebeproben vorhersagen kann. Damit könnten Patienten, die
von einer Immuntherapie profitieren, eventuell früher identifiziert
werden. Die Forschungsergebnisse wurden in der Fachzeitschrift "Nature
Medicine" veröffentlicht.

Nur wenige Patienten mit Magen- oder Darmkrebs profitieren von einer
Immuntherapie. Dabei haben manche Tumoren Veränderungen im Erbgut, sie
tragen Mutationen in den als "Mikrosatelliten" bezeichneten, sich häufig
wiederholenden Abschnitten des Erbguts. Diese sogenannte
Mikrosatelliteninstabilität (MSI) ist ein charakteristisches Merkmal zur
Unterscheidung von verschiedenen Krebsarten des Magen-Darm-Trakts und
bestimmt, ob Patienten mit diesen Erkrankungen besonders gut auf eine
Immuntherapie mit Checkpoint-Inhibitoren ansprechen. Üblicherweise
benötigt man für die Erkennung dieser Eigenschaften einen genetischen oder
immunhistochemischen Test, der zusätzliche Kosten verursacht und in der
klinischen Praxis nicht immer bei jedem Patienten durchgeführt wird.

Die Wissenschaftler aus Aachen und Heidelberg zeigten in Zusammenarbeit
mit internationalen Kollegen, dass sich mit einem lernfähigen
computergestützten Algorithmus - dem sogenannten "deep learning" - MSI
direkt aus routinemäßig vorliegenden Bildern von Gewebeproben
diagnostizieren lässt, ohne dass zusätzliche Labortests benötigt werden.
"Unser Ansatz hat das Potenzial, jeden Patienten mit Darmkrebs automatisch
und kosteneffizient auf MSI zu testen und somit eine Immuntherapie einer
größeren Gruppe von Darmkrebspatienten zukommen zu lassen", sagt Jakob
Nikolas Kather, Arzt und Wissenschaftler an der Klinik für
Gastroenterologie, Stoffwechselerkrankungen und Internistische
Intensivmedizin (Medizinische Klinik III) der Uniklinik RWTH Aachen und
Mitarbeiter am DKFZ und NCT Heidelberg. "Damit besteht die Möglichkeit,
auch Patienten zu identifizieren, bei denen sonst vielleicht nie eine
Immuntherapie in Betracht gezogen würde. Allerdings muss dieser Ansatz
erst in prospektiven Studien überprüft werden", ergänzt Dirk Jäger,
Ärztlicher und Geschäftsführender Direktor der Abteilung für Medizinische
Onkologie am NCT in Heidelberg.

Immuntherapie bei Krebserkrankungen

Krebs-Immuntherapien mit so genannten Checkpoint-Inhibitoren -
Wirkstoffen, die die "Bremsen" der Immunabwehr lösen - haben in den
vergangenen Jahren starke Aufmerksamkeit erfahren. Beim Darmkrebs ließen
sich allerdings mit den Checkpoint-Inhibitoren bisher lediglich bei
"Mikrosatelliten-instabilen" Tumoren Erfolge erzielen. Bei den häufigeren,
"Mikrosatelliten-stabilen" Fällen von Darmkrebs haben die
Checkpoint-Inhibitoren in bisherigen Studien keine objektiven Ansprechraten gezeigt.
Nach wie vor ist es im Alltag eine Herausforderung vorherzusagen, bei wem
die Immuntherapie wirkt. Umso wichtiger ist es, die Patienten, die von
einer Immuntherapie profitieren könnten, im klinischen Alltag frühzeitig
zu identifizieren.

Künstliche Intelligenz in der Medizin

Künstliche Intelligenz und lernfähige Algorithmen - diese Begriffe werden
in der Medizin zunehmend prominenter. Bereits seit langer Zeit wird auf
technologische Unterstützung gesetzt. Maschinen werden mit hochvaliden
Daten gefüttert und trainieren so den Algorithmus, um große Datenmengen
und medizinische Bilder für effizientere und genauere Behandlungen zu
analysieren und so beispielsweise Krebszellen automatisiert zu erkennen.


Originalpublikation

Jakob Nikolas Kather, Alexander T. Pearson, Niels Halama, Dirk Jäger,
Jeremias Krause, Sven H. Loosen, Alexander Marx, Peter Boor, Frank Tacke,
Ulf Peter Neumann, Heike I. Grabsch, Takaki Yoshikawa, Hermann Brenner, Jenny Chang-Claude,
Michael Hoffmeister, Christian Trautwein, Tom Luedde (2019) 

Deep learning can predict microsatellite instability directly from histology in
gastrointestinal cancer. Nature Medicine,

https://www.nature.com/articles/s41591-019-0462-y

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.nature.com/articles/s41591-019-0462-y

http://www.nct-heidelberg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1453
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Nationales Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg - 04.06.2019
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ONKOLOGIE/1993: Sonnensünden kommen erst nach Jahrzehnten ans Tageslicht (idw)


Nationales Centrum für Tumorerkrankungen Dresden (NCT/UCC) - 04.06.2019

Sonnensünden kommen erst nach Jahrzehnten ans Tageslicht

- NCT/UCC Dresden bietet innovative Therapien und Versorgungskonzepte gegen Hautkrebs 

- Patientenzahlen steigen kontinuierlich 

- Mehr Sonnenschutz und Früherkennung nötig



Die moderne Krebsmedizin hat bei der Behandlung von Tumorerkrankungen in
den letzten Jahren beachtliche Erfolge erzielt. Das gilt insbesondere auch
für Hautkrebs, der durch ein Übermaß an UV-Strahlung ausgelöst wird. Die
Hautkrebszahlen steigen. Auch das Dresdner Hauttumorzentrum am Nationalen
Centrum für Tumorerkrankungen Dresden (NCT/UCC) verzeichnet kontinuierlich
mehr Hautkrebspatienten - darunter viele Patienten mit fortgeschrittenen
Hauttumoren. Bereits die Frühlingssonne kann eine für die Haut schädigende
Kraft entfalten. Sonnenschutz ist deshalb auch zu dieser Jahreszeit
dringend geboten. Liegt eine Hautkrebserkrankung vor, bietet das Dresdner
Tumorzentrum eine Behandlung auf dem neuesten Stand der Forschung und eine
besonders intensive Beratung an. Wissenschaftler des Hauttumorzentrums und
des Zentrums für Evidenzbasierte Gesundheitsversorgung der TU Dresden
forschen zudem an einer besseren Versorgung von Hautkrebspatienten in
Ostsachsen.

Hautkrebs ist auf dem Vormarsch: Gut 230.000 Menschen erkranken in
Deutschland pro Jahr neu an dieser Krankheit, rund 20.000 von ihnen an der
besonders gefährlichen Form des malignen Melanoms, dem so genannten
schwarzen Hautkrebs. Am Dresdner Hauttumorzentrum wurden 2018 insgesamt
1.331 Hautkrebs-Neuerkrankungen diagnostiziert, darunter 225 Fälle von
schwarzem Hautkrebs. 2014 waren es noch 1.024 Neuerkrankungen und 147
Fälle von schwarzem Hautkrebs. Eine entscheidende Ursache sind häufige
Sonnenbrände in der Kindheit und Jugend. Sie erhöhen das Risiko, viele
Jahre später an einem Melanom zu erkranken, um ein Vielfaches. Aber auch
Erwachsene, die sich nicht vor intensivem Sonnenlicht schützen, oder
häufige Besuche von Solarien erhöhen das Krebsrisiko erheblich. Das sich
in den vergangenen Jahrzehnten verändernde Freizeitverhalten im Freien
schlägt sich auch in den Krebsstatistiken nieder: Die Zahl der
Neuerkrankungen verdoppelt sich alle zehn bis 15 Jahre. "Vorbeugung und
Früherkennung ist das A und O. Raus aus der Mittagssonne, schützende
Kleidung vor allem bei Kindern, aber auch bei Erwachsenen - solche
eigentlich einfachen Regeln können die Hautkrebszahlen deutlich senken.
Wichtig ist es auch, die Haut ab dem 35. Lebensjahr alle zwei Jahre im
Rahmen der empfohlenen Hautkrebs-Screenings vom Arzt untersuchen zu
lassen", sagt Prof. Friedegund Meier, Leiterin des Hauttumorzentrums am
Nationalen Centrum für Tumorerkrankungen Dresden (NCT/UCC) und Oberärztin
an der Klinik für Dermatologie des Universitätsklinikums Dresden.

Um bereits die Jüngsten an das richtige Sonnenschutzverhalten
heranzuführen, hat das Präventionszentrum des NCT/UCC ein
Sonnenschutzprojekt für Kitas entwickelt. Hauptfigur des Projekts ist der
SonnenschutzClown Zitzewitz, der beim Sonnenschutz einiges
durcheinanderbringt und das schützende Wissen mit viel Spaß vermittelt.
Bereits mehr als 1.400 Kindertagesstätten deutschlandweit haben das
kostenfreie Projektpaket bestellt. Das Projekt ist Teil der Kampagne
"Clever in Sonne und Schatten", in Kooperation mit der Deutschen
Krebshilfe, der Arbeitsgemeinschaft Dermatologische Prävention e.V. und
der Universität zu Köln/Uniklinik Köln.

Hohe Behandlungsqualität auf dem neuesten Wissensstand

Je früher eine Hautkrebserkrankung erkannt wird, desto besser lässt sie
sich behandeln. Auch bei fortgeschrittenen Erkrankungen haben sich die
Therapiemöglichkeiten in den letzten Jahren deutlich verbessert. "Dank
neuer zielgerichteter Medikamente und Immuntherapien überleben 40 bis 50
Prozent der Patienten mit metastasiertem Melanom heute einen Zeitraum von
fünf Jahren und länger. Vor 2011 lag dieser Anteil bei etwa 15 Prozent.
Wichtig ist es hierbei, dass die Patienten disziplinenübergreifend und mit
den neuesten Methoden behandelt werden", sagt Prof. Stefan Beissert,
Direktor der Klinik für Dermatologie des Universitätsklinikums Dresden.

Eine solch qualitativ hochwertige Behandlung erhalten Patienten am
Dresdner Hauttumorzentrum, das durch die Deutsche Krebsgesellschaft
zertifiziert ist. Das Gütesiegel gewährleistet eine standardisierte,
leitliniengerechte und fachübergreifende Diagnostik, Behandlung und
Nachsorge nach neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen. In regelmäßigen
Ärztekonferenzen, so genannten Tumorboards, besprechen Spezialisten aller
für die Erkrankung des jeweiligen Patienten notwendigen Fachdisziplinen
jeden einzelnen Fall und legen gemeinsam einen individuell abgestimmten
Therapieplan nach dem derzeitigen Stand der Wissenschaft fest. Für
Patienten, bei denen innovative Therapien infrage kommen, bietet das
Zentrum die Behandlung innerhalb von nationalen und internationalen
klinischen Studien an.

Maßgeschneiderte Therapie und umfassende Information für Patienten

Junge Krebspatienten und Patienten mit sehr seltenen Krebserkrankungen
haben im Rahmen des NCT-MASTER-Programms die Möglichkeit, das Erbgut ihres
Tumors umfangreich analysieren zu lassen. Auf dieser Basis suchen
fächerübergreifende spezialisierte Expertengremien anschließend nach einer
maßgeschneiderten Therapie. "Bei vielen Patienten können wir hierdurch
bemerkenswerte Erfolge erzielen", sagt Prof. Hanno Glimm, Mitglied im
Geschäftsführenden Direktorium des NCT/UCC Dresden und Leiter der
Abteilung Translationale Medizinische Onkologie.

Ein besonderes Augenmerk des Zentrums gilt zudem der Kommunikation mit den
Patienten und Angehörigen: "Wir nehmen uns Zeit für Aufklärungsgespräche
bei der Erstdiagnose, für Gespräche über Befunde,
Behandlungsmöglichkeiten, mögliche Nebenwirkungen und für Gespräche mit
dem Patienten und der Familie in der Palliativsituation, wenn keine
Heilung mehr möglich erscheint", sagt Prof. Meier, die als Sprecherin der
"Nationalen Versorgungskonferenz Hautkrebs" im Bereich
Patienteninformation fungiert.

Schonende Diagnose bei Hautkrebsverdacht dank Lasermikroskop

Dank einer großzügigen Spende kann die Klinik für Dermatologie des
Dresdner Uniklinikums ihren Patienten im Fall des Verdachts auf Hautkrebs
eine schonende Untersuchung ihrer Haut anbieten. Den Kauf des neuen Geräts
ermöglichte Jürgen Preiss-Daimler. Als einer der erfolgreichsten
Unternehmer Ostdeutschlands mit Sitz in Grumbach bei Dresden unterstützt
er bereits seit sechs Jahren die Hochschulmedizin Dresden und stellte
allein für das spezielle Laser-Mikroskop über die von ihm und seiner
Ehefrau Beatrix Preiss-Daimler gegründete Stiftung "Medical Equipment and
Research" einen knapp sechsstelligen Betrag zur Verfügung. Mit der
konfokalen Laserscanmikroskopie lässt sich schnell und direkt feststellen,
ob Hautkrebs vorliegt und um welche Krebsart es sich handelt. Die oft
schmerzhafte Entnahme von Gewebe zum Stellen einer Diagnose (Biopsie) ist
somit in vielen Fällen nicht mehr erforderlich. Das Ergebnis liegt in der
Regel sofort vor.

Forschung zu regionaler Versorgung und Hirnmetastasen

In einem gemeinsamen Forschungsprojekt untersuchen Wissenschaftler und
Ärzte des Dresdner Hauttumorzentrums gemeinsam mit ihren Kollegen vom
Zentrum für Evidenzbasierte Gesundheitsversorgung der TU Dresden, wie sich
die Versorgungssituation von Melanompatienten in Ostsachsen generell
verbessern lässt. "Wir erarbeiten aktuell die Grundlagen für ein
sektorenübergreifendes Versorgungsnetzwerk in Ostsachsen. Hierbei spielt
die enge Zusammenarbeit von niedergelassenen Ärzten und Klinikärzten der
Dermatologie, Onkologie und Psychoonkologie eine wichtige Rolle, ebenso
wie der schnelle und sichere Austausch von Patienteninformationen. Ein
Ziel ist es, dass alle Patienten auch bei einer längerfristigen Therapie
wohnortnah optimal versorgt werden können", so Prof. Jochen Schmitt,
Direktor des Zentrums für Evidenzbasierte Gesundheitsversorgung.

Ein weiterer Forschungsschwerpunkt am Dresdner Hauttumorzentrum ist die
Erforschung von Hirnmetastasen, die als Absiedelungen des schwarzen
Hautkrebs auftreten können: "Hirnmetastasen entwickeln besondere
Resistenzmechanismen, durch die sie für medikamentöse Therapien
unangreifbar werden. Wir arbeiten durch die vergleichende Analyse von
Metastasen innerhalb und außerhalb des Gehirns daran, diese speziellen
Resistenzmechanismen zu entschlüsseln und zu überwinden", erklärt Prof.
Meier.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2143
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RADIOLOGIE/328: Krebsmedikament wird durch langsame Elektronen aktiviert (idw)


Universität Innsbruck - 04.06.2019

Krebsmedikament wird durch langsame Elektronen aktiviert



In der Strahlentherapie werden verschiedene Moleküle erprobt, um die
Wirkung der Strahlung auf Krebszellen zu verbessern. Forscher um Stephan
Denifl von der Universität Innsbruck beobachteten nun, dass langsame
Elektronen von Nimorazol-Molekülen äußerst effektiv eingefangen werden.
Dieses Ergebnis kann eine Erklärung für die selektive Wirkung dieses in
der Strahlentherapie bereits eingesetzten Wirkstoffs liefern.

Schon Anfang des 19. Jahrhunderts wurde vom Wiener Radiologen Gottwald
Schwarz erkannt, dass der überlebenswichtige Sauerstoff in Zellen deren
Schädigung durch Röntgenstrahlung fördert. Durch diese Eigenschaft
entsteht eine paradoxe Situation für die Bekämpfung von Krebstumoren in
der Strahlentherapie, da Tumore aufgrund ihres enthemmten Wachstums
Bereiche bilden, in denen eine ausgeprägte Sauerstoffarmut herrscht; diese
Regionen sprechen aber durch den fehlenden Sauerstoff schlechter auf die
Strahlung an als gesundes Gewebe. Um diesen Effekt aufzuheben, werden in
der Krebsmedizin verschiedene Moleküle getestet, welche die Wirkung von
Sauerstoff in sauerstoffarmen Tumoren imitieren soll. Ein Molekül, das
erfolgreich in klinischen Studien getestet wurde, ist das
Nimorazol-Molekül. Das in der Medizin sonst als Antibiotikum verwendete Medikament
wird in Dänemark mittlerweile bei der Bekämpfung von Rachen- und
Kehlkopftumoren in der Strahlentherapie eingesetzt. Der exakte
Wirkungsmechanismus auf der molekularen Ebene ist allerdings unbekannt und
beruht auf Hypothesen, die auf eine Bestätigung warten.

Moleküle fangen Elektronen ein

Die Innsbrucker Forscher untersuchten in Zusammenarbeit mit Forscherteams
aus vier Ländern die Frage, ob langsame Elektronen, die durch die
Bestrahlung im Tumorgewebe freigesetzt werden, eine Rolle für die Wirkung
des Moleküls spielen. "Die Experimente mit einzelnen Molekülen zeigten,
dass Nimorazol langsame Elektronen außergewöhnlich effizient einfängt. Das
Molekül zeichnet sich danach auch durch große Stabilität aus, indem es
intakt bleibt", erzählt Rebecca Meißner, die Erstautorin der in Nature
Communications veröffentlichten Arbeit. "Sonst spalten Moleküle sich
häufig auf, sobald ein freies Elektron eingefangen wird." In weiteren
Experimenten haben die Wissenschaftler den Einfluss der Zellumgebung
näherungsweise simuliert, indem sie Nimorazol mit Wassermolekülen umgaben.
"Die Resultate zeigten, dass das Einfangen der Elektronen in dieser
komplexeren Umgebung noch verstärkt wird", schildert Projektleiter Stephan
Denifl vom Institut für Ionenphysik und Angewandte Physik der Universität
Innsbruck.

Empfindlichkeit von Tumorgewebe steigern

Diese Ergebnisse liefern einen Hinweis, warum der Wirkstoff speziell zur
Strahlentherapie von sauerstoffarmen Tumoren eingesetzt werden kann. Das
Molekül mit dem eingefangenen Elektron stellt selbst ein Radikal dar, das
sich an die durch Strahlung geschädigte DNA bindet und dadurch zelleigene
Reparaturmechanismen in Tumorzellen verhindert. In anderen Zellen, wo aber
genügend Sauerstoff vorhanden ist, gibt das Nimorazol das eingefangene
Elektron wieder an den Sauerstoff ab und wird dadurch recycelt. Damit ist
eine Anreicherung des notwendigen Radikals in den sauerstoffarmen Zellen
erzielbar und es wird die mangelnde Sensitivität gegenüber der Strahlung
vermindert.

Diese Studie zeigt auch Perspektiven für das zukünftige Design von
Molekülen auf, um die Sensitivität von Tumorgewebe zu verbessern. "Durch
entsprechende Wahl der molekularen Struktur ließe sich die Effizienz des
Elektroneneinfangens noch weiter optimieren" meint Stephan Denifl. "Dabei
dürfen aber natürlich auch nicht die biochemischen und pharmazeutischen
Eigenschaften außer Acht gelassen werden."

Der österreichische Wissenschaftsfonds FWF hat die Arbeit finanziell unterstützt.


Originalpublikation:

Publikation: Low-energy electrons transform the nimorazole molecule into a
radiosensitiser. Rebecca Meißner, Jaroslav Kočišek, Linda Feketeová ,
Juraj Fedor, Michal Fárník, Paulo Limão-Vieira, Eugen Illenberger &
Stephan Denifl. Nature Communications 10, 2388 (2019)

DOI: 10.1038/s41467-019-10340-8;

https://www.nature.com/articles/s41467-019-10340-8
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BILDUNG/1160: NC-frei zum Arztassistenten (idw)


Hochschule Fresenius - 04.06.2019

NC-frei zum Arztassistenten



Die Carl Remigius Medical School, Teil des Fachbereichs Gesundheit &
Soziales der Hochschule Fresenius, bietet ab September 2019 am Standort
Hamburg als erste und bislang einzige Hochschule in Norddeutschland den
Studiengang Physician Assistance (PA) an - als Vollzeitstudium über acht
Semester oder berufsbegleitend über sechs Semester nach einer
abgeschlossenen Ausbildung in einem Gesundheitsberuf. Die Absolventen sind
in der Lage, vom Arzt delegierte Aufgaben in der Patientenversorgung zu
übernehmen. Sie tragen damit wesentlich zur Entlastung der Ärzte bei und
mildern die Folgen des Fachkräftemangels im Gesundheitswesen.

In Deutschland ist das Berufsbild noch jung, nur wenige Hochschulen bilden
bisher Arzt- oder Medizinassistenten, so die deutsche Übersetzung, aus.
Sie sind jedoch in zahlreichen Kliniken bereits im Einsatz und stark
nachgefragt. Das Studium vermittelt medizinische Fachkompetenzen, die
Absolventen dazu befähigen, körperliche Untersuchungen sowie diagnostische
Maßnahmen bis hin zu kleineren operativen Eingriffen selbst durchzuführen
und bei größeren Operationen zu assistieren. Sie fungieren als Bindeglied
zwischen Pflege, Ärzteschaft und anderen Gesundheitsberufen.

"Physician Assistants finden ein sehr vielfältiges Aufgabengebiet in
unterschiedlichen Fachabteilungen einer Klinik vor und arbeiten weitgehend
eigenständig - aber immer auf Weisung des Arztes. Sie ersetzen ihn nicht,
sondern unterstützen ihn", betont Dr. med. Lars Brechtel,
Studiengangsleiter PA an der Carl Remigius Medical School in Hamburg.

Für die Zulassung zum Vollzeitstudium ist keine abgeschlossene
Berufsausbildung im pflegerisch-therapeutischen Bereich notwendig. Das
Studium ist NC-frei, die Studierenden werden über ein hochschuleigenes
Auswahlverfahren zugelassen. Für die Praxisphasen kooperiert die CRMS mit
renommierten Kliniken in Hamburg und Norddeutschland.

"Es ist unser Ziel, einen ähnlichen Status für das Berufsbild zu
erreichen, wie das in den USA, Großbritannien und in den Niederlanden
bereits der Fall ist: Dort sind Physician Assistants bereits seit vielen
Jahren unverzichtbare und sehr anerkannte Mitarbeiter im
Gesundheitswesen", sagt Dr. Brechtel.

Interessenten können sich unverbindlich über beide Studienvarianten beim
monatlich stattfindenden Infoabend informieren, jeden Donnerstag findet
ein Aufnahmetag statt. Die Carl Remigius Medical School liegt in Hamburg
in verkehrsgünstig attraktiver Innenstadtlage und verfügt über modernste
Seminar- und Praxisräume. Gelehrt wird ausschließlich in Kleingruppen.

Am 15. Juni findet am Campus in der Lilienstraße ein Open Day statt, an
dem Studiengangsleiter Dr. med. Lars Brechtel das PA-Studium vorstellen
und für Fragen zur Verfügung stehen wird.

Weitere Informationen finden Sie hier:

https://www.carl-remigius.de/studium/bachelorstudiengaenge/physician-assistance/


Über die Carl Remigius Medical School

Die Carl Remigius Medical School (CRMS) besteht seit 2016. Sie ist Teil
des Fachbereichs Gesundheit & Soziales der Hochschule Fresenius, die mit
über 13.000 Studierenden zu den größten privaten Präsenzhochschulen
Deutschlands zählt. Der Name geht zurück auf Carl Remigius Fresenius, der
1848 in Wiesbaden eine Laborschule zur Ausbildung von Chemikern gegründet
hat - Vorläufer der heutigen Hochschule Fresenius. Das Bildungsangebot der
CRMS umfasst innovative pflegerische, gesundheitsökonomische und
medizinnahe Bachelor- und Master-Studiengänge, wie etwa Physician
Assistance, sowie im Bereich Ausbildung eine Hebammenschule in Frankfurt
am Main. Die Carl Remigius Medical School ist bundesweit mit
unterschiedlichen Bildungsangeboten an den Standorten in Idstein,
Frankfurt am Main, Hamburg, Köln und München vertreten.

Weitere Informationen finden Sie auf unserer Website:

http://www.carl-remigius.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution258
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ETHIK/1291: Ärztetag-Forderung zur Kassenfinanzierung von Gentests zur Selektion von Down-Syndrom Kindern (ÄfdL)


Ärzte für das Leben e.V. (ÄfdL) - 4. Juni 2019

Ärztetag-Forderung zur Kassenfinanzierung von Gentests zur Selektion von Down-Syndrom Kindern widerspricht medizinischem Heilungsauftrag



Münster - Am 31. Mai teilte die Bundesärztekammer mit, der 122.
Ärztetag in Münster habe beschlossen, dass "Bluttests zur
vorgeburtlichen Feststellung einer Trisomie ... als Kassenleistung
verankert sein [sollen] ... Die Frage über die Entscheidung, ein
behindertes Kind zu gebären und zu pflegen, dürfe nicht vom Geldbeutel
der werdenden Eltern abhängig gemacht werden." Im Konzert mit vielen
anderen gleichlautenden Verlautbarungen aus anderen gesellschaftlichen
Kreisen wird dieser Beschluss aus der Ärzteschaft maßgeblich dazu
beitragen, dass der sogenannte "Praenatest" auf Down-Syndrom und
anderen seltenen Trisomie in Deutschland bald Routine wird,
kritisieren Ärzte für das Leben e.V.

Mit diesem Schritt wird das Schicksal der meisten Kinder mit
Down-Syndrom in Deutschland besiegelt sein. Denn die ganz überwiegende
Mehrheit solcher Kinder erblicken bei einem vorgeburtlichen Nachweis
nicht das Licht der Welt, sondern werden abgetrieben. Nach § 12
des fünften Sozialgesetzbuches als integraler Bestandteil des
Bundesmantelvertrags zwischen dem Spitzenverband der Krankenkassen und
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung dienen die Leistungen der
Krankenkassen "der Sicherung einer ausreichenden, zweckmäßigen und
wirtschaftlichen Versorgung". Somit geht die Aufnahme einer Leistung
in den Katalog der Krankenkassen mit der Beurteilung dieser Leistung
als "zweckmäßig" einher, wobei die Heilung oder Linderung von
Krankheit und Leiden als "Zweck" impliziert wird.

"Welcher Zweck wird aber durch den Praenatest verfolgt, wenn nicht die
Selektion von Menschen mit Down-Syndrom?", fragt Prof. Paul Cullen,
Vorsitzender der Organisation Ärzte für das Leben e.V. in Münster.
Neulich hat Prof. Reinhard Merkel aus Heidelberg, der im Falle des
Down Syndroms der Abtreibung bis direkt vor der Geburt das Wort redet,
sich massiv gegen die Verwendung des Begriffs "Selektion" in
Zusammenhang mit dem Praenatest ausgesprochen. Herr Merkel hat sogar
versucht, diesen Begriff in einem "Framing" mit der "Rampe von
Auschwitz" zu verbinden (siehe FAZ vom 26.04.2019). Dabei wird das
Wort "Selektion" in diesem Kontext universell verwendet. Selbst
Autoren wie die Feministin und entschiedene Befürworterin einer
liberalen Abtreibungspraxis Kirsten Actelik kritisieren die
Pränataldiagnostik scharf und sprechen in diesem Zusammenhang von dem
Wunsch nach einer "Selbstbestimmung ohne Selektion".

"Das der Ärztetag seinen Beschluss mit wirtschaftlichen Argumenten
rechtfertigt, macht die Sache nicht besser", sagte Cullen. "Anstatt
vor der Gefahr einer flächendeckenden Ausweitung dieses Tests in
Richtung einer regelrechten Rasterfahndung zu warnen, wird unter dem
Deckmantel des sozialen Gewissens ein zutiefst unmenschliche und gegen
das ärztliche Ethos gerichtete Praxis legitimiert."


Über Ärzte für das Leben e.V.

Der Verein "Ärzte für das Leben" fordert eine uneingeschränkte Kultur
des Lebens in der medizinischen Praxis und Forschung auf der Grundlage
der hippokratischen Tradition.

Mehr unter

aerzte-fuer-das-leben.de
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FORSCHUNG/4050: Erstmals Stammzelllinien mit erweitertem Potenzial von Schweinen etabliert (idw)


Friedrich-Loeffler-Institut, Bundesforschungsinstitut für Tiergesundheit - 03.06.2019

Erstmals Stammzelllinien mit erweitertem Potenzial von Schweinen etabliert



Im Rahmen einer Zusammenarbeit von Friedrich-Loeffler-Institut, Institut
für Nutztiergenetik in Mariensee in Deutschland, der Universität in
Hongkong, Li Ka Shing Faculty of Medicine, School of Biomedical Sciences
(HKUMed) und dem Wellcome Sanger Institute in Cambridge in Großbritannien,
ist es zum ersten Mal gelungen, embryonale Stammzelllinien mit erweitertem
Potenzial (Expanded Potential Stem Cells, EPSCs) aus Schweineembryonen zu
gewinnen. Sie ebnen den Weg für die weitere Erforschung der
Entwicklungsbiologie sowie für die translationale Forschung in der
Genetik, Medizin, Biotechnologie und Landwirtschaft. Die Ergebnisse wurden
in der Fachzeitschrift Nature Cell Biology veröffentlicht.

Die EPSCs konnten erstmalig aus frühen Embryonen von Schweinen gewonnen
werden. Den Wissenschaftlern des Instituts für Nutztiergenetik gelang dies
durch eine neue Nährlösung, die in Hongkong und Cambridge entwickelt
wurde. Dr. Monika Nowak-Imialek vom Institut für Nutztiergenetik sagt:
"Unsere aus Schweineembryonen isolierten porcinen EPSCs sind die ersten
gut charakterisierten Zelllinien von Schweinen weltweit. Das Potenzial von
EPSCs, sich zu jedem Zelltypen zu entwickeln, eröffnet neue Möglichkeiten
für die Entwicklungsbiologie, regenerative Medizin, Organtransplantation,
Krankheitsmodelle und bei der Suche nach potenziellen Medikamenten."

Die neuen Stammzellen zeigen die für embryonale Stammzellen typische
Morphologie und Genexpression. Sie können sich selbst erneuern und sind
dadurch prinzipiell unbegrenzt in Kultur zu halten. Verglichen mit
somatischen Zellen, die nur eine begrenzte Lebensdauer haben, eignen sich
Stammzellen viel besser für langwierige Selektionsprozesse. Diese
Schweinestammzelllinien sind mit neuen Genomeditierungsverfahren wie
CRISPR/Cas leicht zu modifizieren, was besonders bei der Generierung von
Krankheitsmodellen interessant ist.

Eine der einzigartigen Eigenschaften dieser Zelllinien ist ihre hohe
Entwicklungsfähigkeit nicht nur in zahlreiche Zelltypen des Organismus,
sondern auch in extraembryonales Gewebe, den Trophoblasten. Deshalb haben
die Forscher ihre Zellen "Stammzellen mit erweitertem Potenzial" (Expanded
Potential Stem Cells, EPSCs) genannt. Diese Fähigkeit könnte sich als
wertvoll für die zukünftige vielversprechende Organoid-Technologie
erweisen, bei der organähnliche kleine Zellansammlungen in 3D-Agregaten
gezüchtet werden, die zur Erforschung der frühen Embryonalentwicklung, von
verschiedenen Krankheitsmodellen und Prüfung von neuen Medikamenten in
Petrischalen verwendet werden können. Zudem konnten die Autoren zeigen,
dass aus ihren Schweinestammzellen Trophoblast-Stammzellen generiert
werden können. Dieser Zelltyp bietet einzigartige Möglichkeiten,
Untersuchungen zu Funktion und Krankheiten der Plazenta in vitro
durchzuführen zu können.

In weiteren Experimenten gelang es, eine embryonale Schweinestammzelllinie
in primordiale Keimzell-ähnliche Zellen (Primordial Germ Cell-like Cells,
PGCLCs), die Vorläuferzellen von Eizellen und Spermien sind, zu
differenzieren. Ein wesentlicher Schritt in der Zukunft wäre hier zu
erforschen, wie weit es möglich ist, aus diesen Zellen Sperma bzw.
Eizellen in befruchtungsfähigem Status zu erstellen. Die neuen Stammzellen
eröffnen außerdem eine wichtige Grundlage für die medizinische Forschung.
Im Vergleich zur Maus ist das Schwein genetisch, anatomisch und
physiologisch dem Menschen sehr viel ähnlicher und damit auch ein besser
geeignetes Tiermodel. Die Überprüfung des Wirkmechanismus und der
Sicherheit einer Stammzelltherapie beim Schwein könnte somit eine
bedeutende Rolle für zukünftige Therapieansätze beim Menschen spielen.
Embryonale Stammzellen (ES) werden aus den inneren Zellen von sehr frühen
Embryonen, den sogenannten Blastozysten, gewonnen. Embryonale Stammzellen
sind Alleskönner und können sich in Kultur in verschiedenste Zelltypen des
Körpers entwickeln. Diese Eigenschaft nennt man Pluripotenz. Bisherige
Versuche, pluripotente embryonale Stammzelllinien aus Nutztieren wie
Schwein oder Rind zu etablieren, resultierten in Zelllinien, die nicht
alle Eigenschaften der Pluripotenz erfüllt haben und deshalb "ES-ähnlich"
genannt wurden.


Originalpublikation:

Xuefei Gao, Monika Nowak-Imialek, Xi Chen et al. (2019) Establishment of
porcine and human expanded potential stem cells. Nature Cell Biology

DOI: https://doi.org/10.1038/s41556-019-0333-2


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.fli.de

http://www.sanger.ac.uk

http://www.med.hku.hk

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1445
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Friedrich-Loeffler-Institut, Bundesforschungsinstitut für Tiergesundheit - 03.06.2019
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STATISTIK/118: Zahl der Beatmungspatienten in Deutschland nimmt rasant zu (Thieme)


Thieme Verlag - FZMedNews - 28. Mai 2019

Zahl der Beatmungspatienten in Deutschland nimmt rasant zu



fzm, Stuttgart, Mai 2019 - In Deutschland sind immer mehr Menschen dauerhaft auf
Beatmungsgeräte angewiesen. Darunter befinden sich laut einer epidemiologischen
Studie in der Fachzeitschrift "DMW Deutsche Medizinische Wochenschrift" (Georg
Thieme Verlag, Stuttgart. 2019) immer mehr ältere und mehrfach erkrankte
Patienten. Für sie ist es besonders schwer, nach einer längeren
intensivmedizinischen Behandlung wieder selbstständig zu atmen.

Experten in sogenannten Weaning-Zentren bemühen sich gezielt darum,
Intensivpatienten von der Beatmung zu entwöhnen. Aber trotz steigender Erfahrung
und Expertise können nur etwa 60 Prozent der Patienten von der invasiven
Beatmung entwöhnt werden. Ein Teil von ihnen benötigt jedoch auch danach noch
eine Atemunterstützung in Form einer nichtinvasiven Maskenbeatmung. Knapp 25
Prozent der Weaning-Patienten müssen die Beatmung über die Trachealkanüle auch
außerklinisch fortsetzten. Rund 15 Prozent der Patienten versterben. Experten
gehen davon aus, dass die Rate des erfolglosen Weanings außerhalb der
etablierten Fachzentren noch wesentlich höher ist.

Auch außerklinisch beatmete Patienten müssen regelmäßig zu
Kontrolluntersuchungen oder bei akuten Problemen ins Krankenhaus. Im Jahr 2016
wurden nach einer Datenbankrecherche von Professor Christian Karagiannidis,
Lungenklinik Merheim, in Deutschland insgesamt rund 86 000 ambulant beatmete
Patienten in einer Klinik betreut. Im Jahr 2006 waren es nur rund 25 000.
Gleichzeitig sank die Sterblichkeit der beatmeten Patienten im Krankenhaus von
13,2 Prozent auf 5,7 Prozent. Die Datenanalyse offenbarte auch, dass immer
häufiger sehr alte Menschen mit einem Beatmungsgerät versorgt werden. Knapp 1500
der im Jahr 2016 künstlich beatmeten Patienten waren laut den Recherchen von
Professor Karagiannidis über 90 Jahre alt.

Viele der dauerbeatmeten Patienten haben eine oder mehrere schwerwiegende
Erkrankungen. Mehr als die Hälfte (58 Prozent) leidet an einer
chronisch-obstruktiven Lungenerkrankung (COPD), ein Drittel hat eine
Pumpschwäche des Herzens (32 Prozent) oder einen Typ-2-Diabetes (32 Prozent).
Ein Viertel leidet an einer Verengung der Herzkranzgefäße (25 Prozent) oder an
einer Nierenschwäche (24 Prozent). Auch neurologische Erkrankungen sind häufig
zu verzeichnen. Hinzu kommen laut Professor Karagiannidis Infektionen mit
Bakterien, die gegen mehrere Antibiotika resistent sind.

Der exponentielle Anstieg der sehr pflegeintensiven Patienten stellt das
Gesundheitssystem nach Ansicht von Professor Karagiannidis vor extreme
finanzielle und personelle Herausforderungen. "Die Vielzahl der zugrunde
liegenden Haupt- und Nebendiagnosen erfordern die Expertise unterschiedlichster
Fachdisziplinen in der ambulanten und stationären Versorgung", betont Professor
Dr. Wolfram Windisch, Seniorautor der Studie. Hinsichtlich der zunehmenden Zahl
solcher Patienten gefährde der Mangel an qualifiziertem Pflegepersonal zunehmend
die Versorgung der Betroffenen.

Darüber hinaus wirft die Beatmungstherapie bei hochbetagten, mehrfach erkrankten
Patienten ethische Fragen für Windisch auf. Denn im Falle eines erfolglosen
Weanings sei die Fortsetzung einer invasiven Langzeitbeatmung im außerklinischen
Bereich mit einer stark eingeschränkten Lebensqualität verbunden, wie aktuelle
Studien belegten. "In diesem Sinne ergibt sich die Frage, ob alles das, was die
moderne Medizin heute leisten kann, unter ethischen Betrachtungen auch geleistet
werden muss", so Windisch.

C. Karagiannidis et al.:

Epidemiologische Entwicklung der außerklinischen Beatmung: Eine rasant
zunehmende Herausforderung für die ambulante und stationäre Patientenversorgung

DMW Deutsche Medizinische Wochenschrift 2019; 144 (9); e58-e63

 * 

Quelle:

FZMedNews - 28. Mai 2019

Thieme Verlagsgruppe

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Rüdigerstraße 14, 70469 Stuttgart

Telefon: 0711-8931-319, Fax: 0711-8931-167

Internet: www.thieme.de/presseservice/fzmednews/
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ARTIKEL/1508: Ambulante Versorgung in ländlichen Regionen - Beispiel Erfde (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 5/2019

Ländliche Versorgung
Spahns Landpartie

2 Hausärzte praktizieren aktuell in Erfde. Ziel ist ein Ärztezentrum in
der 1900 Einwohner-Gemeinde.

von Stephan Göhrmann



Bundesgesundheitsminister Spahn spricht in Erfde zur ambulanten
Versorgung im ländlichen Raum. Landarztquote, Telemedizin und
Medizische Versorgungszentren könnten aus seiner Sicht helfen.


Stapelholm-Halle in Erfde statt Bundestag in Berlin: Als
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) im April nach Erfde kam,
blieb kein Platz in der Mehrzweckhalle der kleinen Gemeinde im Kreis
Schleswig-Flensburg leer. Spahn stellte sich den Problemen und Ängsten
der Landbevölkerung.

Die Veranstaltung stand unter der Frage, wie die ärztliche und
pharmazeutische Versorgung auf dem Land künftig sichergestellt werden
kann. Auch die rund 1900 Einwohner in Erfde fragen sich, wie die
ärztliche Versorgung bei ihnen in den nächsten Jahrzehnten organisiert
wird. Und vor allem: Von wem? In den knapp eineinhalb Stunden, die
Spahn vor Ort war, sprintete der Minister zunächst durch aktuelle
Themen des Gesundheitswesens: Organspende, Impfpflicht, Pflege,
Kammerpolitik, Landarztquote, Budgetierung und Digitalisierung.

Gleichzeitig zeigte er seine Motivation und seinen Blick auf die
Versorgung in ganz Deutschland. Weil er in einem 3800 Seelen-Dorf im
Münsterland aufgewachsen ist, kennt er die Rolle von Medizinern und
Apothekern in der Dorfgemeinschaft. "Früher prägte ein Apotheker oder
ein Arzt das Dorfbild. Nicht selten war einer von beiden auch der
Bürgermeister", erinnert sich Spahn. Als ständige Ansprechpartner
gehörten Ärzte und Apotheker nicht nur zur medizinischen Versorgung,
sondern auch zum Selbstverständnis eines Ortes, so Spahn, dem es neben
dem Versorgungsaspekt auch um die Gleichwertigkeit von
Lebensverhältnissen zwischen Land und Stadt geht.

Was tun gegen die drohende medizinische Unterversorgung? Spahn will
das Problem an mehreren Stellschrauben angehen und beginnt schon bei
der Zulassung zum Studium. Der Abiturschnitt sollte nach seiner
Ansicht nicht das einzige Zulassungskriterium für das Medizinstudium
sein. Überzeugt ist er von einer Landarztquote für Studierende, die
für eine bevorzugte Studienplatzvergabe an Bewerber sorgt, die sich
nach dem Studium für eine Tätigkeit auf dem Land verpflichten. "Das
Medizinstudium ist das teuerste Studienfach, das die Steuerzahler
tragen. Dann darf ich mich doch fragen, ob die nicht dahingehen
sollen, wo der Mangel ist", begründet Spahn seine Haltung. Kritische
Stimmen, die danach fragen, ob man sich als Student zehn Jahre im
Voraus festlegen könne, setzt er entgegen: "Ich sage Ihnen, die werden
es nutzen." Spahn weiß auch, diese Themen kann er nicht allein
anpacken - Hochschulpolitik ist Ländersache.

Spahn setzte sich auch mit der Frage auseinander, weshalb nicht mehr
Ärzte in die ambulante Versorgung auf dem Land gehen. Eine seiner
Vermutungen: Bei einer zurückgehenden Zahl an Ärzten auf dem Land
befürchten diese eine höhere Belastung durch Bereitschaftsdienste.
Dass dies in Schleswig-Holstein seit der Notdienstreform schon seit
Jahren kein Thema mehr ist, wurde nicht erwähnt. Auch die vermeintlich
andere Einstellung junger Ärzte wurde vom Minister angesprochen. Nach
seiner Beobachtung spielen die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und
betriebswirtschaftlicher Druck schon vor dem Start in die
Niederlassung bei jungen Ärzten eine Rolle. Dies habe zum Trend,
vermehrt angestellt im ambulanten Bereich tätig zu werden,
beigetragen. Medizinische Versorgungszentren, die durch kommunales
Engagement ermöglicht werden, hält er für einen Weg, um diesen
Ansprüchen gerecht zu werden. "Ich kann nur empfehlen, sich mit den
KVen zusammenzusetzen", sprach sich Spahn für die Zusammenarbeit
zwischen Kommunen und KVen aus. Am Rande der Veranstaltung wurde
bekannt, dass Erfder Hausärzte ein solches Zentrum planen und sich von
der Ärztegenossenschaft Nord unterstützen lassen möchten.

Als "Teil der Lösung" nannte Spahn telemedizinische Angebote. Damit
könnten zusätzliche Expertise in den ländlichen Raum geholt und
Online-Sprechstunden ermöglicht werden. "Telemedizin soll nicht
allein, sondern als zusätzliches Angebot Verwendung finden", betonte
der Bundesgesundheitsminister. Kein Verständnis zeigte Spahn für die
Debatte um den Datenschutz. Google, Amazon und Apple würden massiv in
das Gesundheitswesen investieren. "Google weiß mehr über Sie als Ihr
Arzt", warnte Spahn. Statt einer Debatte über den Datenschutz im
Gesundheitswesen wünscht sich Spahn Lust auf Wandel. Schließlich
hätten wir alle ein Smartphone, auch die, die es noch vor 15 Jahren
abgelehnt hätten. "Alles im Leben ist digital, nur im Gesundheitswesen
faxen wir noch."


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 5/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201905/h19054a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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REISEMEDIZIN/117: Wenn jemand eine Reise tut, so sollte er sich impfen lassen (idw)


Deutsche Leberstiftung - 03.06.2019

Wenn jemand eine Reise tut, so sollte er sich impfen lassen - Deutsche Leberstiftung gibt Tipps



Fast dreihundert Jahre ist es her, da schrieb der deutsche Dichter
Matthias Claudius in seinem Gedicht "Urians Reise um die Welt" die
bekannte Zeile: "Wenn jemand eine Reise tut, so kann er was erzählen."
Schon damals stand das Reisen für Abenteuer, Abwechslung und Erholung vom
Alltag. Das gefällt den Bundesbürgern nach wie vor: Die Reisesaison 2018
war ein Rekordjahr - nie sind so viele Deutsche verreist wie im
vergangenen Jahr. Und die Prognosen für die bevorstehende Saison sind
ebenfalls sehr gut. Damit Reisende auch 2019 nur Gutes zu erzählen haben
und ohne eine ansteckende Erkrankung zurückkehren, gibt die Deutsche
Leberstiftung aktuelle Tipps zum Impfschutz.

Die Tourismusanalyse 2019 belegt, dass die Reise-Intensität einen neuen
Höhepunkt erreicht hat: Im Jahr 2018 sind fast zwei Drittel der
Bevölkerung verreist - Tendenz steigend. Das Statistische Bundesamt
meldete im März 2019 einen weiteren neuen Rekord: 122,6 Millionen
Passagiere starteten 2018 von deutschen Flughäfen, dieser Wert bedeutet
einen Zuwachs um 4,2 Prozent im Vergleich zu 2017. Neben dem nahen
Mittelmeerraum gehören auch Südostasien, Russland, Afrika, Mittel- und
Südamerika sowie der Vordere Orient zu den beliebten Reiseländern. Und
häufig wissen Urlauber nicht, dass speziell in diesen Ländern manchmal
schon die Eiswürfel im Drink, das Menü mit frischen Muscheln oder einfach
das Glas Wasser eine Gefahrenquelle sein können: Die Folge kann eine
Leberentzündung durch Hepatitis A-Viren (HAV) sein, die oft ohne
ernsthafte Komplikationen ausheilt, aber die Leber durchaus schädigen
kann. Auch bei Sexualkontakten, vor allem bei Männern, die Sex mit Männern
(MSM) haben, besteht die Gefahr einer Ansteckung.

"Hepatitis A ist weltweit verbreitet und gilt als die häufigste
Infektionskrankheit auf Reisen. Die prophylaktische Impfung gegen das HAV
ist der sicherste Schutz. Insbesondere vor Reisen in die bekannten
Risikogebiete sollte eine Impfung erfolgen", erklärt Professor Dr. Michael
P. Manns, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Leberstiftung und ergänzt:
"Die Symptome sind meist unspezifisch und können Fieber und eine
'Gelbsucht' umfassen. In seltenen Fällen wie beispielsweise bei älteren
oder immunsupprimierten Menschen kann Hepatitis A auch zu einem akuten
Leberversagen führen. Einen wirksamen Schutz gegen Hepatitis
A-Virusinfektionen bietet nur die Impfung."

Auch gegen die folgenreichere Variante Hepatitis B schützt nur eine
Impfung. Mit Kombinations-Impfstoffen, die gegen Hepatitis A und B
schützen, ist die Anzahl der notwendigen Injektionen vermindert. Das
Hepatitis B-Virus (HBV) wird durch Blut oder Körpersekrete übertragen. Zu
den häufigsten Ansteckungsquellen zählen unter anderem ungeschützte
Sexualkontakte und (auch kleinste) Hautverletzungen. Tätowierungen,
Rasuren, Ohrlochstechen oder Piercings, die nicht steril durchgeführt
werden, können zu einer Ansteckung führen. Die Hepatitis B kann chronisch
werden. Betroffene können in der Folge an Leberzirrhose und Leberzellkrebs
erkranken. Wer gegen das HBV geimpft ist, baut gleichzeitig einen Schutz
gegen die Hepatitis delta auf, da eine Hepatitis delta nur mit einer
Hepatitis B vorkommen kann. Das Hepatitis delta-Virus braucht das
Hüllprotein des HBV.

"In Deutschland gehört die Impfung gegen Hepatitis B bei Babys
beziehungsweise Kleinkindern zum Standardprogramm. Erwachsene sollten vor
einer Reise ihren Impfschutz überprüfen und sich beispielsweise bei einer
reisemedizinischen Beratung informieren. So kann geklärt werden, welche
Impfungen für das gewählte Reiseziel sinnvoll, empfohlen oder
vorgeschrieben sind", empfiehlt Professor Manns.

Gegen einen weiteren Virushepatitis-Erreger steht bisher keine
Schutzimpfung zur Verfügung: Das Hepatitis C-Virus (HCV) wird fast
ausschließlich über Blut-zu-Blut-Kontakte übertragen. Unsterile
Tätowiernadeln, Piercings oder Rasiermesser sind mögliche
Infektionsquellen. In einigen Regionen Asiens oder Afrikas tragen mehr als
fünf Prozent der Bevölkerung das Hepatitis C-Virus in sich. Zur Behandlung
dieser Virus-Variante gibt es erfolgreiche neue Medikamente, die direkt in
den Vermehrungszyklus des Virus eingreifen (sogenannte DAAs - Direct
Acting Antiviral Agents). Damit kann die chronische Hepatitis C bei fast
allen Patienten in kurzer Zeit und nahezu ohne Nebenwirkungen geheilt
werden. Doch nur wer sich informiert und untersuchen lässt, kann im Falle
einer bestehenden Erkrankung auch therapiert werden. Wird die Erkrankung
zu spät erkannt oder bleibt unbehandelt, kann sie in einer Leberzirrhose
oder einem Leberzellkrebs münden.

Die Deutsche Leberstiftung bietet neben zahlreichen aktuellen
Online-Informationen auch Informationsfaltblätter über Hepatitis B für Ärzte und
Hepatitis C für Ärzte sowie beide Ausgaben für Betroffene und ihre
Angehörigen an. Bestellmöglichkeiten und Download auf der Serviceseite
unter https://www.deutsche-leberstiftung.de


JETZT NEU: 

Website-Relaunch der Deutschen Leberstiftung 

https://www.deutsche-leberstiftung.de 

wichtige Basisinformationen, umfangreicher
Service und Presseinformationen/-bilder im neu gestalteten Online-Portal
für Betroffene und Angehörige und Fachkreise.

BUCHTIPP: 

"Das Leber-Buch" der Deutschen Leberstiftung informiert
umfassend und allgemeinverständlich über die Leber, Lebererkrankungen,
ihre Diagnosen und Therapien - inzwischen in dritter, aktualisierter und
erweiterter Auflage! "Das Leber-Buch" ist im Buchhandel erhältlich: 

ISBN 978-3-89993-899-9, 16,99 Euro. 

Weitere Informationen: 

https://www.deutsche-leberstiftung.de/Leber-Buch

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.deutsche-leberstiftung.de

https://www.deutsche-leberstiftung.de/aktuelles/presseportal

https://www.deutsche-leberstiftung.de/service/informationsmaterialien/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1419
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SCHLAGANFALL/438: Behandlung durch Elektrostimulation des Ganglion sphenopalatinum (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 03.06.2019

Behandlung von Schlaganfällen durch Elektrostimulation des Ganglion sphenopalatinum



Bei einem Hirninfarkt, d. h. einem Schlaganfall durch die Verstopfung
eines Hirngefäßes mit einem Blutgerinnsel, muss schnellstmöglich die
Durchblutung des Hirngewebes wiederhergestellt werden, da es sonst zu
bleibenden Schäden kommt. Standardtherapien sind die Thrombolyse, d h. die
medikamentöse Auflösung des Gerinnsels, oder bei Okklusion großer
proximaler Arterien die Thrombektomie (interventionelle Entfernung des
Embolus). Sind diese Verfahren nicht möglich, können Patienten mit einem
Hirnrindeninfarkt erfolgreich mittels einer sogenannten
Ganglion-Stimulation behandelt werden, wie eine aktuell in "The Lancet" publizierte
Studie [1] zeigte.

Ein sogenannter ischämischer Schlaganfall entsteht durch den akuten
Verschluss einer Arterie (Infarkt). Das Gehirngewebe wird dann nicht mehr
ausreichend durchblutet. Der Sauerstoffmangel führt zur Schädigung oder
sogar zum Absterben von Gehirnzellen. Im umliegenden Gewebe des Infarkts
kommt es zu einer Störung der Blut-Hirn-Schranke, d. h. kleine Hirngefäße
werden undicht, es tritt Flüssigkeit ins Hirngewebe über, wodurch ein
sogenanntes lokales Ödem entsteht. Diese Schwellung des Gewebes drosselt
die Durchblutung zusätzlich auch in der Infarktumgebung - das
Schädigungsareal weitet sich dadurch aus. Bei der Behandlung ist
entscheidend, dass möglichst schnell die Durchblutung wiederhergestellt
wird. Das kann durch eine sogenannte systemische i.v.-Lysetherapie
erreicht werden. Durch sie wird das Gerinnsel (Thrombus) medikamentös
aufgelöst. Sie hat ein Zeitfenster von maximal 4,5 Stunden und birgt das
Risiko der Einblutung in das Infarktareal.

"Leider sind nicht alle Patienten für eine Lysetherapie geeignet", erklärt
DGN-Pressesprecher Professor Dr. Hans-Christoph Diener, Essen.
"Problematisch ist z.B., wenn ein schwerer Bluthochdruck vorliegt,
Gerinnungsstörungen bzw. eine Blutungsneigung, auch die Einnahme
sogenannter blutverdünnender Medikamente oder frühere Schlaganfälle oder
Hirnblutungen oder die Patienten sehr alt sind." Die Thrombolyse kommt bei
ca. 20% aller Schlaganfallpatienten in einem Zeitfenster von 4,5 h zur
Anwendung. Viele Schlaganfallpatienten können nicht mit einer Lysetherapie
behandelt werden, weil sie nicht schnell genug eine Klinik erreichen oder
weil der Schlaganfall zu schwer ist.

Eine andere Therapiemöglichkeit ist die interventionelle Entfernung des
Thrombus durch einen Stent-Retriever aus dem Blutgefäß mittels eines
Kathetereingriffes, die Thrombektomie. Wie Professor Dr. Peter Berlit,
Generalsekretär der Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN) berichtet,
kommen für dieses Verfahren vor allem Verschlüsse der großen proximalen
intrakraniellen Arterien in Frage, bei denen durch die Lyse eine
Rekanalisation meist nicht möglich ist. Allerdings bedarf diese
interventionelle Therapie einer besonderen Expertise und kann nur in
spezialisierten Kliniken durchgeführt werden.

Sind diese Verfahren nicht möglich, können Patienten mit einem
Hirnrindeninfarkt erfolgreich mittels einer sogenannten
Ganglion-Stimulation behandelt werden, wie eine aktuelle Studie [1] zeigte. Die
Durchblutung des Gehirns ist von etlichen Faktoren abhängig, sie wird
unter anderem von einem Nervenzellknoten an der Schädelbasis gesteuert,
dem Flügelgaumen-Ganglion (Ganglion sphenopalatinum/GSP, auch
Meckel-Ganglion). Es befindet sich oberhalb des Gaumens an der Schädelbasis. Die
Stimulierung des GSP bewirkt eine Steigerung der Durchblutung durch die
Weitstellung kleiner Hirngefäße und stabilisiert die Blut-Hirn-Schranke.
Dadurch wird die Restdurchblutung des Infarktareals gesteigert,
begleitenden Ödemen entgegengewirkt und die gesamte Ausdehnung des
Schlaganfalls deutlich reduziert.

Die randomisierte ImpACT-24B-Studie [1] untersuchte das Verfahren der
Ganglion-Stimulation an 1.078 Patienten in 73 Zentren aus 18 Ländern
(2011-2018). Die eingeschlossenen Schlaganfall-Patienten waren zwischen 40
und 85 Jahre alt, hatten keine Lysetherapie oder Thrombektomie erhalten
und wurden innerhalb von 8-24 Stunden nach dem Ereignis mit der
minimal-invasiven, elektrischen GSP-Stimulation oder einem Schein-Eingriff
(Placebogruppe) behandelt. Dazu wurde direkt am Patientenbett unter
örtlicher Betäubung eine dünne, ca. 2 cm lange Elektrode mittels eines
speziellen Injektionsgerätes vom Gaumen aus in den knöchernen Nervenkanal
eingebracht, in dem sich das Ganglion befindet (unter bildlicher
Positionskontrolle). Die Elektrode verblieb dort über fünf Tage und mit
einem außen seitlich an das Gesicht gehaltenen Transmitter wurde täglich
eine vierstündige Elektro-Stimulation durchgeführt. Der Schein-Eingriff
erfolgte entsprechend, ohne jedoch wirklich zu stimulieren. Als primäres
Zielkriterium wurde nach drei Monaten die Zahl der Patienten erfasst,
deren Erholung neurologischer Funktionen besser als erwartet verlaufen war
("Behandlungserfolg").

Die Häufigkeit von Therapienebenwirkungen bzw. unerwünschten Ereignissen
unterschied sich zwischen Interventions- und Placebogruppe nicht. Von den
Patienten, die ausgewertet werden konnten, erreichten 49 % (234/481) der
Interventionsgruppe und 45 % (236/519) der Placebogruppe ein
3-Monats-Outcome, welches die funktionellen Erwartungen übertroffen hatte. Der
Unterschied war insgesamt statistisch nicht signifikant - anders jedoch in
der Untergruppe der Patienten, die bei dem Schlaganfall eine Beteiligung
der Hirnrinde hatten. Bei diesen Patienten (insgesamt 520) war in der
Interventionsgruppe bei 50% (121/244) und in der Placebogruppe bei 40%
(110/276) ein Behandlungserfolg zu verzeichnen (Unterschied signifikant,
p=0,0258). Außerdem gab es bei den Patienten mit Hirnrinden-Infarkt eine
U-förmige Beziehung zwischen der Intensität der Elektrostimulation und dem
Outcome: Bei einer leicht bis mittelstarken Stimulation konnte bei 70%
der Patienten ein Behandlungserfolg erreicht werden, bei einer hohen
Intensität jedoch nur bei 40% wie in der Placebogruppe.

"Wir konnten zeigen, dass die Methode der GSP-Stimulation für viele
Patienten mit einem ischämischen Schlaganfall zu einem Behandlungserfolg
führte und sicher ist, sogar auch, wenn der Hirninfarkt schon bis zu 24
Stunden zurückliegt", so Prof. Diener. "Obwohl das Ergebnis in der
Gesamtauswertung statistisch nicht signifikant war, konnten wir eine
Untergruppe identifizieren, die künftig von dem Verfahren profitieren
könnte. Gerade bei Patienten mit Schlaganfällen durch einen
Hirnrindeninfarkt - das waren in der Studie mehr als die Hälfte -, bei
denen Kontraindikationen zur Lyse- oder interventionellen Therapie
bestehen, könnte diese Ganglien-Stimulation eine neue Möglichkeit
darstellen, um das Outcome deutlich zu verbessern."


Literatur

[1] Bornstein N, Saver JL, Diener HC et al. An injectable implant to
stimulate the sphenopalatine ganglion for treatment of acute ischaemic
stroke up to 24 h from onset (ImpACT-24B): an international, randomised,
double-blind, sham-controlled, pivotal trial. Lancet 2019. Published: May
24, 2019. 
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MEDIEN/1024: BfR-Wissenschaftsmagazin BfR2GO mit Schwerpunkt "Wirkungsweise antibiotikaresistenter Erreger" (idw)


Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 04.06.2019

Antibiotika am Limit? Bakterien wappnen sich gegen Reservemittel

Die Wirkungsweise antibiotikaresistenter Erreger ist Schwerpunkt der neuen
Ausgabe des BfR-Wissenschaftsmagazins BfR2GO



Antibiotika bekämpfen bakterielle Infektionen. Doch dieser Kampf wird
immer schwieriger. Denn der Einsatz von Antibiotika im Krankenhaus, im
Pflanzenschutz oder in der Nutztierhaltung führt dazu, dass Bakterien
aufrüsten und zunehmend resistent werden - selbst gegen Reservemittel.
"Antibiotikaresistente Bakterien können, wie andere Keime auch, durch
Lebensmittel übertragen werden", sagt der Präsident des Bundesinstituts
für Risikobewertung (BfR), Professor Dr. Dr. Andreas Hensel. "Durch die
globale Vernetzung der Warenströme ist dies eine zunehmende
Herausforderung für den Verbraucherschutz. Gemeinsam mit unseren
internationalen Partnern verstärken wir die interdisziplinären Forschungs-
und Bewertungsarbeiten auf diesem Gebiet." Der Kampf gegen
antibiotikaresistente Bakterien ist Schwerpunktthema in der aktuellen
Ausgabe des Wissenschaftsmagazins BfR2GO.

BfR2GO 1/2019:

https://www.bfr.bund.de/cm/350/bfr-2-go-ausgabe-1-2019.pdf

Dort, wo Antibiotika häufig eingesetzt werden, gedeihen resistente
Bakterien: bei Patientinnen und Patienten im Krankenhaus, im
Pflanzenschutz oder bei Nutztieren im Stall. Neben Erregern wie dem im
Krankenhaus gefürchteten methicillinresistenten Staphylococcus aureus
(MRSA) verdienen auch antibiotikaresistente Bakterien auf Lebensmitteln,
wie Salmonellen oder Campylobacter, Aufmerksamkeit: Sie werden regelmäßig
auf roher Putenbrust oder Hähnchenkeulen nachgewiesen. Zwar töten
ausreichendes Kochen und Braten die Bakterien ab. Wenn sie jedoch vorher
auf andere Nahrungsmittel wie Salat oder Brot gelangen, können sie bei
Verzehr im Verdauungstrakt zu Erkrankungen führen oder ihre Resistenzen an
andere Bakterien im Organismus übertragen. Verbreiten sich die Erreger und
ihre Resistenzgene, werden sie zum Problem - weil Antibiotika dann
möglicherweise nicht mehr wirken. Forscherinnen und Forscher am BfR
entwickeln Methoden, um antibiotikaresistente Bakterien und ihre
Wirkungsweisen zu erkennen.

Wissenschaft im Zeitalter von "Fake News" ist ein weiteres Thema der
vierten BfR2GO-Ausgabe, mit der Frage: Wie kann sich wissenschaftliche
Forschung als seriöse Informationsquelle und verlässliche
Entscheidungshilfe gegen Vorwürfe von "Fake Science" behaupten? Außerdem
im neuen BfR2GO: das Vorkommen berauschender Substanzen in Kuhmilch durch
den Einsatz von Hanffuttermitteln, die internationale Rückverfolgung
lebensmittelbedingter Krankheitsausbrüche mit eigens am BfR entwickelten
Software-Lösungen, die potenziell gesundheitsschädlichen Effekte von
Tabakerhitzern sowie neue Prüfmethoden am BfR zum Übergang von potenziell
gesundheitsschädlichen Substanzen wie polyzyklische aromatische
Kohlenwasserstoffe (PAK) unter die menschliche Haut.

Das Wissenschaftsmagazin BfR2GO liefert aktuelle und fundierte
Informationen über die Forschung, Bewertung und Kommunikation möglicher
gesundheitlicher Risiken von Lebens- und Futtermitteln, Chemikalien und
Verbraucherprodukten - kompakt und bis zum Rand gefüllt mit Wissen. Jede
Ausgabe von BfR2GO stellt ein Thema aus einem aktuellen Arbeitsbereich des
BfR in einem Schwerpunkt vor. Daneben finden sich Berichte, Interviews und
Meldungen aus sämtlichen Arbeitsgebieten des BfR.

Das Wissenschaftsmagazin BfR2GO erscheint zweimal im Jahr in deutscher und
englischer Sprache. Auch auf der BfR-Website wird das Magazin
veröffentlicht. Dort kann es kostenlos heruntergeladen oder direkt
bestellt werden. Darüber hinaus können sich Interessenten für das
kostenlose BfR2GO-Abonnement anmelden.

https://www.bfr.bund.de/de/wissenschaftsmagazin_bfr2go.html


Über das BfR

Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ist eine wissenschaftlich
unabhängige Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Es berät die Bundesregierung und die
Bundesländer zu Fragen der Lebensmittel-, Chemikalien- und
Produktsicherheit. Das BfR betreibt eigene Forschung zu Themen, die in
engem Zusammenhang mit seinen Bewertungsaufgaben stehen.
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PSYCHOLOGIE/189: Harmloses Computerspielen oder schon Gesundheitsrisiko? Test zur "Gaming Disorder" (idw)


Universität Ulm - 04.06.2019

Harmloses Computerspielen oder schon Gesundheitsrisiko? 

Erster psychologischer Test zur "Gaming Disorder" entwickelt



Kürzlich hat die Weltgesundheitsorganisation (WHO) die Computerspielsucht
("Gaming Disorder") als psychische Erkrankung anerkannt. Nun
veröffentlichen Forschende um den Ulmer Psychologieprofessor Christian
Montag den ersten psychologischen Test zur "Gaming Disorder". Der
Online-Test ist bereits an mehr als 550 Studierenden aus Großbritannien und China
erprobt worden und soll die Grundlage einer der bislang größten
wissenschaftlichen Untersuchung zur Computerspielsucht bilden.

Seit einigen Tagen ist exzessives Computerspielen eine von der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) anerkannte psychische Erkrankung. Die
Aufnahme der "Gaming Disorder" in den Krankheitskatalog der WHO und die
damit einhergehende Definition bieten neue Möglichkeiten, gesundheitliche
und psychosoziale Auswirkungen des exzessiven Computerspielens zu
erforschen. Jetzt haben Forschende um Professor Christian Montag von der
Universität Ulm den weltweit ersten psychologischen Test zur Untersuchung
der Computerspielsucht entwickelt und anhand einer Stichprobe von mehr als
550 Studierenden aus Großbritannien und China überprüft. Parallel zu ihrer
Veröffentlichung im Fachjournal "International Journal of Mental Health
and Addiction" machen die Forschenden den "Gaming Disorder Test" im
Internet auch in deutscher Sprache öffentlich zugänglich. Über die
Online-Plattform www.gaming-disorder.org erhalten Probandinnen und Probanden
nicht nur Rückmeldung zu ihrem Videospielverhalten im Vergleich zu den
übrigen Studienteilnehmenden: Mit ihrer Teilnahme können sie auch eine der
bisher größten Untersuchungen zur Computerspielsucht nach WHO-Definition
unterstützen.

Wer sein Gaming-Verhalten nicht mehr kontrollieren kann, dem Computerspiel
Priorität gegenüber anderen Aktivitäten einräumt und an diesem Verhalten
trotz negativer Konsequenzen nichts ändert, könnte gemäß WHO-Definition
unter Computerspielsucht leiden. Bereits vor einigen Monaten hat die
Weltgesundheitsorganisation die so genannte Gaming Disorder in die 11.
Auflage ihres Krankheitskatalogs "International Classification of
Diseases" (ICD-11) aufgenommen - nun wurde der Katalog auch offiziell
erweitert. Laut WHO kann jedoch erst von Computerspielsucht ausgegangen
werden, wenn Betroffene dieses Verhaltensmuster über mindestens 12 Monate
zeigen und es zu schweren Beeinträchtigungen des Familienlebens, der
Ausbildung oder etwa der Arbeitsleistung kommt.

Bereits 2013 wurde das verwandte Störungsbild "Internet Gaming Disorder"
zumindest als Arbeitsbegriff in den Anhang des Diagnoseverzeichnises
("Diagnostic and Statistical Manual of Mental Disorders" - DSM-5) der
amerikanischen psychiatrischen Gesellschaft aufgenommen. Aufgrund
abweichender diagnostischer Kriterien lassen sich Ergebnisse von
bisherigen psychologischen Tests zur "Internet Gaming Disorder" jedoch nur
bedingt auf die Computerspielsucht nach WHO-Kriterien übertragen. Daher
haben Forschende aus Ulm, Köln, London sowie von chinesischen
Universitäten und aus Australien das wohl weltweit erste psychometrische
Instrument zur Untersuchung der "Gaming Disorder" nach den neuen WHO
Kriterien entwickelt.

Der nun vorgestellte Online-Fragebogen orientiert sich an den Kriterien
der WHO und erfasst Gaming-Aktivitäten der vergangenen zwölf Monate bis
zum Tag der Erhebung auf einer Skala von eins bis fünf (1 steht für die
Selbsteinschätzung "nie" und 5 bedeutet "sehr oft"). Ziel des
psychometrischen Instruments ist weniger die Diagnose als die Erforschung
von Auswirkungen des exzessiven Spielens. Studienteilnehmerinnen und
-teilnehmer erfahren lediglich, ob ihre Ergebnisse im Vergleich mit allen
Probanden eine Tendenz zur "Gaming Disorder aufweisen.

Anhand einer Stichprobe aus mehr als 550 jungen Chinesen und Briten haben
die Forschenden ihren neuen "Gaming Disorder Test" bereits überprüft.
"Exzessives Videospielen ist schon heute ein ernst zu nehmendes
Gesundheitsrisiko in asiatischen Ländern und ein aufkommendes Problem in
Europa. Um große, internationale Studien durchführen zu können, haben wir
das neue Instrument kulturübergreifend konzipiert und in China sowie
Großbritannien getestet", erläutert Christian Montag, Heisenberg-Professor
sowie Leiter der Abteilung für Molekulare Psychologie an der Universität
Ulm.

Die Stichprobe umfasste 236 junge Chinesinnen und Chinesen, die an einer
Universität in Beijing studierten, sowie 324 britische Studierende aus dem
Großraum London und aus den East Midlands. Das Durchschnittsalter betrug
23 Jahre. Ausschlusskriterium für die Teilnahme an der Online-Befragung
war die Angabe, in den letzten zwölf Monaten kein Videospiel gespielt zu
haben.

Nach Abschluss der Erhebung haben die Forschenden mit komplexen
statistischen Verfahren überprüft, ob sich das Instrument zur Messung der
Computerspielsucht eignet ("Validität") und ob es das Konstrukt
zuverlässig misst ("Reliabilität").

Zudem konnten sie erste Rückschlüsse auf das Gaming-Verhalten der
untersuchten chinesischen und britischen Studierenden ziehen. So
unterschied sich das Vorkommen der Computerspielsucht nach WHO-Kriterien
zwischen beiden nationalen Gruppen nicht signifikant. Im Mittel gaben die
Studierenden an, 12 Stunden in der Woche zu spielen. Dabei verbringen sie
fast die Hälfte dieser Zeit (46 %) am Wochenende alleine vor dem Computer
oder sonstigen mobilen Endgeräten. Insgesamt 36 Teilnehmende (6,4 %)
berichteten von großen Problemen im Alltag aufgrund ihres Spielverhaltens
und könnten somit die Diagnosekriterien der WHO erfüllen. Nach diesem
Testlauf ziehen die Forschenden eine positive Bilanz: "Der Gaming Disorder
Test scheint geeignet, um die Häufigkeit und, in Kombination mit anderen
Fragebögen, auch Effekte der Computerspielsucht in großen,
kulturübergreifenden Gruppen nach den vorgeschlagenen WHO-Kriterien
festzustellen", so Montag. Künftig müsse der neue Fragebogen noch an
Patientenstichproben validiert werden.

Aktuell plant die Forschergruppe die bislang größte Untersuchung zur
Computerspielsucht mit möglichst Tausenden von Teilnehmern: Für alle
Interessierten steht der Gaming Disorder Test ab sofort in deutscher und
englischer Sprache online zur Verfügung (www.gaming-disorder.org,
www.do-i-play-too-much-videogames.com). Weitere Probandinnen und Probanden wollen
die Forschenden unter anderem über die "Electronic Sports League" (ESL)
rekrutieren, dem nach eigenen Angaben weltweit größten Esports-Anbieter
mit engen Verbindungen zur "Gaming Community". Rodrigo Samwell,
Marketingverantwortlicher von ESL, betont, dass das Esports-Unternehmen
zur verantwortungsvollen Nutzung von Computerspielen beitragen möchte und
Nutzern dabei helfen will, ihr eigenes Spielverhalten zu reflektieren.
Daher unterstütze ESL die wissenschaftliche Studie. Insgesamt hoffen die
Forschenden zu verstehen, an welchem Punkt Computerspielen zum
(gesundheitlichen) Problem wird, und welche Faktoren zum Entstehen der
"Gaming Disorder" beitragen - untersucht werden zum Beispiel
soziodemographische Merkmale, die individuelle Persönlichkeit und
Motivation der Gamer.

An der Studie beteiligt waren Forschende der Medizinischen Fakultät der
University of Tasmania (Australien), der Birkbeck University in London,
der chinesischen Beijing University sowie der University of Electronic
Science and Technology of China in Chengdu. Aus Deutschland wirkten
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Universitäten Ulm und Köln
maßgeblich mit. Dabei erhielt Christian Montag über seine
Heisenberg-Professur Fördermittel der Deutschen Forschungsgesellschaft (DFG).

Zum Begriff "Gaming Disorder"

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat das neue Krankheitsbild als
"Gaming Disorder" in ihren Katalog "International Classification of
Diseases" aufgenommen. Bisher gibt es keine einheitliche deutsche
Übersetzung: Oft werden die im Deutschen anschaulichen Begriffe
"Computerspielsucht" oder "Videospielsucht" verwendet. Dazu ist
anzumerken, dass die WHO von der Bezeichnung "Sucht" absieht. Vielmehr
beschreibt der im Englischen verwendete Begriff "Gaming Disorder" eine
Störung, die durch exzessives Computerspielen gekennzeichnet ist. Es
bleibt abzuwarten, welcher Begriff sich im Deutschen durchsetzen wird.

Text: Annika Bingmann


Originalpublikation:

Halley M. Pontes, Bruno Schivinski, Cornelia Sindermann, Mei Li,Benjamin
Becker, Min Zhou, Christian Montag: Measurement and conceptualization of
Gaming Disorder according to the World Health Organization framework: The
development of the Gaming Disorder Test. International Journal of Mental
Health and Addiction. 

DOI: https://doi.org/10.1007/s11469-019-00088-z
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STUDIE/644: Landärzte bleiben, wo es Junge gibt (idw)


Österreichische Akademie der Wissenschaften - 04.06.2019

Landärzte bleiben, wo es Junge gibt

Der Mangel an Hausärzt/innen ist in vielen Regionen ein Problem. Eine neue
Studie der Österreichischen Akademie der Wissenschaften hat nun
untersucht, welche Rolle die Bevölkerungsstruktur sowie der Unterschied
zwischen Stadt und Land spielt.



Eine Bevölkerung, die immer länger lebt, ist natürlich eine gute
Nachricht, bedeutet aber auch große Herausforderungen für das
Gesundheitssystem. Hausärzt/innen sind in diesem Zusammenhang besonders
wichtig, sind sie doch in vielen Fällen die erste Anlaufstelle für
Patient/innen. Eine neue Studie der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften (ÖAW) hat nun untersucht, wie sich die Bevölkerungsstruktur
auf die Zahl der Hausärzt/innen auswirkt.

Zusammenhang mit Bevölkerungsstruktur

Für ihre Studie haben Michael Kuhn (Institut für Demographie der ÖAW) und
Carsten Ochsen (Hochschule der Bundesagentur für Arbeit, Universität
Rostock) die Zahl der Hausärzte, also der niedergelassenen
Allgemeinmediziner/innnen auf Kreisebene in ganz Deutschland in den Jahren
1995 bis 2009 untersucht und der Bevölkerungsstruktur gegenübergestellt.
Eines der Ergebnisse: In der Stadt geht ein hoher Anteil an Menschen im
Alter von mehr als 60 Jahren mit einer höheren Hausarztdichte einher, auf
dem Land ist - und das war für die Forscher neu - das Gegenteil der Fall.

"Ältere haben klarerweise einen höheren Bedarf an medizinischen
Leistungen. Für Ärzt/innen müsste sich das also eigentlich positiv
darstellen. Unsere Studie zeigt aber, dass dies nur eingeschränkt gilt",
sagt ÖAW-Demograph Kuhn. Vor allem in der Stadt ist der Zusammenhang
zwischen der Zahl der niedergelassenen Allgemeinmediziner/innen direkt
proportional zur Bevölkerung, am Land aber nicht.

Als wesentlich erwies sich dort die Zahl der Patient/innen mittleren
Alters, d.h. der 20- bis 59-Jährigen. Ist diese hoch, so ist auch in
ländlichen Gebieten die Hausarztdichte größer. Auch die erwartete
Veränderung der Patientenzahl wirkt sich positiv auf die Ärztedichte aus.
"Das legt den Schluss nahe, dass sich Hausärzt/innen vor allem dort
niederlassen, wo sie eine langfristige Zukunft sehen", sagt Kuhn. In
Regionen mit starker Abwanderung sei dies natürlich viel weniger der Fall
als in Landkreisen mit stabiler Bevölkerungsstruktur, etwa in
wirtschaftsstarken oder zentralen Regionen.

Unterschiedliche Profitabilität

Auch die Vergütung spielt für das Verhältnis Bewohner/innen zu
Hausärzt/innen eine entscheidende Rolle, wie die Forscher mit einem
ökonomisch-theoretischen Modell basierend auf ihren Schätzergebnissen
errechnet haben. Demzufolge variiert die finanzielle Attraktivität der
Behandlung älterer Patient/innen deutlich mit dem Grad der Ländlichkeit.

So ist im städtischen Raum das Erbringen von Behandlungen für die
Bevölkerungsgruppe 60+ für Ärzt/innen durchschnittlich um 89,6 Prozent
lukrativer als für 20- bis 59-Jähriger. Die Behandlung älterer Patienten
(60+) am Land hingegen bringt vergleichsweise weniger ein als die
Behandlung jüngerer (20-59J.), und zwar um 10,3 Prozent - ein enormer
Unterschied zwischen Stadt und Land.

Große Distanzen, lange Wegzeiten, eine ungleiche Verteilung der
einkommensstärkeren Bevölkerung mit privater Krankenversicherung sowie die
geringe Zahl der Ordinationen im ländlichen Raum sind nur einige der
Gründe für diese Diskrepanz, interpretieren die Forscher. Sie betonen,
dass sich die Ergebnisse angesichts ähnlich gelagerter Rahmenbedingungen
grosso modo auch auf Österreich übertragen lassen.

Landarzt-Beruf attraktiver machen

"Von 1997 bis 2008 hätte die Allgemeinarztdichte auf Grund der Alterung
eigentlich zwischen drei und sieben Prozent steigen müssen. Die Tatsache,
dass sie gesunken ist, spiegelt die gesunkene Attraktivität des Berufs
speziell in ländlichen Regionen", bilanziert Kuhn. Das durchschnittliche
Einkommen von Hausärzt/innen sei in den letzten Jahren zwar gewachsen,
"aber bei weitem nicht so stark wie jenes von Mediziner/innen im
klinischen Bereich oder von Fachärzt/innen".

Um dieser Entwicklung entgegenzusteuern bedürfe es also finanzieller
Anreize wie höherer Einkommen oder Prämien für die Ansiedlung von
Hausärzt/innen im ländlichen Raum. Nicht zuletzt, und das belegt die
Studie eindeutig, brauche es auch Strategien gegen Landflucht für die
gesamte Gesellschaft, sodass sowohl Bevölkerung wie auch Ärzteschaft eine
Zukunft in diesen Regionen sehen.


Originalpublikation:

"Population change and the regional distribution of physicians". Michael
Kuhn, Carsten Ochsen. The Journal of the Economics of Ageing, 2019 (Open
Access)

DOI: https://doi.org/10.1016/j.jeoa.2019.100197


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.youtube.com/watch?v=NY2-5B2yA9A&feature=youtu.be

https://doi.org/10.1016/j.jeoa.2019.100197

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2169

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung
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LABEL/5100: Glitterhouse Mail-Order-Mail 06.06.19 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (06.06.2019)



Beam, Burns & Convertino zum 2.

Calexico / Iron & Wine - Years To Burn

LP/Ltd. LP/CD - EUR 23,95/24,95/14,95

Schon die erste Gemeinschaftsarbeit der beiden Größen sorgte für ein
ebenso erfreutes wie erinnernswertes Hörerlebnis, und so ließ die
Ankündigung des Wiederkehr dieses einmaligen Moments des kreativen
Zusammenwachsens hohe und höchste Erwartungen wach werden. Dabei
entstanden die Aufnahmen zum Zweitwerk eher heimlich, still und leise
Ende 2018 in wenigen Tagen in einem Studio in Nashville, Sam Beam
hatte die meisten der 8 Songs bereits bei der Anreise im Gepäck,
weitere Weisen, vor allem die mehrteilige The Bitter Suite,
entfalteten sich während des gemeinschaftlichen Musizierens. Von der
ansteckenden Energie des Zusammenwirkens aber zeugen alle Songs, die
in ihrer melodieverliebten Natürlichkeit, in einer von dezentem Hall
begleiteten, herrlich nach echtem Handwerk klingenden, herzwärmend
familiär zusammengewachsenen Spiel-Einheit und vor allem
mehrstimmigen, harmonieseligen (Chor-) Gesängen sich ihren Weg
unwiderstehlich bis ins Herz erschmeicheln. Bereichert um
ausgewähltes Instrumentalwerk von Paul Niehaus (Pedal Steel), Jacob
Valenzuela (Trompete), Sebastian Steinberg (A- & E-Bass) und Rob
Burger (Akkordeon) werden die samtweichen Melodien in das stets
richtige Roots-Licht gerückt, durchlebt der Hörer die Weiten des
(Cosmic) American Music-Feldes vom klassischen Singer-Songwriter-Folk
über den Country Rock eines frühen Neil Young und vielstimmige
CSN-Vokal-Wolken hin zu Morricone's Breitwand, inzwischen
klassischem Calexico-Stoff und einer kurzen jazznah-experimentellen
Klang-Rausch-Exkursion. Gepaart mit American Songbook-werten
Balladen, unvergesslicher Simon & Garfunkel-Duett-Delikatesse und
der himmlischen Harmonieseligkeit der frühen Gibb-Brüder schenken uns
Beam, Burns und Convertino einen Acht-Song-Reigen, der bereits beim
vorsichtigen Kennenlernen lächeln lässt, seinen bleibenden Wert aber
erst nach mehrfacher Begegnung, dann aber umso nachhaltiger
offenbart. (cpa)

Backkatalog zu Sonderpreisen:

Calexico - Black Light (20th Anniversary Edition) 2-LP/2-CD - 17,95/17,95

Calexico - Black Light (20th Anniversary Edition ltd. clear vinyl) 2-LP - 23,95

Calexico - The Thread That Keeps Us LP/CD - 17,95/8,95

Calexico - The Thread That Keeps Us ltd. 2-CD - 15,95

Calexico - Edge Of The Sun LP/Ltd. 2-CD - 16,95/9,95

Calexico - Selections Of Road Atlas CD - 7,95

Calexico - Spiritoso CD - 7,95

Calexico - Garden Ruin CD - 7,95

Calexico - Feast Of Wire CD - 7,95

Calexico - Spoke LP/CD - 13,95/9,95

Iron & Wine / Calexico - In The Reins CD - 10,95


Für eine Handvoll Euro

Ist schon der Oberbegriff Rock Sommer bei der derzeit laufenden
Sony-Mittpreis-Aktion (siehe hierzu auch den aktuellen Katalog)
etwas lose gewählt, so scheint mir "On Tour" für folgenden recht
breit gefächerten Querschnitt durch den zeitlos wertvollen
Warner-Backkatalog auch eher mit Vorbehalt zu genießen, auf jeden
Fall kann man davon ausgehen, dass die genannten Artisten sicherlich
schon mal auf Bühnen gestanden haben, ob nun gerade akut und im
Moment und womöglich gar hierzulande, lässt sich sicherlich
feststellen bzw. mitunter gar leise bezweifeln. Aber egal:
Hauptsache, die folgenden Tonträger sind einen Monat lang vergünstigt
zu erwerben. Zur kompletten Aktion: Bitte hier entlang.

Je 1-CD:

Dan Auerbach - Waiting On A Song - 7,95

Beatsteaks - 23 Singles - 6,95

Biffy Clyro - MTV Unplugged - 7,95

Black Sabbath - Sabbath Bloody Sabbath - 6,95

Jackson Browne - For Everyman - 6,95

Bryan Ferry - Avonmore - 6,95

J.J. Cale & Eric Clapton - The Road To Escondido - 6,95

Nick Cave & The Bad Seeds - Murder Ballads - 6,95

Eric Clapton - Behind The Sun - 6,95

Alice Cooper - Welcome To My Nightmare - 6,95

Cranberries - Something Else - 7,95

Sheryl Crow - Be Myself - 7,95

Tina Dico - Fastland - 7,95

Fleetwood Mac - Rumours - 6,95

Peter Fox - Stadtaffe - 7,95

Peter Fox - Peter Fox & Cold Steel: Live - 7,95

Emmylou Harris - Roses In The Snow - 6,95

Ideal - Der Ernst Des Lebens - 6,95

Jethro Tull - Songs From The Wood - 6,95

Jethro Tull - Benefit - 6,95

B.B. King/Eric Clapton - Riding With The King - 6,95

Hildegard Knef - Singt Cole Porter - 6,95

Curtis Mayfield - Curtis - 6,95

Meters - Rejuvenation - 6,95

Van Morrison - Moondance - 6,95

Morrissey - Viva Hate - 6,95

Randy Newman - Dark Matter - 6,95

Stevie Nicks - The Wild Heart - 6,95

Prince - Around The World In A Day - 6,95

Rush - Test For Echo - 6,95

Seasick Steve - Keepin' The Horse Between Me And The Ground - 6,95

Seasick Steve - You Can't Teach An Old Dog ... - 6,95

Ton Steine Scherben - Auswahl I - 6,95

Uriah Heep - Demons And Wizards - 6,95

War On Drugs - A Deeper Understanding - 7,95

Paul Weller - A Kind Revolution - 6,95

Yes - Close To The Edge - 6,95

Neil Young - Hitchhiker - 7,95

Neil Young & Promise Of The Real - The Visitor - 7,95

Neil Young - After The Goldrush - 6,95


Der Juni-Mailorder-Katalog im Netz

Völlig überraschend: Der Juni-Katalog schon zu Monatsbeginn
zum netzweisen Blättern und Stöbern freigegeben.


Auserwählte Pretiosen zum OBS-Wochenende

Cash Box Kings - Hail To The Kings

CD - EUR 16,95

19er. Aus Chicago, und bekanntlich haben sie sich ja auch dem Chicago
Blues vornehmlich der 50ere verschrieben. Aber wie frisch sie
klingen! Wunderbar organisch, authentisch, spielfreudig, ja
enthusiastisch, rhythmisch immer wieder toll, feinst groovend
(swingend) zum Teil, mal dezent angestochen, mal tanzend, immer
wieder absolut ansteckend. Aber auch eine Reihe ganz "klassisch"
schleppender Chicago Blues-Tracks, in bester Schärfe. Zwischendurch
gehen sie über Chicago hinaus, bauen eine dezente
Proto-Rock'n'Roll-Tendenz ein oder Jump Blues-Einflüsse, auch Bo
Diddley-Anleihen, eine kleine Prise New Orleans, Gitarreneffekte, die
eher auf späte 60er hindeuten. Exzellente Vocals, Harmonica und
Gitarren zudem, die Features/Soli angenehm konzentriert/knapp
gehalten (wie eh die meisten Songs generell), musikdienlich, die
Gitarre vielfältig, mehrfach sehr schön stechend, klirrend, viel
Schärfe. Mit 2 Ausnahmen nur Originale, dabei klingt alles wie von
damals... Sehr zu empfehlen! (dvd)


Michelle David - The Gospel Sessions Vol. 3

CD - EUR 14,95

Ihre Stimme ist ebenso mächtig wie ihr Afro: Die amerikanische
Soul-Sängerin Michelle David legt das dritte Album mit ihrer Band The
Gospel Sessions vor, die aus den niederländischen Musikern Onno Smit
und Paul Willemsen besteht, verstärkt um die Bläser 'The Jakthorns'.
Auf den ersten Alben ging es tatsächlich primär um die Suche nach dem
deepsten historischen Gospel, dieses neue Album bewegt sich aber
überwiegend zwischen Soul und R&B. Anfangs komplett authentisch im
Stil von Genre-Größen wie Marva Whitney oder Lyn Collins. Im Weiteren
dann aber auch etwas stiloffener. Mal mit prähistorischer Beatbox
(remember Timmy Thomas), mal dynamisch und höchst hypnotisch
afrofunky mit Extra-Percussion. Michelles Stimme ist großartig: deep,
druckvoll und ausdrucksstark, alles wie es sein sollte. Am besten
gefallen mir die dann doch ziemlich gospellastigen Nummern wie "Give
It To Him", schön schlank und mit gradlinigem Drive das historische
Erbe von Sister Rosetta Tharpe kultivierend. Ein stilistischer
Ausreißer ist "Proverbs 3" im unwiderstehlichen Cumbia-Groove,
großartiges Highlight des Soul-Albums des Monats. (Joe Whirlypop)


The Divine Comedy - Office Politics

2-LP (+MP3)/CD/ltd. 2-CD - EUR 24,95/14,95/15,95

An Neil Hannon mag ich diesen typisch britischen, theatergeschulten
und betont kunstvollen Barock-Pop eigentlich gar nicht so sehr. Dafür
schaffte er es aber über Dekaden, immer wieder traumhafte schöne
Popsongs ohne spezifischen Genre-Hintergrund zu zaubern. Was sich
auch auf diesem neuen, mittlerweile zwölften Album wiederspiegelt.
Vor allem die zweite Hälfte ist reifer, gewollt plüschiger
Theater-Pop mit Chor und Orchestrierungen: clever, hintergründig,
erwachsen und reich an Referenzen. Ein klarer Falls fürs Feuilleton,
wären da nicht diese herrlichen Popnummern der ersten Albumhälfte,
eingängig und beschwingt, dazu in auffallend farbenfrohen
Arrangements. Mal als swingender Marimba-Pop oder Funk mit
Electro-Drive - Hannon macht was ihm gefällt. Teils geraten die Songs
richtig tanzbar, manches erinnert an den subtilen Funk der Talking
Heads. Es gibt Anklänge an Jazz, Disco, Vocoder-Pop und Ennio
Morricone. Und dann sind da natürlich auch diese gediegenen Texte:
clever, lustig, hintergründig. Macht insgesamt das erwartet bunte
Panopticum aus barockem Musik-Theater, versponnen-schwelgerischem
Weirdo-Musical und blankem, steinerweichendem Pop. Hannon erweist
sich erneut als Meister der ebenso eigen- wie feinsinnigen
Inszenierung. Mehr denn je ist die Welt für ihn eine musikalische
Theaterbühne. (Joe Whirlypop)


Bob Dylan - The Rolling Thunder Revue: The 1975 Live
Recordings 

14-CD - EUR 69,95

Für die schiere Tonträger-Menge recht preisgünstige Box-Breitseite,
die ganz einer der interessantesten Konzert-Phasen im Künstler-Leben
des Meisters gewidmet ist, der jetzt auch Dank Martin Scorsese ein
filmisches Denkmal gesetzt wurde. Die 1975er Tournee, die Dylan in
Begleitung von Dauer- und Gast-Musikern wie T Bone Burnett, Mick
Ronson, Joan Baez, Ramblin' Jack Elliott, Bobby Neuwirth, Scarlett
Rivera, Ronee Blakley, Steven Soles, David Mansfield, Rob Stoner,
Howie Wyeth, Luther Rix und Joni Mitchell die Bühne beleben ließ,
wird hier in fünf professionell aufgenommenen kompletten Live-Sets
dokumentiert, als Dreingabe findet man exklusive
Tour-Rehearsal-Aufnahmen aus New York und Massachussets und eine CD
mit selten und seltenst live gespielten Songs. Von einem
52-Seiten-Booklet begleitet, bietet die Box insgesamt 148 Tracks
wovon mehr als 100 hier ihre offizielle Premiere erleben.

Obacht: In guter alter Tradition erhalten die ersten Käufer der Box
bei uns ein kleines Dylan-Postkarten-Set, welches wir Euch mit der
freundlichen Unterstützung zweier unersetzlicher Sony-Urgesteine
gratis beilegen dürfen.

Bob Dylan - Bootleg Series 5: Bob Dylan Live 1975 The Rolling
Thunder Revue

3-LP - EUR 59,95

Zeitgleich mit der Rundum-Glücklich-Rolling-Thunder-Live-Box erlebt
auch die einst sträflichst überteuert veröffentlichte Vinyl-Version
der Bootleg Series Volume 5 ihre Wiedergeburt.

Doppel-Obacht: Das Dreifach-Vinyl kommt jetzt doch merklich wertiger
daher als einst angedacht und kalkuliert (sogar in Box verpackt), ist
dafür aber auch 10 Euro Endpreis-teurer als im Katalog angedruckt.
Dafür gibt's jetzt auch beim Vinyl das geliebte Postkarten-Set als
Gratisbeilage.

Eagles Of Death Metal - The Best Songs We Never Wrote

LP/CD - EUR 23,95/16,95

Der Titel des 2019er EODM-Albums verrät bereits recht viel: Jess
Hughes wählte 13 seiner Lieblings-Fremdsongs aus, um sie mit Band,
Lust und Spaß mit neuer Energie zu füllen. Neben erahn- bis
erwartbaren Cover-Kandidaten wie Kiss, Guns N'Roses oder AC/DC findet
man auch Wham oder Mary J. Blige unter den Herkunftsangaben, mit
dabei: God Of Thunder, It's So Easy, High Voltage, So Alive,
Abracadabra, Careless Whisper, Family Affair, The Hunger, It's A Long
Way To The Top (If You Wanna Rock'n'Roll).


Elephant9 - Psychedelic Backfire I

2-LP/CD - EUR 24,95/14,95

19er, das virtuose instrumentale Tasten-Trio aus Schweden um
Supersilent-Member und Terje Rypdal-Kompagnon Stale Storlokken, live
in Oslo. Die 6 Stücke Genre-gemäß sehr lang (bis 18 Min.), oft
dominiert die Hammond Orgel (teils Effekt-unterstützt), seltener
E-Piano, Moog oder Mellotron, enorm klangfarbenreich, inkl.
Gitarren-ähnlicher scharfer Sounds. Referenzen u.a.: Quatermass, ELP,
kurz Deep Purple, experimentelle Egg, in jedem Fall massiv
improvisatorisch ausgelegt abseits ausgearbeiteter (komplexer)
Songstrukturen, im Spiel/den Soli/der Harmonik der Orgel ist z.T.
eine Jazz-Grundierung hörbar (im Sound auch mal Soft Machine).
Feinnervig minimal psychedelisch angehauchter leiserer Prog unter
Spannung, handfester in stark Groove-unterfüttert (fein rollend!),
wunderschöne leise filigrane Orgelspielereien zwischen Bo Hanson und
dem Child In Time-Anfang, treibender bodenständiger bis aggressiver
harter Power Prog (gar mal fast heavy und Blues-bewußt), partiell
eher elegant/federnd/flexibel, eine abgedreht-noisige
Avantgarde-Phase und eine klasse atmosphärische beinahe
majestätische, gemäßigte Hard Rock/Dee Purple-Nähe, teils
zupackend-vertrackt und mächtig rockend-groovend/wilder Highspeed,
Skink/Fugl Fonix ist rasanter abziehender Prog-Jazz-Rock. Extrem
spielfreudig! (dvd)


Elephant9 With Reine Fiske - Psychedelic Backfire II

2-LP/CD - EUR 24,95/14,95

19er. Selbe Zeit, selber Ort (live) wie Vol. 1, nur (durchgängig) mit
Gast-Gitarrist Fiske (bei Dungen, wie Storlokken u.a. auf mehreren
Motorpsycho-LPs). Den rasenden Prog-Jazz-Rock von Skink/Fugl (s. Vol.
1) gibt's auch hier (nur mit langen Features/Zwiegesprächen der
Gitarre, z.T. in gehöriger Härte), bzw. anderswo brennenden
Highspeed-Power-Jazz Rock mit Mahavishnu-Anklängen (kurz wüste
aggressive Gitarre!). Ebenso entzückende freigeistige bis
feinsinnig-zarte bis fast meditative Klangmalerei und lichtschnelle
"Highway Star" (Purple)-Anleihen. Daneben: Relaxt-melodischer Fantasy
Prog Rock mit leicht jazziger Note (entfernt Camel- oder Steve
Hillage-Ähnlichkeit), verspielt-filigrane Anfänge, unerbittlich
treibende Grooves, mächtig intensiver beinahe roher Free
(Jazz/Avantgarde) Rock (heavy distortion inkl.). Und differenzierter
Jazz-Prog-Rock, nicht nur hier tauchen die schon früher von ihnen
gehörten Parallelen zur famosen "Devotion"-LP von John McLaughlin
auf, oder auch mal rockigste Tony Williams Lifetime. 4 Stücke (14-18
Min.), Vol. 1 finde ich einen Tick besser, Geschmackssache. (dvd)


Peter Frampton Band - All Blues

CD - EUR 24,95/14,95

Gemeinsam mit seiner Tourband Adam Lester (Gitarre, Gesang), Rob
Arthur (Keyboards, Gitarre) und Dan Wojciechowski (Schlagzeug)
eingespielte Verneigung des Gitarristen vor der prägenden Kraft des
Blues, gefüllt mit eindringlich interpretierten Neufassungen
bekannter Standards wie I Just Want To Make Love To You, She Caught
The Katy, Georgia On My Mind, You Can't Judge A Book By Its Cover, Me
And My Guitar, Going Down Slow, I'm A King Bee und Same Old Blues.


Jake Xerxes Fussell - Out Of Sight

LP/CD - EUR 17,95/13,95

19er, 3. LP, aus North Carolina, und wieder ist er großartig. Hier
mit exzellenter fester Band (Pedal Steel, Gitarre v.a. elektrisch
doch ohne alle Effekte, Geige/Fiddle, z.T. Orgel in fein und samtig
oder Piano), die Instrumente fließen, ohne Dauerpräsenz aller,
wunderbar zusammen mit Luft zwischendurch, immer wieder "trocken"
mittendrin, dann verdichtet... Das klingt teils total leichtfüßig,
entwickelt teils durch die Art der Drums etwas mehr Bodenhaftung.
Über allem seine klasse Stimme, ausdrucksvoll und in sich ruhend,
voller Wärme. Nicht ohne Grund wird er hoch gepriesen (Bonnie Prince
Billy z.B. nennt ihn einen der 2 meistgehörten Künstler im letzten
Jahr). Wie gewohnt alles Covers, uralte
Songs/Traditionals/Volkslieder (1x auch irisch). Doch altertümlich
wirken die nicht, werden zumeist transformiert in "klassischen"
Songwriter-Country bzw. bewegen sich irgendwo zwischen Folk und
Country, mal eine Spur Gospel oder Blues oder gleich eine Art
Folk-Blues-Gospel-Hybrid, einmal gar ein ganz klein wenig jazzy.
Traditionsbezogen, aber in Grenzen. Kurz lugt John Fahey um die Ecke.
Rund, organisch, süffig ohne Überschwang, anderswo sich öffnend in
weiten Raum, meditativ und etwas spirituell anmutend (sowie filigran
und wunderschön!) oder dunkel und beinahe Drone-artig. Dabei über
weite Strecken relativ bis tiefenentspannt, nicht nur in den
Balladen. Ein durch und durch herausragendes Werk, dicke Empfehlung.
(dvd)


Grateful Dead - Aoxomoxoa (50th Anniversary Edition)

Ltd. Pic-LP/2-CD/2-CD - EUR 29,95/21,95/23,95

Rhino-Edel-Reissue zum Gold-Jubiläum des 1969er Albums, bietet in der
Doppel-CD-Ausgabe auf dem ersten Silberling das Werk sowohl in der
frisch remasterten Aufarbeitung der Original-Album-Mischfassung als
auch im 1971er Mix, der von der Band selbst erstellt wurde. Auf CD 2
findet sich ein bislang offiziell unveröffentlichter Live-Mitschnitt
aus dem Avalon Ballroom, San Francisco, 8 Tracks, aufgenommen auf 16
Spuren bei Auftritten vom 24. bis 26. Januar 1969 und remastered von
Jeffrey Norman, incl. New Potato Caboose, Dupree's Diamond Blues,
Doin' That Rag, Alligator, Feedback, Clementine. Die limitierte
Picture-Vinyl-Version bietet den 71er Band-Mix, den Unterschied
zwischen den beiden Doppel-CDs konnte man mir bislang noch nicht
erläutern.


Lisa Hannigan & Stargaze - Live In Dublin

2-LP/CD - EUR 29,95/15,95

Mit diesem höchst kunstvoll dargereichten Live-Auftritt hebt die
irische Elfenstimme ihr ohnehin ätherisches Songschaffen auf die
nächste Schönheits-Stufe, dem ursprünglich natürlichen Wohlklang
ihrer paradiesischen Weisen eine weitere, ebenso lebendige wie
luxuriöse Ebene hinzufügend. Mit der Hilfe von 16 in nahezu barocker
Eleganz agierenden Musikern und Sängern wird um die zumeist
zart-fragile, mal an die junge Stevie Nicks erinnernde, mal
Björk-gleich betörende, mitunter aber in einer an Melanie gemahnenden
Intensität strahlende Stimme der harmonieverliebten Protagonistin
herum eine artifiziell ausgestaltete Arrangement-Architektur
errichtet, die auf der naturbelassenen Folk-Song-Basis einen mal
machtvoll majestätischen, mal filigran lichtdurchbrochenen Palast
errichtet. Um den lieblichen Lied-Mittelpunkt, den Lisa allein mit
ihren verzückendem Gesang und einer akustischen Gitarre ausgestaltet,
ranken sich kunstreich ersonnene Partituren, ausgestaltet von Piano,
Streichern, Holz- und Blechbläsern, sogar mitunter prägendes, ja
treibendes Schlagwerk trägt das seine zur mal schlicht bezaubernden,
mal mitreißenden Wirkung des symphonischen Gesamtgemäldes dar.
Bereits fest ans Herz gewachsene Weisen wie Ora, Prayer For The
Dying, Undertow, Nowhere To Go, A Sail oder Fall werden mal nah an
der Urfassung, mal völlig neu erlebt, im orchestralen
Filigran-Feuerwerk zwischen versponnener Sufjan Stevens-Feinarbeit
und früher Yann Tiersen-Leichtigkeit, zwischen vollsymphonischer
Weite und vielstimmig-himmlischen A Capella-Harmonien zu
vollfarbiger, herzzerreißender, unendlich verzückender Schönheit
empor gehoben. Apart-artifizielle Gelegenheit, um den Lisa-Liebreiz
(neu) zu entdecken. (cpa)


Ida Mae - Chasing Lights

LP/CD - EUR 21,95/14,95

Ein Debüt wie ein Donnerschlag, eine deftiges Duett-Filetstück, das
den Gourmet des guten Geschmacks derart vielschichtig beglückt, dass
man das Staunen auch beim siebten Hören nicht verlernt. Dabei ist das
Paar Christopher Turpin und Stephanie Ward gerade uns nicht völlig
unbekannt, stand es doch gleich unter zwei Bandnamen auf den
ehrwürdigen OBS-Plakaten, und zuletzt begeisterte das Kill It
Kid-Seiten- bzw. Nachfolgeprojekt unter neuem Namen auf der
Beverunger Bühne und hinterließ dort einen lang nachwirkenden
Eindruck. Als Ida Mae bündeln die beiden ihre instrumentalen und vor
allem auch gesanglichen Fähigkeiten zu einer kreativen Kraft, die nur
noch die ganz großen Vergleiche erlaubt und gerade durch die
Vielfarbigkeit der dargereichten genialen Roots-/Americana-Palette
Erinnerungen an verschiedenste, auch langjährige Lieblinge weckt.
Eingeläutet durch ein Garage-dreckiges Stück Roots-Rock'n'Roll geht
es quer durch die vielen wurzelgewachsenen Ausformungen der
amerikanischen Musik, wobei vor allem klangreich schillerndes
Saitenspiel zwischen verzerrter Akkord-Attacke, schneidender Slide,
akustischer Folk-Reinheit und rohem Rock-Riff und mal phantasievoll
federndes, mal unwiderstehlich mitreißendes Schlagwerk das
instrumentale Geschehen bestimmen, prägen, antreiben und füllen. Der
auch durch verschiedene Tastenwerk-Färbungen bereicherten Klangwelt
zwischen Folk- und Swamp-Blues, zwischen sanfter Folk-Ballade,
beseeltem Alternative Country und rauhem Garagen-Rock setzen die zwei
Protagonisten einen beeindruckenden, berührenden, bewegenden
zweistimmigen Vokal-Paarflug entgegen, der nicht selten an die
Hochzeiten der Civil Wars gemahnt, aber genügend Individualität der
beiden Singenden schenkt, um diese kongeniale Zwei-Einigkeit
unverwechselbar zu machen. Produziert von Ethan Johns, vereinen
Turpin und Ward in einem Dutzend deftiger Delikatessen
Slide-beseelten Larkin Poe-Blues, packende White Stripes-Wut, rohe PJ
Harvey-Energie, saftig-sumpfige My Baby-Grooves und den vokalen
Harmonie-Himmel der Civil Wars zu einer berauschend
abwechslungsreichen, herzhaft melodischen und beeindruckend
bleibenden Song-Kollektion, die auch dem bewanderten Roots-Freund
einen Blick in eine selige Zukunft schenkt. (cpa)


Christone Kingfish Ingram - Kingfish

CD - EUR 16,95

19er Debut auf Alligator, das viel Aufsehen erregt (eine große lokale
Fanbase hatte er schon vorher, begeisterte prominente
Musiker-Kollegen ebenfalls). Buddy Guy ist sein Mentor und gastiert
hier, wie Keb Mo (mehrfach, auch vokal im Duett) und Harmonica-As
Billy Branch (Taj Mahal, Johnny Winter, Willie Dixon etc.), Tom
Hambridge spielte, co-komponierte und produzierte. Die Stimme:
Richtig gut! Die Gitarre: Absolut klasse, in ihrer relativen und sehr
konzentrierten Einfachheit, immens wirkungsvoll, durchdringend, ob
schneidend, klirrend, messerscharf, etwas verschnörkelt und extrem
agil, weich und filigran, singend oder cremig, die Soli eher kurz und
feinst aufgebaut. Dabei nicht mal offensiv spektakulär. Die Musik:
Teils aufs Nötigste reduziert aber schön fett und feist im Sound.
Stilistisch variabel: Ein paar Mal tief in der Tradition wurzelnder
aber nicht puristischer Modern Blues; 50s-angelehnt, ob als edle
werthaltige Ballade, stürmisch rockend, klassischer fleischiger Slow
Blues, elektrifizierter eigentlich den 30ern entstammender Folk
Blues; leicht souliger samtener elegant-flüssiger R'n'B; tanzend mit
einer Prise New Orleans; 2x ganz schlichter puristisch und
spartanisch gehaltener akust. Country Blues mit viel Gefühl
(wunderbar!); oder recht smooth und einfühlsam, Peter Green nicht
unähnlich. Erstklassig. (dvd)


Rickie Lee Jones - Kicks

LP/CD - EUR 23,95/15,95

19er. Eine Sammlung von Coverversionen von Songs v.a. der 50er bis
70er, die sie damals im Radio hörte (und sie wohl beeinflußten).
Stücke von u.a. Steve Miller Band, America, Bad Company, Elton John,
Benny Goodman, Dean Martin, und der Brecht/Weill-Klassiker Mack The
Knife. Elester atmosphärisch ganz starker Rock mit super E-Gitarre,
eine gefühlvolle 70s-Songwriter-Ballade, lässiger/bedächtiger
Country, mächtig emotionalisierter jazziger Alt/Trad-Pop, weitere
Jazzeinflüsse der 30er-50er (swingend-groovend, teils richtig
lustvoll, lebhaft und angenehm altmodisch), eine Art tasty Dream Pop
Songwriter-style (bestechend schön), rootsiger Rock, multipel
rootsige erhabene/erhebende Balladen. Ausdrucksstark, klar,
variabel-einfühlsam, phasenweise wunderbar gesungen, vielfältig dabei
oft ökonomisch bis kongenial (und stets geschmackvoll und edel!)
begleitet von akust./elektr. Saiten, diversen Tasten, mehrfach
Bläsern, immer wieder/gern zudem Schlegeln. (dvd)


Eleni Mandell - Wake Up Again

LP/CD - EUR 24,95/14,95

Mit ihrem nach fremder Zählung elften Album ist die amerikanische
Singer-Songwriterin auch hierzulande bei Yep Roc angelangt
(erschienen doch einige ihrer wunderschönen Alben bei uns doch im
heimatlichen Maky My Day-Hafen, siehe weiter unten). Seit mehr als 20
Jahren erfreut und belebt mich die zurückhaltend agierende, beherzt
bescheidene, unendlich musikalische Lied-Schöpferin mit ihren Weisen,
verzichtet dabei auf lautstarkes Drumherum, sondern steckt ihre
gesamte kreative Kraft allein in ihre Songs, die im weiten
Americana-Feld mittlerweile längst ihre eigene ökologische Nische
füllen. Ohne je vom eigenen gewählten Weg abzukommen, weiß sie ihren
Pfad gelassen weiter- und voranzuschreiten, wiegt bewegte,
abwechslungsreiche Melodien von nicht zuletzt der natürlich warmen
Stimme wegen betörendem Liebreiz in einem dezent rustikalen
Klanglager, spielt doch die mitunter herzhaft verzerrte E-Gitarre
eine gewichtige Rolle in ihrer naturbelassenen, stets überschaubar
bleibenden Song-Architektur. Griffig, gekonnt, aber nie gekünstelt
gespielte Gitarren, packend pointierter Bass und handfestes
Schlagwerk sind die instrumentalen Eckpfeiler, auf denen Eleni ihre
mal filigran, mal rauh gestalteten Weisen errichtet, die reizvolle
Differenz zwischen roh-unbehauener Basis und elfengleich weicher
Krönung dabei voll auskostend. Klang- und Stil-Verwandte für
Mandell's Wurzel-Aufbereitung mag man irgendwo zwischen Tom Waits
über Feist und Cat Power bis hin zu Hazeldine finden, aber mit ihrer
jüngsten rauh-reifen Song-Arbeit zwischen Americana, Rock, Grunge,
federleichtem Folk-Pop und schluffigem Swing schenkt sie uns ihre
ganz eigene Singer-Songwriter-Note. (cpa)

Bewährte Mandell-Spezialitäten, zu Sonderpreisen:

Eleni Mandell - Artificial Fire CD - 6,95

Eleni Mandell - I Can See The Future LP (+CD)/CD - 13,95/6,95

Eleni Mandell - Let's Fly A Kite LP (+CD)/CD - 13,95/6,95


Buddy & Julie Miller - Till The Stardust Comes Apart
(ltd.)

7" - EUR 8,95

Die No. 3 der schwer limitierten Breakdown-Singles (nur 1.000
Exemplare weltweit) erscheint 2 Wochen vor dem Veröffentlichungsdatum
des Vollalbums und bietet neben dem titelgebenden Track noch die
Live-Version von You Make My Heart Beat To Fast.


Okta Logue - Runway Marketing

LP/CD - EUR 21,95/14,95

Anno 2013 sah ich Okta Logue mal als Support von Neil Young, danach
verlor ich die Hessen ein wenig aus den Augen. Dies ist jetzt ihr
viertes Album nach dreijähriger Release-Pause. Das Genre ist milde
psychedelischer Art- bis Classic Rock mit deutlichem 70er-Vibe. Gar
nicht mal so hippiemäßig, wie ich sie in Erinnerung hatte. Eher
gereift, gerne mit Piano und dennoch immer mit solider Pink
Floyd-Grundierung. Auch amerikanischer Rootsrock klingt durch, die
Neil Young-Connection von einst scheint nachzuwirken. Der Gesang ist
cool und soulig, die Gitarren weit entfernt von stereotypen
Macho-Rockismen. Stattdessen Satzgesang und weitschweifige Melodien.
Teils richtig radiotauglich und mit schwelgerisch-romantischem Ton.
Mit ein bisschen Prog- und Artrock-Content, dennoch nie
bedeutungsschwer oder gar konzeptionell überladen. Selbst der
Zehnminüter "Chocolate And Soda" bewahrt sich eine entspannte
Luftigkeit. Das Sounddesign ist überhaupt angenehm schlank, mit
Gitarren und Tasten, oft E-Piano, einmal auch Sax. Sänger Benno Herz
lässt die Songs gekonnt amerikanisch wirken, auch die Gitarre
verweist gerne in Richtung sonniger Westcoast (oder natürlich auch
David Gilmour). So entwickelt sich ein angenehmer Vintage-Trip von
internationalem Niveau mitten ins Herz der 70er Jahre. (Joe
Whirlypop)


Skinny Pelembe - Dreaming Is Dead Now

LP/CD - EUR 24,95/14,95

19er Debut aus England, ein über weite Phasen frappierendes, manchmal
schon ziemlich halluzinogenes, Co-Producer ist Malcolm Catto von den
famosen Heliocentrics. Mit Hilfe einer Unmenge an Effekten (inkl.
viel Hall und auch Echo) und mehr oder weniger abgefahrener Ideen
fabriziert er die unwahrscheinlichsten, erstaunlichsten
Kombinationen: Ein zurückhaltender Electro-Soul-Folk-Hybrid unter
Dauerspannung. Zeitgenössische Grooves, Psychedelic der Neuzeit + ein
Hauch Neo-Dub. Drum'n'Bass-verwandte Rhythmik, Afro-Einfluß, tricky
Electro-Pop und Modern Psychedelia im hypnotischen Post-Prog-Modus.
Experimentelle Hip Hop/Modern R'n'B-Balladry von erstaunlichem Reiz;
das Ganze auch in Trance. 2 leise Folk-Psyche-Konglomerate in
seltsam/spooky plus ein Hauch Ethno und teil-akustisch. Dezent sakral
wirkende Vokal-Musik von faszinierender wie leicht verstörender
Schönheit. Zeitgemäßer stop-and-go-Groove-Soul in open space. Ganz
außergewöhnlich! (dvd)


Peter Perrett - Humanworld

LP (+MP3)/CD - EUR 21,95/14,95

Ein wahrhaft legendärer Typ - Peter Perrett war nämlich mal Kopf und
Stimme der famosen Only Ones, deren "Another Girl, Another Planet"
von 1978 eine echte Sternstunde an der Schnittstelle von Punk und
Postpunk war. Gute 40 Jahre später macht der Brite mit der
ausgesprochen coolen Stimme einen fitten Eindruck, obwohl er einst
den Drogen zugetan war. Bestens konserviert und erstaunlich
alterslos, natürlich mit schwarz gefärbten Haaren und reichlich Kajal
um die Augen. 2017 kam das durchaus überraschende Comeback-Album "How
The West Was Won", das mich mit coolem, gewollt schlaffem
Gitarrenrock und leichtem Post-Punk und Gothic-Touch sofort wieder
überzeugen konnte. Es erinnerte mich wie jetzt auch das neue Album an
Helden wie Nikki Sudden und Lou Reed. Seine mittlerweile 66
Lebensjahre hört man seiner etwas verwitterten Stimme durchaus an,
das passt aber perfekt zu den leicht brüchigen Postpunk-Nummern auf
Velvet Underground-Basis. Teils auch härter rockend mit meistens zwei
noisigen Gitarren, was dann wieder nach romantischen Gothic-Rockern a
la Lords Of The New Church oder auch Jacobites erinnert. Oder auch
ähnlich gelagerte Veteranen wie Simon Bonney, Edward Ka-Spell oder
Jad Fair. Neben vielschichtigen und konsequent mollastigen
Gitarrenriffs erklingt auch mal eine elegische Violine - im Zentrum
bleibt aber diese beeindruckende Stimme. File under: Alte Helden
revisited. (Joe Whirlypop)


Sebadoh - Act Surprised

LP/CD - EUR 21,95/13,95

Von wegen Lo-Fi - auch wenn sich an den genial einfachen
Grundvoraussetzungen für die kreative Kraft dieses deftigen Dreiers
in den vergangenen drei Jahrzehnten kaum etwas geändert hat, sprüht,
ja platzt auch das 2019 Studio-Voll- & Wuchtwerk derart vor Energie
und Leidenschaft, dass es den derart überfahrenen Lauscher vom ersten
Moment an packt, mitreißt und schlicht nicht mehr loslässt. In 15
kernig-knackigen, und nicht mal richtig kurzen Kraftpaketen spielen
Lou Barlow, Jason Loewenstein und Bob D'Amico ihre über Jahre
gewachsenen, verfeinerten, aber nie geglätteten Stärken aus, vereinen
vehemente Spiel-Freude und -Kunst, ungemein ohrengängiges
Songwriting, die Lust an ungebremster Energie und die Angst vor
allzu langen Atempausen zu einer lückenlosen Kette packender
Attacken, die selbst bei lautester Darreichung nichts von ihrer
harmonieverliebten Eingängigkeit verlieren. Mit drei
Instrumentalisten, die jeder für sich spielerisch die Klangräume
füllen können, hör- und spürbar durchlebter Rock-Geschichte im
Rücken, einem schier unendlichen Melodiereichtum im Kopf und der kaum
verhohlenen Liebe zu herzhafter Lautstärke schenkt uns das nimmermüde
Trio ein packendes Paket aus Dreck und Druck, Gewalt und Groove,
Können und Kraft, dass es eine einzige Freude ist. Schillernd
schallende Sternstunde dreier unverwüstlicher Helden. (cpa)


Sinkane - Dépaysé

LP/CD - EUR 19,95/14,95

Als amerikanischer Weltbürger mit sudanesischen Wurzeln und einer
Vergangenheit als Skatepunk ist Ahmed Gallab aka Sinkane heute ein
höchst außergewöhnlicher Musiker mit einem ganz eigenen Sound. Der
lässt sich allerdings gar nicht so leicht beschreiben. Man liest
meistens etwas von Afro, Ethno und Funk, ich höre aber auch Soul und
Reggae. Zusammengehalten wird dieser trotz allem sehr homogene
Stilmix aber von der Kraft des Gospel. In zugegeben postmoderner
Version, die Haltung und auch die Texte sprechen aber eine eindeutige
Sprache. Und sorgen für üppige Klangdichte, gerne mit Gitarren und
Synthies, begleitenden Stimmen, oft auch Chor. Das Ganze in
breitwandigem Funk-Format, gerne auch mit Reggae-Offbeat, teils auch
mit Desert Blues-Vibe a la Tamikrest. Der dicke, hypnotische Groove
in mächtigen Arrangemenst verweist ebenso auf Parliament/Funkedelic
und Sly & The Family Stone wie auf Fela Kuti. Trotz dieser Vorbilder
gelingt Sinkane ein ganz eigener Trademark-Sound, der auch von seinem
charismatischen Gesang getragen wird, der sich wieder gerne ins
typische, aber komplett unangestrengte Falsett hochschraubt. All
diese hochtrabenden Vergleiche und Referenzen dürfen aber nicht
darüber hinwegtäuschen, dass Sinkane immer auch Pop ist: mit
eingängigen, farbenfrohen, gradlinigen und radiotauglichen Nummern
von einnehmender Eleganz: Kurzum: der Mann sollte endlich die
verdient große Karriere machen - spätestens sein Auftritt beim Orange
Blossom Special 2019 sollte ihm alle Türen öffnen! (Joe Whirlypop)


Wellbad - Heartbeast

LP/CD - EUR 17,95/14,95

19er des Hamburgers Daniel Welbat, dessen famoser Vorgänger mich
bereits verblüffte, schon wegen seiner tollen immens rauhen
Power-Charakter-Stimme. Eine Konzept-LP nach einer wahren Story in
den 60ern, voller Tragik und Drama, das 28-S.-Booklet enthält nicht
nur die Texte, auch eine Art Drehbuch. Insgesamt höre ich mehrfach
Parallelen zu den Black Keys - die Machart, die Konzeption inkl.
stilistischer Ähnlichkeiten, die Kombination von Tradition und
Moderne, auch einzelne Bestandteile; ohne direkt so zu klingen. Roots
(v.a. R'n'B, oder auch mal Blues Rock bzw. Talking Blues) vornehmlich
in Rock gegossen und oft Groove-betont, manchmal regelrecht heavy
oder sehr scharf und abziehend (selbst eine Tendenz zum 70s Hard-Rock
nicht so weit weg von Deep Purple kommt kurzzeitig vor, die 70er
tauchen eh manchmal als Referenz auf), in diversen Stücken jedoch
zeitgenössisch beeinflußt (v.a. in den Rhythmen/Grooves spürbar!)
samt zeitweise Rap-artigem Gesang (in fließenden Übergängen zu
"normalem"). Ohne daß die Musik je etwas mit Hip Hop zu tun hätte.
Sowie ein paar bluesig-rootsige (bis ein wenig soulige) Balladen,
eine süffige erinnert mich etwas an Tom Waits (old-fashioned). Einige
Songs glänzen nicht nur durch exzellente reizvolle Melodik (bzw. sehr
markante instrumentale Motive), sondern auch durch ein enorm
ansteckendes Flair! Sporadisch klingt's wunderbar roh und
zerschossen, herrlich rollend, dezent spooky (und sehr spannend),
oder es tauchen leichte Jazz-Spuren auf, zur Hälfte neben den Saiten
und Tasten auch mächtig attraktive Bläser. Zu Recht erhielt er
mehrere Preise (bzw. wurde nominiert), wiederum ein sehr besonderes
Album. (dvd)


Neil Young + Stray Gators - Tuscaloosa

2-LP/CD - EUR 39,95/17,95

Ein besonderes Bonbon der Young-eigenen Archive-Reihe, deren meist
recht spontan stattfindenden Veröffentlichungen den Vertrieb mit
Sicherheit dezent in den Wahnsinn treiben. Die 2019er
Archiv-Ausgrabung bietet einen willkommenen Mitschnitt eines Stray
Gators-begleiteten Auftritts vom 5. Februar 1973 an der University Of
Alabama, Tuscaloosa, mit elf Songs aus dem frühen Solowerk des
energischen Eigenbrötlers. Vorwiegend Material vom selbstbetitelten
1969er Debütalbum, After The Goldrush (1970) und Harvest (1972),
incl. Here We Are In The Years, After The Gold Rush, Out On The
Weekend, Harvest, Old Man, Heart Of Gold, Time Fides Away, Alabama,
Don't Be Denied.


Demnächst in diesem Theater ...

14.06.

Oh Susanna - Johnstown (20th Anniversary Edition)

Chris Robinson Brotherhood - Servants Of The Sun

Bruce Springsteen - Western Stars

Roger Daltrey: The Who's Tommy Orchestral

Carole King - Live At Montreux 1973

Lukas Nelson & Promie Of The Real - Turn Off The News (Build A Garden)

Peter Bruntnell - King Of Madrid

Keb' Mo' - Oklahoma

Black Oak Arkansas - Underdog Heroes

Bill Callahan - Shepherd In A Sheepskin Vest

Buzzcocks - Singles Going Steady (rem.) & Different Kind Of Tension (rem.)

Tangerine Dream - In Search Of Hades: The Virgin Recordings 1973-1979 (16-CD+2-BluRay)

21.06.

Buddy & Julie Miller - Breakdown On 20th Ave. South

Willie Nelson - Ride Me Back Home

Raconteurs - Help Us Stranger

Rolling Stones - Bridges To Bremen (7 Versionen, so ca.)

The Schramms - Omnidirectional

Hot Chip - A Bath Full Of Ecstasy

Los Straitjackets - Channel Surfing

Two Door Cinema Club - False Alarm

Quantic - Oscillations

28.06.

Jade Jackson - Wilderness

Rolling Stones - Rock And Roll Circus DeLuxe & noch DeLuxer

Gov't Mule - Bring On The Music

Julian Cope - Autogeddon (25th Anniversary DeLuxe Edition)

Renaissance - Novella (rem.& exp.)


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

DIE NERVEN

dienerven

08.06.2019 DE - Leipzig - WGT @ Haus Leipzig

09.06.2019 DE - Beverungen - OBS Festival

13. - 15.06.2019 DE - Bingen am Rhein - Binger Open Air

28.06.2019 AT - Salzburg - Rockhouse

01. - 04.08.2019 DE - Westergellersen - A Summer's Tale

HUGO RACE FATALISTS

hugoracefatalists.com

13.09.2019 CZ - PÍSEK - Cool v Plote festival (Hugo Race solo show)

15.09.2019 DE - Berlin - Badehaus

17.09.2019 DE - Bremen - Schlachthof

18.09.2019 DE - Mülheim a. d. Ruhr - Freilichtbühne

20.09.2019 DE - Halle - Objekt 5

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

08.06.2019 DE - Schloß Holte-Stukenbrock, Whatever Happens Festival

09.06.2019 DE - Beverungen, Orange Blossom Special Festival

15.06.2019 DE - Ellingen - Gutsfestival

21.06.2019 DE - Neuhausen ob Eck- Southside Festival

21.06.2019 DE - Scheeßel - Hurricane Festival

28.06.2019 DE - Bad Aibling - Indiebase Festival

05. & 06.07.2019 DE - Chemnitz - Stausee Rabenstein Kosmonaut Festival 2019

17.07.2019 CH - Gurten Festival - Bern

02.08.2019 DE - Böblingen - Böblinger Songtage

03.08.2019 DE - Luhmühlen - A Summer's Tale

02. - 03.08.2019 DE - Burg Friedland - Jenseits von Millionen Festival

09.08.2019 DE - Bergfunk Open Air - Königs Wusterhausen

22.08.2019 DE - Jena - Kulturarena

22. - 24.08.2019 DE - Schwabmünchen - Singoldsand Festival 2019

29. - 01.09.2019 DE - Homberg - Musikschutzgebiet Festival

07. - 08.09.2019 DE - Berlin - Lollapalooza Festival'

10.10.2019 AT - Dornbirn Spielboden Dornbirn

11.10.2019 AT- Ebensee, KINO EBENSEE

12.10.2019 AT- Saalfelden, Kunsthaus Nexus

14.10.2019 DE - Heidelberg, halle2

15.10.2019 DE - Kassel, Kulturzentrum Schlachthof Kassel

17.10.2019 DE - Rostock, Helgas Stadtpalast

20.10.2019 DE - Stuttgart, clubCANN

21.10.2019 DE - Köln, YUCA

23.10.2019 DE - Dresden, GrooveStation Dresden

24.10.2019 DE - Erfurt, Museumskeller und HsD Erfurt

25.10.2019 DE - Mainz, Kulturclub Schon Schön

26.10.2019 DE - Ulm, ROXY.ulm

TERRY LEE HALE

terryleehale.com

08.06.2019 UK - High Wycombe - Kingsmead House Concert

09.06.2019 UK - Camden - Green Note

11.06.2019 UK - Birkdale - Grateful Fred's House Concert

12.06.2019 UK - Edinburgh - House concert

13.06.2019 UK - Kirkcaldy - Acoustic Music Club

14.06.2019 UK - Aberdeenshire - The Bothy, Glenbuchat

15.06.2019 UK - Aberdeen - The Blue Lamp

16.06.2019 UK - Irvine - Harbour Arts Centre

18.06.2019 UK - Kilbarchan - Performing Arts Centre

19.06.2019 UK - Glasgow - The Doublet

20.06.2019 UK - Selkirk - The Haining

21.06.2019 UK - Middlesborough - Courtroom Sessions

CHRISTINE OWMAN

christineowman.com

08.06.2019 DE - Leipzig - Wave Gotik Treffen

XIXA

xixamusic.com

11.06.2019 DE - Oberhausen - Druckluft

12.06.2019 DE - Aachen - Musikbunker

13.06.2019 CH - Schaffhausen - Tap Tab

14.06.2019 CH - Neuchâtel - Festineuch

15.06.2019 DE - Schorndorf - Manufaktur

16.06.2019 CH - Baden - Werkk

17.06.2019 DE - München - Backstage

18.06.2019 DE - Mainz - Schon Schön

19.06.2019 NL - Den Haag - Paard

20.06.2019 NL - Amsterdam - Q Factory

21.06.2019 DE - Hannover - Theaterformen

22.06.2019 DE - Offenbach - Hafen 2


Alle guten Wünsche für Euch & die Euren!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





CROSSOVER/492: München - Space Night in Concert II. Multimediale Reise ins All, 2.7.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 4. Juni 2019

Multimediale Reise ins All & Hommage an 25 Jahre Space Night

SPACE NIGHT in Concert II

Dienstag, 2. Juli 2019, 19.30 Uhr, im Circus-Krone-Bau München



Die Kultsendung Space Night feiert 25. Geburtstag und ARD-alpha und
das Münchner Rundfunkorchester feiern mit: Am Dienstag, den 2. Juli,
um 19.30 Uhr wird im Circus-Krone-Bau in München zum 2. Mal eine
multimediale Reise ins All präsentiert. Zu Großbild-Projektionen
opulenter Aufnahmen aus dem All spielt das Orchester passende
atmosphärische Kompositionen. Ebenfalls geplant: eine Live-Schaltung
zu einer Sonnenfinsternis in der chilenischen Atacama-Wüste.

Durch die Show führen Anna Greiter (BR-KLASSIK) sowie Space
Night-Mitbegründer Andreas Bönte. Ihre Gäste und Gesprächspartner sind
der Wissenschaftsastronaut Ulrich Walter und die Astrophysikerin
Sibylle Anderl. Die musikalische Leitung hat der österreichische
Newcomer Patrick Hahn.

Zu erleben sind spektakuläre All-Aufnahmen der Raumfahrtorganisationen
NASA, ESO, ESA und DLR, eindrucksvoll arrangiert von den Regisseuren
Thomas Hausner und Christian Hüser. Inspiriert von der Kultsendung
Space Night im BR Fernsehen und auf ARD-Alpha, die spektakuläre Bilder
aus dem All mit spacigen Klängen verbindet, erkundet das Münchner
Rundfunkorchester in diesem Konzert galaktische Sphären mit
Kompositionen etwa von John Adams, Evard Grieg, Charles Ives und Carl
Orff sowie Filmmusik-Klassikern.


Ballett-Inszenierung und Live-Schalte zu Sonnenfinsternis

Der Trompeter und Komponist Nils Wülker hat viele Bildsequenzen der
Space Night mit atmosphärischen Musiken zu einem sinnlichen Ganzen
verschmolzen. Einige Kostproben davon wird er mit dem Münchner
Rundfunkorchester darbieten. Mit von der Partie ist auch die
Ballett-Akademie der Hochschule für Musik und Theater München, die
unter der Leitung von David Russo eine faszinierende Choreographie zu
John Adams' "Short Ride in a Fast Machine" kreiert hat: Diese wurde in
passender Kulisse beim Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)
in Oberpfaffenhofen in Szene gesetzt, von ARD-alpha aufgezeichnet und
wird an diesem Abend zur Livemusik des Münchner Rundfunkorchesters
eingespielt.

Eine weitere Attraktion ist eine Live-Schaltung in die chilenische
Atacama-Wüste, in der genau zu der Zeit eine Sonnenfinsternis
stattfindet. Auch zu diesen Bildern spielt das Münchner
Rundfunkorchester passende Klänge.

Der österreichische Musiker, Komponist und Dirigent Patrick Hahn
übernimmt nicht nur die Leitung des Münchner Rundfunkorchesters.: In
"Fly Me to the Moon" stellt er ebenso sein pianistisches Können unter
Beweis.


Mitwirkende

Anna Greiter, Moderation

Andreas Bönte, Moderation

Thomas Hausner und Christian Hüser, Produktion und Regie der
Video-Projektionen

Ballett-Akademie der Hochschule für Musik und Theater München,
Einstudierung: David Russo

Nils Wülker, Solo-Trompete

Münchner Rundfunkorchester

Patrick Hahn, Leitung


Programm

Jerry Goldsmith, aus Star Trek: "Insurrection"

Nils Wülker: "Metis"

John Williams, aus Superman: "Main Title"

Carl Orff, aus Der Mond: "Fantastisches Nacht-Thema"

Edvard Grieg: aus Peer Gynt, Suite Nr. 1: "Morgenstimmung"

John Barry, aus Moonraker: "Main Title"

Bart Howard: "Fly Me to the Moon"

John Williams, aus Star Wars: "Main Title"

John Barry: "Beyondness"

John Adams: "Short Ride in a Fast Machine"

Charles Ives: "The Unanswered Question"

Jimmy Van Heusen: "Come Fly with Me"

John Williams, aus E.T.: "Flying Theme"


Live-Übertragung / Ausstrahlungen

BR-KLASSIK überträgt das Konzert live per Video-Livestream auf
www.br-klassik.de/concert

Im Radio wird der Mitschnitt am Sonntag, 15. September 2019, um 19.05
Uhr in BR-KLASSIK/Hörfunk gesendet.

ARD-alpha sendet eine Fernsehfassung des Konzerts, der Sendetermin
wird noch bekannt gegeben.


Karten für das Konzert

Erhältlich über: BRticket shop.br-ticket.de oder Tel. 089 / 5900-10880
und über 

www.muenchenticket.de oder Tel. 089 / 54 81 81 81

Weitere Informationen unter www.rundfunkorchester.de


Hinweis: BR-Schwerpunkt zum Jubiläum "50 Jahre Mondlandung"
im Juli: 

Am Montag, 21. Juli 1969, um 3.56 Uhr MEZ betraten Neil Armstrong und
Buzz Aldrin als erste Menschen den Mond. Dieses 50-jährige Jubiläum
würdigt der Bayerische Rundfunk ab Mitte Juli mit einem Schwerpunkt im
Fernsehen, im Radio und Online, zu dem unter anderem hochkarätige
Dokumentationen, Wissenssendungen, Expertengespräche und Hörspiele
gehören. In der Space Night wird die damalige Originalübertragung der
Mondlandung wiederholt. Mehr Informationen demnächst auf
br.de/presse.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 4. Juni 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9088: Aus aller Welt - 06.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Dänen stimmen für eine neue Regierung

In Dänemark sind die Sozialdemokraten bei der Parlamentswahl stärkste
Kraft geworden. Der bisherige Regierungschef Lars Lökke Rasmussen der
konservativ-liberalen Partei Venstre trat nach der Bekanntgabe der Ergebnisse
zurück. Die sozialdemokratische Parteichefin Mette Frederiksen strebt
als mögliche Ministerpräsidentin eine Minderheitsregierung an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9088: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bundesweite Polizeiaktion gegen Haßkommentare im Netz

Die Polizei ging am Donnerstag in 13 Bundesländern gegen Urheber von
Haßkommentaren im Internet vor. Nach Angaben des Bundeskriminalamts
(BKA) in Wiesbaden durchsuchten Polizeibeamte insgesamt 38 Wohnungen
und verhörten Verdächtige. Es wurden Laptops, externe Festplatten,
Tablets und Mobiltelefone beschlagnahmt, die ausgewertet werden
sollen. Sogenannte Haßpostings sind in Deutschland ein Tatbestand des
Strafrechts. Wird ein solcher angezeigt, handelt es sich meist um
Volksverhetzung, Verleumdung oder Beleidigung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9085: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Ägyptische Sicherheitskräfte töten 14 mutmaßliche Dschihadisten

Nach einem Angriff von IS-Dschihadisten auf einen Kontrollposten in
der Küstenstadt Al-Arisch im Norden der Halbinsel Sinai, bei dem am
Mittwoch acht Polizisten ums Leben kamen, haben ägyptische
Sicherheitskräfte heute 14 mutmaßliche islamistische Kämpfer getötet.
Wie das Innenministerium in Kairo mitteilte, umstellten Polizeikräfte
das Versteck der Verdächtigen, worauf sich ein heftiger Schußwechsel
entwickelt hat.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9087: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Linke vermißt klare Position der Regierung zu EU-Urheberrecht

Nach Inkraftreten des umstrittenen EU-Urheberrechts wirft die
Linkspartei der Bundesregierung vor, sich nicht klar zu
positionieren. In einer Zusatzerklärung zum neuen EU-Urheberrecht
habe die Regierung zwar angekündigt, Upload-Filter bei der Umsetzung
der Reform nach Möglichkeit zu verhindern, sagte Parteichefin Katja
Kipping in einem Gespräch mit der Nachrichtenagentur AFP. Ihrer
Ansicht nach kann aber Artikel 17 nicht in nationales Recht
umgesetzt werden, ohne Upload-Filter mit sich zu bringen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9086: Tragisches und Kurioses - 06.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Tote und Vermißte nach Erdrutsch in Uganda

Im ostafrikanischen Uganda haben starke Regenfälle zahlreiche
Erdrutsche ausgelöst. Mindestens fünf Menschen sind dabei ums Leben
gekommen. Etwa 50 Menschen werden nach Informationen des Roten
Kreuzes im östlichen Bezirk Bududa vermißt. Viele Häuser wurden von
den Erdmassen begraben. In dem Bezirk am Fuße des Berges Elgon kommt
es immer wieder zu Erdrutschen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8171: Aus Forschung und Technik - 06.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Chinesische Trägerrakete startet erstmals von schwimmender Plattform

Ein Nutzlastträger des Typs Langer Marsch-11 hat erfolgreich von
einer schwimmenden Startplattform im Gelben Meer vor der
ostchinesischen Provinz Shangdong abgehoben. Wie die Agentur Xinhua
mitteilte, transportierte die Feststoffträgerrakete zwei
Technologieexperimentsatelliten und fünf kommerzielle Nanosatelliten
ins All. Die beiden von der China Academy of Space Technology
entwickelten Satelliten sammeln demnach Wetterdaten und überwachen
wetterunabhängig Windfelder auf dem Meer.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8184: Aus aller Welt - 06.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Rußland verzichtet nicht auf Technologie von Huawei

Moskau hat offenbar weit weniger Ängste, mit dem chinesischen Konzern
Huawei beim Aufbau eines 5G-Mobilfunknetzes in Rußland
zusammenzuarbeiten, als Washington für die USA. Das russische
Telekommunikationsunternehmen MTS traf am Mittwoch am Rande eines
Treffens der Präsidenten Putin und Xi Vereinbarungen zur Einführung
von 5G-Mobilfunknetzen in Rußland noch in diesem und im nächsten
Jahr. Die BBC berichtete von dem umfangreichen Abkommen. Huawei
gehört bei der Technologie zu den Marktführern weltweit. Die
US-Regierung hat den chinesischen Konkurrenten heimischer Unternehmen
im Mai auf eine schwarze Liste gesetzt, um Geschäfte mit ihm zu
unterbinden. In Washington befürchtet man, daß die Technologie zur
Spionage mißbraucht wird. Prinzipiell ist so etwas zwischen
befreundeten und weniger befreundeten Staaten möglich.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8143: Medizin und Gesundheitswesen - 06.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Anträge auf Pflegegrad immer öfter erfolgreich

Seit Anfang 2017 geht es bei der Pflegebedürftigkeit nicht mehr um
die benötigte Zeit für die Pflege, sondern um den Grad der
Selbständigkeit der Pflegebedürftigen. Statt drei Pflegestufen gibt
es fünf Pflegegrade. Zudem wurde der Kreis der Empfangsberechtigten
erweitert um Menschen mit Demenz. Das hat Auswirkungen. So haben in
Sachsen-Anhalt immer mehr Menschen Erfolg bei ihrem Antrag auf einen
Pflegegrad. Laut Deutschem Ärzteblatt gab der Medizinische Dienst der
Krankenversicherung (MDK) dort 2018 nach knapp 74.000 Begutachtungen
in 86,1 Prozent der Fälle sein Votum für eine Pflegebedürftigkeit ab.
Im Jahr zuvor waren es noch 75,9 Prozent der insgesamt 72.600 Fälle
gewesen. Am häufigsten attestierte der Medizinische Dienst bei den
Pflegebedürftigen letztes Jahr Pflegegrad 2, das waren 27,2 Prozent
der Fälle. In 20,8 Prozent gab es den Pflegegrad 3, den Pflegegrad 1
in 18,4 Prozent der Fälle. Mit 6,1 Prozent am seltensten
wurde den Betroffenen der höchste Pflegegrad 5 zuerkannt.

6. Juni 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8172: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Milliardenverluste in der EU durch Marken- und Produktpiraterie

Das EU-Amt für Geistiges Eigentum (EUIPO) hat die Folgen von Marken-
und Produktpiraterie in elf Branchen untersucht. Durch gefälschte
Kosmetika, Kleidung, Arzneimittel, Smartphones und andere Produkte
entstehen europäischen Unternehmen jährliche Verluste von bis zu 60
Milliarden Euro. Die Summe entspricht 7,4 Prozent des Gesamtumsatzes
der untersuchten Branchen in der EU. Außerdem kostet die Marken- und
Produktpiraterie in den Ländern der EU direkt bis zu 468.000
Arbeitsplätze.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8095: Sprache, Kunst und Medium - 06.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Rückgang der Bücherverkäufe erstmal gestoppt

Im vergangenen Jahr wurden in Deutschland zum ersten Mal seit 2012
wieder mehr Bücher verkauft. Der Börsenverein des Deutschen
Buchhandels sprach sogar von einem "Wendepunkt in der Buchbranche".

Insgesamt kauften 2018 rund 29,9 Millionen Menschen über zehn Jahre
mindestens ein Buch. Das war ein Anstieg von etwa 300.000 Kunden
gegenüber dem Vorjahr.

Den Optimismus beim Börsenverein nährt vor allem die Tatsache, daß die
meisten Zuwächse (15 Prozent) bei den Altersgruppen zwischen dem 20.
und dem 39. Lebensjahr ermittelt wurden, wie Deutschlandfunk Kultur
berichtete.

Dabei legte die Anschaffung von Sachbüchern um 5,5 Prozent zu. Deren
Verkaufsanteil lag bei etwa zehn Prozent. Auch Kinder- und
Jugendbücher stiegen mit plus 3,2 Prozent deutlich.

Der Gesamtabsatz von E-Books legte um 12,7 Prozent zu.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8162: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Putin warnt vor Aufgabe des Atomwaffenkontrollvertrags New START

Rußlands Präsident Wladimir Putin hat am Rande des Wirtschaftsforums
in Sankt Petersburg sein großes Bedauern darüber geäußert, daß seine
Regierung anscheinend keinen Partner in der Welt für Verhandlungen
zur Verlängerung des Atomwaffenkontrollvertrag New START findet, man
schon hundertmal seine Bereitschaft dazu erklärt hat. Das von den
früheren Präsidenten Medwedew und Obama unterzeichnete, bilaterale
New-Start-Abkommen Rußlands und der USA wird regulär 2011 auslaufen.
Es sieht die Verringerung der Zahl der einsatzbereiten
Atomsprengköpfe um gut ein Drittel auf jeweils 1550 und eine
Begrenzung der Trägersysteme auf jeweils 800 vor. Außerdem hatten
sich Moskau und Washington verpflichtet, Informationen über ihre
Nuklearwaffen auszutauschen. Sollte New START nicht verlängert
werden, wird es laut Putin keine Instrumente mehr geben, die den
atomaren Rüstungswettlauf einschränken. Er wundere sich, daß die
ganze Welt tatenlos und schweigend zusehe, wie die Errungenschaften
der Vergangenheit gefährdet würden, sagte Putin.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8176: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Containern soll Diebstahl bleiben

Hamburger Justizsenators Till Steffen (Grüne) ist mit seinem
Vorschlag gescheitert, das sogenannte Containern zu legalisieren.
Weiterhin kann die Entnahme genießbarer Lebensmittel aus den
Abfallcontainern von Lebensmittelmärkten und Fabriken als Diebstahl
und gegebenenfalls Hausfriedensbruch verfolgt werden. Dafür haben
sich laut Steffen bei einem Treffen in Lübeck vor allem die Kollegen
aus den von CDU oder CSU regierten Ländern ausgesprochen. Als
Gegenentwurf zur hamburgischen Initiative beschloß die Ministerrunde
andere Maßnahmen gegen Lebensmittelverschwendung. Der Bund soll die
freiwillige Abgabe von unverkäuflichen Lebensmitteln z. B. an Tafeln
erleichtern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8145: Tragisches und Kurioses - 06.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Kölner Seilbahn beliebter denn je

Seit Wiederinbetriebnahme im April überschritt die Kölner Seilbahn am
vergangenen Wochenende die Marke von mehr als 100.000 Fahrgästen. Die
Anlage, die über den Rhein führt, hatte nach einem technischen Defekt
im Sommer 2017, bei dem 65 Menschen aus luftiger Höhe geborgen werden
mußten, fast zwei Jahre stillgestanden.

Vor zwei Monaten war die Seilbahn nach höheren Sicherheitsvorkehrungen
wie Funk in den Gondeln wieder in Betrieb genommen worden.

Wie der WDR berichtete, soll das Programm für die Gondelbahn nach
Angaben der Kölner Verkehrsbetriebe noch in diesem Jahr erweitert
werden. So haben bisher bereits zehn Hochzeitspaare ihre Trauungen in
der Seilbahn gebucht. Offenbar gibt es aber auch Überlegungen, die
Seilbahntrasse entlang des Rheins erheblich auszubauen und als
zusätzliches Verkehrsmittel einzusetzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8173: Arbeit, Soziales und Familie - 06.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Rechtschreibregeln bleiben für viele ein Rätsel

Nach Angaben der Gesellschaft für deutsche Sprache (GfdS) sind viele
Bundesbürger nur ungenügend mit den Regeln der Rechtschreibreform von
1996 und ihren späteren Anpassungen vertraut. Um das herauszufinden,
hat die GfdS 10.000 mündliche und schriftliche Anfragen an ihre
Sprachberatung aus den Jahren 1989 bis 2018 ausgewertet. Die
Gesellschaft erteilt telefonisch sowie per E-Mail und Brief Auskunft
zu Fragen rund um die deutsche Sprache. Die Einrichtung gibt es seit
1947.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8154: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 06.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Badestellen von hoher Qualität

An der Qualität der deutschen Badestellen gibt es nichts auszusetzen.
Wie dpa meldete, vergab die Europäische Umweltagentur EEA in
ihrem aktuellen Bericht für das Wasser an 92,7 Prozent von knapp 2300
Stellen in der Bundesrepublik die Bestnote ausgezeichnet. Nicht
weniger als 98 Prozent schafften die EU-Mindeststandards. Und nur
sechs deutsche Badestellen fielen durch. Sie erhielten die Bewertung
mangelhaft, weil zu viele bedenkliche Bakterien im Wasser entdeckt
wurden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8161: Märkte und Finanzen - 06.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Bank kündigt Kreditvertrag mit Regierung Venezuelas

Venezuela bedient seine Schulden bei der Deutschen Bank nicht mehr.
Deshalb strebt das Geldinstitut die Pfändung von rund 20 Tonnen Gold
an, die das südamerikanische Land 2016 bei der Bank von England als
Sicherheit für einen Kredit in Höhe von 750 Millionen Dollar
hinterlegt hat. Die Tilgung der Schulden ist für 2021 vorgesehen.
Nach aktuellem Kurs hat das Gold einen Wert von rund 860 Millionen
Dollar. Die Differenz müßte die Deutsche Bank dem Kreditnehmer, also
der amtierenden Regierung Venezuelas, auszahlen. Aber die Regierung
in Washington verbietet aller Welt unter Androhung von Sanktionen
Geldgeschäfte mit den Sozialisten in Caracas.
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WISSENSCHAFT/8177: Aus Forschung und Technik - 06.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Vierte Betaversion von Android Q ist da

Es ist bald soweit. Google macht mit seiner vierten Betaversion von
Android Q noch letzte Feinabstimmungen am neuen Betriebssystem. Laut
golem.de sind keine grundlegend neue Funktionen hinzugekommen.
Stattdessen wurden vor allem Fehler beseitigt, die aufgetreten
waren. Im Prinzip waren alle App-Entwickler aufgerufen worden, ihre
Produkte unter Android Q zu testen und zu prüfen, ob sie gut mit der
neuen Version laufen. Somit bleibt es wohl dabei, daß mit Android Q
die Gestensteuerung etwas verändert wird: Es wird eine Zurück-Geste
geben, bei der Nutzer wie bei vielen iOS-Anwendungen über den
Bildschirm streichen können, um einen Schritt zurückzuspringen. Das
funktionierte in der Beta 3 bereits recht gut. Auch soll Android Q
neue Sicherheitsoptionen bringen, faltbare Displays unterstützen und
einen systemweiten Dark Mode haben, der sich auch automatisch
aktivieren läßt und von Drittanbieter-Apps genutzt werden kann.

6. Juni 2019
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1606: Plasma - So heiß wie im Inneren der Sonne (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 05.06.2019

So heiß wie im Inneren der Sonne

Physiker der Friedrich-Schiller-Universität Jena erstellen erstmals Plasma
mithilfe von Nanoröhrchen und langwelligem, kurzgepulsten Laser



Die drei klassischen Aggregatzustände fest, flüssig und gasförmig lassen
sich in jeder normalen Küche beobachten, wenn man beispielsweise einen
Eiswürfel zum Kochen bringt. Doch erhitzt man Materie noch weiter, so dass
die Atome eines Stoffes zusammenstoßen und sich dadurch die Elektronen von
ihnen abtrennen, dann erreicht man einen weiteren Zustand: Plasma. Über 99
Prozent der Materie im Weltall liegt in dieser Form vor, so etwa im
Inneren von Sternen. Kein Wunder also, dass Physiker ein großes Interesse
daran haben, solche Materie zu untersuchen. Doch Plasmen mit hoher
Temperatur und Druck wie in den Sternen auf der Erde zu erzeugen und zu
erforschen, ist aus verschiedenen Gründen alles andere als einfach.
Physiker der Friedrich-Schiller-Universität Jena haben nun aber eine neue
Methode entwickelt, mit der sie einige der Probleme während der
Plasmaproduktion in den Griff bekommen können. Über ihre Ergebnisse
berichten sie im renommierten Forschungsjournal "Physical Review X".




[image: Foto: © Jan-Peter Kasper/FSU]

In einem Labor des Instituts für Optik und Quantenelektronik der
Universität Jena bereiten Dr. Zhanna Samsonova und Dr. Daniil Kartashov ein
Experiment am JETI-Laser vor.

Foto: © Jan-Peter Kasper/FSU



Nanodrähte lassen Licht durch

"Um Materie so erhitzen zu können, dass sich ein Plasma bildet, brauchen
wir entsprechend hohe Energie. In der Regel nutzen wir dazu Licht in Form
eines großen Lasers", erklärt Christian Spielmann von der Universität
Jena. "Dieser muss aber sehr kurz gepulst sein, damit die Materie nicht
sofort expandiert, wenn sie die entsprechende Temperatur erreicht hat,
sondern für einen kurzen Zeitraum als dichtes Plasma zusammenhält." Bei
diesem Versuchsaufbau trete aber ein Problem auf: "Wenn der Laser auf die
Probe trifft, entsteht zwar ein Plasma. Dieses reagiert aber sofort wie
ein Spiegel und reflektiert einen Großteil der eintreffenden Energie, die
somit nicht in die komplette Materie durchdringt. Je länger die
Wellenlänge vom Laserimpuls ist, desto kritischer wird das Problem", sagt
Zhanna Samsonova, die federführend am Projekt beteiligt war.

Um diesen Spiegeleffekt zu vermeiden, haben die Jenaer Forscher Proben aus
Siliziumdrähten verwendet, deren Durchmesser mit einigen hundert
Nanometern kleiner ist als die Wellenlänge des eintreffenden Lichts, die
etwa vier Mikrometer betrug. "Wir haben erstmals einen solch langwelligen
Laser bei der Plasmaanregung zum Einsatz gebracht", sagt Spielmann. "Das
Licht dringt zwischen den Drähten in die Probe ein und erhitzt diese von
allen Seiten, so dass für wenige Pikosekunden ein Plasma über ein
wesentlich größeres Volumen entsteht, als wenn der Laser reflektiert
worden wäre. Etwa 70 Prozent der Energie gelangt in die Probe." Dank des
kurzen Laserpulses besteht das erhitzte Material zudem ein wenig länger,
bevor es expandiert. Mithilfe von Röntgenstrahlspektroskopie können die
Wissenschaftler schließlich wertvolle Informationen über den Zustand des
Materials sammeln.

Höchstwerte in Temperatur und Dichte

"Mit unserer Methode lassen sich in einem Labor neue Höchstwerte in
Temperatur und Dichte erreichen", sagt Spielmann. Das Plasma sei mit etwa
zehn Millionen Kelvin weitaus heißer als etwa Material an der Oberfläche
der Sonne. Der Jenaer Physiker verweist zudem auf die Kooperationspartner
innerhalb des Projektes: Für die Laserexperimente nutzten die Jenaer
Experten eine entsprechende Einrichtung an der TU Wien, die Proben stammen
von der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt in Braunschweig,
Computersimulationen zur Bestätigung der Erkenntnisse stammen von Kollegen
aus Darmstadt und Düsseldorf.

Die Ergebnisse der Jenaer Physiker sind ein bahnbrechender Erfolg, bieten
sie der Plasmaforschung doch ganz neue Voraussetzung. Theorien zum Zustand
von Plasma können direkt durch Experimente und daran anschließende
Computersimulationen verifiziert werden. Kosmologische Vorgänge lassen
sich so besser verstehen. Außerdem leisten die Wissenschaftler wertvolle
Vorarbeiten für die Installation von Großgeräten. So entsteht etwa in
Darmstadt derzeit der internationale Teilchenbeschleuniger "Facility for
Antiproton and Ion Research" (FAIR), der etwa 2025 in Betrieb gehen soll.
Dank der Informationen lassen sich Bereiche herausfiltern, auf die ein
genauerer Blick lohnt.


Originalpublikation:

Zhanna Samsonova, et al.: Relativistic Interaction of Long-Wavelength
Ultrashort Laser Pulses with Nanowires, Physical Review X, 2019, DOI:
10.1103/PhysRevX.9.021029

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 05.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





FINANZEN/1522: G20-Finanzminister - Wenn die G20 sich nicht bewegen, bewegt sich nichts


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Juni 2019

G20-Finanzminister: Wenn die G20 sich nicht bewegen, bewegt sich nichts!



Anlässlich des anstehenden G20-Finanzgipfels in Fukuoka (Japan) vom
8. bis 9. Juni 2019, erklären Lisa Paus, Sprecherin für Finanzpolitik,
und Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Das Treffen der G20-Finanzminister in Japan fällt mitten in den kalten
Wirtschaftskrieg zwischen den G20-Mitgliedern USA und China. Der
Streit ist längst zu einer Gefahr für die weltweite Konjunktur
geworden. Neue Zolldrohungen ließen die Aktienmärkte in den USA,
Europa und den Schwellenländern einbrechen. Die Weltwirtschaft steht
vor großen Herausforderungen - es gilt das Instrumentarium zu
vergrößern, nicht zu verkleinern. Wenn die G20 sich nicht bewegen,
bewegt sich nichts.

Die globale Wirtschaft steuert auf eine Rezession zu. Doch zehn Jahre
nach Ausbruch der Finanzkrise ist das Finanzsystem noch immer nicht
krisenfest. Dem Versprechen von Bundeskanzlerin Angela Merkel, nie
wieder Banken mit deutschen Steuergeldern zu retten, müssen endlich
substantielle Reformen folgen. Deutschland und Europa sollten dabei
vorangehen und sich bei den G20 für eine echte Finanzwende einsetzen.

Das internationale Steuersystem hat mit den Entwicklungen des
digitalen Zeitalters nicht Schritt gehalten. Es ist veraltet und
ungerecht. Und die Bundesregierung trägt eine Mitschuld daran. Olaf
Scholz ist in Europa ein Bremsklotz im Kampf für eine faire
Besteuerung der digitalen Wirtschaft und für mehr Steuergerechtigkeit.
Er hat eine Digitalkonzernsteuer und mehr öffentliche
Steuertransparenz für Konzerne ausgebremst. Eine Mindestbesteuerung
von Unternehmen allein ist nicht ausreichend. Die G20 sollte die
Weichen für ein gerechteres und zukunftsfähiges Steuersystem insgesamt
stellen. Ziel muss sein, dass internationale Konzerne genauso ihren
fairen Beitrag leisten, wie der Buchladen an der Ecke.

Bei den G20 gehören die Themen Nachhaltigkeit und Klimarisiken im
Finanzsektor ganz oben auf die Agenda. Gerade für Deutschland reicht
es nicht, sich mit der Mitgliedschaft in der "Coalition of Finance
Ministers for Climate Action" zu schmücken. Es ist höchste Zeit ernst
zu machen und auf eine Dekarbonisierung der Wirtschaft bis 2050
hinzuarbeiten. Dazu muss die Bundesregierung sich international
zusammen mit dem IWF für einen CO2-Preis und den Abbau von
umweltschädlichen Subventionen einsetzen. Allein Deutschland könnte so
jährlich weit mehr als 50 Milliarden Euro sparen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





INNEN/3159: Fußball-WM der Frauen - Dem Frauenfußball die Anerkennung, die er verdient


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Juni 2019

Fußball-WM der Frauen: Dem Frauenfußball die Anerkennung, die er verdient



Zum Start der Fußball-WM der Frauen in Frankreich am 7. Juni 2019
erklärt Monika Lazar, Sprecherin für Sportpolitik:

Ab Freitag rollt der Ball bei der Fußball-WM der Frauen in Frankreich.
Wir freuen uns auf sportliche Wettkämpfe auf höchstem Niveau und
wünschen uns die gleiche Aufmerksamkeit für die Spiele wie bei der WM
der Männer.

Frauen- und Männerfußball sind leider noch lange nicht gleichgestellt,
auch in Deutschland nicht.

Kaum zu glauben, aber wahr: 1989 bekamen die Frauen für den EM-Titel
vom DFB ein Kaffeeservice. Die Geringschätzung des Frauenfußballs
zeigt sich auch heute immer noch bei den geringeren Prämien von DFB
und FIFA im Vergleich zur Nationalmannschaft der Männer. Dass es
anders geht, zeigt zum Beispiel der norwegische Verband, wo aktiv
zwischen Männern und Frauen umverteilt wird und gleiche Prämien
gezahlt werden.

In Deutschland muss deutlich mehr für den Frauenfußball und Frauen im
Fußball getan werden. Für die neue DFB-Präsidentin oder den neuen
DFB-Präsidenten ist das eine zentrale Herausforderung. So wäre eine
Quote, wie sie im DOSB gut funktioniert, auch eine Lösung, um Frauen
in Fußballverbänden zu stärken.

Trainerinnen müssen besser gefördert und die Liga muss gestärkt
werden, um nicht den internationalen Anschluss zu verlieren. Vor allem
aber darf man den Amateurbereich nicht vergessen, denn im Frauen- und
Mädchenfußball kann Empowerment und Integration bestens gelingen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1854: Plastikberge reduzieren


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Juni 2019

Plastikberge reduzieren



Zum heute veröffentlichen Plastikatlas der Heinrich-Böll-Stiftung und
des Bundes für Umwelt und Naturschutz erklärt Bettina Hoffmann,
Sprecherin für Umweltpolitik:

Der Plastikatlas zeigt deutlich, wie sehr unser Alltag und die Umwelt
von Plastik durchdrungen sind. Die Bundesregierung muss jetzt mehr
gegen die Vermüllung unseres Planeten mit Plastik unternehmen. Die
Menge und die verwendeten Zusatzstoffe gefährden nicht nur unsere
Umwelt und das Klima, sondern auch unsere Gesundheit.

Bisher bleibt die Umweltministerin bei unverbindlichen Ankündigungen
und überlässt den Kampf gegen die Plastikflut der EU. Wir brauchen ein
gesetzlich verankertes Ziel zur Vermeidung von Plastik-Verpackungen
und eine EU-weite Plastikabgabe, um einen verantwortungsvolleren
Umgang mit Kunststoffen zu fördern. Weiterhin fehlen bisher ein
besseres Chemikalienrecht für giftfreies Plastik und
recyclingfreundliche Regelungen beim Produktdesign, um eine
Kreislaufwirtschaft in Schwung zu bringen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Juni 2019
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1853: Masterplan Stadtnatur ist Lippenbekenntnis


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Juni 2019

Masterplan Stadtnatur ist Lippenbekenntnis



Zur Vorstellung des Masterplans Stadtnatur erklärt Daniela Wagner,
Sprecherin für Stadtentwicklung:

Der Masterplan ist ein reines Lippenbekenntnis ohne Substanz, so
fehlen handfeste Aussagen für seine Finanzierung. Diese waren im
ersten Entwurf noch enthalten.

Wir benötigen ein Programm, das über Stadtgrün hinausgeht und auch
Regenwassermanagement und andere Wasserinfrastruktur mitdenkt.

Wir haben bereits letztes Jahr ein eigeständiges
Klimanothilfe-Programm in der Städtebauförderung in Höhe von 800
Millionen Euro und einer Laufzeit von zehn Jahren vorgeschlagen, mit
dem wir unsere Städte und Gemeinden widerstandsfähiger gegen
Extremwetterereignisse wie Starkregen und extreme Hitze machen. Aus
dem Programm sollen über die Städtebauförderung Anpassungsmaßnahmen,
die Stadtbegrünung und Regenwasserversickerung intelligent verbinden,
sowie Gründach- oder -Fassadenstrategien und andere Instrumente
finanziert werden.

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1852: Klimakrise erhöht Waldbrandgefahr - wir brauchen den Waldumbau


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Juni 2019

Klimakrise erhöht Waldbrandgefahr - wir brauchen den Waldumbau!



Zu den Waldbränden in Teilen Deutschlands erklären Harald Ebner,
Sprecher für Waldpolitik, und Steffi Lemke, Sprecherin für
Naturschutzpolitik:

"Es ist alarmierend, dass bereits zu Beginn des Sommers vielerorts
erneut die höchsten Gefahrenstufen für Waldbrände ausgerufen werden.
Waldbrände haben bereits im vergangenen Hitzesommer riesige
Waldflächen in ganz Europa zerstört und dramatische ökologische
Schäden hinterlassen. Die Klimakrise stellt den Waldschutz und dessen
Nutzung vor neue Herausforderungen, die dringend gelöst werden müssen.

Zur Waldbrand-Prävention gehören Vorsorgemaßnahmen wie Schutzstreifen
und Waldbrandriegel. Vor allem aber auch der Umbau von
Monokultur-Nadelwäldern hin zu naturnahen Mischwäldern, die weniger
brandgefährdet und außerdem ökologisch viel vorteilhafter sind. Neben
der Gefahr für Leib und Leben und wirtschaftlichem Verlust ist es auch
schlecht für Umwelt und Klima, wenn große Waldflächen den Flammen zum
Opfer fallen. Es ist ein Teufelskreis: weniger Wald bedeutet auch
verschärfte Klimakrise und dadurch wiederum noch mehr Waldbrandgefahr.

Wälder sind vielfältige Lebensräume und bedeutende Kohlenstoffspeicher
und damit Verbündete im Kampf gegen die Klimakrise und das
Artensterben. Doch die Klimakrise erhöht auch die Waldbrandgefahr. Wir
müssen vorbeugen, aber auch für den Ernstfall gerüstet sein. Für große
Waldbrände brauchen wir ausreichende Spezialisten mit entsprechender
Spezialausbildung, gute Ausrüstung und eine bundesweite Koordination.

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





GESUNDHEIT/702: Bestmögliche Ausbildung für Hebammen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 6. Juni 2019

Bestmögliche Ausbildung für Hebammen



Im Laufe des heutigen Abends werden sich die Bundestagsabgeordneten
in erster Lesung mit dem Hebammenreformgesetz befassen. Dazu können
Sie die gesundheitspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Karin Maag, wie folgt zitieren:

"Wer Hebamme werden will, braucht die bestmögliche Ausbildung. Wir
werden daher ein wissenschaftliches Studium mit einer beruflichen
Ausbildung verbinden. Das ist das Ziel des nun vorliegenden Entwurfs
eines Hebammenreformgesetzes, den wir in den kommenden Monaten
diskutieren werden.

Konkret soll mit dem Gesetz die Hebammenausbildung in Deutschland in
ein duales Studium umgewandelt werden. Unser Ziel ist eine qualitativ
hochwertige und modern ausgestaltete Hebammenausbildung. Dies soll
entscheidend zur Steigerung der Attraktivität des Hebammenberufs
beitragen. Mit der Ausbildungsreform setzen wir zudem EU-Vorgaben aus
der sogenannten EU-Berufsanerkennungsrichtlinie um.

Die angehenden Hebammen erhalten während des gesamten Studiums eine
Vergütung. Das begrüßen wir außerordentlich. Voraussetzung für das
Studium ist eine zwölfjährige allgemeine Schulausbildung oder eine
abgeschlossene Ausbildung in einem Pflegeberuf. So verschließen wir
auch nicht denjenigen den Weg in die Ausbildung, die über eine
zehnjährige Schulausbildung verfügen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





GESUNDHEIT/701: Sicherheit in der Medikamentenversorgung wird weiter gestärkt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. Juni 2019

Sicherheit in der Medikamentenversorgung wird weiter gestärkt

Wirksame Maßnahmen zum besseren Schutz von Patienten



Der Bundestag will am heutigen Donnerstag das Gesetz für mehr
Sicherheit in der Arzneimittelversorgung (GSAV) beschließen. Dazu
erklärt die gesundheitspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Karin Maag:

"Mit dem GSAV bringen wir noch mehr Sicherheit in die
Arzneimittelversorgung. Ein schnelles Handeln war auch nötig, weil
Patienten angesichts der schweren Vorfälle im letzten Jahr zu Recht
beunruhigt waren. Es waren große Mengen verunreinigte Blutdrucksenker
auf dem Markt. Und in Brandenburg wurden vertrieben, die in Südeuropa
gestohlene worden waren. Es steht außer Frage, dass solche Skandale
unter allen Umständen unterbunden werden müssen. Deswegen setzen wir
nun eine Reihe von Maßnahmen in Kraft, die den Schutz der Patienten
und Patientinnen und deren Information weiter verbessern.

Die Patientensicherheit wird auch dadurch weiter erhöht, dass
Heilpraktiker künftig nur noch mit Erlaubnis ihrer zuständigen
Behörde verschreibungspflichtige Arzneimittel herstellen dürfen.
Außerdem werden die Kontrollen bei Apotheken, die Krebsmedikamente
herstellen, verstärkt.

Das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM)
bekommt mehr Kompetenzen. Es kann damit schneller informieren und
reagieren, wenn ein Arzneimittel zurückgerufen werden muss. Außerdem
kann es schneller handeln, wenn Lieferengpässe bei einem Medikament
drohen. Um solchen Engpässen vorzubeugen, verpflichten wir die
Krankenkassen, bei ihren Rabattverträgen mit den pharmazeutischen
Unternehmen künftig auch den Aspekt der Lieferfähigkeit zu
berücksichtigen.

Wichtig ist uns, dass Krankenkassen und Patienten nicht finanziell
belastet werden, wenn ein Rückruf deswegen vorgenommen werden muss,
weil Mängel am Produkt vorlagen. In einem solchen Fall haben die
Krankenkassen daher künftig einen Regressanspruch gegenüber dem
Hersteller. Der Versicherte selbst muss keine Zuzahlungen entrichten,
wenn er wegen eines solchen Rückrufes eine Ersatzverordnung für ein
neues Medikament braucht.

Auf allen Feldern der Gesundheitspolitik treiben wir die
Digitalisierung voran: So werden mit dem GSAV auch die Weichen dafür
gestellt, dass das E-Rezept im nächsten Jahr kommt."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





RECHT/941: Wohnungseigentumsrecht zügig reformieren


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. Juni 2019

Wohnungseigentumsrecht zügig reformieren

Justizministerium muss Reformarbeiten in Umsetzung des

Koalitionsvertrags schnell zum Abschluss bringen



Eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe unter der Federführung des
Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz erarbeitet
derzeit Vorschläge zur Reform des Wohnungseigentumsgesetzes. Damit
sollen Eigentümergemeinschaften unter anderem leichter Beschlüsse zur
Barrierefreiheit, zur energetischen Sanierung, zur Förderung der
Elektromobilität oder zum Einbruchsschutz fassen können. Der
Arbeitsgruppenbericht wird zum Sommer erwartet. Dazu erklären der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Thorsten Frei, und die rechtspolitische Sprecherin,
Elisabeth Winkelmeier-Becker:

Thorsten Frei: "Für uns als Unionsfraktion ist es ein
wichtiges Anliegen, dass Eigentümergemeinschaften handlungsfähiger
werden. Deshalb haben wir im Koalitionsvertrag auch festgeschrieben,
dass das Wohnungseigentumsrecht reformiert werden muss. In Zukunft
sollen die Eigentümergemeinschaften auf diese Weise leichter
Beschlüsse fassen können, etwa um Häuser einbruchssicher zu machen,
um Energie zu sparen, um Barrieren für gehbehinderte Menschen zu
beseitigen oder um den Bewohnern den Zugang zu Versorgungsstationen
für Elektroautos zu erleichtern. Derzeit erarbeitet eine
Arbeitsgruppe aus Vertretern des Bundesjustizministeriums und einiger
Bundesländer Reformvorschläge. Wir erwarten, dass diese Vorschläge
zügig zu einem Abschluss gebracht und echte Erleichterungen für die
Wohnungseigentümer vorgelegt werden. Das Bundesministerium der Justiz
und für Verbraucherschutz muss hier dringend vor der Sommerpause
liefern."

Elisabeth Winkelmeier-Becker: "Wir brauchen dringend eine
umfassende Reform des hoffnungslos veralteten
Wohnungseigentumsgesetzes, um die Eigentümergemeinschaften
handlungsfähiger zu machen. Die Dringlichkeit ergibt sich aus der
Tatsache, dass sich etwa jede fünfte Wohnung in Deutschland in einem
Haus mit Eigentumswohnungen befindet. Dabei leisten gerade private
Wohnungseigentümer einen wichtigen Beitrag bei der Bereitstellung von
Wohnraum. Ein klares und eindeutiges WEG ist auch ein bedeutsamer
Beitrag zum Verbraucherschutz. Wichtig ist uns auch eine
Harmonisierung von Wohnungseigentumsrecht und Mietrecht. Wir
erwarten, dass uns die hoffentlich bald vorliegenden Ergebnisse der
Arbeitsgruppe eine gute Arbeitsgrundlage bieten werden."

 * 

Quelle:
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RECHT/940: Der Schutz der Schwächsten, der Kinder, muss in unserer täglichen Arbeit Priorität haben


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 6. Juni 2019

Der Schutz der Schwächsten, der Kinder, muss in unserer täglichen
Arbeit Priorität haben



Am heutigen Donnerstag befassen sich die Medien mit zwei Ereignissen,
die das Thema Kindesmissbrauch aufgreifen. Zum einen werden die
aktuellen Zahlen kindlicher Gewaltopfer nach der Polizeilichen
Kriminalitätsstatistik 2018 vorgestellt. Zum anderen wollen die
EU-Justizminister beim heutigen Justizministerrat die Europäische
Kommission dazu auffordern, eine Studie zu möglichen Lösungen für die
Vorratsdatenspeicherung durchzuführen. Zu beidem können Sie den
stellvertretenen Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Thorsten Frei, wie folgt zitieren:

"Die erschreckenden Zahlen der polizeilichen Kriminalstatistik
belegen eindrücklich: Wir dürfen nicht nachlassen in unserem Bemühen,
Kinder besser vor Gewalt, gerade auch sexueller Gewalt, zu schützen.
Im Februar haben wir als Unionsfraktion einen Maßnahmenkatalog
vorgestellt, mit dem sexuellem Kindesmissbrauch umfassend
entgegengetreten werden soll. So müssen wir beispielsweise
sicherstellen, dass wir das Instrument der Vorratsdatenspeicherung in
Zukunft europarechtlich abgesichert wieder nutzen können, um
Pädokriminelle im Netz enttarnen zu können. Die Initiative der
EU-Justizminister ist ein Schritt in die richtige Richtung. Es ist
unerträglich, dass allein im Jahr 2017 in Deutschland 8.400 Hinweise
auf Kinderpornographie nicht weiter verfolgt werden konnten, weil die
Verbindungsdaten fehlten. Denn wegen europarechtlicher Bedenken der
Rechtsprechung kommt dieses wichtige Ermittlungsinstrument derzeit
nicht zum Einsatz. Es ist zentral, dass dieses Instrument wieder
genutzt werden kann. Denn Datenschutz darf nicht über dem
Kinderschutz stehen.

Wir brauchen weiter ein höheres Strafmaß beim Besitz von
Kinderpornographie. Ermittler müssen straflos computergenerierte
Missbrauchsbilder verwenden dürfen, damit sie sich Zutritt zu den
kriminellen Kinderpornographieforen verschaffen können. Der Schutz
der Schwächsten unserer Gesellschaft, der Kinder, muss in unserer
täglichen Arbeit Priorität haben. Wir hoffen, dass die neue
Justizministerin oder der neue Justizminister zügig daran gehen wird,
diese wichtigen Maßnahmen umzusetzen."

 * 
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UMWELT/823: Grünflächen bringen Lebensqualität in Städte und Kommunen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. Juni 2019

Grünflächen bringen Lebensqualität in Städte und Kommunen

Auch Artenvielfalt wird gefördert



Das Bundeskabinett hat am heutigen Donnerstag einen Masterplan
Stadtnatur beschlossen. Dazu erklärt die umweltpolitische Sprecherin
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marie-Luise Dött:

"Der Masterplan Stadtnatur ist ein wichtiger Schritt für mehr
Lebensqualität und mehr Biodiversität in unseren Städten. Aber
Grünflächen, Parks und andere Biotope sind nicht nur für die
Verbesserung der Lebensqualität der Bürger wichtig. Was die Bürger
freut, nutzt auch der Biodiversität. Denn Insektenschutz findet
beispielsweise auch in urbanen Räumen statt. Es gibt in unseren
Städten in dieser Beziehung noch viel Potenzial. Der Masterplan wird
helfen, dieses Potenzial zu erschließen.

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird sich in den kommenden
Verhandlungen zum Bundeshaushalt dafür einsetzen, dass das Programm
auch finanziell anspruchsvoll unterlegt wird."


Hintergrund:

Mit dem Masterplan Stadtnatur wird eine Vereinbarung aus dem
Koalitionsvertrag umgesetzt. Das Programm zielt auf die Schaffung von
natürlichen Lebensräumen für die Erhaltung der biologischen Vielfalt
und für das Naturerleben der Menschen im direkten Wohnumfeld. Der
Masterplan enthält ein Maßnahmenprogramm zur Unterstützung der
Kommunen. Es sind ausschließlich in der Zuständigkeit des Bundes
liegende Maßnahmen aufgenommen.

Sie umfassen unter anderem rechtliche Anpassungen, innovative Formate
der Öffentlichkeitsarbeit sowie die Erprobung neuer Ansätze. Unter
anderem wird ein neuer Förderschwerpunkt Stadtnatur beim
Bundesprogramm Biologische Vielfalt geschaffen.

 * 

Quelle:
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GESUNDHEIT/1112: Drogenpolitik aus dem vorletzten Jahrhundert beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Juni 2019

Drogenpolitik aus dem vorletzten Jahrhundert beenden



"Cannabis ist nach wie vor die am weitesten verbreitete illegalisierte
Droge in Europa. Fast 20 Prozent der jungen Erwachsenen geben an, im
letzten Jahr Cannabis konsumiert zu haben. Auf dem Schwarzmarkt gibt
es weder Gesundheits- noch Jugendschutz. Deshalb ist es Zeit für eine
Cannabislegalisierung", erklärt Niema Movassat, drogenpolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den aktuellen
europäischen Drogenbericht 2019. Movassat weiter:

"Eine Cannabislegalisierung in Form einer regulierten Abgabe würden
dafür sorgen, die Risiken für Konsumenten einzudämmen und der
organisierten Drogenmafia den Kampf anzusagen. Auch alle anderen
illegalisierten Drogen befinden sich auf dem Vormarsch. So hat sich
die Menge an beschlagnahmtem Kokain binnen des letzten Jahres
verdoppelt. Die Verbotspolitik der Bundesregierung dämmt dabei den
Drogenkonsum nicht ein, sondern erhöht die gesundheitlichen Risiken
durch Streckmittel und Überdosierungen sowie die Ansteckungsgefahr mit
Infektionskrankheiten und befeuert den illegalen Handel.

Die Bundesregierung muss endlich aufwachen und einsehen, dass ihre
ideologisierte Prohibitionspolitik gescheitert und nicht mehr
zeitgemäß ist. Wir brauchen mehr Maßnahmen zur Schadensminimierung bei
problematischen Konsummustern, mehr Gesundheitsschutz und Sicherheit
für Drogenkonsumenten und eine regulierte Abgabe. Im ersten Schritt
brauchen wir eine Entkriminalisierung aller Drogenkonsumenten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 6. Juni 2019
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SICHERHEIT/1965: GroKo drückt milliardenschweres Rüstungsprojekt durch


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Juni 2019

GroKo drückt milliardenschweres Rüstungsprojekt durch



"DIE LINKE lehnt dieses Riesen-Rüstungsprojekt entschieden ab. Es ist
ein Symbol für eine neue Art der Kriegsführung, Bomben und
Drohnenkriegsführung eingeschlossen", erklärt Tobias Pflüger,
verteidigungspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, mit Blick
auf die Konzeptstudie der Bundesregierung zur Entwicklung des Future
Combat Air System (FCAS), ein Verbund aus bemannten und
ferngesteuerten Kampfflugzeugen sowie landgestützten Leitsystemen. Das
Mega-Projekt wird gemeinsam mit Frankreich geplant, Spanien will
ebenfalls einsteigen. Pflüger weiter:

"Beim Future Combat Air System (FCAS) ist auch eine Bestückung mit
Drohnen vorgesehen, vermutlich mit bewaffneten Drohnen. Überdies ist
beim FCAS eine atomare Bewaffnung - mit französischen Atomwaffen -
möglich. Das würde eine neue Art der nuklearen Teilhabe bedeuten.

Das Projekt wurde im Eilverfahren eingebracht, zwei Tage vor der
Sitzung des Verteidigungsausschusses. Die Unterlagen sind umfangreich,
angesichts der kurzen Zeit ist das eine Vortäuschung von
Vorbereitungszeit und bedeutet faktisch eine Umgehung des Parlaments.
Und das für ein Waffensystem, das eine neue Rüstungsspirale in Gang
setzen kann. Zudem sind die abzusehenden Kosten so hoch, dass die
Bundesregierung nicht einmal eine Schätzung abgeben möchte. DIE LINKE
lehnt dieses Hochrüsten ab.

Die Große Koalition hat in ihrem derzeit fragilen Zustand nichts
Besseres zu tun, als neben migrations- und flüchtlingsfeindlichen
Gesetzen Rüstungsprojekte im Wert von mehreren Milliarden Euro auf den
Weg zu bringen. Und das in Zeiten von Pflegenotstand und
Lehrkräftemangel."

 * 

Quelle:
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vom 6. Juni 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





UMWELT/686: AKK auf klimapolitischen Abwegen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Juni 2019

AKK auf klimapolitischen Abwegen



"Die jüngsten Äußerungen von Annegret Kramp-Karrenbauer zum
Klimaschutz sind ein verbaler Amoklauf. Nicht das Klima spaltet das
Land, sondern die Koalition der Klimaschutzverweigerer. Menschen, die
sich für den Erhalt der Lebensgrundlagen einsetzen, als Spalter der
Gesellschaft zu diffamieren, ist nichts anderes, als den
sprichwörtlichen Überbringer der schlechten Nachrichten zu köpfen",
kommentiert Lorenz Gösta Beutin, klima- und energiepolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE, die jüngsten Äußerungen der
CDU-Vorsitzenden zur Klimapolitik. Beutin weiter:

"Die Aussagen der CDU-Chefin sind zutiefst demokratiefeindlich. Seit
Monaten gehen Zehntausende in Deutschland und Europa auf die Straße,
weil sie zehn Jahre des klimapolitischen Stillstands für einen Skandal
halten und von der Politik Handeln fordern. Statt diese Menschen, die
ihre Grundrechte wahrnehmen, ernst zu nehmen und zu hören, werden sie
von der einstigen Volkspartei beleidigt und als Feinde der
Gesellschaft hingestellt.

Die Energiewende als 'Experiment' zu bezeichnen, erinnert stark an die
Realitätsverweigerung à la AfD. Auch die AfD sät mit Fake News und
Klimawandelleugnung Misstrauen gegen die Energiewende und stellt diese
verschwörungstheoretisch als sinnloses Elitenprojekt dar.
Kramp-Karrenbauer versucht hier ganz offensichtlich vor den
anstehenden Landtagswahlen in Ostdeutschland am rechten Rand zu
fischen und riskiert damit, das weltweite Klimaschutz-Vorzeigevorhaben
Energiewende in Misskredit zu bringen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8519: Heute im Bundestag Nr. 662 - 06.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 662

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 6. Juni 2019, Redaktionsschluss: 13.30 Uhr

1. FDP will Beitragssatz von 2,2 Prozent

2. Linke will Regelsatz von 582 Euro

3. FDP will Hartz IV vereinfachen

4. Inklusion auf dem Arbeitsmarkt

5. KMU-Unterstützung bei Außenwirtschaft

6. Rüstungsexporte mit Saudi-Arabien-Bezug



1. FDP will Beitragssatz von 2,2 Prozent

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat einen Gesetzentwurf (19/10615)
zur dynamischen Beitragsentlastung in der Arbeitslosenversicherung
vorgelegt. Darin verweist sie auf die Überschüsse aller Sozialkassen
und auf den Umstand, dass die Rücklage der Bundesagentur für Arbeit
(BA) derzeit mit rund 23,5 Milliarden Euro rund 0,69 Prozent des
Bruttoinlandsproduktes (BIP) umfasse. Gesetzlich als Rücklage
vorgeschrieben seien aber nur 0,65 Prozent des BIP. Die FDP verlangt
deshalb, den Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung zum 1. Januar
2020 auf 2,2 Prozent zu senken (derzeit 2,5 Prozent). Außerdem soll
der Beitragssatz in Zukunft an die Entwicklung der Rücklage der BA
gekoppelt werden. Wenn das Rücklagenziel von 0,65 Prozent des BIP
überschritten wird, muss der Beitragssatz entsprechend gesenkt werden,
fordern die Liberalen.

 * 

2. Linke will Regelsatz von 582 Euro

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke fordert, den
Hartz-IV-Regelsatz sofort auf 582 Euro zu erhöhen. Dazu hat sie einen
Antrag (19/10621) vorgelegt, in dem sie kritisiert, dass die aktuelle
Armutsquote der Bevölkerung mit 16,1 Prozent deutlich höher liege als
vor den Agenda-2010-Reformen und der damit verbundenen Einführung des
Arbeitslosengeld II. Das soziokulturelle Existenzminimum dürfe nicht
länger politisch motiviert kleingerechnet werden, es müsse sich an der
Armutsgrenze orientieren, schreiben die Abgeordneten.

 * 

3. FDP will Hartz IV vereinfachen

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion fordert in einem Antrag (19/10619),
das Arbeitslosengeld II zu entbürokratisieren und zu vereinfachen. Das
System sei im Laufe der Zeit schwerfällig und bürokratisch geworden,
die Zahl der Klagen vor Sozialgerichten sei dramatisch hoch, schreiben
die Liberalen. Sie verlangen unter anderem, die Einführung einer
Bagatellgrenze von 25 Euro für Aufhebungs- und Erstattungsverfahren
von Jobcentern. Die Betreuung und Arbeitsvermittlung von
sozialversicherungspflichtig beschäftigten ALG-II-Beziehern sollen die
Agenturen für Arbeit übernehmen. Außerdem soll die Übermittlung von
Einkommensnachweisen vereinfacht werden und die temporäre
Bedarfsgemeinschaft durch einen pauschalierten Mehrbedarf ersetzt
werden, schlägt die FDP vor.

 * 

4. Inklusion auf dem Arbeitsmarkt

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert, die
Teilhabe von Behinderten am Arbeitsleben zu verbessern. In einem
entsprechenden Antrag (19/10636) kritisiert sie, dass Menschen mit
Schwerbehinderung zu einem höheren Prozentsatz arbeitslos seien als
andere Erwerbspersonen, auch bei besserer Qualifikation und trotz
anhaltend guter Konjunktur. Als Gründe würden Arbeitgeber häufig die
mangelnde Unterstützung angeben, die sie für die Einstellung
behinderter Menschen bräuchten, auch seien die verschiedenen
Zuständigkeiten und Förderprogramme für Arbeitgeber undurchschaubar.
Die Grünen verlangen deshalb zum einen, die rechtlichen
Rahmenbedingungen für die Beschäftigung von Behinderten auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt zu verbessern. Dazu gehöre unter anderem, die
Deckelung des Budgets für Arbeit aufzuheben und die Beschäftigtenquote
auf sechs Prozent zu erhöhen. Außerdem soll die Bundesagentur für
Arbeit zu beschäftigungspolitischen und operativen Leitlinien
verpflichtet werden, um die Inklusion behinderter Menschen auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt zu verbessern, heißt es in dem Antrag.

 * 

5. KMU-Unterstützung bei Außenwirtschaft

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat die Mittel für ihr
Markterschließungsprogramm, mit dem Kleine und Mittlere Unternehmen
(KMU) bei der Außenwirtschaft unterstützt werden, aufgrund der hohen
Nachfrage mehr als verdoppelt. Außerdem stünden neue politische
Aufgabenstellungen im Kontext Afrika hinter der Erhöhung auf 10,05
Millionen Euro (2019) für das Markterschließungsprogramm und die damit
verbundene Exportinitiative Umwelttechnologien, erklärt die
Bundesregierung in der Antwort (19/10455) auf eine Kleine Anfrage
(19/9910) der FDP-Fraktion. Im Jahr 2018 lagen die Haushaltsmittel
dafür bei 4,9 Millionen Euro. Die Mittel würde im Rahmen der
Mittelfristigen Finanzplanung bis 2022 verstetigt, heißt es weiter.

Seit 2012 wurden den Angaben zufolge so Projekte in 117 Ländern
angestoßen. Insgesamt 805 Projekte wurden seit Programmstart im Jahr
2012 durchgeführt. Ziel ist es, KMU in ihrem außenwirtschaftlichen
Engagement zur Erschließung neuer Absatzmärkte zu unterstützen.

 * 

6. Rüstungsexporte mit Saudi-Arabien-Bezug

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat bestätigt, dass die die
ausgesetzten Exportgenehmigungen für Rüstungsgüter nach Saudi-Arabien
nicht für das Nachbarland Vereinigte Arabische Emirate gelten. Dies
geht aus der Antwort (19/10375) auf eine Kleine Anfrage (19/9807) der
Fraktion Die Linke hervor. Zu weiteren Detailfragen rund um den
Export- und Genehmigungsstopp äußert sich die Bundesregierung unter
Verweis auf Beschränkungen ihrer Auskunftspflicht nicht. Sie listet in
dem Dokument indes erteilte Genehmigungen für Eurofighter und Tornado
seit 2010 mit Saudi-Arabien-Bezug zum Stichtag 5. Mai 2019 auf.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8518: Heute im Bundestag Nr. 661 - 06.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 661

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 6. Juni 2019, Redaktionsschluss: 12.01 Uhr

1. Ausstattung mit Naloxon gefordert

2. AfD will hohe Rentensteuer verringern

3. FDP will DDR-Heimkinder entschädigen

4. FDP fordert Reform des Kapazitätsrechts

5. Hochschulzulassung gerecht gestalten

6. Änderungsbedarf bei Richtlinienumsetzung



1. Ausstattung mit Naloxon gefordert

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Auf eine "Ausstattung von Angehörigen der
Bundessicherheitsbehörden mit Naloxon" dringt die AfD-Fraktion in
einem Antrag (19/10627), der am Donnerstag erstmals auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Darin schreibt die Fraktion,
dass für Angehörige der Bundespolizei und weiterer Sicherheitsbehörden
wie dem Bundeskriminalamt und der Bundeszollverwaltung "ein
zunehmendes Gefährdungspotenzial durch die unbeabsichtigte Aufnahme
von Carfentanyl und Fentanyl-Derivaten" bestehe, die schwere
gesundheitliche Folgen verursachen oder sogar lebensbedrohlich wirken
könnten. Die Bundesregierung wird in der Vorlage aufgefordert,
"schnellstmöglich eine angemessene Ausstattung der potenziell
gefährdeten Angehörigen der Polizei- und Sicherheitsbehörden des
Bundes" mit dem Gegenmittel Naloxon sicherzustellen sowie
entsprechende Schulungen in der Handhabung durchzuführen.

In der Begründung führt die Fraktion aus, dass sich die synthetischen
Opioide Carfentanyl und Fentanyl derzeit rasant in den USA
verbreiteten. Sie dienten Drogenhändlern zur Streckung von Heroin,
wodurch für Drogenabhängige und Einsatzkräfte wie Ersthelfer und
Ermittler massive Gefahren entstünden. Schon der Hautkontakt mit
wenigen Partikeln Carfentanyl sei tödlich. Daher würden Polizeibeamte
in den USA flächendeckend mit dem Gegenmittel Naloxon ausgestattet
werden. In etlichen Fällen sei Naloxon, das nasal verabreicht werden
kann, bereits zur Wiederbelebung oder Linderung von
Vergiftungssymptomen eingesetzt worden.

Laut Bundeskriminalamt befinde sich Carfentanyl auch in Deutschland
auf dem Vormarsch, heißt es in der Vorlage weiter. Der Fraktion
zufolge ist Naloxon seit September 2018 in Deutschland auch als
Nasenspray erhältlich. In dieser Form sei es als Gegenmittel am besten
handhabbar und werde von der New Yorker Polizei bereits im
Streifenwagen mitgeführt. Das Naloxon-Nasenspray müsse auch in die
Standardausrüstung der Bundespolizei und anderer gefährdeter Behörden
aufgenommen werden. Naloxon diene dem Eigenschutz, aber auch dem
Schutz Dritter wie etwa Drogensüchtiger mit Opiat-Überdosis.

 * 

2. AfD will hohe Rentensteuer verringern

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung soll kurzfristig einen
Gesetzentwurf vorlegen, mit dem eine "Zweifachbesteuerung" von Renten
und ähnlichen Leistungen der Altersversorgung vermieden wird. Die
AfD-Fraktion schreibt in einem Antrag (19/10629), die gesetzlichen
Renten und Basisrenten würden sich im Übergang zur sogenannten
nachgelagerten Besteuerung befinden, die stufenweise eingeführt werde.
Bei der nachgelagerten Rentenbesteuerung seien die
Rentenversicherungsbeiträge steuerlich abzugsfähig. Andererseits
würden die Rentenbezüge voll versteuert. Derzeit werde die
Einkommensbesteuerung von der Beitragszahlungsphase in die
Rentenzahlungsphase verschoben. Dabei ergebe sich ein
Steuerstundungseffekt.

Es gebe Anhaltspunkte dafür, dass es zu einer nicht unerheblichen
Zweifachbesteuerung komme, sodass auch der Anteil der Renten einer
Besteuerung unterwerfen werde, der aus Beiträgen stamme, die bereits
versteuert worden seien, schreibt die AfD-Fraktion. Dies entspreche
nicht den vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten Vorgaben. Im
Alterseinkünftegesetz werde von einer zu kurzen Übergangsphase
ausgegangen. Die steuerliche Behandlung der Einzahl- und Auszahlphase
sei nicht hinreichend abgestimmt. "Legt man für einen Eckrentner eine
Beitragszeit von 45 Jahren zugrunde, so dürfte, ausgehend von einer
vollen steuerlichen Abzugsfähigkeit der Beiträge ab 2025, eine volle
Rentenbesteuerung erst ab einem Rentenbeginn im Jahr 2070 vorgenommen
werden. Der Gesetzgeber hat die Übergangsphase jedoch um 30 Jahre
verkürzt", kritisiert die AfD-Fraktion.

 * 

3. FDP will DDR-Heimkinder entschädigen

Kultur und Medien/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion will die Bedeutung der Friedlichen
Revolution in der ehemaligen DDR vor 30 Jahre und die Rolle des
Widerstandes gegen die SED-Diktatur und deren Opfer in der
gesamtdeutschen Erinnerungskultur stärken. Zudem spricht sie sich für
Verbesserungen bei der Rehabilitierung der in der DDR politisch
Verfolgten aus. In einem entsprechenden Antrag (19/10614) fordern die
Liberalen die Bundesregierung unter anderem auf, das
Gedenkstättenkonzept des Bundes um einen Ort der Friedlichen
Revolution zu ergänzen, der die Forschung und Aufarbeitung von
SED-Diktatur, Widerstand und Opposition in den Fokus rückt, und dem
Bundestag ein Konzept für ein Denkmal für die Opfer kommunistischer
Gewaltherrschaft vorzulegen. Zudem sollen die Erinnerungen und
Schicksale von Zeitzeugen digital erfasst und als Informations- und
Bildungsangebot nutzbar gemacht werden und das Thema Friedliche
Revolution in der politischen Bildung und in den Lehrplänen vertieft
werden.

Nach dem Willen der FDP-Fraktion soll ehemaligen DDR-Heimkindern,
deren Eltern politisch verfolgt waren, ein Anspruch auf
Rehabilitierung und finanzielle Entschädigung für erlittenes Unrecht
werden, die Gesetze zur Rehabilitierung und Entschädigung von
SED-Opfern entfristet und die Beweislast bei der Anerkennung von
gesundheitlichen Schäden umgekehrt werden. Das Amt des
Bundesbeauftragten für die Stasi-Unterlagen soll zu einem
Bundesbeauftragten für die Opfer der SED-Diktatur umgewandelt werden.
Zudem soll die Bundesregierung die Einrichtung eines Härtefallfonds
für Entschädigungsleistungen an Opfer der SED-Diktatur prüfen.

 * 

4. FDP fordert Reform des Kapazitätsrechts

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die FDP fordert in ihrem Antrag (19/10620) die
Reform des Kapazitätsrechts. Es soll gemeinsam mit den Ländern
erarbeitet werden, so dass es spätestens 2021 in Kraft treten kann.
Das Kapazitätsrecht regelt an den Universitäten die Zahl der
bereitgestellten Studienplätze. Die Hochschulen müssten offen, digital
und europäisch sein. Als zentrale Einrichtungen akademischer Bildung
sollten sich Hochschulen für eine immer heterogenere
Studierendenschaft öffnen. Studenten in Teilzeit, mit vorheriger
Berufsausbildung, mit langen Selbststudienphasen, langjähriger
Berufserfahrung, in berufsbegleitenden oder internationalen
Online-Studiengängen prägten zunehmend das Bild. Sie alle sollten
kompetenzbasiert den gleichen Zugang zu akademischer (Weiter-)Bildung
erhalten wie junge Präsenz-Studierende in Vollzeit haben. Das
erfordere individuelle und qualitativ hochwertige Lehrangebote der
Hochschulen und einen Ausbau digitaler Lehr- und Lernmöglichkeiten.

Trotz rapide veränderter Anforderungen an hochschulische Bildung
basiere die Vergabe von Studienplätzen und die Finanzierungslogik der
Hochschulen immer noch auf dem Kapazitätsrecht der 1970er Jahre. Per
Dreisatz schließe die Politik von theoretisch verfügbaren Lehrstellen
einer Hochschule auf die aufzunehmende Anzahl
Vollzeit-Präsenzstudenten je Studiengang. Dies verhindere sowohl
wirksame Investitionen in bessere Betreuungsverhältnisse als auch in
innovative Studienformate jenseits klassischer Vollstudiengänge. Das
Kapazitätsrecht zementiere die starre Struktur der Studienmodelle
vergangener Jahrzehnte.

 * 

5. Hochschulzulassung gerecht gestalten

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die Auswahlverfahren der Hochschulen,
Studierfähigkeitstests und insbesondere Gespräche und andere mündliche
Verfahren zur Auswahl von Studienbewerbern öffnen willkürlichen
Entscheidungen und sozialer Selektion auf Grundlage habitueller
Präferenzen Tür und Tor und können auch in strukturierter und
standardisierter Form keine Chancengleichheit beim Hochschulzugang
garantieren. Das schreibt die Linke in ihrem Antrag (19/10623). Die
Fraktion fordert die Hochschulzulassungen gerecht zu gestalten.

Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem Urteil vom 19. Dezember
2017 (BVerfGE vom 19.12.2017 - 1 BvL 3/14 u.a.) die Regelungen über
die Studienplatzvergabe in der Humanmedizin für teilweise
verfassungswidrig erklärt und den Gesetzgeber aufgefordert, eine
Neuregelung zu treffen, die der Ausbildungs- und Berufswahlfreiheit
(Art. 12 Abs. 1 Satz 1 GG) in Verbindung mit dem allgemeinen
Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) sowie dem Gebot der
Gleichheitsgerechtigkeit Rechnung trägt. Der Deutsche Bundestag wird
deshalb von seiner konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz Gebrauch
machen, um für klare, transparente und eindeutig überprüfbare
Regelungen im Bereich der Hochschulzulassung zu sorgen, schreibt die
Linke zum Hintergrund.

Die Linke fordert, dass für die Aufnahme eines grundständigen Studiums
jenseits des bestandenen Fachabiturs, der allgemeinen Hochschulreife,
einer abgeschlossenen beruflichen Ausbildung nach dem
Berufsbildungsgesetz (BBiG) oder einen vergleichbaren Abschluss, alle
weiteren Zugangsvoraussetzungen entfallen sollen. Notwendige
Sprachkenntnisse und erforderliche Praxiserfahrung müssen im Rahmen
des Studiums gesammelt werden können. grundständigen Studienabschluss
im jeweiligen Fach hinaus entfallen.

 * 

6. Änderungsbedarf bei Richtlinienumsetzung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Unterrichtung

Berlin: (hib/HAU) Der Bundesrat hat einer Unterrichtung (19/10520)
zufolge Änderungsbedarf an einem von der Bundesregierung vorgelegten
Gesetzentwurf (19/9738), mit dem die Änderung der EU-Richtlinie
"bezüglich der Öffnung des Marktes für inländische
Schienenpersonenverkehrsdienste und der Verwaltung der
Eisenbahninfrastruktur" in nationales Recht umgesetzt werden soll.
Laut dem Regierungsentwurf muss künftig ein Betreiber von
Schienenwegen (EIU) rechtlich getrennt von
Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU) - also den Anbietern der
Dienstleistung - sein. In vertikal integrierten Unternehmen - wie etwa
der Deutschen Bahn AG (DB AG) - muss der Neuregelung zufolge der
Infrastrukturbereich von anderen Bereichen innerhalb des Unternehmens
getrennt sein. Keiner der anderen Bereiche dürfe einen bestimmenden
Einfluss auf die Entscheidungen des Betreibers der Schienenwege
hinsichtlich der wesentlichen Funktionen ausüben, heißt es in dem
Entwurf.

Die Länderkammer moniert unter anderem, dass im Entwurf der
Bundesregierung die in der Richtlinien-Änderung enthaltene
Anforderung, dass Betreiber von Schienenwegen und Eisenbahnunternehmen
"völlig voneinander unabhängig sind", um als nicht vertikal integriert
zu gelten, ignoriert werde. Damit würde laut Bundesrat jedes
Unternehmen, das sowohl Betreiber der Schienenwege als auch
Eisenbahnverkehrsunternehmen ist, nicht den Bedingungen für vertikal
integrierte Unternehmen unterliegen, "wenn nur die Bedingung erfüllt
ist, dass es vom Bund oder von einem Land direkt kontrolliert wird".
Es bedürfe insofern der Ergänzung um die Anforderung der
Unabhängigkeit im Sinne der Richtlinie (EU) 2016/2370.

Die Bundesregierung stimmt dem laut ihrer Gegenäußerung grundsätzlich
zu. Das Gleiche gilt für die Vorschläge des Bundesrates hinsichtlich
der finanziellen Transparenz der Eisenbahnverkehrsunternehmen, die
"nicht erforderlich, jedoch wegen des lediglich klarstellenden
Charakters auch unschädlich" seien. Die weiteren Änderungsvorschläge
der Länderkammer lehnt die Bundesregierung der Vorlage zufolge ab.

 * 
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BUNDESTAG/8517: Heute im Bundestag Nr. 660 - 06.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 660

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 6. Juni 2019, Redaktionsschluss: 11.04 Uhr

1. AfD fordert Aktionsplan für Familien

2. Baukosten bei Bundesliegenschaften

3. Reaktion auf Vorwürfe gegen WWF



1. AfD fordert Aktionsplan für Familien

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion fordert die Bundesregierung auf,
einen bundesweiten Aktionsplan für Familie, Ehe und Kinder mit einem
jährlichen Finanzvolumen von 75 Millionen Euro aufzulegen. Der
entsprechende Antrag (19/10632) sieht unter anderem die explizite
Aufnahme eines Diskriminierungsverbots gegenüber Familien, Vätern und
Müttern im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz vor, um Familien auf
dem Arbeits- und Wohnungsmarkt vor Benachteiligungen zu schützen.
Zudem soll die Erziehungsleistung von Eltern in der Kranken-, Pflege-
und Rentenversicherung berücksichtigt sowie jedes Gesetz während des
Gesetzgebungsverfahrens auf Familienfreundlichkeit überprüft werden.
In Gemeinden, Behörden, sozialen Einrichtungen, Unternehmen und
Universitäten sollen die Voraussetzung für einen Familienbeauftragten
geschaffen, eine Familienkarte für Vergünstigungen in Kultur,
Mobilität und Konsum eingeführt sowie ein Programm "Babys willkommen!
Familien leben!" aufgelegt werden, in dessen Rahmen Ehrenamtler junge
Familien im Alltag unterstützen können. Zusätzlich soll die
Bundesregierung nach dem Willen der AfD-Fraktion eine großangelegte
Kampagne für ein positives traditionelles Familienbild starten. Junge
Menschen müssten zur Gründung einer traditionellen Familie und zur
Zeugung von Kindern ermutigt werden.

 * 

2. Baukosten bei Bundesliegenschaften

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Über detaillierte Baukosten bei
Bundestagsliegenschaften informiert die Bundesregierung in der Antwort
(19/10327) auf eine Kleine Anfrage (19/9743) der FDP-Fraktion. Sie
schlüsselt darin Kostenstrukturen etwa zu Gebäuden in der
Wilhelmstraße auf und begründet Baukostensteigerungen in einzelnen
Sparten, die zu Mehrkosten von knapp 6,86 Millionen Euro geführt
hätten. Auf Basis dieser Erfahrungen habe die Bundesregierung ein
Reformkonzept für den Bundesbau entwickelt, heißt es weiter. Ein
Ergebnis sei etwa die Vorgabe, dass in künftigen Haushaltsunterlagen
Aussagen zu Risiken und zum projektspezifischen Risikomanagement
enthalten sein sollen. Dies sei mittlerweile eingerichtet. Vorgesehen
sei zudem eine Stabsstelle Risikomanagement im Bundesbau, die etwa
eine Risikodatenbank bereitstellen, praxistaugliche Instrumente zum
Umgang mit Risiken entwickeln und Fortbildungen dazu organisieren
soll.

 * 

3. Reaktion auf Vorwürfe gegen WWF

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Reaktion der Bundesregierung auf Vorwürfe gegen
den World Wide Fund for Nature (WWF), wonach dieser im
Salonga-Nationalpark in der Demokratischen Republik Kongo seit Jahren
Wildhüter unterstützt, die Wilderer, mutmaßliche Wilderer sowie
Ortsansässige gefoltert, vergewaltigt und ermordet haben sollen, sind
Gegenstand einer Kleinen Anfrage (19/10529) der AfD-Fraktion. Darin
fragen die Abgeordneten auch nach Berichten, denen zufolge die mit der
Aufklärung beauftragte Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) unter
Berufung auf ihren Status als privatrechtliche Institution die
Herausgabe von Unterlagen verweigert haben soll.

 * 
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BUNDESTAG/8516: Heute im Bundestag Nr. 659 - 06.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 659

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 6. Juni 2019, Redaktionsschluss: 10.03 Uhr

1. Disput über Entwurf zur Managervergütung

2. Geteiltes Echo für Menschenrechtsbericht



1. Disput über Entwurf zur Managervergütung

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/mwo) Die Vergütung von Vorständen börsennotierter
Unternehmen stand im Fokus einer öffentlichen Anhörung des
Rechtsausschusses. Anlass der vom Ausschussvorsitzenden Stephan
Brandner (AfD) geleiteten gut zweistündigen Sitzung war der
Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/9739) zur Umsetzung der zweiten
EU-Aktionärsrechterichtlinie (2017/828), die die langfristige
Mitwirkung der Aktionäre fördern will. Der kurz ARUG II genannte
Entwurf sieht neben der Regelung von Mitspracherechten der Aktionäre
bei der Vergütung (say on pay) eine Verbesserung der Möglichkeiten der
börsennotierten Gesellschaften zur Kommunikation mit ihren Aktionären
(know your shareholder), Regelungen zu Geschäften mit der Gesellschaft
nahestehenden Unternehmen und Personen (related party transactions)
sowie Transparenzpflichten für institutionelle Anleger,
Vermögensverwalter und Stimmrechtsberater vor.

Zur Vergütung der Mitglieder der Unternehmensleitung gibt die
Richtlinie ein Votum der Hauptversammlung über das Vergütungssystem
sowie einen Vergütungsbericht vor, mit dem vergangene Zahlungen
offenzulegen sind. Der Gesetzentwurf will diese Vorgaben unter
Ausnutzung der gewährten Wahlmöglichkeiten behutsam in das deutsche,
dualistische System umsetzen. Insbesondere ist vorgesehen, dass das
nunmehr verpflichtende Votum der Hauptversammlung über das
Vergütungssystem des Vorstands inhaltlich lediglich beratenden
Charakter hat, so dass die Kompetenz zur Festsetzung und Entwicklung
eines entsprechenden Systems weiterhin eindeutig beim Aufsichtsrat
verbleibt.

Das Ergebnis der Umsetzung wurde von den acht eingeladenen
Sachverständigen unterschiedlich bewertet. Tobias Brouwer,
Bereichsleiter Recht und Steuern beim Verband der Chemischen Industrie
(VCI), begrüßte den Entwurf und sprach sich in seiner Stellungnahme
gegen eine weitere Verlagerung der Vergütungskompetenz vom
Aufsichtsrat auf die Aktionäre in der Hauptversammlung aus. Dies würde
zu mehr Einflussgewinn aufseiten der institutionellen Anleger und der
vom wirtschaftlichen Risiko losgelösten Stimmrechtsberater führen. Die
maßgeblichen Entscheider seien dabei nicht in gleicher Weise wie der
Aufsichtsrat an das langfristige Unternehmensinteresse gebunden. Durch
eine generelle Schwächung der Aufsichtsräte würde auch die
Mitbestimmung getroffen.

Argumente gegen eine verbindliche Regelung durch die Hauptversammlung
brachten auch die Vertreter der Gewerkschaften vor. Sie bewerteten die
Umsetzung der neuen europäischen Vorgaben in das deutsche Aktienrecht
als sachgerecht. Rainald Thannisch vom Bundesvorstand des Deutschen
Gewerkschaftsbunds (DGB) betonte in seiner Stellungnahme, der
Vergütungspolitik komme eine große Bedeutung für die gesellschaftliche
Akzeptanz der sozialen Marktwirtschaft zu. Gerade angesichts der
Zunahme demokratieskeptischer und -feindlicher Strömungen in der
Gesellschaft sei die Bundesregierung dringend dazu aufgerufen, die
gesellschaftliche Verantwortung der Unternehmen durch eine angemessene
Regulierung der Vorstandsvergütung zu unterstützen. Kerstin Jerchel,
Bereichsleitern Mitbestimmung bei der Dienstleistungsgewerkschaft
ver.di, erklärte, indem der Gesetzgeber die Letztentscheidung über die
Vorstandsvergütung beim Aufsichtsrat belasse, schütze er die wichtige
Rolle und Funktion der demokratisch gewählten Arbeitnehmervertreter.
Andererseits werde versäumt, dringend notwendige qualitative Reformen
der Vorstandsvergütung im Aktiengesetz vorzunehmen.

Wie andere Experten auch bezeichnete Jerchel es als problematisch,
dass der Regierungsentwurf die Nachhaltigkeitsorientierung der
Vorstandsvergütung durch eine reine Langfristorientierung ersetzt.
Hier drohe ein echter Rückschritt in der Debatte um Nachhaltigkeit
verantwortungsvoller Vergütungspolitik, mit möglichen nachteiligen
Auswirkungen beispielsweise auf den Deutschen Corporate Governance
Kodex (DCGK).

Hilke Herchen vom Deutschen Anwaltverein begrüßte, dass das
Vergütungsvotum der Hauptversammlung nur eine beratende Wirkung hat.
Das System habe sich bewährt. Zudem seien die mit dem Vergütungssystem
verbundenen Fragen so komplex, dass sie sich für eine verbindliche
Beschlussfassung in der Hauptversammlung kaum eigneten. Auch würde die
Anfechtbarkeit des Beschlusses, die bei einer verbindlichen
Beschlussfassung nahezu zwangsläufig wäre, erhebliche und für die
Unternehmen schwierig zu handhabende Rechtsunsicherheit mit sich
bringen.

Christian Strenger, Akademischer Direktor des Center for Corporate
Governance der Handelshochschule Leipzig (HHL), sprach sich ebenfalls
für den Verbleib des Beschlusses über die Vergütung beim Aufsichtsrat
aus. Mit Blick auf die Diskussion zum "Say on Pay" schlug er in seiner
Stellungnahme eine Deckelung (Cap) vor, die von den Eigentümern in der
Hauptversammlung zu beschließen sei. Die Aktionäre als Eigentümer der
Gesellschaft könnten durch eine solche Neuregelung eine Obergrenze der
Vorstandsvergütung bestimmen, was ihre Kontrollrechte erheblich
stärken würde. Gleichzeitig verbliebe die Festlegung der
Vorstandsvergütung beim Aufsichtsrat.

Dagegen bewertete der Leipziger Universitätsprofessor Tim Drygala die
Umsetzung der Richtlinie als mutlos. Sie sei, was die Kompetenzen der
Hauptversammlung angehe, übermäßig restriktiv. Eine Stärkung der
Aktionärsrechte werde mit dem Entwurf möglichst vermieden. Der
Wirtschaftsrechtler sprach sich für eine verbindliche Abstimmung der
Hauptversammlung über die Managervergütung aus. Darüber sollte der
Gesetzgeber noch einmal nachdenken. Die Verantwortung des
Aufsichtsrates werde dadurch nicht geschwächt, sondern erhöht, weil
das Gremium für die Ausarbeitung eines überzeugenden Vorschlags
zuständig sei.

Auch für Klaus Gabriel, Geschäftsführer des Corporate Responsibility
Interface Center (CRIC), eines Vereins zur Förderung von Ethik und
Nachhaltigkeit in der Geldanlage, bleibt das ARUG II hinter den in der
Richtlinie vorgeschlagenen Möglichkeiten zurück. Einerseits werde die
in der Richtlinie angestrebte Stärkung nachhaltiger Wirtschaftsweisen
nicht umgesetzt, und andererseits werde anstelle eines zwingenden
Votums der Hauptversammlung zur Abstimmung über die Vergütungspolitik
lediglich ein beratendes Votum vorgeschlagen. Gabriel empfahl,
nachhaltige Wirtschaftsweisen explizit zu stärken und das Votum der
Hauptversammlung über die Vergütungspolitik als zwingend festzulegen.

Peer-Robin Paulus, Leiter der Abteilung Politik und Wirtschaft beim
Verband Die Familienunternehmer, bemängelte ebenfalls, dass der
Gesetzentwurf die Vorgaben der Richtlinie nicht umsetze. Es sei nicht
nachvollziehbar, dass die Eigentümer eines Unternehmens nur beraten,
aber nicht verbindlich entscheiden dürften, was mit ihrem Geld
passiert. Das Anliegen, die Aktionärsrechte zu stärken, werde mit dem
Gesetzentwurf konterkariert. Zur Abwehr von Gehaltsexzessen schlug er
die Festlegung einer Obergrenze durch die Hauptversammlung vor.

Die Abgeordneten interessierten sich in den beiden Fragerunden vor
allem für die Details und Auswirkungen der von den Experten
dargelegten Optionen der Vorstandsvergütung und fragten nach den
Chancen einer Deckelung der Managergehälter entweder durch die
Hauptversammlung oder den Aufsichtsrat. Weitere Themen waren das
Zusammenspiel von langfristiger und nachhaltiger
Unternehmensentwicklung sowie Fragen zur Rechtssicherheit und zur
Haftung und Verantwortung der Eigentümer. Weitere von den
Ausschussmitgliedern angesprochenen Themen waren die Rolle
institutioneller Investoren und die Rechte der Arbeitnehmer in
mitbestimmten Unternehmen.

 * 

2. Geteiltes Echo für Menschenrechtsbericht

Menschenrechte/Anhörung

Berlin: (hib/AHE) Der 13. Bericht über die Menschenrechtspolitik der
Bundesregierung (19/7730) stößt bei Experten auf ein geteiltes Echo.
In einer Anhörung des Menschenrechtsausschusses diskutierten die
Sachverständigen über enger werdende Spielräume für
Menschenrechtsaktivisten weltweit, die Schwächung des internationalen
Menschenrechtssystems und die Herausforderung durch China. In dem als
Unterrichtung vorliegendem Bericht informiert die Bundesregierung über
nationale und internationale Maßnahmen im Bereich der Menschenrechte
in der Zeit zwischen Oktober 2016 bis zum September 2018.

Markus Beeko (Amnesty International) vermisste im Bericht eine
Trendbeschreibung und Akzentuierung und nannte als Beispiele die
fortschreitende Schwächung der internationalen Ordnung, die
Unterfinanzierung von internationalen Menschenrechtsinstitutionen oder
etwa auch den Systemwettbewerb mit China. Mit einem übergeordneten
Betrachtungsrahmen sollte die Bundesregierung beschreiben, worin die
zentralen Herausforderungen bestehen und wie sie auf diese reagieren
wolle. Beeko kritisierte zudem, dass im Länderteil des Berichts nicht
die Menschenrechtssituation befreundeter Staaten beleuchtet werde. Mit
Blick auf Artikel-7-Verfahren der EU zur Rechtsstaatlichkeit in Polen
und Ungarn sei dies eine Frage der Glaubwürdigkeit.

Auch Ulrich Delius (Gesellschaft für bedrohte Völker) warb dafür, die
enger werdenden menschenrechtspolitischen Spielräume in EU-Staaten
aber auch in Partnerstaaten wie zum Beispiel Vietnam umfassender in
den Blick zu nehmen. Er wünsche sich zuweilen "mehr Kompass" im
Auswärtigen Amt, ob Menschenrechte oder eher Stabilität im Vordergrund
stehen sollten und nannte das Beispiel des Sudans, wo unter anderem
Menschenrechtsaktivisten den Sturz des Diktators bewirkt hätten, die
vom Auswärtigen Amt zuvor völlig unterschätzt worden seien. "Was
bedeutet Stabilität und ist es eine langfristige Stabilität, wenn man
solche Regime stützt?" Delius warnte zudem vor Modellen der
Unterdrückung der Internetfreiheit wie in China, das für die
Regulierung des Netzes eine Art Territorialprinzip beanspruche und
damit auf wachsendes Interesse bei anderen Staaten stoße.

Rainer Dopp (Nationale Stelle zur Verhütung von Folter) lenkte den
Blick auf Defizite in Deutschland: So gebe es nach wie vor Fixierungen
in psychiatrischen Einrichtungen und in Polizeidienststellen, die etwa
ohne Sitzwache und ohne hinreichende Begründung durchgeführt würden.
Im Falle einer forensischen psychiatrischen Einrichtung sei eine
Person mehr als 800 Stunden fixiert gewesen. Auch in der stationären
Altenpflege würden freiheitsbeschränkende Maßnahmen als solche häufig
nicht erkannt oder nicht als problematisch wahrgenommen, etwa dann,
wenn demenziell erkrankte Bewohner mit Zahlencodes oder Fototapeten an
den Türen daran gehindert würden, die Einrichtung verlassen.

Monika Hauser (medica mondiale e. V.) machte auf das "epidemische
Ausmaß" sexueller Gewalt gegen Frauen und Mädchen weltweit aufmerksam,
das auch vor Deutschland nicht halt mache. Hauser kritisierte, dass
die Bundesregierung für dieses Problem in ihrer Menschenrechts- und
Außenpolitik keine kohärente Strategie erkennen lasse. Gewalt gegen
Frauen sei kein Kriterium bei der Einstufung von Ländern als sichere
Herkunftsstaaten, es gebe Migrationspartnerschaften mit
frauenverachtenden Regimen und durch Rüstungsexporte nach
Saudi-Arabien und in die Vereinigte Arabische Emirate würden Staaten
unterstützt, in denen Frauen- und Mädchenrechte mit Füßen getreten
würden.

Michael Krennerich (Universität Erlangen-Nürnberg und Vorsitzender des
Nürnberger Menschenrechtszentrums) sprach von einer
"Menschenrechtspolitik in unsicheren Zeiten". Gemessen daran, dass die
Menschenrechte selbst in Europa und den USA unter Druck geraten seien,
sei der Bericht enttäuschend, weil in ihm lediglich "business as
usual" zum Ausdruck komme. Es gehe darum, entschlossen die
Menschenrechtsstandards hochzuhalten - gerade auch bei der eigenen
Rüstungsexport-, Migrations- und Flüchtlingspolitik. Krennerich
unterstrich außerdem die Bedeutung der sozialen Menschenrechte: Diese
könnten auf Schutzlücken aufmerksam machen, die selbst in einem
Sozialstaat wie Deutschland existieren können, wie die Beispiele
Kinderarmut, Wohnungsnot und Pflege zeigen würden. Eine Ratifizierung
des Zusatzprotokolls zum UN-Sozialpakt durch Deutschland sei zudem
"längst überfällig".

Michael Ley (ehemaliger Direktor des Ludwig Boltzmann Instituts für
Menschenrechte in Wien) warnte davor, den UN-Migrationspakt als
Baustein einer umfassenden Migrationspolitik zu werten, wie es die
Bundesregierung im Bericht tue. Wenn man Migration an sich zu einem
Menschenrecht machen wolle, klinge das human und freundlich, habe aber
bedenkliche Folgen: Migration sei nicht mehr steuer-, das Asylrecht im
herkömmlichen Sinne nicht mehr haltbar. Europa würde mit einer
weiteren Zunahme von Einwanderung aus islamischen Ländern konfrontiert
sein und damit auch mit der Bildung islamischer Parallel- und
Gegengesellschaften. Ley warnte vor einer "Libanonisierung der
Gesellschaft" und vor einem aus islamischen Ländern importierten
Antisemitismus hierzulande.

Christian Mihr (Reporter ohne Grenzen) lenkte den Blick auf das
technisch hoch entwickelte System staatlicher Überwachung des
Internets in China, mit dem die Behörden unerwünschte Themen im Keim
ersticken könnten. Das digitale Zensurmodell sei auch für andere
Staaten wie Vietnam und Kambodscha, Russland und zentralasiatische
Länder attraktiv. Mit einer internationalen Medienstrategie versuche
Peking zudem ein "alternatives Menschenrechtsnarrativ zu etablieren,
das Universalität der Menschenrechte grundsätzlich verneint", sagte
Mihr. Dass die deutsche Bundesregierung ihrerseits mit dem BND-Gesetz
ihrem Auslandsgeheimdienst eine fast schrankenlose Überwachung von
Journalisten im Ausland einräume, würde von autoritären Regimen "mit
Genugtuung" zur Kenntnis genommen.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 659 - 6. Juni 2019 - 10.03 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8515: Heute im Bundestag Nr. 658 - 05.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 658

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Juni 2019, Redaktionsschluss: 18.26 Uhr

1. Karliczek berichtet über digitale Bildung

2. Bundeshilfe für Sportstätten gefordert



1. Karliczek berichtet über digitale Bildung

Ausschuss Digitale Agenda/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Die digitalpolitischen Vorhaben des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) waren Thema der
35. Sitzung des Ausschusses Digitale Agenda unter Leitung von Hansjörg
Durz (CSU). Bundesbildungsministerin Anja Karliczek (CDU) berichtete
den Abgeordneten rund um den Themenkomplex digitale Bildung: "Wir
arbeiten daran, die Forschung so gut aufzustellen, dass wir weiterhin
die Innovationskraft haben, die wir brauchen", sagte Karliczek. Im
Bereich Bildung sei es gleichzeitig wichtig, die richtigen
Rahmenbedingungen für junge Menschen zu stellen, aber auch
Arbeitnehmern im Wandel der Arbeitswelt zu ermöglichen, neue
Kompetenzen zu erwerben. Ein dritter Punkt sei die Frage, wie Menschen
an den Sozialinnovationen durch die Digitalisierung teilhaben können,
die weder über Arbeit noch über Ausbildungs- oder Schulsysteme
erreicht würden: "Um Vertrauen in Innovationen und Technologien zu
haben, müssen Menschen verstehen, was dahinter steckt und mit ihnen
umgehen können", betonte die Ministerin.

Besonders hob Karliczek den Digitalpakt Schule hervor. Alle nötigen
Unterschriften für die Bund-Länder-Vereinbarung seien nun vorhanden,
das Geld könne fließen: "Von unserer Seite ist nun alles getan. In der
Praxis müssen die Schulen jetzt Konzepte mit pädagogischem Mehrwert
erstellen und diese bei den Ländern einreichen", erklärte sie. Für die
Kontrolle der Konzepte und auch das Sicherstellen der
Lehrerfortbildung seien die Länder verantwortlich. Die
Förderrichtlinien fielen dabei je nach Bundesland unterschiedlich aus.
"Der Pakt ist auf fünf Jahre angelegt, wir wollten einen Anschub,
sodass schneller digitale Infrastruktur in den Schulen vorhanden ist",
sagte Karliczek. Ein Nachfolge-Programm sei daher derzeit nicht
geplant. Parallel arbeite man mit dem Hasso-Plattner-Institut auch an
einer Schul-Cloud, die für mehr Zusammenarbeit zwischen den
Bundesländern sorgen und datensicher sein soll.

Karliczek sprach auch die Hochschulbildung an. Dass der Hochschulpakt
auf zehn Jahre befristet wurde, bringe für Hochschulen und
Forschungseinrichtungen langfristige Planungssicherheit, da das Geld
unbefristet gezahlt werden soll, sagte Karliczek. Dies diene auch
dazu, mehr unbefristete Stellen zu ermöglichen.

Darüber hinaus sollen mit der nationalen Weiterbildungsstrategie
"kleinteilige und modulare" Angebote über eine Plattform geschaffen
werden, um als Partner an der Seite der Menschen zu stehen.

Auch im Bereich der Künstlichen Intelligenz (KI) sei einiges in
Planung: "Die Kompetenzzentren sollen zu Leuchttürmen und
Knotenpunkten erweitert werden", sagte Karliczek. Die Ausschreibungen
für die 100 geplanten Professuren im Bereich der KI sollen noch in
diesem Jahre gemeinsam mit der Alexander von Humboldt-Stiftung
beginnen.

Ein Vertreter der CDU/CSU-Fraktion lobte die auf den Weg gebrachten
Pakte und fragte danach, wann mit konkreten Ausschreibungen und
Netzwerken für den MINT-Aktionsplan zu rechnen sei. Eine Vertreterin
der SPD-Fraktion fragte nach Details über das deutsch-französische
Zentrum zur Erforschung der KI sowie nach Details zur Schul-Cloud. Ein
Vertreter der AfD-Fraktion interessierte sich für das Engagement der
Ministerin im Digitalkabinett und kritisierte, dass der Antragsprozess
beim Digitalpakt für Schulen relativ schwierig sei.

Ein Vertreter der FDP-Fraktion fragte nach konkreten Plänen zur
Weiterbildungsplattform und bat um eine Einschätzung zu den geplanten
Kürzungen im Etat des Bildungsministeriums. Eine Vertreterin der
Linken-Fraktion fragte, ob bei der Umsetzung des Digitalpakts
Open-Source-Lösungen bevorzugt würden und wie die Ministerin die
Folgen der EU-Urheberrechtsreform für den Bildungs- und
Forschungssektor bewerte. Eine Vertreterin der Grünen-Fraktion wollte
wissen, warum viele kleinere KI-Standorte geplant seien und inwiefern
Deutschland in den Prozess rund um einen europäischen Super-Computer
involviert sei. Ein fraktionsloser Abgeordneter interessierte sich für
regionale Unterstützungsstrukturen bei der Berufsbildung 4.0 und
dafür, was das Ministerium unternehme, um die Attraktivität der
MINT-Fächer in der Öffentlichkeit zu steigern.

 * 

2. Bundeshilfe für Sportstätten gefordert

/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Während einer öffentlichen Anhörung des
Sportausschusses am Mittwoch zum 14. Sportbericht der Bundesregierung
(19/9150) gab es von den geladenen Experten Lob für den geplanten
Mittelaufwuchs im Sport und ein grundsätzlich positives Feedback zum
Stand der Reform der Spitzensportförderung. Kritik wurde hingegen am
Zustand der Sportstätteninfrastruktur für den Breitensport geübt.

Christian Sachs vom Deutschen Olympischen Sportbund (DOSB) betonte die
herausragende gesellschaftliche Bedeutung des Sports. Um dieser
Bedeutung gerecht zu werden, müssten die Rahmenbedingungen für Vereine
und die ehrenamtlich Tätigen verbessert werden, forderte der Leiter
des Hauptstadtbüros des deutschen Sports. Stichworte hierbei seien
Bürokratieabbau, die Stärkung des Ehrenamts und die "längst
überfällige Bundesförderung der Sportstätteninfrastruktur für den
Breitensport und für vereinseigene Sportstätten". Klarheit, so Sachs,
müsse auch bei der nationalen Strategie zu Sportgroßveranstaltungen
geschaffen werden. Nur ein partnerschaftliches Vorgehen könne hier zu
Erfolgen bei den Bewerbungen führen, mahnte er an.

Friedhelm Julius Beucher, Präsident des Deutschen
Behindertensportverbandes (DBS), sagte, der Sportbericht zeige, dass
sich der paralympische Spitzensport hinsichtlich des Leistungsniveaus
und der zunehmenden Professionalisierung auf Augenhöhe mit dem
olympischen Sport bewege. Gerade für den paralympischen Sport sei die
begonnene Reform der Spitzensportförderung "ein Meilenstein". Die
Gleichstellung sei ein positives Signal für die
gesamtgesellschaftliche Inklusionsdebatte, befand er. Dass es dennoch
weiterhin Unterschiede beim Anteil der sporttreibenden Menschen mit
und ohne Behinderung gebe, sei auch auf die fehlende Barrierefreiheit
der Sportstätten zurückzuführen, sagte der DBS-Präsident.

Aus Sicht der Athletenvertreterin Manuela Schmermund vom Verein
Athleten Deutschland fehlt der Punkt "Machtmissbrauch im Sport" in dem
Bericht. Die Athletenvertreter würden an dem Thema dranbleiben,
kündigte sie an. Was die Spitzensportreform angeht, so forderte die
Sportschützin und Goldmedaillengewinnerin bei den Paralympischen
Spielen, mehr auf die individuellen Bedürfnisse der Athleten
einzugehen - beispielsweise bei der Auswahl der Bundesstützpunkte. Nur
so könne der Ansatz der Reform, die Athleten in den Mittelpunkt der
Bemühungen stellen zu wollen, umgesetzt werden.

Ingo Weiss, Sprecher der Konferenz Spitzenverbände im DOSB, bewertete
es positiv, dass im Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat
(BMI) auch an einer Athletenförderung "nach der Karriere" gearbeitet
werde. Ein sehr wichtiges Thema für die Spitzenverbände sei die
Schaffung einer effizienten Stützpunktstruktur. Unabdingbar sei auch
eine nationale Strategie für Sportgroßveranstaltungen sowie die
Förderung der nicht-olympischen Verbände, sagte Weiss.

Andreas Michelmann, Sprecher von Teamsport Deutschland, der
Interessengemeinschaft der fünf größten Mannschaftssportverbände
(Basketball, Eishockey, Fußball, Handball und Volleyball), beklagte
Probleme bei der Sportstätteninfrastruktur. Als nach dem Erfolg der
deutschen Eishockey-Nationalmannschaft (Silbermedaille bei den
Olympischen Winterspielen 2018 in Pyeongchang) die Kinder in die
Eishallen gedrängt hätten, habe sich schnell gezeigt, dass die
Kapazitäten bei weiten nicht ausreichten. Michelmann plädierte auch
für eine Korrektur bei "Jugend trainiert für Olympia". Es bringe
beiden Seiten nichts, wenn normale Schulen und Sportförderschulen sich
miteinander im Wettkampf gegenüberstehen. Das sei für die eine Seite
frustrierend und für die andere Seite wenig motivierend.

Michael Ilgner, Vorstandsvorsitzender der Stiftung Deutsche
Sporthilfe, sprach vor dem Ausschuss von einem "epochalen Schritt",
der bei der unmittelbaren Athletenförderung gelungen sei. Als
Olympiakader oder Paralympics-Kader eingestufte Athleten würden
rückwirkend zum 1. Januar 2019 monatlich 800 Euro statt bislang 300
Euro erhalten. Olympische und paralympische Perspektivkader statt 300
Euro 700 Euro. Im Blick behalten werden müsse aber auch die Duale
Karriere ebenso wie die Altersversorgung der Athleten. Gleichzeitig
wünschte sich Ilgner mehr Initiativen des Bundes zur Förderung des
Sportstättenbaus "auch für den Breiten- und Schulsport".

Ein wichtiger Punkt ist das auch aus Sicht von Uwe Lübking vom
Deutschen Städte- und Gemeindebund. Derzeit sei ein Sanierungsstau bei
Schwimmbädern und Sporthallen zu verzeichnen. Es begrüße es, dass sich
der Bund für eine bedarfsgerechte Infrastruktur einsetzen wolle.
Geholfen wäre den Kommunen aber auch schon damit, wenn die
Förderprogramme übersichtlicher gestalten würden, sagte Lübking.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 657

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Juni 2019, Redaktionsschluss: 17.53 Uhr

1. Verbot der Hisbollah

2. Grüne wollen Handwerk stärken



1. Verbot der Hisbollah

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) "Verbot der Hisbollah" lautet der Titel eines
Antrags der AfD-Fraktion (19/10624), der am Donnerstag erstmals auf
der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Wie die Fraktion darin
ausführt, ist die Hisbollah eine schiitisch-islamistische Organisation
aus dem Libanon. Sie leugne das Existenzrecht des Staates Israel und
führe gegen ihn einen bewaffneten und terroristischen Kampf. Auch
stelle die libanesische Partei und Miliz "mit ihren Bestrebungen eine
Bedrohung für die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik
Deutschland dar".

Die Bundesregierung wird in dem Antrag aufgefordert, zu prüfen, "ob
die Voraussetzungen für ein Verbot der Hisbollah als Gesamtvereinigung
gegeben sind, ein solches Verbot gegebenenfalls zu erlassen und sofort
umzusetzen". Hilfsweise soll die Bundesregierung nach dem Willen der
Fraktion "alle vereinsrechtlichen Möglichkeiten der Hisbollah" in
Absprache mit den Bundesländern überprüfen und, wo geboten,
einschränken. Den Bundestag soll die Bundesregierung laut Vorlage
zeitnah über das Ergebnis dieser Prüfung und die erlassenen Maßnahmen
unterrichten.

 * 

2. Grüne wollen Handwerk stärken

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will mit einem
Bündel an Maßnahmen Handwerker stärken und die Branche attraktiver für
Nachwuchs machen. In einem Antrag (19/10628) fordern die Abgeordneten
unter anderem einen Steuerbonus für die energetische Sanierung für
Eigenheimbewohner und ein Programm zum Dachausbau. Kleine und mittlere
Unternehmen müssten bei Strompreisen entlastet werden, indem
Industrieprivilegien auf das notwendige Maß reduziert werden,
regionale Energieberatungen stärker gefördert werden. Weitere
Vorschläge machen die Abgeordneten beispielsweise für
Unternehmensgründungen und Nachfolgeregelungen, den Bürokratieabbau
sowie zu Bezahlung und sozialer Absicherung.

Das Handwerk sei im Alltag überall präsent und unverzichtbar, heißt es
zur Begründung. Es brauche gut qualifizierte Fachkräfte und attraktive
Rahmenbedingungen, die umweltfreundliches und sozial verantwortliches
Unternehmertum fördern. Zudem gelte es, Nachwuchs und Fachkräfte für
das Handwerk zu gewinnen und zu halten.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 656

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Juni 2019, Redaktionsschluss: 17.10 Uhr

1. AfD-Antrag zu Griechenland abgelehnt

2. AfD will EEG abschaffen

3. Gedenken an Friedliche Revolution



1. AfD-Antrag zu Griechenland abgelehnt

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Die Mitglieder des Haushaltsausschusses haben am
Mittwochnachmittag einen Antrag der AfD-Fraktion (19/9961) zur
"Rückabwicklung von Finanzhilfen für Griechenland" abgelehnt.
Ebenfalls abgelehnt wurde ein Maßgabebeschluss der FDP-Fraktion zu den
laufenden Verhandlungen zur Fortentwicklung des Europäischen
Stabilitätsmechanismus (ESM).

Die AfD-Fraktion fordert in ihrem Antrag, dass Griechenland die letzte
Kredittranche aus dem ESM-Programm in Höhe von 15 Milliarden Euro
wegen mangelhafter Erfüllung der Kreditauflagen zurückzahlen solle.
Außerdem sollen nach Willen der Fraktion die langfristigen
Zinsstundungen für Griechenland sowie Laufzeitverlängerungen von
Krediten und weitere Vergünstigungen zurückgenommen werden. Bei
Zustimmung der AfD stimmten Vertreter der Fraktionen CDU/CSU, SPD,
FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen gegen den Antrag.

Die Liberalen beziehen sich in ihrem Maßgabebeschluss auf einen als
"VS - Nur für den Dienstgebrauch" eingestuften Bericht des
Bundesrechnungshofes über die "Risiken einer Reform des Europäischen
Stabilitätsmechanismus" und leiten daraus "Leitplanken" für die
Verhandlungen ab. So fordert die FDP-Fraktion unter anderem, dass
Stabilitätshilfen eines reformierten ESM weiterhin nur als "letztes
Mittel" zu gewähren und stets mit Reformauflagen zu verknüpfen seien.
Gegen den Beschluss stimmten bei Zustimmung von FDP und AfD Vertreter
von CDU/CSU, SPD, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen.

 * 

2. AfD will EEG abschaffen

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Dem Umweltschutz wäre ohne das
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) mehr geholfen als mit - so
jedenfalls sieht es die AfD-Fraktion und plädiert in einem Antrag
(19/10626) dafür, das Gesetz abzuschaffen. Die Abgeordneten fordern
die Bundesregierung unter anderem auf, das Gesetz für den Ausbau
erneuerbarer Energien dahingehend zu ändern, dass für Anlagen, die
nach dem 1. August 2019 in Betrieb genommen werden, kein Anspruch auf
Zahlungen mehr besteht, wobei eine angemessen kurze Übergangsfrist für
solche Anlagen vorzusehen sei, mit deren Errichtung zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens des Änderungsgesetzes bereits begonnen wurde. Der
Einspeisevorrang für erneuerbare Energien sowie darauf aufbauende
Bestimmungen seien abzuschaffen.

Zur Begründung heißt es, nach fast 20 Jahren
Erneuerbare-Energien-Gesetz sei keines der Ziele dieses Gesetzes
erreicht worden. Die Umwelt- und Klimaziele seien nicht erreicht
worden, das Gesetz verursache hohe volkswirtschaftliche Kosten und
führe nicht zu einer Schonung der fossilen Ressourcen. Ein
Gesamtkonzept sei nicht erkennbar, so die AfD-Fraktion weiter.

 * 

3. Gedenken an Friedliche Revolution

Kultur und Medien/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die Koalitionsfraktionen wollen das Gedenken an die
Friedliche Revolution in der ehemaligen DDR vor 30 Jahren und an die
Opfer des SED-Regimes intensivieren. Zudem sprechen sie sich für
Verbesserungen bei der Rehabilitierung der Opfer aus. In einem
gemeinsamen Antrag (19/10613) fordern die CDU/CDU- und SPD-Fraktion
die Bundesregierung unter anderem auf, dem Bundestag bis Ende 2019 ein
Konzept für ein Denkmal zur Erinnerung an die Opfer der
kommunistischen Gewaltherrschaft vorzulegen, die Forschung über die
Diktaturen in Deutschland und Europa sowie die Aufarbeitung von
DDR-Zwangsadoptionen zu intensivieren, die Bundesstiftung zur
Aufarbeitung der SED-Diktatur personell und finanziell zu stärken, das
Gedenkstättenkonzeption des Bundes weiterzuentwickeln und gemeinsam
mit der Robert-Havemann-Gesellschaft eine Dauerausstellung sowie ein
virtuelles Zeitzeugenarchiv zur Oppositions- und
Widerstandsgeschichte. Zudem soll die Bundesregierung auf die
Bundesländer einwirken, der Geschichte der deutschen Teilung und der
kommunistischen Diktatur in der DDR mehr Platz in den Schul-Lehrplänen
einzuräumen.

Nach dem Willen der Koalitionsfraktionen soll die Bundesregierung bis
Mitte des Jahres einen Gesetzesentwurf zur Entfristung der Gesetze zur
Rehabilitierung und Entschädigung von Opfern der SED-Diktatur
vorlegen. Ebenso soll das Stasi-Unterlagen-Gesetz entfristet werden,
um die Verlängerung der Überprüfungsmöglichkeiten auf eine
hauptamtliche oder inoffizielle Stasitätigkeit bis 2030 zu
ermöglichen. Darüber hinaus sprechen sich Union und Sozialdemokraten
dafür aus, die Rehabilitierung von Kindern und Jugendlichen, die wegen
politischer Verfolgung ihrer Eltern in Heime eingewiesen wurden, zu
ermöglichen, die Regelungen für die Anerkennung traumatischer
Belastungen und gesundheitlicher Schäden von politisch Verfolgten zu
vereinfachen und die Umkehrung der Beweislast zu prüfen. Ebenso soll
die Bundesregierung die Einrichtung eines Härtefallfonds zur
Entschädigung von SED-Opfern prüfen.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 655

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Juni 2019, Redaktionsschluss: 16.18 Uhr

1. Plädoyer für mehr Frauen in Leitungsjobs

2. Zahlen zu Nigerianern in Deutschland

3. Zahl offener Haftbefehle

4. Christenfeindlich motivierte Straftaten

5. Antisemitische Straftaten

6. Bundesrat zu Einbürgerung bei Polygamie

7. Bundesrat will umfassende Kostenangaben



1. Plädoyer für mehr Frauen in Leitungsjobs

Gesundheit/Anhörung

Berlin: (hib/PK) Gesundheits- und Sozialexperten befürworten
grundsätzlich einen höheren Frauenanteil in Führungspositionen der
Selbstverwaltung. Allerdings werden verbindliche Frauenquoten
teilweise kritisch gesehen, wie eine Anhörung am Mittwoch im
Gesundheitsausschuss des Bundestages ergab. Mehrere Sachverständige
sprachen sich in der Anhörung wie auch in schriftlichen Stellungnahmen
dafür aus, mit einer Reorganisation von Abläufen die Vereinbarkeit von
Beruf und Familie zu verbessern.

In der Expertenanhörung ging es konkret um einen Antrag (19/4855) der
Grünen-Fraktion mit der Forderung von verbindlichen Vorgaben für die
Besetzung von Spitzenfunktionen im Gesundheitswesen. Frauen seien in
Führungspositionen der Krankenkassen und ihrer Verbände, den
Organisationen der Ärzte- und Zahnärzteschaft sowie weiteren
Organisationen der Selbstverwaltung im Gesundheitswesen stark
unterrepräsentiert. Dies stehe im Gegensatz zum hohen Frauenanteil bei
den Beschäftigten im Gesundheitswesen.

Die Abgeordneten fordern eine angemessene Repräsentanz in den
Verwaltungsräten der gesetzlichen Krankenkassen und den
Vertreterversammlungen der Kassenärztlichen und Kassenzahnärztlichen
Vereinigungen sowie den Spitzenverbänden der
Selbstverwaltungskörperschaften auf Bundesebene.

Die Einzelsachverständige Antje Kapinsky erklärte, es bestehe
dringender Handlungsbedarf. In Krankenhäusern und Arztpraxen, bei
Krankenkassen und Institutionen, seien Frauen zahlenmäßig stark
vertreten, jedoch würden Führungspositionen in den Organisationen und
Gremien des Gesundheitswesens überwiegend von Männern besetzt. In
wissenschaftlichen Studien werde der Zusammenhang zwischen dem
Frauenanteil in entscheidenden Positionen und den medizinischen
Entscheidungen klar belegt. Eine stärkere Beteiligung von Frauen führe
zu signifikant besseren Ergebnissen.

Der Arbeitgeberverband BDA erklärte, ein möglichst repräsentatives
Verhältnis von Frauen und Männern in der Selbstverwaltung sei
wünschenswert, sollte aber nicht durch eine Quote erzwungen werden,
zumal die Zulässigkeit von Quoten bei Wahlen verfassungsrechtlich
umstritten sei. Für einen höheren Anteil von Frauen in der sozialen
Selbstverwaltung wäre es hingegen hilfreich, die
Wählbarkeitsvoraussetzungen zu lockern und die Entscheidungsspielräume
zu stärken. Zudem sollte darauf hingewirkt werden, dass die mit den
Posten verbundene Gremienarbeit auch neben Beruf und Familie möglich
sei und Frauen nicht überfordere.

Auch der Spitzenverband der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV)
hält es für wesentlich, eine hinreichende Vereinbarkeit der
beruflichen oder ehrenamtlichen Anforderungen mit parallel bestehenden
Erziehungs- und Betreuungspflichten sicherzustellen. Dies gelte auch
für die Gewinnung von weiblichen Führungskräften und Vorständen und
zweiten Führungsebenen der Krankenkassen. So verfolge der
GKV-Spitzenverband mit seinem Gleichstellungsplan das Ziel, die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu verbessern.

Nach Angaben der Gewerkschaft verdi wird der Frauenanteil in den
Selbstverwaltungsgremien durch die Zusammensetzung konkurrierender
Listen entscheidend beeinflusst. Wenn eine Liste mit Frauenquote
aufgestellt sei, könne der Wahlerfolg anderer, männerdominierter
Listen im Ergebnis dazu führen, dass Frauen unterrepräsentiert sind.
So falle auf, dass die Arbeitgeber überwiegend männliche
Repräsentanten in die gemeinsam selbstverwalteten Gremien entsenden.

Die Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV) geht davon aus, dass sich
der Anteil der Ärztinnen weiter erhöhen wird und dies dazu führt, dass
sich auch mehr Frauen berufspolitisch engagieren und in den
Führungspositionen des Gesundheitswesens vertreten sein werden. Um
Frauen den Weg dorthin zu ebnen, müssten jedoch die Rahmenbedingungen
stimmen mit der Vereinbarkeit von familiären und beruflichen
Verpflichtungen. Eine starre Quote könnte Frauen als Makel anhängen.

 * 

2. Zahlen zu Nigerianern in Deutschland

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland sind laut Bundesregierung Mitte
vergangenen Jahres 15.296 nigerianische Staatsangehörige einer
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nachgegangen. Wie aus der
Antwort der Bundesregierung (19/10465) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/9198) weiter hervorgeht, lag die Zahl
sozialversicherungspflichtig Beschäftigter mit nigerianischer
Staatsangehörigkeit Mitte des Jahres 2014 noch bei 6.944 und stieg
über 8.019 Mitte des Jahres 2015 und 10.192 Mitte des Jahres 2016 auf
13.111 Mitte des Jahres 2017.

Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz erhielten Ende 2014
laut Vorlage 8.101 und Ende des Folgejahres 16.194. Ende 2016 waren es
der Antwort zufolge 21.870 und zwölf Monate später 22.780.
Entsprechende Zahlen für das vergangenen Jahr liegen laut
Bundesregierung noch nicht vor.

Die Zahl der Asylanträge nigerianischer Staatsangehöriger betrug den
Angaben zufolge 3.989 im Jahr 2014, 5.302 im Jahr 2015 und 12.916 im
Jahr 2016. Im Jahr 2017 lag sie danach bei 8.261 und im vergangenen
Jahr bei 11.073. Die Zahl der "aufhältigen Ausreisepflichtigen" belief
sich laut Vorlage Ende 2014 auf 2.420, Ende 2015 auf 2.897 und Ende
2016 auf 2.937. Ende 2017 betrug sie der Antwort zufolge 6.540 und
Ende vergangenen Jahres 9.641.

 * 

3. Zahl offener Haftbefehle

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Polizeilichen Informationssystem (Inpol-Z)
beziehungsweise im Schengener Informationssystem (SIS II) sind zum
Stichtag 28. März 2019 laut Bundesregierung 5.980 offene Haftbefehle
zu Personen mit politisch motiviertem Hintergrund ausgeschrieben
gewesen. Davon entfielen 657 auf die politisch rechts motivierte
Kriminalität und 141 auf die politisch links motivierte Kriminalität,
wie aus der Antwort der Bundesregierung (19/10482) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/9312) weiter
hervorgeht. Dem Phänomenbereich "politisch motivierte Kriminalität -
ausländische Ideologie" wurden danach 225 der Haftbefehle zugeordnet
und dem Phänomenbereich "politisch motivierte Kriminalität - religiöse
Ideologie" 4.503. 19 Haftbefehle entfielen den Angaben zufolge auf
"Spionage/Proliferation/Landesverrat" und 435 dem Phänomenbereich
"politisch motivierte Kriminalität - nicht zuzuordnen".

Bei dem dem jeweiligen Haftbefehl zugrunde liegenden Delikt handelt es
sich laut Vorlage nicht zwingend um eine politisch motivierte
Straftat. "Die Zuordnung der jeweiligen Person zu einem
(Phänomen-)Bereich der PMK erfolgt durch die datenbesitzende Stelle
unter Berücksichtigung der dort vorliegenden Erkenntnisse", heißt es
dazu in der Antwort weiter.

 * 

4. Christenfeindlich motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl christenfeindlich motivierter Straftaten
seit dem Jahr 2017 ist ein Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/10483) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/9644). Dazu
wurden der Vorlage zufolge die Jahresfallzahlen aus den Jahren 2017
und 2018 verwendet und für das Jahr 2019 in der BKA-Fallzahlendatei
"Lageauswertung Politisch motivierte Straftaten" (Lapos) das
Themenfeld "Christenfeindlich" mit Stand vom 25. April 2019 abgefragt.
"Bezüglich des Themenfeldes ergibt sich daraus eine Anzahl von 265
Straftaten", schreibt die Bundesregierung weiter. Mehrfachnennungen
seien möglich.

 * 

5. Antisemitische Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im ersten Quartal 2019 sind in Deutschland drei
Menschen infolge politisch motivierter Straftaten mit antisemitischem
Hintergrund verletzt worden. Alle drei Taten wurden dem
Phänomenbereich der politisch rechts motivierten Kriminalität
zugeordnet, wie aus der Antwort der Bundesregierung (19/10402) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/9874) weiter
hervorgeht.

Danach wurden von Anfang Januar bis Ende März dieses Jahres insgesamt
223 Straftaten mit antisemitischem Hintergrund gemeldet, darunter acht
Gewalttaten. Zu diesen 223 Straftaten wurden der Antwort zufolge
insgesamt 89 Tatverdächtige ermittelt. Laut Vorlage werden sich die
genannten Zahlen "aufgrund von Nachmeldungen und Korrekturen noch
(teilweise erheblich) verändern".

 * 

6. Bundesrat zu Einbürgerung bei Polygamie

Inneres und Heimat/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Mit mehr als einer Person verheiratete Ausländer
sollen nach dem Willen des Bundesrates vom Erwerb der deutschen
Staatsbürgerschaft ausgeschlossen werden. Dies geht aus der als
Unterrichtung durch die Bundesregierung (19/10518) vorliegenden
Stellungnahme des Bundesrates zum Regierungsentwurf eines "Dritten
Gesetzes zur Änderung des Staatsangehörigkeitsgsetzes" (19/9736)
hervor.

Darin schreibt der Bundesrat, dass der über die Einbürgerung bewirkte
Zugang zum Staatsvolk "bestimmte Anforderungen an die Identifikation
mit dem bestehenden Gemeinwesen" aufstelle, die nicht erfüllt seien,
"wenn der Einbürgerungsbewerber mit einem weiteren oder mehreren
Ehegatten verheiratet ist". Der Grundsatz der Einehe sei in
Deutschland verfassungs- und strafrechtlich verankert. Dies gebiete
dessen Beachtung durch einen Einbürgerungsbewerber und hindere "den
Anspruch auf Einbürgerung daher auch dann, wenn die Doppelehe im
Ausland wirksam geschlossen worden ist und auch nicht gegen deutsches
Strafrecht verstößt".

In ihrer ebenfalls in der Unterrichtung enthaltenen Gegenäußerung sagt
die Bundesregierung zu, den Vorschlag des Bundesrates im weiteren
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen. Ferner führt die Bundesregierung
aus, die Auffassung des Bundesrates zu teilen, "dass aufgrund des
verfassungs- und strafrechtlich besonders geschützten Grundsatzes der
Einehe eine Aufnahme in den deutschen Staatsverband ausgeschlossen
sein muss, wenn der Einbürgerungsbewerber polygam in einer Viel- oder
Mehrehe lebt".

 * 

7. Bundesrat will umfassende Kostenangaben

Inneres und Heimat/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Als Unterrichtung durch die Bundesregierung
(19/10506) liegt die Stellungnahme des Bundesrates zu dem
Regierungsentwurfs "eines Zweiten Gesetzes zur besseren Durchsetzung
der Ausreisepflicht" (19/10047) vor. Darin dringt der Bundesrat unter
anderem darauf, "im weiteren Gesetzgebungsverfahren die den Ländern
und Kommunen entstehenden Kosten umfassend darzulegen". Zur Begründung
verweist er darauf, dass die Konkretisierung und Ergänzung fehlender
Angaben zum Erfüllungsaufwand der Verwaltung laut Gesetzentwurf durch
Nacherfassung bis Ende August 2019 erfolgen und dem Normenkontrollrat
(NKR) übermittelt werden solle. Dies sei aus Sicht der Länder nicht
ausreichend.

Dagegen schreibt die Bundesregierung in ihrer ebenfalls in der
Unterrichtung enthaltenen Gegenäußerung, dass sie an der avisierten
Konkretisierung und Ergänzung von Angaben zum Erfüllungsaufwand der
Verwaltung durch Nacherfassung bis Ende August 2019 festhalten wolle.
Damit stünden die Angaben "in zeitlichem Zusammenhang mit dem zu
erwartenden Inkrafttreten des Gesetzes zur Verfügung".

 * 
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BUNDESTAG/8511: Heute im Bundestag Nr. 654 - 05.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 654

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Juni 2019, Redaktionsschluss: 15.46 Uhr

1. Gesetzespaket zu Migrationspolitik

2. Experten wollen Target-System beibehalten

3. FDP fordert freie Fahrt für Angler



1. Gesetzespaket zu Migrationspolitik

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Der Innenausschuss hat den Weg für ein Gesetzesbündel der
Regierungskoalition zur Ausländerpolitik frei gemacht. Mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD verabschiedete das Gremium am
Mittwoch insgesamt fünf Gesetzentwürfe der Bundesregierung zumeist in
modifizierter Fassung, die am Freitag zur Schlussabstimmung auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums stehen.

Zu dem Paket gehört unter anderem der Entwurf eines "Zweiten Gesetzes zur
besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht" (19/10047). Wie die
Bundesregierung darin ausführt, kommt eine "hohe Zahl vollziehbar
Ausreisepflichtiger" nicht der Verpflichtung nach, Deutschland zu
verlassen. Diese müsse gegebenenfalls im Wege der Abschiebung durchgesetzt
werden.

Ziel des Gesetzentwurfes ist es der Begründung zufolge, "die
Zuführungsquote zu Rückführungsmaßnahmen deutlich zu erhöhen". Dazu sollen
unter anderem die Voraussetzungen der Abschiebungshaft verändert werden. So
ist laut Bundesinnenministerium vorgesehen, die Voraussetzungen für
Sicherungshaft abzusenken, um ein Untertauchen zu verhindern. Ferner soll
den Angaben zufolge die sogenannte Vorbereitungshaft auf Gefährder
ausgeweitet werden. Neu eingeführt werden soll zudem eine
"Mitwirkungshaft". Sie soll eine Vorführung aus der Haft ermöglichen, wenn
der Ausländer bestimmten Anordnungen zur Mitwirkung bei der
Identitätsklärung keine Folge leistet. Darüber hinaus enthält der
Gesetzentwurf eine Klarstellung im Rahmen des Ausreisegewahrsams, dass das
Kriterium Fluchtgefahr nicht vorliegen muss.

Zusätzlich zu den "bisherigen knapp 487 speziellen Abschiebungshaftplätzen"
sollen zudem durch ein vorübergehendes Aussetzen des Trennungsgebots von
Abschiebungs- und Strafgefangenen bis zu 500 weitere Plätze in
Justizvollzugsanstalten für den Vollzug der Abschiebungshaft genutzt werden
können, wie aus dem Gesetzentwurf weiter hervorgeht.

Darüber hinaus soll einem Ausländer nach Ablauf der Frist zur freiwilligen
Ausreise der Termin einer geplanten Abschiebung nicht angekündigt werden
dürfen, um ein Untertauchen des Betreffenden zu verhindern. Informationen
zum konkreten Ablauf einer Abschiebung werden in dem Gesetzentwurf
strafrechtlich als Geheimnis eingestuft. Machen Amtsträger oder "besonders
verpflichtete Personen" dem Abzuschiebenden oder Dritten solche
Informationen zugänglich, können sie sich demnach strafbar machen und
andere Personen wegen Anstiftung oder Beihilfe belangt werden.

Eingeführt werden soll laut Vorlage auch eine neue Duldungskategorie "für
Personen mit ungeklärter Identität". Sie soll Ausreisepflichtigen erteilt
werden, deren Abschiebung aus von ihnen zu verantwortenden Gründen nicht
vollzogen werden kann, etwa weil sie ihrer Passbeschaffungpflicht nicht
nachkommen oder über ihre Identität oder Staatsangehörigkeit täuschen. Die
Betreffenden sollen den Angaben zufolge keine Erwerbstätigkeit aufnehmen
dürfen; auch soll eine Wohnsitzauflage ausgesprochen werden können.

Außerdem soll die Verletzung von Mitwirkungspflichten während des
Asylverfahrens künftig in größerem Umfang als bisher zu
Leistungseinschränkungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz führen
können. Des Weiteren ist eine Überarbeitung des Ausweisungsrechts geplant,
mit der "auch Sozialleistungsbetrug und Verstöße gegen das
Betäubungsmittelgesetz zu einer Ausweisung führen können, soweit diese zu
einer rechtskräftigen Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von mindestens
einem Jahr geführt haben".

Asylbewerber, bei denen feststeht, dass Deutschland nicht für die Prüfung
des Asylantrags zuständig ist, und deren Überstellung durchgeführt werden
kann, sollen nach dem Willen der Bundesregierung künftig nur noch Anspruch
auf eingeschränkte Leistungen haben. "Vollziehbar ausreisepflichtige
Ausländer, denen bereits in einem anderen EU-Mitgliedstaat internationaler
Schutz zuerkannt wurde, der fortbesteht, haben nur noch Anspruch auf
Überbrückungsleistungen", heißt es in der Vorlage weiter.

Mit den Stimmen von CDU/CSU und SPD nahm der Ausschuss zudem einen
Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen an, wonach zur Ergreifung eines
abzuschiebenden Ausländers dessen Wohnung von der zuständigen Behörde
betreten werden kann. Auch soll ein ausreisepflichtiger Ausländer in
Ausreisegewahrsam genommen werden können, wenn er die Frist zur Ausreise um
mehr als 30 Tage überschritten hat. Ferner vorgesehen ist unter anderem,
dass erwachsene Asylbewerber ohne Kinder bis zu eineinhalb Jahren in
Erstaufnahmeeinrichtungen wohnen sollen.

In der Ausschusssitzung betonte die CDU/CSU-Fraktion, mit den Änderungen
werde ein guter Gesetzentwurf der Bundesregierung noch besser. Damit würden
die Möglichkeiten der Rechtdurchsetzung bei Abschiebungen verbessert.

Die SPD-Fraktion warb dafür, den Gesetzentwurf im Zusammenhang mit den
weiteren Vorlagen des Gesamtpaketes zu betrachten, zu dem auch Regelungen
etwa zur Einwanderung von Fachkräften aus Drittstaaten zählen.

Die AfD-Fraktion äußerte Kritik an einer Reihe von Einzelregelungen des
Gesetzesentwurfs. Unter anderem monierte sie dabei, dass einzelne
Bestimmungen widersprüchlich seien.

Die FDP-Fraktion bescheinigte der Vorlage, auch Verbesserungen zu
enthalten. Dennoch sei sie kein "Musterbeispiel guter Gesetzgebung" und
bleibe Stückwert. "Das ist zu wenig", bemängelte die Fraktion.

Die Fraktion Die Linke beklagte, dass das Vorhaben der Regierungskoalition
"drastische" Gesetzesverschärfungen beinhalte. Betroffen davon seien die
Schwächsten der Gesellschaft.

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen verurteilte den Gesetzentwurf ebenfalls
scharf. Sie kritisierte, die Vorlage der Regierungskoalition stoße nicht
nur auf verfassungsrechtliche Bedenken.

Zu dem vom Ausschuss verabschiedeten Gesetzespaket, über das der Bundestag
am Freitag abschließend berät, gehören auch die Regierungsentwürfe eines
Fachkräfteeinwanderungsgesetzes (19/8285), eines Gesetzes über Duldung bei
Ausbildung und Beschäftigung (19/8286) und eines Zweiten
Datenaustauschverbesserungsgesetzes (19/8752), zu denen der Innenausschuss
jeweils Änderungsanträge der Koalitionsfraktionen annahm, sowie der
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Entfristung des Integrationsgesetzes
(19/8692). Den beiden letztgenannten Vorlagen stimmten im Ausschuss neben
den Koalitionsfraktionen auch die AfD zu.

 * 

2. Experten wollen Target-System beibehalten

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Sachverständige, Bankenverbände und die Deutsche
Bundesbank haben zu mehr Gelassenheit in der Diskussion um die sogenannten
Target2-Salden im Europäischen Währungssystem aufgerufen. In einer
öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses am Mittwoch unter Leitung der
Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP) erklärte Isabel Schnabel,
Professorin für Finanzmarktökonomie an der Universität Bonn und Mitglied
des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung: "Unserer Meinung nach sind keine umfassenden Reformen des
Target-Systems erforderlich, da von diesem System keine wesentlichen
Risiken für den deutschen Steuerzahler ausgehen." Die Diskussion über die
Target-Salden sei durch Missverständnisse und Fehldarstellungen geprägt,
was zu einer Überschätzung der Risiken aus den Target-Salden in der
deutschen Öffentlichkeit geführt habe, beklagte die Wissenschaftlerin, die
erwartet, dass sich die Target-Salden im Zuge einer weniger expansiven
Geldpolitik weiter reduzieren werden.

Grundlage der Anhörung waren zwei Anträge von Oppositionsfraktionen. So
will die FDP-Fraktion (19/6416) durch eine Vertiefung der europäischen
Kapitalmarktunion eine Verringerung der Target-Salden in der Eurozone
erreichen. Die deutschen Forderungen innerhalb des Systems würden sich
derzeit auf rund 900 Milliarden Euro belaufen, während einzelner
Schuldnerländer teilweise Verbindlichkeiten von mehr als 400 Milliarden
Euro hätten. Die FDP-Fraktion fordert, dass Banken für das Halten von
Staatsanleihen Eigenkapital vorhalten müssen; die Verbindung von Staaten
und Banken soll durch Großkreditobergrenzen begrenzt werden. Die 
AfD-Fraktion fordert in ihrem Antrag (19/9232) eine umfassende Besicherung von
Target-Forderungen durch Vermögensgegenstände inklusive Gold und
Goldforderungen. Damit sollen insbesondere die sich aus den 
Target-Forderungen der Bundesbank ergebenden Risiken abgesichert werden. Durch
Vermeidung einer Insolvenz beziehungsweise einer bilanziellen
Überschuldungssituation der Bundesbank sollen so Einnahmeausfälle oder
Nachschusspflichten für den Bundeshaushalt vermieden werden.

Schnabel bezeichnete die dem AfD-Antrag zugrundeliegenden Analysen als
fehlerhaft. So würden unter anderem Brutto- und Nettogrößen verglichen. Zu
den in beiden Anträgen vorhandenen Warnungen vor den Folgen des Austritts
eines Eurolandes aus der Währungsunion sagte Schnabel, dies sei der
"Ausfall" einer "Forderung", die die Deutsche Bundesbank zu nichts
berechtige. Da die "Forderung" die Deutsche Bundesbank zu nichts
berechtige, hätte dieser Ausfall selbst keine betriebswirtschaftlichen
Folgen. Der Wert der "Forderung" sei Null, so Schnabel. Dirk Ehnts
(Technische Universität Chemnitz) bezeichnete Target2-Salden als reine
Buchungsposten, aber keine Schulden. Daher müssten diese auch nicht mit
Sicherheiten unterlegt werden.

Wie Schnabel erklärte auch die Deutsche Bundesbank in ihrer Stellungnahme
die Entwicklung der Target-Salden seit 2015 nicht zuletzt mit den Effekten
der technischen Abwicklung der Wertpapierankauf-Programme. Zu Target2
selbst hieß es in der Bundesbank-Stellungnahme, dieses System sichere den
freien Fluss von Zentralbankgeld im gesamten Euroraum und unterstütze damit
die Transmission der Geldpolitik, gut funktionierende Finanzmärkte, die
Wirtschaftstätigkeit und die Finanzstabilität. "Es ist daher ein
unverzichtbarer Bestandteil unserer Währungsunion", so die Bundesbank, die
eine Besicherung der Target2-Salden zum Beispiel mit Gold als unnötig
bezeichnete.

In der Stellungnahme von drei großen Bankenverbänden hieß es, seit dem Ende
der Nettokäufe von Staatsanleihen durch die Europäische Zentralbank im
Dezember 2018 hätten sich auch die Target-Salden wieder leicht
zurückgebildet. "Unmittelbarer Reformbedarf für den grundsätzlichen Umgang
mit den Target2-Salden ergibt sich aus Sicht der tragenden Säulen der
deutschen Kreditwirtschaft daher nicht, hieß es in der gemeinsamen
Stellungnahme des Deutschen Sparkassen- und Giroverbands, des
Bundesverbands der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken sowie des
Bundesverbands öffentlicher Banken Deutschlands. Ähnlich argumentierte der
Bundesverband deutscher Banken, der die Target2-Salden als eine Art
eingebauter Stabilisator für Zahlungsbilanzprobleme bezeichnete.

Gerhard Schick (Bürgerbewegung Finanzwende) kritisierte, es sei zu lange
der Eindruck erweckt worden, dass es eine innereuropäische Umverteilung
gebe. Das stimme aber nicht. Als zentrale Herausforderung bezeichnete es
Schick, dass man sich elf Jahre nach der Finanzkrise immer noch mit der
Stabilität von Banken befassen müsse.

Stefan Kooths vom Institut für Weltwirtschaft in Kiel erklärte, es habe
eine massive Zahlungsbilanzfinanzierung durch das Eurosystem stattgefunden.
Dabei seien Marktmechanismen außer Kraft gesetzt worden. Um der 
Target2-Problematik wirksam zu begegnen, müsse die Widerstandsfähigkeit der
Geschäftsbanken im Euroraum und insbesondere die nationale Segmentierung
der Bankenmärkte überwunden werden. Hierzu gehören erster Linie, den Nexus
zwischen Geschäftsbanken und Solvenz der Staaten ihrer jeweiligen
Sitzländer zu überwinden.

Nach Ansicht von Professor Philipp Bagus müssen die Target2-Forderungen
ökonomisch gesehen als Geschenke betrachtet werden, da ein Kredit ohne
Laufzeit ein Geschenk sei. Die Target2-Forderungen würden auch keine
deutschen Ersparnisse darstellen, weil sie nicht einbringbar seien. "Wem
die Interessen der deutschen Bürger, vor allem Sparer und Geldnutzer,
zweitrangig sind und wer in erster Linie an der Verwirklichung einer
Transferunion interessiert ist, für den sind die monetäre Umverteilung und
die Target2-Salden ohnehin unproblematisch", erklärte Bagus mit Blick auf
die anderen Stellungnahmen. Als Verbesserung des AfD-Antrages empfahl er,
nur noch Gold und Goldforderungen als Sicherheit zuzulassen und am besten
gleich einen "Goldeuro" einzuführen.

Ein Sprecher der CDU/CSU-Fraktion kritisierte massiv, dass die Europäische
Zentralbank ihre Teilnahme an der öffentlichen Anhörung kurzfristig
abgesagt habe.

 * 

3. FDP fordert freie Fahrt für Angler

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung dazu auf,
Angler den Jägern, Imkern und berufsmäßigen Fischern gleichzustellen. Dazu
legen die Abgeordneten einen Antrag (19/10617) vor, der Anglern im Besitz
eines gültigen Fischereischeins bei der Ausübung ihrer Tätigkeit erlauben
soll, die Zusatzzeichen Z 1026-36 "Landwirtschaftlicher Verkehr frei" und Z
1026-38 "Land- und forstwirtsch. Verkehr frei" zu passieren. Die Liberalen
begründen die Forderung damit, dass Angelvereine und ihre Mitglieder viel
für den angewandten Naturschutz leisten würden. Viele Gewässer wären ohne
Angler in einem schlechten Zustand. Angler sollen deshalb bei der Ausübung
ihrer Tätigkeit in Zukunft ebenfalls unter den fischereiwirtschaftlichen
Verkehr und damit den landwirtschaftlichen Verkehr im Sinne des
Straßenverkehrsrechts fallen.

 * 
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BUNDESTAG/8510: Heute im Bundestag Nr. 653 - 05.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 653

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Juni 2019, Redaktionsschluss: 15.16 Uhr

1. FDP will Änderung bei Frequenzvergabe

2. Pflege der Gräber von Kriegsverbrechern

3. Kryptoassets noch kein Risiko



1. FDP will Änderung bei Frequenzvergabe

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die FDP-Fraktion will das Auktionsdesign für die Vergabe
von Mobilfunkfrequenzen ändern. In einem Antrag (19/10618), der am
Donnerstag auf der Tagesordnung des Bundestages steht, schlagen die
Liberalen vor, das bisherige Versteigerungsverfahren um eine zweite
Versteigerungsstufe zu ergänzen, in der explizit die Abdeckung der "weißen
Flecken" im Fokus steht.

Das Auktionsdesign für die nächste Frequenzvergabe solle dann auf zwei
Runden basieren. In der ersten Runde sollen laut FDP-Fraktion die
Frequenzen der Gebiete, in denen sich ein marktwirtschaftlicher Ausbau
lohnt, wie bisher unter Wettbewerbs- und Ausbauauflagen versteigert werden.
In einer zweiten Runde sollen die dabei erzielten Erlöse der Vorlage
zufolge effektiv in einer Lückenschluss-Auktion für den Ausbau der
Mobilfunknetze verwendet werden.

Über Negativauktionen, die die Bundesnetzagentur jeweils getrennt für die
betroffenen Gebiete durchführt, solle ermittelt werden, welche Unternehmen
jeweils mit den niedrigsten Fördermitteln für die notwendige Abdeckung mit
Mobilfunk sorgen können. Die Bundesnetzagentur, so wird gefordert, solle
daher mithilfe der Versorgungskarte weiße Flecken identifizieren und diese
einzeln oder in Clustern in einer Negativauktion versteigern, in der
derjenige Bieter den Zuschlag bekommt, der für die Versorgung am wenigsten
Unterstützung verlangt.

Der Anbieter, der als erster bereit ist, für den geringsten Betrag diesen
weißen Fleck abzudecken, soll aber nicht aus Steuermitteln, sondern aus dem
Erlös der ersten Auktionsrunde gefördert werden, schlagen die Abgeordneten
vor. "So können weiße Flecken zu den geringstmöglichen Kosten abgedeckt
werden, und es erfolgt eine effiziente, nachfrageorientierte
Mittelvergabe", heißt es in dem Antrag.

Weiter fordern die Liberalen, Frequenzen, die zur Flächendeckung besonders
geeignet sind und die die Anzahl derjenigen Regionen reduzieren, in denen
eine zweite Versteigerungsrunde nötig ist, schnellstmöglich zur Verfügung
zu stellen. Dazu solle mit den Ländern über eine dritte Digitale Dividende
aus dem Rundfunkspektrum verhandelt werden.

 * 

2. Pflege der Gräber von Kriegsverbrechern

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Der Erhalt und die Pflege der Gräber von SS- und
Wehrmachtsangehörigen im In- und Ausland, die sich mutmaßlich oder
erwiesenermaßen schweren Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit schuldig gemacht haben, sollen nach Aussage der
Bundesregierung dazu dienen, die Erinnerung an die Gräuel des Zweiten
Weltkrieges und ihre Täter ebenso wie die schrecklichen Folgen von Krieg
und Gewaltherrschaft wachzuhalten. Dies teilt sie in ihrer Antwort
(19/10407) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/9607) mit.
Dass diese Toten dort ruhen, sei den Regierungen der jeweiligen Länder
bekannt und es werde darüber auch öffentlich - etwa durch
Informationstafeln und Hinweisschilder - informiert. Der Volksbund Deutsche
Kriegsgräberfürsorge, der für die Pflege der Kriegsgräber im Ausland
zuständig ist, sei zudem dabei, in einem Pilotprojekt 19 ausgewählte
Kriegsgräberstätten mit edukativen Elementen auszustatten, die Besucher
über das Kriegsgeschehen vor Ort und die Schicksale der dort ruhenden Toten
informieren. Nach Abschluss des Pilotprojektes sollen weitere
Kriegsgräberstätten zu Lernorten entwickelt werden. Nach Angaben des
Volksbunds gehörten rund zehn Prozent der geschätzt zwei Millionen auf
deutschen Kriegsgräberstätten ruhenden Toten des Zweiten Weltkriegs der SS
an.

Für seine Arbeit erhält der Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge
jährliche Zuwendungen vom Auswärtigen Amt im Wege der
Fehlbedarfsfinanzierung. Die fiskalische Verantwortung für die Kriegsgräber
im Inland liegt hingegen in der Hand des Bundesfamilienministeriums, das
jährliche Pauschalen an die Bundesländer weitergibt, die für den Erhalt und
die Pflege der Gräber zuständig sind.

 * 

3. Kryptoassets noch kein Risiko

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das internationale Financial Stability Board sieht in
Kryptoassets derzeit kein wesentliches Risiko für die globale
Finanzstabilität. Dies teilt die Regierung in der Antwort (19/10454) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9937) mit. Angesichts der
Geschwindigkeit der Marktentwicklung sei jedoch eine aufmerksame
Überwachung erforderlich. Derzeit bewege sich der weltweite Umfang der
Geldwäsche durch Kryptowerte im unteren einstelligen Prozentbereich des
Gesamtumfang der weltweiten Geldwäsche.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1867: Regierungspressekonferenz vom 5. Juni 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Regierungspressekonferenz vom 5. Juni 2019

Themen: Wohnungslosenstatistik, Forderung Griechenlands nach
Verhandlungen über Reparationen, Zahlungen und Leistungen nach dem
Bundesversorgungsgesetz, City-Maut, Nutzung von Daten von
Smart-Home-Geräten als Beweismittel vor Gericht, Ausstieg aus der
Kohleförderung in Deutschland, Neubesetzung des Amtes des 
EU-Kommissionspräsidenten, Medienberichte über Missstände des 
Bundeswehr-Dienstleisters BwFuhrpark, Reform der Düngemittelverordnung, Luft- und
Seeblockade der Vereinigten Arabischen Emirate, von Saudi-Arabien, Bahrain
und Ägypten gegen Katar


Sprecher: SRS'in Fietz, Schneider (BMAS), Schmidt (BMI), Breul (AA),
Schneider (BMAS), Strater (BMVI), Kall (BMJV), Fichtner (BMU), Baron
(BMWi), Flosdorff (BMVg), Bürgelt (BMEL)



Vorsitzender Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in Fietz
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Meine Frage geht sowohl an die Bundesregierung als auch an das
Ministerium für Arbeit und Soziales und an das Innenministerium: Warum gibt
es keine nationale Wohnungslosenstatistik und auch kein nationales Konzept
gegen Wohnungs- und Obdachlosigkeit? Andere Länder in Europa machen das
besser.

Schneider: Ich kann gerne starten. Festzuhalten ist, glaube ich, zunächst
einmal, dass Wohnungslosigkeit eine besonders schwere Form von Armut und
sozialer Ausgrenzung ist, die jedenfalls nach unserem Verständnis mit einem
menschenwürdigen Dasein nicht vereinbar ist. Das, was Sie sagen, ist
korrekt: Es gibt derzeit keine bundesweite Statistik. Die wird aber
vorbereitet, da die Einschätzungen über die Größenordnung des Problems
tatsächlich weit auseinanderliegen. Es gab bisher ja Schätzungen, es gab
auch Statistiken diverser Bundesländer - Sie haben es angesprochen. Die
sind miteinander aber nicht vergleichbar, und das gehen wir jetzt an. Das
heißt, die Bundesregierung strebt tatsächlich diese bundesweite Erhebung
von Daten zum Ausmaß und zur Struktur von Wohnungslosigkeit an, um eine
fundierte Basis zu haben, auf der dann sozialpolitische Maßnahmen ergriffen
werden können.

Zusatzfrage: Wenn Sie sagen, Sie streben das an: Gibt es dazu einen
Zeithorizont? Noch in diesem Jahr, oder erst im kommenden Jahr?

Schneider: In der Tat ist es so, dass wir an einem Gesetzentwurf zur
Einführung einer solchen Statistik arbeiten, und der Gesetzentwurf soll
demnächst vorgelegt werden.

Schmidt: Ich möchte zunächst einmal noch darauf hinweisen, dass aus unserer
Sicht die Ursachen für Wohnungslosigkeit sicherlich sehr vielschichtig
sind. Das heißt, Wohnungslosigkeit geht häufig einher sowohl mit familiären
Schwierigkeiten, mit Suchtproblemen oder mit Erkrankungen, und beruht damit
aus unserer Sicht nicht nur auf einem Mangel an Wohnungen. Die Bekämpfung
von Wohnungslosigkeit ist daher eine sozialpolitische Aufgabe von
allgemeinem Rang und macht konkrete Hilfestellung für die Betroffenen in
ihrer schwierigen Lebenslage erforderlich. Gleichwohl sind natürlich auch
Engpässe auf den Wohnungsmärkten und hieraus folgende Mietsteigerungen
insbesondere in Großstädten und prosperierenden Regionen ein Faktor, der
die Wohnungssuche erschwert.

Ich möchte darauf hinweisen, dass der Bund im Rahmen der gemeinsamen
Wohnraumoffensive von Bund, Ländern und Kommunen erhebliche finanzielle
Mittel bereitstellt, die dem Kampf gegen Wohnungslosigkeit zugutekommen. So
wurden die sogenannten Kompensationsmittel des Bundes im Bereich der
sozialen Wohnraumförderung mehrfach aufgestockt und auf über je 1,5
Milliarden Euro für die Jahre 2018 und 2019 gesteigert. Für die Jahre 2020
und 2021 sind Finanzhilfen von ca. 2 Milliarden Euro vorgesehen, die von
den Ländern aufgestockt werden können. Damit steht ein beachtlicher
Investitionsetat zur Verfügung. Die Länder entscheiden selbst, wie diese
Mittel konkret für den sozialen Wohnungsbau verwendet werden - etwa auch,
ob ein Teil der Sozialwohnungen mit der Maßgabe gefördert wird, dass sie
gezielt Wohnungslosen zur Verfügung gestellt werden. Die Stärkung des
sozialen Wohnungsbaus insgesamt verbessert generell die Rahmenbedingungen
für die Schaffung und Erhaltung bezahlbarer Wohnungen. Davon profitieren
auch Wohnungslose.

Zusatzfrage: Eine Zusatzfrage noch - und die geht dann doch an Frau Fietz,
glaube ich -: Braucht es ein nationales Konzept?

SRS'in Fietz: Es ist der Bundesregierung durchaus bewusst, dass der Bedarf
an bezahlbarem Wohnraum sehr groß ist - was vor allen Dingen für die Städte
und Ballungsräume gilt - und dass Mieten und Immobilienpreise gerade die
Bezieher unterer und mittlerer Einkommen zunehmend belasten. Sie wissen
aber auch, dass die Bundesregierung ein breites Maßnahmenpaket aufgelegt
hat, um diesem Problem zu begegnen. Deshalb gibt es ja die Offensiven, die
jetzt beispielsweise beim Wohngipfel angestoßen worden sind und die die
Ressorts jetzt mit Nachdruck verfolgen.

Schneider: Ich würde gerne noch ganz kurz ergänzen, und zwar insofern, als
ich gerne noch darauf hinweisen würde, dass die Kommunen verpflichtet sind,
unfreiwillige Wohnungslosigkeit zumindest vorübergehend zu lindern und
entsprechend eben auch Wohnungen zur Verfügung zu stellen. Es gibt da also
durchaus auch eine Pflicht.

Was die Gründe anbelangt, kann ich vielleicht noch ergänzen, dass das BMAS
seit 2017 ein Forschungsvorhaben fördert, und zwar der Gesellschaft für
innovative Sozialforschung und Sozialplanung. Da geht es eben auch um die
Frage der Entstehung und der Ursachen und auch um die Frage, wie sich
Wohnungslosigkeit beheben lässt. Dazu werden wir diesen Sommer einen
Abschlussbericht erwarten.

Frage: Eine Frage an das Außenministerium: Griechenland hat Deutschland
gestern eine diplomatische Verbalnote geschickt und fordert offizielle
Verhandlungen über Kriegsreparationen. Wissen Sie das, und was sagen Sie
dazu?

Breul: Ich kann Ihnen bestätigen, dass wir gestern eine Verbalnote erhalten
haben; die hat der griechische Botschafter im Auswärtigen Amt übergeben.
Den Inhalt prüfen wir derzeit, ebenso die Resolution des griechischen
Parlaments zu diesem Thema, die Ihnen bekannt ist. Eine Verbalnote ist
grundsätzlich eine Art der vertraulichen Kommunikation, daher werde ich
mich zum genauen Inhalt hier nicht weiter äußern können.

Frage: Herr Breul, zum genauen Inhalt vielleicht nicht, aber zu der
Position der deutschen Regierung zu diesem Thema vielleicht doch, oder?

Breul: Ja, ich glaube, das hat Herr Seibert hier schon getan - ich meine,
es war irgendwann Ende April -, und an dieser grundsätzlichen Position hat
sich nichts geändert.

Zusatzfrage: Zu dieser Position der deutschen Regierung gehört die
Äußerung, dass dieses Thema schon abgeschlossen worden sei, und dazu gehört
auch das Thema der Zwangsanleihe, die Deutschland in Griechenland während
der deutschen Besatzung im Zweiten Weltkrieg genommen hat. Diese
Zwangsanleihe damals war ein bilateraler Vertrag zwischen der Reichsbank
und der griechischen Bank, und die Frage ist: Warum gehört das auch zu
diesem Topf von Kriegsreparationen, wobei zwei Raten allerdings schon
zurückgezahlt worden sind?

Breul: Ich kann dazu nur sagen, dass auch die Frage der Anleihe keine neue
ist und unserer Meinung nach - ich kann es gerne wiederholen - über 70
Jahre nach dem Kriegsende und mehr als 25 Jahre nach dem 
Zwei-plus-Vier-Vertrag die Reparationsfrage rechtlich und politisch abgeschlossen ist.

Frage: Das war der erste offizielle Schrieb von Griechenland. Ist eine
offizielle Antwort von Deutschland nicht angebracht?

Breul: Wie gesagt, das ist eine Verbalnote, die gestern eingegangen ist.
Die werden wir prüfen. Manche Verbalnoten bedürfen einer Antwort, andere
bedürfen es nicht. Da wage ich heute keine Prognose.

Frage: Nun wollen Sie nicht zum Inhalt der griechischen Verbalnote
eingehen, aber das griechische Außenministerium hatte eine Erklärung
abgegeben und gibt den Inhalt der Verbalnote wieder, nämlich die Forderung,
dass Griechenland mit Deutschland in Gespräche eintritt, was die Forderung
nach Wiedergutmachung, nach Reparationszahlungen, und die Zwangsanleihe
während der Besatzungszeit betrifft.

Das vierte Thema - vielleicht können Sie mir da eine Antwort geben, Frau
Fietz - ist das Thema von Raubkunst, also geraubten griechischen
Kulturgütern. Was ist denn die grundsätzliche deutsche Haltung dazu?

SRS'in Fietz: Lassen Sie mich bitte noch einmal ganz grundsätzlich sagen -
was Herr Seibert hier an dieser Stelle auch schon gesagt hat -, dass sich
Deutschland seiner historischen Verantwortung auf jeden Fall bewusst ist
und dass wir um die große Schuld und um das große Leid wissen, dass
Deutschland und Deutsche zuzeiten des Nationalsozialismus über Griechenland
gebracht haben. Die Lehre, die wir daraus ziehen, ist, alles daranzusetzen,
dass Deutschland und Griechenland als Freunde und Partner gute Beziehungen
haben und dass sie sich gegenseitig zum Wohl beider Länder unterstützen.
Das ist erst einmal das Grundsätzliche. Was das Juristische anbelangt, ist
die deutsche Position hier auch klargestellt worden.

Was das Kunstthema anbelangt, gilt natürlich auch grundsätzlich, dass man
im guten Einvernehmen miteinander handeln möchte. Details kann ich Ihnen
dazu an dieser Stelle allerdings nicht nennen.

Frage: Vor ein paar Monaten ist eine Initiative namens "Respekt für
Griechenland" ins Leben gerufen worden. Das sind allein deutsche namhafte
Politiker, Historiker und Künstler, die einen Dialog mit Griechenland
fordern und eine Lösung vorschlagen. Dazu gehört auch die Entschädigung der
griechischen Juden sowie auch Infrastrukturprojekte in Orten, an denen
Gräueltaten passiert sind, und auch die sogenannte Zwangsanleihe. Wie steht
die Bundesregierung dazu? Hat sie davon Notiz genommen? Kennt sie diese
Initiative? Das ist eine rein deutsche Initiative.

Breul: Zu dieser konkreten Initiative bin ich jetzt hier an dieser Stelle
nicht sprechfähig; da mache ich mich gerne noch einmal schlau, wie das
unsere Experten im Haus sehen.

Ich möchte aber noch einmal betonen: Natürlich setzen wir auf den Dialog
mit Griechenland, natürlich stehen wir zu unserer politischen und
moralischen Verantwortung für die Verbrechen im Zweiten Weltkrieg; das ist
keine Frage. Uns ist nur wichtig, den Aspekt zu betonen, dass die Frage der
Reparationen politisch und rechtlich abgeschlossen ist. Das schließt
natürlich nicht aus, dass wir auch weiter daran arbeiten, etwa eine
gemeinsame Erinnerungskultur zu entwickeln und sichtbare Zeichen der
Versöhnung zu setzen. Wir haben zum Beispiel einen Deutsch-Griechischen
Zukunftsfonds eingerichtet, mit dem wir Projekte vorantreiben wollen, die
auf eine gemeinsame gute Zukunft der beiden Länder abzielen.

Es ist also nicht so, dass wir hier einfach das wiederholen, was wir immer
gesagt haben, und damit ist Schluss. Nein, wir stehen zum Dialog, wir
stehen zur Zusammenarbeit, und dabei soll es auch bleiben.

Frage: Herr Breul, in einem Bericht der Onlineausgabe einer auflagenstarken
deutschen Zeitung habe ich das gestern gelesen. Da beruft man sich auf das
Auswärtige Amt, und es heißt, dass mit der Verbalnote gestern auch der
Bericht des griechischen Parlaments - ich weiß nicht, 300 Seiten oder so -
übergeben worden sei - es war aber recht missverständlich, ob das
tatsächlich geschehen ist - und dass Sie eben Zeit bräuchten, um sich über
diesen Bericht kundig zu machen. Kann es denn sein, dass dieser Bericht,
der 2016 fertiggestellt wurde und schon im letzten Jahr in Griechenland
online zu lesen war, von der diplomatischen Vertretung in Athen dem Amt
nicht übermittelt wurde?

Breul: Doch. Ich glaube, Sie beziehen sich da auf eine Passage, in der wir
darauf hingewiesen haben, dass uns die griechische Übersetzung des
Parlamentsbeschlusses nicht vorliegt. Das heißt nicht, dass wir nicht
verstehen würden, was da drinsteht, sondern dass es, da es da auch um
rechtsförmliche Fragen geht, eigentlich nicht an uns ist, diese Übersetzung
zu tätigen. Es ist vielmehr eine Sache des griechischen Parlaments oder
aber der griechischen Regierung, uns sozusagen eine rechtsgültige,
rechtsförmliche Übersetzung mitzuliefern. Das war sozusagen nur ein
technischer Hinweis, und das soll nicht bedeuten, dass wir die Vorgänge in
Griechenland nicht aufmerksam verfolgen würden und entsprechend auch Texte
wahrnehmen, die verabschiedet werden.

Frage: Meine Frage geht an Frau Schneider. Es geht um die deutsche Rente an
ehemalige SS-Mitglieder in Frankreich. Hat die Bundesregierung schon darauf
reagiert, dass Frankreich Aufklärung gefordert hat? Für wie wichtig hält
die Bundesregierung dieses Thema noch?

Schneider: Wir hatten dieses Thema ja schon mehrmals hier in der
Bundespressekonferenz besprochen. Es geht dabei ja vermutlich um Zahlungen
und Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz. Diese Leistungen werden
bei gesundheitlichen Schäden - unter anderem durch militärischen oder
militärähnlichen Dienst -, unmittelbarer Kriegseinwirkung oder ähnlichen
Sachverhalten gegenüber Kriegsopfern erbracht. Dabei ist das BVG
anzuwenden.

Sie wissen vielleicht auch, dass das Bundesversorgungsgesetz seit 1998 in
1a einen Ausschluss von Leistungen vorsieht, wenn der Berechtigte während
der Herrschaft des Nationalsozialismus gegen die Grundsätze der
Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen hat. Für die
Antragsprüfung sind die Länder zuständig, somit auch für die mögliche
Versagung. Das ist im Falle Frankreichs das Bundesland Saarland.

Frage: Ich habe eine Frage zum latent aktuellen Thema City-Maut an das
Verkehrsministerium: Wie denkt denn Ihr Haus, wie denkt Minister Scheuer
über die Einführung einer City-Maut, die die Grünen ja immer wieder
fordern?

Frau Fietz, die Umweltministerkonferenz der Länder hat ja schon 2016 die
Bundesregierung aufgefordert, die Rechtsgrundlage für eine
emissionsabhängige City Maut zu schaffen. Wie weit sind die Planungen
innerhalb der Bundesregierung denn gediehen?

Eine Lernfrage, wenn es erlaubt ist: Ist es eigentlich ausschließlich Sache
des Bundes, eine solche Rechtsgrundlage zu schaffen, oder sind dafür eher
die Länder gesetzgeberisch zuständig?

Strater: Ich würde einmal beginnen. Vielen Dank für die Frage. - Ich würde
das gerne grundsätzlich beantworten: Mobilität entscheidet bei uns in
Deutschland über den Wohlstand. Das ist eine wirtschaftliche und eine
soziale Frage: Wer kann sich Mobilität leisten? Wer kann an Mobilität
teilhaben?

Wir haben auch schon mehrfach gesagt, dass zu unserem Mobilitätskonzept
nicht gehört, zu verbieten, zu verteufeln und zu verteuern, sondern zu
erlauben, zu erleichtern und zu ermöglichen. Das ist unser Ansatz, der ganz
grundsätzlich gilt.

Ein weiterer Ansatz, der grundsätzlich gilt, ist: Wir wollen weniger
Verkehr auf unseren Straßen, aber mehr Mobilität ermöglichen. Wie erreichen
wir das? Wir brauchen gute, alternative Mobilitätsangebote. Diese fördern
wir. Wenn wir an die urbane Mobilität in den Städten denken, unterstützen
wir einen leistungsfähigen öffentlichen Personennahverkehr. Wir
unterstützen den Radverkehr. Wir bringen E-Roller auf die Straße, und wir
ermöglichen neue Mobilitätsdienste wie das Carsharing, das Carpooling, also
Fahrgemeinschaften, On-Demand-Dienste, Ridesharing-Dienste. Das sind unsere
Ansätze, sodass Sie also gute alternative Möglichkeiten haben, auch einmal
Ihr Auto stehen zu lassen. Diese Mobilitätsangebote unterstützen wir. Eine
City-Maut, die nur die Mobilität verteuert, gehört nicht dazu.

SRS'in Fietz: Dem kann ich grundsätzlich nichts hinzufügen.

Wenn Herr Strater nicht die Frage beantworten kann, ob Bund und Länder
dabei gemeinsam ans Werk gehen müssen, dann müsste ich Ihnen das
nachreichen.

Strater: Ich kann das ergänzen: Ich kann und werde den Kommunen hier keine
rechtliche Handhabe nennen können. Für uns gilt das, was ich grundsätzlich
zu dieser Frage gesagt habe. Eine juristische Einschätzung kann ich hier
Moment nicht abgeben.

Zusatzfrage: Zu 2016 und der Umweltministerkonferenz der Länder: Gibt es
irgendwelche Planungen innerhalb der Bundesregierung zum Thema City-Maut?
Rechtsgrundlagen?

SRS'in Fietz: Ich glaube, Sie haben gerade den Äußerungen von Herrn Strater
entnehmen können, dass wir ein breites Konzept entwickeln und vorlegen, mit
dem Mobilität in den Städten möglich und umweltschonend organisiert werden
soll, und dass dieses Thema der City-Maut darin im Moment nicht vorgesehen
ist, weil wir erst alle anderen Möglichkeiten ausschöpfen wollen, damit
sich Mobilität für die Verkehrsteilnehmer nicht verteuert.

Frage: Ich möchte gerne wissen, wie das Bundesinnenministerium zu der
Forderung der Innenminister der Länder steht, dass künftig auch die Daten
von Smart-Home-Geräten - zum Beispiel von Alexa oder Kühlschränken - als
Beweismittel vor Gericht genutzt werden sollen, und in welchen Fällen Sie
das für sinnvoll erachten.

Schmidt: Sie greifen ein bisschen dem vor, was auf der kommenden
Innenministerkonferenz ein Thema sein wird. Es ist richtig, dass dieses
Thema dort aufgerufen werden wird. Aus unserer Sicht ist es so, dass vor
dem Hintergrund der zunehmenden Digitalisierung und Vernetzung aller
Lebensbereiche auch die Rolle von sogenannten digitalen Spuren immer
bedeutsamer und wichtiger wird. Hierbei geht es eben um Spuren, die von
vernetzten Geräten wie zum Beispiel dem smarten Kühlschrank, aber auch von
Geräten, die durch Spracheingabe gesteuert werden - zum Beispiel smarten
Lautsprechern -, generiert werden. Aus unserer Sicht ist es für eine
effektive Kriminalitätsbekämpfung sehr wichtig, dass den
Sicherheitsbehörden von Bund und Ländern auch auf diesen Geräten
gespeicherte Daten nicht verschlossen bleiben. Hinsichtlich der konkreten
rechtlichen Fragestellung dauert eine Prüfung dessen, welche Maßnahmen
dabei genau erforderlich und wie das angegangen werden soll, noch an. Ein
Teil wird eben sicherlich die Befassung auf der Innenministerkonferenz in
Kiel in der kommenden Woche sein.

Zusatzfrage: Welche Bedenken dagegen gibt es denn?

Schmidt: Es gibt sicherlich eine ganze Reihe von Bedenken, aus unserer
Sicht in erster Linie zunächst einmal, dass die Rechtsgrundlagen eben im
Moment nicht dazu ausreichen, diese digitalen Spuren so verwertbar zu
machen, wie die Ermittlungsbehörden sie benötigen, um eben bei Verbrechen
oder Vergehen aufklären zu können. Auf der anderen Seite sind natürlich
auch Datenschutzbedenken zu berücksichtigen, die dem gegenüber abgewogen
werden müssen. Das wird man in Zukunft tun. Das ist jetzt der erste
Einstieg in die Diskussion und die Frage, wie wir in den Innenressorts
weiter mit dem Thema umgehen.

Kall: Vielleicht kann ich für das Justiz- und Verbraucherschutzministerium
ganz kurz etwas ergänzen. Ich möchte mich darauf gar nicht einlassen. Wir
können der Innenministerkonferenz natürlich auch nicht vorgreifen. Wir
werden das dann prüfen, wenn es Vorschläge der Innenministerkonferenz geben
sollte, vor allen Dingen, wenn sie die Strafprozessordnung betreffen
sollten.

Ich möchte aber etwas aus Verbraucherschutzsicht sagen, und das haben wir
auch immer wieder gesagt: Wenn man sich Alexa oder andere Sprachassistenten
in sein Wohnzimmer, in sein Schlafzimmer oder wohin auch immer in seine
Wohnung stellt, besteht natürlich die Gefahr, dass die mithören, dass Daten
generiert werden, dass vermeintliche Trainingsdaten an Amazon und andere
Unternehmen übermittelt werden, die sagen: Damit müssen wir unsere
Sprachalgorithmen, unsere Spracherkennung verbessern. - Diese Daten sind
da, und natürlich können die Daten in ganz vielerlei Hinsicht verwendet
werden und theoretisch auch von Strafverfolgungsbehörden beschlagnahmt
werden. Das muss sich jeder fragen, der solche Sprachassistenten in seinem
privatesten Umfeld verwendet und dabei vielleicht auch nicht auf die
Default-Einstellungen achtet, darauf, wann die jeweils mithören usw. Das
sind also auch Fragen für Verbraucherinnen und Verbraucher.

Frage: Es gab gestern eine interessante Studie des Potsdam-Instituts für
Klimafolgenforschung - die Frage geht an das Wirtschafts- und das
Umweltministerium - zu den Auswirkungen des Kohleausstiegs. Die haben
vorgerechnet, dass die Emissionen unter ganz schlimmen Bedingungen wegen
des komplizierten Wirkmechanismus eines EU-Emissionshandels sogar noch
ansteigen können. Sie empfehlen also, das mit einem CO2-Preis zu
flankieren. Mich würde einmal interessieren, wie Sie diese Studie bewerten
und welche Schlüsse Sie daraus ziehen.

Fichtner: Ich kann gerne anfangen, weil wir ja für den Emissionshandel
zuständig sind. Vorgeschlagen wurden gestern vom Potsdam-Institut zwei
Dinge, entweder ein CO2-Mindestpreis oder die Löschung von Zertifikaten.

Die Debatte darüber führt aus unserer Sicht leider etwas in die Irre; denn
natürlich verfolgt die Bundesregierung einen Kohleausstieg, der auch dem
Klima hilft. Es hat dazu die Entscheidung der Kohlekommission aus dem
Frühjahr gegeben, und die hat vorgeschlagen, dass der Kohleausstieg in
Verbindung mit der Löschung der entsprechenden Zertifikate vonstattengehen
soll. Das ist wichtig, damit die eingesparten Emissionen aus dem
Kohleausstieg dann eben nicht an anderer Stelle in Europa zusätzlich
ausgestoßen werden.

Wir haben uns als Bundesregierung dazu bekannt, das Ergebnis der Kommission
in allen wesentlichen Punkten umzusetzen. Das ist ein wesentlicher Punkt.
Darum werden wir als BMU darauf achten, dass bei jedem Abschalten eines
Kraftwerks auch die entsprechende Menge an CO2-Zertifikaten im
Emissionshandel gelöscht wird, damit dieser Effekt, den sie beschrieben
haben, eben nicht eintritt.

Baron: Ich würde das gerne auch noch ergänzen. Wir haben die Studie zur
Kenntnis genommen. Die Umsetzungsarbeiten der Kohlekommission laufen ja
jetzt. Sie wissen: Wir haben den ersten Teil - die Eckpunkte für den
Strukturwandel - vor wenigen Tagen im Kabinett verabschiedet. Der zweite
Teil wird in der zweiten Jahreshälfte folgen. Das war auch immer der
Fahrplan.

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass wir ja im Rahmen eines sehr
langen Prozesses - des Kohleausstiegs bis 2038 - in die Zukunft blicken.
Dazu ist im Abschlussbericht der Kommission "Wachstum Strukturwandel und
Beschäftigung", den wir ja umsetzen, vorgesehen, dass die
energiepolitischen Maßnahmen überprüft werden. Der Bericht der Kommission
spricht davon, dass Maßnahmen in den Jahren 2023, 2026 und 2029 überprüft
werden sollen, eben gerade auf ihre klimapolitischen Auswirkungen hin,
darauf, ob sie denn ihre gesetzten Ziele einhalten, und auch, was dann die
Treibhausgaseffekte angeht. Das sind also, sage ich einmal, die
Langfristplanung, die da ja vorgegeben ist, und die Prüfmechanismen.

Dann möchte ich darauf hinweisen, dass zunächst einmal das, was geltendes
Recht ist, ja der geltende Emissionshandel ist, der reformiert wurde. Mit
Wirkung ab dem 1. Januar 2019 gilt ja das Instrument der
Marktstabilitätsreserve, was ein Instrument gerade dafür ist, dass mit
Überschüssen im System umgegangen werden kann. Das ist das Instrument, das
ad hoc in dieser Handelsperiode gilt und greift.

Alles Weitere muss dann eben auch in diesen Prüfdaten vorgesehen werden.
Für uns gilt also heute erst einmal dieses System der
Marktstabilitätsreserve, das wir immer sehr unterstützt haben und das
Wirkungen ja gerade mit diesem Zweck der Abschöpfung von Überschüssen
erzielen soll. Alles Weitere ist dann im Prozess zu klären.

Fichtner: Die Reform des Emissionshandels ist ein gutes Stichwort. Es
geistert immer noch hin und wieder die Behauptung herum, dass man
tatsächlich gar nicht löschen könne. Das stimmt seit der letzten Reform des
Emissionshandels nicht mehr. Wir haben uns erfolgreich in Brüssel dafür
eingesetzt, dass solche Löschungen möglich sind.

SRS'in Fietz: Lassen Sie mich noch einmal darauf aufmerksam machen, dass
sich die Kanzlerin ja gestern beim Rat für Nachhaltigkeit geäußert und dort
ja auch noch einmal betont hat, dass sie beispielsweise ihre Amtskollegen
in Frankreich und den Niederlanden darauf angesprochen hat und dass man
gemeinsame Beratungen in Aussicht nimmt. Sie hat betont, dass es natürlich
besser wäre, wenn nicht jedes europäische Land einen einzelnen Ansatz
hätte, sondern wenn sich Vorreiter versammelten. Dann hat sie auch noch
betont, dass es uns noch viel Zeit kosten würde, darauf zu warten, dass
jetzt ganz Europa diesen anderen Bereich auch in den Zertifikatehandel
einbezieht. Man muss diese Mechanismen also anpassen und das möglichst im
Verein mit anderen europäischen Staaten tun, und daran arbeitet die
Bundesregierung.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt: Gibt es Reiseankündigungen für
diese Woche?

Breul: Nein.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Fietz, und zwar geht es um die
Neubesetzung der EU-Spitzenposten, vor allen Dingen um die des
Kommissionspräsidenten. Die Bundeskanzlerin hatte beim letzten EU-Gipfel
die Hoffnung geäußert, dass das bis Ende Juni geklärt sein sollte. Ist die
Bundeskanzlerin nach wie vor dieser Hoffnung? Es gibt ja schon diverse
Stimmen, die sagen, dass dieser Zeitplan nicht mehr einzuhalten ist.

SRS'in Fietz: Das, was die Kanzlerin dazu gesagt hat, steht für sich. Sie
ist dafür, dass die Entscheidung möglichst bald getroffen werden kann, also
im Rahmen der vorgegebenen Zeit. Von anderen Entwicklungen oder einem
Abrücken von dieser Position kann ich Ihnen hier nichts berichten.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Flosdorff. Ich würde gerne wissen, was
das Carsharing-Projekt der Bundeswehr angeht, in dessen Rahmen seit 2005
Mitarbeitern kostenlos Autos zur Verfügung gestellt wurden. Wie bewerten
Sie das?

Flosdorff: Das ist zunächst einmal ein sehr beunruhigender Sachverhalt, auf
den die aktuelle Geschäftsführung gestoßen ist.

Noch einmal zur Einordnung: In der Bundeswehr arbeiten 250 000 Menschen. Es
gibt einige Unternehmen, eine Handvoll, an denen die Bundeswehr
Beteiligungen hält. Eine davon ist die BwCarsharing mit rund 1400
Mitarbeitern. Es gibt aktuell neun Mitarbeiter, die offensichtlich, weil es
dieses Nutzungskonstrukt gegeben hat, sowohl in nicht korrektem Maße
geldwerte Vorteile bei der Lohnsteuer abgeführt haben als auch
wahrscheinlich Sozialversicherungsbeiträge nachentrichten müssen.

Da es dieses Modell, wie Sie korrekt gesagt haben, offensichtlich schon
seit 2005 gibt, ist es sehr schwierig, sozusagen nach hinten zu
rekonstruieren, wie viele davon profitiert haben. Ungefähr 42 Mitarbeiter
sind über die Jahre dort in leitender Funktion gewesen und haben Fahrzeuge
des Unternehmens genutzt, ohne dafür in der richtigen Höhe
Kilometerpauschalen abgeführt zu haben beziehungsweise nicht steuerlichen
sozialversicherungsrechtlichen Verpflichtungen nachgekommen sind, die das
Unternehmen für sie hätte bezahlen müssen.

Das wird jetzt weiter aufgearbeitet. Es hat eine Anzeige des Unternehmens
bei den zuständigen Steuerbehörden gegeben. Es gibt auch eine Anzeige bei
der Staatsanwaltschaft vonseiten des Ministeriums, die das weiter
ausermittelt.

Weil das in den Medien ein bisschen durcheinander ging, wollte ich sagen:
Zur Schadenshöhe kann man heute seriös noch nichts sagen. Wenn man alles
summiert - Sozialversicherungsbeiträge oder Steuern, die nachzuzahlen sind,
oder Ausgleichszahlungen, die vorher aufgrund alter Verträge gezahlt worden
sind -, dann kommt man schon in den Hunderttausenderbereich. Aber die 900
000 Euro, die in den Medienberichten genannt werden, kann ich als Schaden
nicht bestätigen.

Frage: Eine Frage an das Landwirtschafts- und Umweltministerium:
Deutschland steht wegen überhöhter Nitratwerte im Grundwasser unter Druck.
Morgen gibt es ein Treffen mit den Ländern zur Reform der
Düngemittelverordnung. Mich würde interessieren: Wie ist der Stand der
Beratungen innerhalb der Bundesregierung?

Fichtner: Ich würde dem federführenden BMEL den Vortritt lassen.

Bürgelt: Wie Sie wissen, werden Gespräche geführt und noch in dieser Woche
fortgesetzt. Es gibt ein Gespräch mit Ländern, den relevanten Verbänden und
Parlamentariern. Bei diesem Treffen soll auch ein Positionspapier
überarbeitet werden, das zugrunde liegt, das maßgebliche Vorschläge zur
Überarbeitung der Düngeverordnung enthält. Diese Unterlage wird dann an die
Kommission weitergeleitet werden, sodass wir auf einem sehr guten Weg sind.

Fichtner: Dem kann ich mich anschließen. Das Ergebnis muss hinterher so gut
sein, dass es die Kommission überzeugt, und zwar so überzeugt, dass sie von
Strafzahlungen absieht.

Frage: Herr Breul, eine Frage zur Blockade von Katar. Heute ist der zweite
Jahrestag der Blockade durch Saudi-Arabien und drei weiteren Golfstaaten.
Wie steht die Bundesregierung zu dieser Blockade und zu der Weigerung
Riads, die Blockade aufzuheben?

Breul: Ich glaube, wir haben uns über diesen Themenkomplex hier schon
häufiger unterhalten und unsere Position vorgetragen. Daran hat sich nichts
geändert.

Zusatzfrage: Deutschland hat gute Beziehungen zu beiden Staaten. Gibt
irgendwelche Initiativen oder irgendwelche Pläne, in diesem Konflikt zu
vermitteln oder lässt man diese Konferenz weiter als eine Art "frozen
conflict" dahin simmern?

Breul: Unsere Position - jetzt sage ich es doch noch einmal - ist klar: Wir
wünschen uns einen Dialog zwischen den beteiligten Parteien in der Region;
wir wünschen, dass gemeinsam Probleme aus der Welt geschaffen werden. Ich
sehe jetzt keine unmittelbare Vermittlungsrolle für uns, die wir sozusagen
aktiv von außen antragen würden.

Nichtsdestotrotz: Wenn sich beteiligte Staaten unsere guten Dienste
wünschen und wir einen sinnvollen Beitrag dazu leisten können, dann werden
wir das mit Sicherheit prüfen.

Mittwoch, 5. Juni 2019
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FINANZEN/2230: Scholz' Vorschlag zur Grundsteuerreform belastet Mieter und Eigenheimbesitzer


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. Juni 2019

DÜRR: Scholz' Vorschlag zur Grundsteuerreform belastet Mieter und
Eigenheimbesitzer



Zu den Berechnungen des Bundes der Steuerzahler zur Grundsteuerreform
erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"Der Vorschlag von Bundesfinanzminister Scholz ist nicht nur ein
bürokratischer Irrweg, sondern würde vor allem die Mieter und
Eigenheimbesitzer in West- und besonders Ostdeutschland belasten.
Herr Scholz spielt mit dem Feuer. Am Ende werden entweder die
Kommunen die Verlierer sein, weil es keine Reform gibt, oder die
Bürger, weil die Mieten noch stärker steigen. Deutschland braucht
deshalb ein faires, flächenbasiertes Modell für die Grundsteuer, das
sich nicht am Wert eines Grundstücks orientiert. Mit dieser
wertunabhängigen Alternative wäre es möglich, die Grundsteuer bis
Ende des Jahres 2019 zu reformieren und die Streitigkeiten zwischen
den Ländern zu beenden."

 * 
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WIRTSCHAFT/3056: Netze und Speicher bleiben Sorgenkinder der schlecht gemanagten Energiewende


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. Juni 2019

NEUMANN: Netze und Speicher bleiben Sorgenkinder der schlecht
gemanagten Energiewende



Zum zweiten Fortschrittsbericht zur Energiewende erklärt der
energiepolitische Sprecher der FDP-Fraktion Prof. Dr. Martin Neumann:

"Der sogenannte Fortschrittsbericht zur Energiewende hat seinen Namen
nicht verdient. Denn in wesentlichen Punkten geht es keineswegs
vorwärts: Netze und Speicher bleiben die Sorgenkinder der schlecht
gemanagten Energiewende. Sie treibt die Kosten für Unternehmen und
Verbraucher weiter auf Rekordniveau. Zugleich bleibt die Frage nach
der Versorgungssicherheit beim bevorstehenden Ausstieg aus Kohle- und
Kernenergie unbeantwortet. Wenn Wirtschaftsminister Altmaier nun
behauptet, die Versorgung sei sicher, so verdreht er nicht nur die
Fakten, sondern übergeht auch die berechtigten Sorgen der Bürger.
Grundlage für eine erfolgreiche Energiewende muss deren Akzeptanz
sein. Hierfür benötigen wir mehr Ehrlichkeit. Behauptungen und
Versprechungen helfen weder dem Minister noch dem Gelingen der
Energiewende."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1114: Erfolg des Petitionsausschusses - Äffle und Pferdle als Ampelsymbole in Stuttgart (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 61/2019

Petitionsausschuss des Landtags

Erfolg des Petitionsausschusses: Äffle und Pferdle als Ampelsymbole
in Stuttgart



Stuttgart - Der Petitionsausschuss des Landtags hat der Petition
abgeholfen, die die Aufstellung von Lichtsignalanlagen mit "Äffle und
Pferdle" für die Landeshauptstadt Stuttgart verfolgt. Einstimmig
votierten die Mitglieder des Gremiums für den in der Sitzung
vorgebrachten Vorschlag von Verkehrsminister Winfried Hermann (Grüne),
an einer prominenten Stelle in Stuttgart neben die reguläre
Fußgängerampel eine zweite Lichtanlage mit den Symbolen "Äffle und
Pferdle" zu koppeln. "Nie war es ein größeres Vergnügen, Volkes Wille
zur Durchsetzung zu verhelfen", so die Vorsitzende des Ausschusses,
Beate Böhlen (Grüne), nach der Sitzung. Sie dankte Minister Hermann
ausdrücklich für seinen pragmatischen Vorschlag einer Doppelampel, der
von den Petenten umgehend akzeptiert worden sei.

Seit zweieinhalb Jahren engagieren sich die Mitglieder des "Äffle und
Pferdle"-Fanclubs für die Installierung der tierischen Ampelsymbole.
Die zwei Comicfiguren des früheren Süddeutschen Rundfunks haben im
schwäbischen Sprachraum Kultstatus erlangt. Im Verfahren hätten die
Vertreter der Initiative laut Böhlen auf zahlreiche bundesweit
installierte "sympathischen Motivampeln" verwiesen wie Marx in Trier,
Rattenfänger in Hameln oder neuerdings auch eine
"Ottifanten-Autoampeln" zu Ehren von Otto Waalkes in der Stadt Emden.
Seit 2018 ist die "Äffle und Pferdle"-Petition beim Landtag anhängig
und wurde mehrfach behandelt. Nun führte der Petitionsausschuss die
Entscheidung herbei. "Regionale Symbole auf Ampeln erhöhen die
Identifizierung der Bürgerinnen und Bürger mit der Region", so die
Ausschussvorsitzende Böhlen. Der Vorschlag des Ministers sei unter
diesem Aspekt salomonisch zu nennen.

Verkehrsminister Hermann habe in der Sitzung noch einmal die
Rechtslage referiert. In Deutschland regelt die Straßenverkehrsordnung
(§ 37 Absatz 2 Nummer 5) die Verhaltenspflicht der Fußgänger an
Lichtzeichenanlagen. In einer Verwaltungsvorschrift ist explizit die
Gestaltung der Sinnbilder bei Ampeln bezeichnet: "Im Lichtzeichen für
Fußgänger muss das rote Sinnbild einen stehenden, das grüne einen
schreitenden Fußgänger zeigen." Bundesweit gibt es inzwischen eine
größere Zahl an Ausnahmen, allerdings sind nur die Ampelmännchen in
Ostdeutschland offiziell erlaubt. Alle anderen rechtlich gesehen keine
Verkehrszeichen. Die Länder seien hier grundsätzlich wegen
Haftungsfragen, aber auch wegen der Einheitlichkeit an Bundesrecht
gebunden, habe Hermann ausgeführt. "Der Verkehrsminister hat einen Weg
gefunden, die bundesrechtliche Seite zu berücksichtigen und trotzdem
der Idee zur Realisierung zu verhelfen", so Böhlen.

Die Finanzierung der Anschaffung und Realisierung einer solchen "Äffle
und Pferdle"-Symbolampel obliege dem Fanclub, betonte die Vorsitzende
Böhlen mit Blick auf mögliche Nachahmer. "Es wird gewiss hinreichend
viele Fans geben, die dies unterstützen."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1113: Gartenschau leistet wichtigen Beitrag für Infrastruktur und Nachhaltigkeit (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 59/2019

Landwirtschaftsausschuss besucht Landesgartenschau im Remstal

Gartenschau leistet wichtigen Beitrag für Infrastruktur und
Nachhaltigkeit



Stuttgart/Schorndorf. Bei einem Besuch der diesjährigen
Landesgartenschau im Remstal hat sich der Ausschuss für Ländlichen
Raum und Verbraucherschutz über die Bedeutung der Ausstellung für die
16 beteiligten Kommunen und die gesamte Region informiert. "Die
interkommunale Gartenschau leistet einen wichtigen Beitrag bei der
Schaffung von Infrastruktur, bei der städtebaulichen Entwicklung und
im Bereich der Nachhaltigkeit", sagte der Ausschussvorsitzende Martin
Hahn (Grüne) am Mittwoch, 5. Juni 2019, in Schorndorf. Der Ausschuss
sei überzeugt, dass die Menschen vor Ort durch die im Zuge der
Gartenschau geschaffenen Projekte langfristig profitierten.

Traditionell besucht der Landwirtschaftsausschuss jedes Jahr die im
Südwesten stattfindenden Gartenschauen. Die diesjährige Ausstellung
ist jedoch besonders, da sie sich über 80 Kilometer erstreckt und 16
Kommunen sowie drei Landkreise verbindet. "Hier wurde die Chance
geschaffen, die Politik stärker zu vernetzen und die ganze Region
gemeinsam voranzubringen", betonte Hahn. Auch Landwirtschaftsminister
Peter Hauk zeigte sich von dem Konzept überzeugt: "Die
Remstal-Gartenschau ist ein Gewinn für die ganze Region."

Begonnen hatte der Besuchstermin mit einer Ausschusssitzung in der
Barbara-Künkelin-Halle, in der über mehrere parlamentarische Anträge
beraten wurde. Im Anschluss folgte ein Rundgang über das
Gartenschaugelände. Dabei besichtigten die Abgeordneten unter anderem
die Erlebnisgärten im Schlosspark und die Blumenschau "
Rosen-Geschichten" im Schlosskeller. An der Sitzung und dem Rundgang
nahm auch Landwirtschaftsminister Peter Hauk teil. Empfangen und
begleitet wurde der Ausschuss vom Schorndorfer Oberbürgermeister und
Aufsichtsratsvorsitzenden der Gartenschau-GmbH, Matthias Klopfer,
sowie von Bürgermeister und Geschäftsführer Thorsten Englert.
Ebenfalls dabei waren der Vorsitzende der Förderungsgesellschaft für
die Baden-Württembergischen Gartenschauen, Gerhard Hugenschmidt, und
Geschäftsführer Tobias de Haen.

 * 
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BAYERN/4993: SPD-Dringlichkeitsantrag zur Sicherung des Hochschulstandorts Erlangen-Nürnberg (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 5. Juni 2019

SPD-Dringlichkeitsantrag für schnelle Investitionen in Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg

Vom Milliardenversprechen des Ministerpräsidenten ist nicht viel zu spüren - müssen Studiengänge zum Herbst eingestellt werden?



Die SPD-Landtagsabgeordnete Alexandra Hiersemann fordert in einem
aktuellen Dringlichkeitsantrag, den Hochschulstandort
Erlangen-Nürnberg zu sichern. Der mit Mehrheit von CSU und Freien
Wählern beschlossene Haushaltsplan für 2019/20 sieht für zahleiche
dringend notwendige Investitionsmaßnahmen an der
Friedrich-Alexander-Universität keinerlei Mittel vor, obwohl
Ministerpräsident Söder im Wahlkampf 1,5 Milliarden Euro in Aussicht
gestellt hatte. Bereits zum Wintersemester 2019/20 könnten daher
Studiengänge gefährdet und Neueinschreibungen eingeschränkt sein.

"Die Studierenden in Erlangen können zwar auf der jetzt beginnenden
Bergkirchweih feiern, ob sie aber weiter an ihrer Uni studieren
können, ist die Frage", bedauert die Erlanger Abgeordnete. Seit Jahren
wurde nicht mehr ausreichend in die Gebäudesubstanz investiert, und
inzwischen ist der Aufenthalt in einigen Räumen oder Gebäuden nicht
nur für Schwangere gefährlich.

Ein Blick in den vor kurzem beschlossenen Haushaltsplan 2019/2020 ist
ernüchternd: Ob Generalsanierung/Neubau für die
Werkstoffwissenschaften, ob Sanierung des Altbaus des Fachbereichs
Wirtschaftswissenschaften in Nürnberg, ob Erschließungsmaßnahmen im
Bereich des Südgeländes zur Arrondierung des sogenannten 
Siemens-Campus Erlangen, ob weiterer Bedarf - es finden sich im 
Haushalt nur Titel ohne Mittel.

Und: Vor der Ankündigung von 1,5 Milliarden waren im Staatshaushalt
sogar mehr Mittel für die Friedrich-Alexander-Universität vorgesehen
als im aktuellen Staatshaushalt. "Die Ankündigung von 1,5 Milliarden
Euro wurde medienwirksam zelebriert, dass nun viel zu wenig passiert,
ist sehr enttäuschend", erklärt die Abgeordnete aus
Erlangen/Erlangen-Höchstadt.

Hiersemann stellt fest: "Dass nicht alle Investitionen in in einem Zug
erfolgen können, ist nachvollziehbar. Wenn aber nicht einmal - trotz
jahrelanger Warnungen - ein substantieller Beginn zur Sanierung der
Gebäude stattfindet, versteht das niemand mehr!"

Die SPD verlangt jetzt in ihrem Dringlichkeitsantrag, dass noch vor
der parlamentarischen Sommerpause eine solide, belastbare und
umfassende Kostenaufstellung vorgelegt wird, ebenso eine Aufstellung,
welche Gelder für die Baumaßnahmen in den Jahren 2019/20 und in den
Jahren danach ausgereicht werden. Der Antrag wird voraussichtlich im
Hochschulausschuss beraten.

 * 
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HAMBURG/4782: Die Krone der HSH-Skandale - Angeklagte Vorstände kaufen sich frei (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. Juni 2019

Die Krone der HSH-Skandale: Angeklagte Vorstände kaufen sich frei



Die Staatsanwaltschaft hat die Strafverfahren gegen die der schweren
Untreue und teils auch der Bilanzfälschung angeklagten ehemaligen
HSH-Vorstände gegen eine Geldauflage eingestellt. "Das setzt den
vielen Skandalen um die HSH die Krone auf", erklärt dazu der finanz-
und haushaltspolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft, Norbert Hackbusch. "Die Geldbuße ist
angesichts des von ihnen angerichteten Schadens lächerlich. Noch dazu
hat die Bank den Ex-Vorständen die Anwalts- und Gerichtskosten
bezahlt. Wenn diese ihre Abfindungen gut angelegt haben, können sie
die Geldauflagen allein aus den Zinsen begleichen."

Prozesse können eingestellt werden "wenn die Auflage ausreichend ist,
dem öffentlichen Interesse an der Strafverfolgung und der Schuld
gerecht zu werden". "Das ist bei der Skandalbank HSH, die zig
Milliarden an Steuergeld verbrannt hat, definitiv nicht der Fall",
kritisiert Hackbusch. "Besonders das kräftige öffentliche Interesse an
der Aufarbeitung ist nicht erfüllt. Die Regierungsparteien in Hamburg
und Schleswig-Holstein haben eine vertiefte Auseinandersetzung mit den
Taten verhindert, die Rechnungshöfe haben sich der Angelegenheit nicht
angenommen. Somit bleiben weite Bereiche des größten Finanzskandals in
der Geschichte der Stadt Hamburg im Dunkeln. Der eigentliche Skandal
ist, dass die Menschen in dieser Stadt auf dem angerichteten hohen
Milliardenschaden nun vollständig sitzen gelassen werden."

 * 
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HAMBURG/4781: E-Roller - Neue Mobilität oder neue Plage? (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. Juni 2019

E-Roller: Neue Mobilität oder neue Plage?



Die Bürgerschaft debattiert heute über E-Tretroller und andere
Elektro-Kleinstfahrzeuge, die zukünftig auf Hamburgs Straßen fahren
dürfen. "Neue Mobilität oder neue Plage? Wenn E-Roller zu einem
kompletten Verzicht auf das eigene Auto beitragen, sind sie ja
positiv", stellt Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, fest. Allerdings sei das wenig realistisch, da auf
Tretrollern weder Einkauf noch Gepäck oder gar Kinder mitgenommen
werden können. Zudem würden die knappen Radwege damit noch voller:
"Wer sich jetzt nicht für breitere Radwege und -streifen einsetzt,
darf E-Roller in Hamburg nicht fördern. Und wer mit diesen weiteren
Verkehrsmitteln Sicherheit im Straßenverkehr haben will, muss endlich
flächendeckend Tempo 30 einführen."

Mit Blick auf die Erfahrungen in anderen Städten sei auch in Hamburg
eine regelrechte Vermüllung mit Leih-Rollern zu befürchten, so
Sudmann. "Deshalb beantragen wir Ressourcen für die Bezirksämter,
damit diese die Vermüllung der Straßenräume und Parks auf Kosten der
Verleiher_innen umgehend beseitigen können."

 * 
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HAMBURG/4780: Kohleausstieg - DIE LINKE beantragt konsequentere Schritte (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. Juni 2019

Kohleausstieg: DIE LINKE beantragt konsequentere Schritte1



Die Hamburgische Bürgerschaft soll heute den Konsens zwischen den
Senatsparteien und der Volksinitiative "Tschüss Kohle!" beschließen.
Der regelt allerdings lediglich den Ausstieg aus der Kohle bei der
Wärme-, nicht bei der Stromerzeugung - und auch das noch mit Verzug
bis 2030. Mit einem Zusatzantrag will die Fraktion DIE LINKE deshalb
unter anderem erreichen, dass schon spätestens nach dem 31. Dezember
2025 kein Kohleeinsatz in der Wärmeerzeugung in der Stadt mehr möglich
sein wird.

"Das ist ein ambitionierterer Schritt, aber ein notwendiger, um das
bislang einzige Klimaziel für Hamburg zu erreichen", begründet Stephan
Jersch, umweltpolitischer Sprecher der Fraktion, den Antrag. "Bei der
Stromerzeugung wir Hamburg sowieso bis zum bundesweiten Ausstieg
Kohlehauptstadt bleiben. Auch bei der Fernwärme wird es erst nach 2025
eine Besserung geben - falls das Kohleheizkraftwerk Wedel überhaupt
abgeschaltet wird. Den Termin dafür zögern SPD und Grüne bisher immer
weiter hinaus."

Daher will DIE LINKE auch das Wegegesetz so ändern, dass auch die
Durchleitung von Kohlewärme generell untersagt werden kann. Außerdem
soll der Senat verpflichtet werden, halbjährlich über Stand und
Ergebnisse des Kohleausstiegs berichten - also regelmäßiger als im
vorgelegten Kompromiss vorgesehen. "Ich habe Respekt vor dem
Durchhaltevermögen der Volksinitiative in den Verhandlungen mit SPD
und Grünen", so Jersch. "Der Kompromiss zeigt aber auch, dass weiter
gesellschaftliches Engagement notwendig ist, um die Klimaziele zu
erreichen und die Widerstände gegen wirksame, auch kurzfristig
messbare Ergebnisse zu überwinden."

 * 
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HAMBURG/4779: DIE LINKE unterstützt DMB-Forderungen gegen Mietenwahnsinn (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. Juni 2019

DIE LINKE unterstützt DMB-Forderungen gegen Mietenwahnsinn



Der Deutsche Mieterbund (DMB) fordert in einem heute vorgelegten
umfangreichen Papier unter anderem ein "Grundrecht auf angemessenes
und bezahlbares Wohnen", eine "radikale Mietrechtsreform" und
"Priorität für den Neubau bezahlbarer Mietwohnungen und
sozialverträglichen Klimaschutz". "Während der Senat noch das
Gegenteil behauptet, unterstreicht die Erklärung des DMB, wie
dramatisch die Lage auf dem Wohnungsmarkt wirklich ist", erklärt dazu
die wohnungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft, Heike Sudmann. "Der Forderungskatalog
macht deutlich: Jetzt sind radikale Maßnahmen vonnöten, um dem
wachsenden Mangel an bezahlbaren Wohnungen und dem galoppierenden
Mietenwahnsinn zu begegnen. Schönreden und sich für viele neu gebaute,
aber zu drei Vierteln zu teure Wohnungen selbst auf die Schulter zu
klopfen, wie es der Senat macht, reicht hinten und vorne nicht."

DIE LINKE hatte in den vergangenen Jahren ganz ähnliche Forderungen
erhoben wie nun der DMB. "Wir unterstützen daher besonders die
Fixierung eines Grundrechts auf angemessenes und bezahlbares Wohnen",
so Sudmann. "Genauso teilen wir die Forderung nach einer
Gewinnabschöpfung bei Grundstückswertsteigerungen, nach der deutlich
vergünstigten Vergabe von städtischen Grundstücken für den Bau von
Sozialwohnungen und nach der grundsätzlichen Vergabe in Erbpacht und
Durchsetzung von Baugeboten. Und es ist ja ganz klar: Ohne eine
Mietrechtsreform und die Sozialverträglichkeit von
Klimaschutzmaßnahmen, wie sie auch der DMB fordert, ist der
Mietenwahnsinn in Hamburg und anderswo nicht zu stoppen."

 * 
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HAMBURG/4778: Wer das Klima retten will, muss endlich an den Luftverkehr ran (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. Juni 2019

Wer das Klima retten will, muss endlich an den Luftverkehr ran!



Der Flugverkehr ist einer der größten Verursacher von Klimagasen.
Deshalb fordert die Fraktion DIE LINKE heute mit einem Antrag
(Drs. 21/17294) in der Hamburgischen Bürgerschaft, das Norddeutsche
Luftverkehrskonzept auf echten Klimaschutz auszurichten. "Der
Luftverkehr wird bisher von allen klimapolitischen Anstrengungen
ausgenommen", kritisiert Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher
der Fraktion. "Im Konzept der norddeutschen Länder taucht das Wort
'Klima' nur ein einziges Mal auf - im Verweis auf einen
Forschungsauftrag. Es muss endlich eine norddeutsche Antwort auf den
Klimawandel geben, und dazu müssen wir an eine 'heilige Kuh' des
Senats ran: an den Luftverkehr."

Tatsächlich steigen die Emissionen des Luftverkehrs in Hamburg
weiterhin an, der von SPD und Grünen in Aussicht gestellte technische
Fortschritt ist nicht spürbar. "Die freiwilligen Regelungen, die bis
2035 zumindest das Wachstum im Flugverkehr klimaneutral, auf viel zu
hohem Niveau, halten sollen, sind schon jetzt gescheitert", so Jersch.
"Der Luftverkehr ist eine der größten klimapolitischen Katastrophen
der Zeit und der Senat gibt ihm volle Rückendeckung dabei. Heute
bieten wir Rot-Grün die Chance, auf sehr niedrigem Level zumindest
einen Schritt in Richtung Klimaschutz beim Luftverkehr zu gehen."

 * 
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Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 5. Juni 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/4777: Staus und Rettungsdienste - das passt nicht zusammen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. Juni 2019

Staus und Rettungsdienste - das passt nicht zusammen!



Die Hamburgische Bürgerschaft debattiert heute auf Antrag der FDP
über Rettungsdienste, Baustellen und Stau. "Die FDP schmeißt hier
zusammen, was nicht zusammengehört", stellte in der Aktuellen Stunde
Heike Sudmann fest, die verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE. "Tatsächlich erreicht die Feuerwehr ihr selbst gestecktes
'Schutzziel', innerhalb von acht Minuten am Einsatzort zu sein, vor
allem aufgrund von Personalproblemen nicht. Zu wenig Personal sowie zu
viele Krankmeldungen sind das größte Problem."

Die mangelhafte Baustellenkoordination in der Stadt komme erschwerend
hinzu. Feuerwehr und Rettungsdienste müssen in die Planungen
einbezogen werden, forderte die Verkehrspolitikerin. Und: "Wer freie
Fahrt für die Rettungsdienste will, muss den Autoverkehr reduzieren.
Autofahrer_innen stehen nicht im Stau, sondern sind der Stau. Mehr
Fuß, Rad, Bus und Bahn bleibt die beste Lösung!"

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3333: Kritik an Wohnungsbau im Land geht fehl (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 6. Juni 2019

Kritik an Wohnungsbau in MV geht fehl



Der CDU-Bundestagsabgeordnete Eckhardt Rehberg hat in einer
Presseerklärung die Wohnungsbaupolitik in Mecklenburg-Vorpommern
kritisiert.

Dazu erklärt der wohnungsbaupolitische Sprecher der

SPD-Landtagsfraktion Rainer Albrecht:

"In schöner Regelmäßigkeit zieht der Rostocker Bundestagsabgeordnete
Rehberg über den Wohnungsbau in unserem Land her - und regelmäßig
unterschlägt er dabei wichtige Fakten. So behauptet er, die
Kompensationsmittel des Bundes in Höhe von 52 Mio. Euro müssten
ausschließlich für den Wohnungsbau verwendet werden. Das ist nicht
richtig. Die Mittel sind nicht zweckgebunden und können, wenn es
sinnvoll erscheint, zum Beispiel in Rücklagen fließen. Dieses Geld ist
dann nicht weg, sondern wird, dazu haben wir uns verpflichtet, später
für den Wohnungsbau eingesetzt. Zum Beispiel dann, wenn es von
Wohnungsbauunternehmen beantragt wird. Denn nicht das Land baut
Wohnungen, sondern Unternehmen. Diese haben sich aber wegen der
angekündigten Änderung der Richtlinien zunächst zurückgehalten. Das
ist verständlich. Nun, da die neuen Wohnungsbaurichtlinien vorliegen,
rechnen wir mit einem verstärkten Bau von Sozialwohnungen und solchen,
die es auch Familien mit mittleren Einkommen möglich machen, bei
bezahlbaren Mieten in attraktive Städte und Stadtviertel zu ziehen. Am
Ende behauptet der CDU-Haushaltsexperte, das Land sei nicht bereit,
die Bundesmittel zu kofinanzieren. Das ist eine Falschbehauptung. Denn
die Bundesmittel für den Wohnungsbau von denen Rehberg spricht, müssen
nicht kofinanziert werden. Das sollte er wissen. Warum Rehberg anderes
behauptet, bleibt wohl sein Geheimnis."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3332: Innenministerium braucht kürzeren Draht zu Polizeidienststellen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 6. Juni 2019

Innenministerium braucht kürzeren Draht zu Polizeidienststellen



Der Innenausschuss des Landtages hat sich mit den Vorwürfen gegen
Polizeibeamte befasst, die sich an Minderjährige herangemacht haben
sollen.

Im Anschluss an die Information durch das Innenministerium erklärt die
innenpolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion Martina Tegtmeier:

"Die Fälle, über die in den vergangenen Tagen berichtet wurde, sind
höchst unappetitlich. Auch wenn die Staatsanwaltschaft offenbar keine
Strafbarkeit in den Fällen erkennen wollte, bleibt ein fader
Beigeschmack. Es ist absolut nicht akzeptabel, dass Polizeibeamte
dienstlich erworbene Daten anschließend privat nutzen - insbesondere
wenn dies zur Kontaktaufnahme mit Minderjährigen dient. Besonders
befremdlich ist aber, dass das Innenministerium erst so spät von den
Fällen Kenntnis erhielt. Immerhin hat das Innenministerium jetzt
erkannt, dass die Kommunikationswege in die Polizeidienststellen
dringend verbessert werden müssen. Ich danke daher auch dem
Landesdatenschutzbeauftragten dafür, dass er dieses erhebliche Manko
aufgedeckt hat."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3331: Städte müssen sich gegen Klimawandel wappnen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 6. Juni 2019

Städte müssen sich gegen Klimawandel wappnen



Das Bundeskabinett hat auf seiner heutigen Sitzung den "Masterplan
Stadtnatur" verabschiedet.

Hierzu erklärt der klimaschutzpolitische Sprecher der

SPD-Landtagsfraktion Mathias Brodkorb:

"Der Masterplan ist der richtige Weg, um insbesondere unsere Städte
perspektivisch fit zu machen für die unausweichlichen Folgen des
Klimawandels. Konsequente Begründung von Städten hilft dabei, die
Temperaturen in der Stadt in Phasen großer Hitze um bis zu vier Grad
abzusenken. Gerade für Kleinkinder und Senioren kann das bei extremen
Heißphasen den Unterschied zum Aufenthalt in der Notaufnahme bedeuten.

Aber auch darüber hinaus steigert mehr Grün in den Städten die
Lebensqualität, sorgt für mehr Artenvielfalt. Mecklenburg-Vorpommern
hat mit dem "Bienenweiden-Katalog" bereits eine eigene Handreichung
herausgegeben, die insbesondere die Lebensbedingungen für Insekten wie
Bienen verbessern hilft. Der Masterplan Stadtnatur ergänzt unsere
Arbeit sinnvoll und ist für die Kommunen im Land ein guter
Ansatzpunkt, um Lebensqualität nachhaltig zu steigern."

 * 
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2389: Feierstunde für den Petitionsausschuss (Li)


Landtag intern 4/2019

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Feierstunde für den Petitionsausschuss



2. April 2019 - Vor 50 Jahren wurde die Rolle des
Petitionsausschusses gestärkt: Mit der Aufnahme von Artikel 41a in die
Landesverfassung erhielt der "Kummerkasten" des Landtags deutlich mehr
Rechte für seine Arbeit im Dienste der Bürgerinnen und Bürger. Grund
genug, dieses Jubiläum zu feiern.


Und so hatten der Präsident des Landtags, André Kuper, und der
Vorsitzende des Petitionsausschusses, Serdar Yüksel, für den 2. April
2019 zu einer Feierstunde in das Landesparlament eingeladen.

Gefeiert wurde vor allem die Arbeit des Petitionsausschusses: Alle
Bürgerinnen und Bürger, die sich von einer Behörde ungerecht behandelt
fühlen, können sich an den Ausschuss wenden. Der Artikel 41a der
Landesverfassung stärkte 1969 die Arbeit des Gremiums: Seitdem dürfen
die Mitglieder beispielsweise Auskunftserteilung und Akteneinsicht bei
allen Behörden und Einrichtungen anfordern, die der Aufsicht des
Landes unterstehen. Der Verfassungsänderung vorausgegangen war die
sogenannte "Klingelpützaffäre". Damals hatte es Übergriffe auf
Inhaftierte in dem "Klingelpütz" genannten Kölner Gefängnis gegeben.
Der Skandal konnte im Landtag nur unzureichend aufgearbeitet werden.

Landtagspräsident Kuper würdigte vor den Gästen aus ganz
Nordrhein-Westfalen das Wirken des Petitionsausschusses. Er sagte:
"Die manchmal mühselige, aber wertvolle Arbeit der Mitglieder des
Petitionsausschusses zeigt die einzigartige Stärke der
parlamentarischen Demokratie: Zuhören, was die Bürgerinnen und Bürger
bewegt. Kümmern, Probleme lösen, Gesetze verbessern. Dieser Aufgabe
gehen wir im Landtag mit Leidenschaft nach. Das hält unsere Demokratie
lebendig. Politikverdrossenheit darf keine Chance haben - denn wir
dürfen nicht vergessen: Unsere Demokratie steht nicht unter
Denkmalschutz."

Auch Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) war zur Feierstunde
gekommen. In seiner Festrede betonte er: "Das Petitionsrecht und seine
Erweiterungen sind ein elementares demokratisches Gut. Es hat in den
vergangenen 50 Jahren ermöglicht, in vielen Fällen
Verwaltungsentscheidungen zu korrigieren. Und auch heute stärken diese
in der Verfassung verankerten Rechte das Vertrauen der Bürgerinnen und
Bürger in die Rechtsstaatlichkeit und Demokratie unseres Landes."

Der Vorsitzende des Ausschusses, der Landtagsabgeordnete Serdar
Yüksel, hob eine Besonderheit bei der Arbeit des Gremiums hervor: "Der
Petitionsausschuss unterscheidet sich von den anderen Ausschüssen im
Landtag, weil er traditionell seine Beschlussfassungen
fraktionsübergreifend und einstimmig fasst. Dieses überparteiliche
Zusammenwirken aller Fraktionen ist das tragende Element und deswegen
sind die Empfehlungen des Petitionsausschusses ein wirksames
politisches Instrument."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5164: Rekord bei Drucksachen im Parlament (Landtag Rheinland-Pfalz)


Landtag Rheinland-Pfalz - Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

Rekord bei Drucksachen im Parlament

Im Sommer erscheint Drucksache Nummer "10.000" / Landtag zieht
Zwischenbilanz



Einen neuen Rekord bei der Anzahl an Drucksachen meldet der
rheinland-pfälzische Landtag. Noch in diesem Sommer wird die
Drucksache mit der Nummer 10.000 erscheinen. "Noch nie in der
Geschichte des rheinland-pfälzischen Landtags sind so viele Dokumente
in einer Wahlperiode erschienen", teilte Landtagspräsident Hendrik
Hering mit. Ein wesentlicher Grund sei, dass es auch noch nie so viele
Fraktionen im Landtag gegeben habe wie in der aktuellen 17.
Wahlperiode. Gegenwärtig sind im Landtag Rheinland-Pfalz mit SPD, CDU,
AfD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen fünf Fraktionen vertreten. Als
"Drucksache" werden beispielsweise Kleine und Große Anfragen,
Mündliche Anfragen, Gesetzentwürfe oder Anträge bezeichnet, die
dokumentiert werden und öffentlich abrufbar sind.

Bis zum Stichtag am 18. Mai 2019 sind in Rheinland-Pfalz während
dieser Wahlperiode in den ersten drei Jahren 9.261 Drucksachen
erschienen, was eine Steigerung von 159 Prozent zum Vergleichszeitraum
der 16. Wahlperiode bedeutet. Die Zahl der Plenarsitzungen ist um 14,
die Anzahl der Ausschusssitzungen um elf Prozent gestiegen. Drastisch
gestiegen ist die Zahl der Großen Anfragen. Waren es in der 16.
Wahlperiode noch 36, so sind es gegenwärtig 112. Auch die Zahl der
Kleinen Anfragen ist erheblich angestiegen: von 2.272 auf 3.902. Die
meisten Großen und Kleinen Anfragen wurden von der CDU-Fraktion
gestellt.

Die Zahl der jeweils bis zum Stichtag 18. Mai in den ersten drei
Jahren der Wahlperiode eingebrachten Gesetzentwürfe ist leicht von 109
auf 100 in dieser Wahlperiode zurückgegangen. Weit über die Hälfte der
Gesetzentwürfe ist von der Landesregierung vorgelegt worden.

 * 
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AGRAR/278: Kampf gegen Lebensmittelverschwendung intensivieren


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Kampf gegen Lebensmittelverschwendung intensivieren



Ursula Schulte, ernährungspolitische Sprecherin:

Am Thema Lebensmittelverschwendung komm niemand vorbei, wer das Ziel
Nachhaltigkeit verfolgt. 85 Kilogramm wirft jeder deutsche
Privathaushalt im Jahr durchschnittlich weg. Auch in Erzeugung, Handel
und Gastronomie landen viel zu viele kostbare Nahrungsmittel im Müll.

"An guten Ideen und Ansätzen Lebensmittelverschwendung zu bekämpfen
mangelt es nicht. Einige Unternehmen des Lebensmitteleinzelhandels
engagieren sich bereits gegen Verschwendung. Sie optimieren ihre
Prozesse, arbeiten mit den Tafeln zusammen, schulen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter und klären Verbraucherinnen und Verbraucher aktiv auf,
etwa über das Mindesthaltbarkeitsdatum. Die Bundesregierung hat
ihrerseits im Februar eine Nationale Strategie zur Reduzierung der
Lebensmittelverschwendung auf den Weg gebracht.

Doch es bleibt noch Luft nach oben. Dabei muss die gesamte
Wertschöpfungskette in die Pflicht genommen werden, neben dem Handel
also etwa Lebensmittelerzeuger, Gastronomie und Privathaushalte. Um
die Verschwendung in den privaten Haushalten anzugehen, appellieren
wir insbesondere an die Länder, der Ernährungsbildung eine größere
Rolle in den Lehrplänen einzuräumen. Organisationen wie die Tafeln
wollen wir finanziell stärker unterstützen und Hürden, die die
Weitergabe von Lebensmitteln zu wohltätigen Zwecken erschweren, so
weit wie möglich senken. Zudem müssen die Themen
Lebensmittelverschwendung und Verpackungsmüll enger miteinander
verknüpft und gemeinsam angegangen werden."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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BILDUNG/1516: Mehr finanzielle Hilfen für Auszubildende


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Mehr finanzielle Hilfen für Auszubildende



Michael Gerdes, zuständiger Berichterstatter;

Angelika Glöckner, zuständige Berichterstatterin:

Heute beschließen wir im Bundestag die Anhebung der finanziellen
Unterstützung für Auszubildende und junge Menschen mit Behinderung in
Werkstätten. Das ist eine wichtige Unterstützung, wenn der
Ausbildungsbetrieb zu weit vom Elternhaus entfernt ist, ein Umzug
notwendig wird, die Ausbildungsvergütung aber zu gering für die Miete
ist.

"Wenn junge Menschen keinen Ausbildungsplatz annehmen können, weil das
Geld für den Lebensunterhalt nicht reicht, dann besteht
Handlungsbedarf. Deshalb beschließen wir heute wichtige Verbesserungen
bei den Leistungen für den Berufseinstieg von jungen Leuten.
Auszubildende bekommen unter bestimmten Voraussetzungen
Berufsausbildungsbeihilfe oder Ausbildungsgeld von der Bundesagentur
für Arbeit. Es geht um höhere Zuschüsse zum Lebensunterhalt, zu den
Wohnkosten sowie zu den Kinderbetreuungskosten, analog zu den jüngsten
Erhöhungen beim Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG). Das ist
sozial fair und gerecht, wir machen keinen Unterschied zwischen
Studierenden und Azubis.

Unterm Strich gibt es ab August mehr Geld für diejenigen, die die
Hilfe des Staates brauchen. Die Kostensteigerungen der vergangenen
Jahre, insbesondere bei den Mieten, machen die Anhebung der
Bedarfssätze notwendig. Mit der Erhöhung der Freibeträge erweitern wir
auch den Kreis der Anspruchsberechtigten.

Gleichzeitig beschließen wir auch eine Erhöhung des Ausbildungsgeldes
für Menschen mit Behinderung in den Werkstätten. Auch das ist nur
fair. Eine Erhöhung der finanziellen Unterstützung für Menschen ohne
Behinderung muss auch eine Anhebung der Entlohnung für Menschen mit
Behinderung zur Folge haben. Darüber hinaus wollen wir gemeinsam mit
den Werkstätten, den Werkstatträten, Bundesarbeitsminister Hubertus
Heil und der Wissenschaft ein transparenteres, nachhaltiges,
tragfähiges und faireres Finanzierungssystem und Entgeltsystem in den
Werkstätten erarbeiten und so weitere wichtige Verbesserungen für
Menschen mit Behinderungen schaffen. Die stufenweise Erhöhung des
Ausbildungsgelds ist dafür ein erster wichtiger Schritt.

Für uns als SPD-Bundestagsfraktion gilt: Die fachlich fundierte
Ausbildung junger Menschen ist uns das Geld wert. Jedem jungen
Menschen muss die Möglichkeit eingeräumt werden, eine Berufsausbildung
zu durchlaufen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SICHERHEIT/478: Die Bundeswehr wird attraktiver


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Sicherheits- und Verteidigungspolitik

Die Bundeswehr wird attraktiver



Fritz Felgentreu, verteidigungspolitischer Sprecher:

Heute wird der Deutsche Bundestag das Gesetz zur Stärkung der
personellen Einsatzbereitschaft der Bundeswehr beschlossen. Mit dem
Artikelgesetz soll unter anderem die soziale Absicherung für
Soldatinnen und Soldaten verbessert werden.

"Das Gesetz zur Stärkung der personellen Einsatzbereitschaft der
Bundeswehr, das wir heute verabschieden, ist ein großer Fortschritt.
Der Arbeitgeber Bundeswehr wird attraktiver. Die Fürsorgeleistungen
des Staates werden ausgebaut.

Nach der öffentlichen Anhörung am Montag konnten wir mit Rückendeckung
der meisten Verbände noch wichtige Änderungen erreichen. So wird die
Arbeitszeit für Soldaten im Grundbetrieb nicht ausgedehnt: Es bleibt
bei der 41-Stunden-Woche.

Ursprünglich war geplant, Soldaten bei personellen Engpässen im
Grundbetrieb pro Woche bis zu dreizehn Überstunden machen zu lassen.
Künftig wird nur bei Piloten, wo die Not am größten ist, diese
Möglichkeit bestehen - allerdings zeitlich begrenzt auf sieben Jahre.
Diese Zeit muss die Bundeswehr nutzen, um eine ausreichende Anzahl von
Fliegern auszubilden.

Wichtig ist der SPD, dass Soldaten, die zum Beispiel bei NATO-Manövern
zu Schaden kommen, nicht länger schlechter versorgt sind als ihre
Kameraden in Auslandseinsätzen mit Bundestagsmandat. Die volle
rechtliche Gleichstellung von so genannten 'einsatzgleichen
Verwendungen' mit den Auslandseinsätzen bedeutet, dass es keine
Einsätze 1. und 2. Klasse mehr geben wird. Künftig wird es eine
einheitliche Versorgung geben.

Zudem können jetzt nahe Angehörige von PTBS-Geschädigten von
Therapiemaßnahmen profitieren. Das kann für die Behandlung von
Soldaten, die im Einsatz traumatisiert oder körperlich geschädigt
wurden, eine wichtige Unterstützung sein.

Darüber hinaus haben wir klargestellt, dass nicht Psychologen die
Weltanschauung von Angehörigen der Streitkräfte prüfen. Für die Frage,
ob ein Soldat mit seinen Überzeugungen auf dem Boden der freiheitlich-
demokratischen Grundordnung steht, ist der MAD zuständig, nicht die
Psychologen des Personalamtes.

Natürlich ist und bleibt der Knackpunkt für die Einsatzfähigkeit der
Bundeswehr, dass wir der Truppe endlich mehr und bessere Ausrüstung
zur Verfügung stellen. Trotzdem ist dieses Gesetz ein wesentlicher
Beitrag für die soziale Sicherheit der Soldatinnen und Soldaten - und
damit für die Stärkung eines attraktiven Arbeitgebers Bundeswehr."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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UMWELT/1179: Mehr Grün für die Stadt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. Juni 2019

Arbeitsgruppen: Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit, Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Mehr Grün für die Stadt



Bernhard Daldrup, bau- und wohnungspolitischer Sprecher;
Carsten Träger, umweltpolitischer Sprecher:

Heute hat das Kabinett den Masterplan Stadtnatur beschlossen. Damit
unterstützen wir Kommunen, die konkrete Maßnahmen für grüne Lösungen,
zur Anpassung an den Klimawandel und zum Erhalt der biologischen
Vielfalt ergreifen.

"Mit dem Masterplan Stadtnatur unterstützen wir Kommunen, mehr in
grüne Infrastruktur zu investieren. Der Natur soll in Stadtparks,
Sportstätten, Wohnsiedlungen, Gewerbeflächen und an Gebäuden Raum
gegeben werden. Ein neuer Förderschwerpunkt Stadtnatur wird beim
Bundesprogramm Biologische Vielfalt ab 2020 geschaffen und in den
bestehenden Bundesprogrammen gestärkt.

Denn städtische Grünflächen werden meist nur als Kostenfaktor
wahrgenommen und stehen damit in Konkurrenz zu anderen öffentlichen
Ausgabenbereichen. Es ist deshalb wichtig, den breiten
gesellschaftlichen Nutzen von urbaner grüner Infrastruktur
aufzuzeigen. Was dem Klima und der Biodiversität hilft, kommt auch der
Stadt und den Menschen zugute. Die heißen Tage zeigen einmal mehr, wie
wichtig urbanes Grün für das Leben in unseren Städten ist. Es säubert
die Luft, reguliert das Stadtklima und dient dem Regenrückhalt.
Stadtnatur ist unverzichtbar für die Erhaltung der biologischen
Vielfalt. Städte sind im Vergleich zur umgebenden Landschaft oft
artenreicher, da sie verschiedene Standortbedingungen auf engstem Raum
bieten. Dazu sind grüne Räume Ausdruck einer lebendigen und
lebenswerten Stadt. Wenn mehr Menschen in die Städte ziehen, dann
bekommt Stadtgrün eine immer wichtigere Aufgabe für den Klimaschutz
und die Lebensqualität. Und der stellen wir uns."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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GEWERKSCHAFT/311: "Frist ist Frust - Zukunftsvertrag für Dauerstellen nutzen!" (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 6. Juni 2019

GEW: "Frist ist Frust - Zukunftsvertrag für Dauerstellen nutzen!"

Bildungsgewerkschaft zur Konferenz der Regierungschefinnen und -chefs des
Bundes und der Länder



Frankfurt am Main - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat
Bund und Länder aufgefordert, den im Mai ausgehandelten "Zukunftsvertrag
Studium und Lehre stärken" nachzubessern. Der Vertrag soll ab 2021 den
Hochschulpakt ablösen. "Gut, dass der Zukunftsvertrag entfristet wird und
auf unbestimmte Zeit laufen soll. Das gibt den Hochschulen
Planungssicherheit. Absolut unverständlich ist, dass die aus dem Programm
finanzierten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler weiterhin
semesterweise geheuert und gefeuert werden können. Wir brauchen eine
verbindliche Verpflichtung, dass mit den Bund-Länder-Mitteln in Zukunft
ausschließlich unbefristete Beschäftigungsverhältnisse finanziert werden.
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) und die Regierungschefinnen und -chefs
der Länder sollten den Zukunftsvertrag daher überarbeiten", sagte Andreas
Keller, stellvertretender GEW-Vorsitzender und Vorstandsmitglied für
Hochschule und Forschung, mit Blick auf die heutige Konferenz der
Regierungschefinnen und -chefs des Bundes und der Länder.

"Neun von zehn wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern werden
mit einem Zeitvertrag abgespeist, die Hälfte der Verträge hat eine Laufzeit
von weniger als einem Jahr. Eine Fortsetzung des aus dem Ruder gelaufenen
Befristungsunwesens ist nicht nur ein Schlag ins Gesicht der hoch
qualifizierten und motivierten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler,
auch die Kontinuität und Qualität von Lehre und Studium werden unterminiert
- Frist ist Frust. Bund und Länder müssen den Zukunftsvertrag nutzen, um
die Beschäftigung an den Hochschulen zu stabilisieren", betonte Keller.

Immerhin sehe der vorliegende Entwurf der Gemeinsamen
Wissenschaftskonferenz für den Zukunftsvertrag vor, dass die Länder bei der
Verwendung der Mittel Schwerpunkte beim Ausbau von dauerhaften
Beschäftigungsverhältnissen setzen, erklärte Keller: "Ein Erfolg der
Kampagne 'Frist ist Frust' von GEW, ver.di und dem Mittelbaunetzwerk
NGAWiss." Sollten die Regierungschefinnen und -chefs den Zukunftsvertrag in
der vorliegenden Fassung unterschreiben, seien die Länder in der Pflicht,
die abstrakten Vorgaben konkret umzusetzen. "Wir fordern die
Wissenschaftsministerinnen und -minister auf, in den vom Zukunftsvertrag
vorgesehenen Verpflichtungserklärungen konkrete Zielzahlen für die Erhöhung
des Anteils der Dauerstellen am Hochschulpersonal zu benennen und Maßnahmen
zur Zielerreichung im Einzelnen zu beschreiben. Dafür haben wir viele gute
Ideen! Die GEW ist gerne zu Gesprächen über die Ausgestaltung der
Verpflichtungserklärungen bereit", machte Keller deutlich.


Info: Die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz von Bund und
Ländern hat sich am 3. Mai auf die künftige Ausgestaltung des
Zukunftsvertrags "Studium und Lehre stärken" (bisher Hochschulpakt)
verständigt. Ziel des Zukunftsvertrags sind der Erhalt der mit Hilfe des
Hochschulpakts ausgebauten Studienkapazitäten sowie die Sicherung guter
Studienbedingungen und einer hohen Qualität der Lehre. Dafür stellt der
Bund jährlich 1,88 Milliarden Euro, ab 2024 jährlich 2,05 Milliarden Euro
bereit. Die Länder müssen Mittel in gleicher Höhe beisteuern.

Die abschließende Entscheidung über den Zukunftsvertrag trifft heute die
Konferenz der Regierungschefinnen und -chefs des Bundes und der Länder.

Im Zuge der Kampagne "Frist ist Frust" hat sich die GEW gemeinsam mit
ver.di und dem Netzwerk für Gute Arbeit in der Wissenschaft für die
Weiterentwicklung des Hochschulpakts für einen "Entfristungspakt 2019"
eingesetzt (www.frististfrust.net). Eine entsprechende Online-Petition
haben in kurzer Zeit über 15.000 Menschen unterzeichnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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UNIVERSITÄT/2738: Qualitätsoffensive Lehrerbildung - Profilbildung Lehramt in Kiel (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 05.06.2019

Qualitätsoffensive Lehrerbildung: Profilbildung Lehramt in Kiel

Fachtagung zur Bedeutung der Lehrkräftebildung an deutschen Universitäten
- neue Kooperation mit der Europa-Universität Flensburg



Die Lehrkräftebildung ist an vielen Hochschulen fest etabliert. Die
Modelle und Ausrichtungen, wie sie in die universitären Strukturen
eingebunden ist, unterscheiden sich jedoch deutschlandweit sehr. Mitte Mai
diskutierten rund 120 Fachleute und Studierende an der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) bei einem Programmworkshop
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) über die weitere
Ausgestaltung und Einbindung der Lehrkräftebildung in die jeweilige
Hochschulentwicklung. Die abschließende Podiumsdiskussion zeigte den
Bedarf einer nachhaltigen Etablierung von Strukturen und
Förderinstrumenten auf.

Symbolträchtig mit Fotos der Stadt und des Campus begrüßte Professorin
Ilka Parchmann, Vizepräsidentin für Lehramt, Wissenschaftskommunikation
und Weiterbildung der CAU, die Gäste mit den Worten: "Für den Austausch
unter Kolleginnen und Kollegen und die gemeinsame Weiterentwicklung ist es
hilfreich, die Perspektive zu wechseln und einen 'Blick von
oben' einzunehmen", hinterlegt mit dem Bild der Möwe. Weiter betonte sie:
"Unser Programm 'Lehramt mit Perspektive an der CAU' bildet heute neben
unseren vier Forschungsschwerpunkten einen fünften Schwerpunkt der Uni
Kiel. Darauf sind wir sehr stolz, denn mit dieser Offensive haben wir es
geschafft, viele tausend Lehramtsstudierende in Schleswig-Holstein durch
die Verbindung von Wissenschaft und Praxisorientierung besser für ihren
weiteren Berufsweg zu qualifizieren. Den Programmworkshop zur
Qualitätsoffensive Lehrerbildung (QLB) hier in Kiel ausrichten zu dürfen -
und mit Ihnen gemeinsam die Perspektive auf die Lehrkräftebildung wechseln
zu können - ehrt uns sehr."

Die Perspektive wechseln - das taten die Expertinnen und Experten
anschließend zwei Tage lang in insgesamt neun interaktiven Workshops und
drei Plenarvorträgen. Um zusammenzutragen, was sich dank der QLB
entwickelt hat und wie es nach Abschluss der zweiten Förderphase
weitergehen soll, kamen in Kiel Lehrende, Forschende, Studierende sowie
Fachleute aus Administration, Hochschulleitungen, Ministerien und
Stiftungen aus ganz Deutschland zusammen. Drei Expertenteams näherten sich
den Themen Theorie und (Unterrichts-)Praxis, Lehrplanentwicklung sowie
Steuerung und Organisation der Lehrkräftebildung aus unterschiedlichen
Blickwinkeln.

Theorie und Praxis mehr miteinander verzahnen

Im ersten Vortrag der Tagung stand die Verknüpfung von Theorie und Praxis
im Mittelpunkt. Den Impuls setzte Erziehungswissenschaftler Professor
Martin Rothland, Westfälische Wilhelms-Universität Münster. In seinem
Plenarvortrag stellte er eine Reihe kritischer Fragen zur Reflexion der
gängigen Vernetzungskonzepte am Beispiel des Praxissemesters.

Austausch fördern und Strukturen schaffen

Um das Theorie-Praxis-Verhältnis optimieren zu können, sei auch eine
bessere Vernetzung von Lehrenden untereinander unerlässlich, betonte die
Professorin Tina Seidel, Technische Universität München (TUM), in ihrem
Plenarvortrag über die Curriculum-Entwicklung. "Das Anforderungsprofil des
Lehrberufs ist sehr komplex - und damit auch unser Vorhaben in der
Lehrkräftebildung: Es reicht vom Diagnosen erstellen über die
Erziehungsarbeit bis zum Unterrichten und der Zusammenarbeit im
Kollegium." Auf der anderen Seite müssten drei mehr oder weniger eng
beieinanderliegende Disziplinen kohärent zusammengebracht werden: das
Fach, die Fachdidaktik und die Bildungswissenschaften, beschrieb Seidel
und plädierte für mehr und bessere Abstimmungsprozesse.

Damit etwa Lehrpläne oder Fachanforderungen kompetent und evidenzbasiert
weiterentwickelt werden können, komme es Seidel zufolge darauf an,
konkrete Anlässe zu nutzen. Dies könne zum Beispiel innerhalb der
Lehrkräftebildung durch Austausch von Material, innerhalb der
Universitäten in Form von Evaluationen oder außeruniversitär mithilfe von
Wettbewerben über Stiftungen geschehen. Zudem sprach Seidel sich
entschieden für gemeinsame Standards und klare Strukturen aus, wie etwa
die Benennung von festen Ansprechpersonen für Lehrkräftebildung an den
Hochschulen. Nützlich seien in diesem Zusammenhang Netzwerke und
Partnerschaften.

Ein Masterplan für die Lehrkräftebildung

Wichtig sei es zudem, stabile Strukturen in der Lehrkräftebildung
voranbringen. Erziehungswissenschaftler und Bildungsforscher Professor
Manfred Prenzel (TUM) ging in seinem Plenarvortrag auf den
BMBF-"Masterplan Medizinstudium 2020" ein und verknüpfte damit
Überlegungen auch für die Lehrkräftebildung. Prenzel reflektierte die
verschiedenen Ausrichtungen und Nutzungspotenziale einer zielorientierten
Steuerung der Lehrkräftebildung durch zentrale Einrichtungen wie Zentren
für Lehrkräftebildung: "Diese spielen eine wichtige Rolle, wenn sie sich
als Gestalter verstehen, die Zielklärung und Profilierung vorantreiben und
eine Governance-Struktur entwickeln, die sie mit ihren Mitgliedern sowie
Partnerinnen und Partnern umsetzen."

Lehrkräftebildung im Diskurs: Ergebnisse

Im Bereich Beratung und Eignungsdiagnostik verständigten sich die
Fachleute darauf, Lehramtsstudierende aktiv an der Profilbildung ihres
Studiums zu beteiligen. Dies ermögliche es ihnen, eigene Akzente zu setzen
und ihre Profilierung individueller mitzugestalten. Dadurch würden sie
früh zur Eigenverantwortlichkeit angehalten. Im Bereich der
Eignungsdiagnostik seien indes noch viele Fragen zu klären. So blieb
strittig, ob es sinnvoll sei, Daten zur Eignung von Schülerinnen und
Schülern für das Lehramtsstudium zu erheben, wenn ihre Interpretation und
damit Aussagekraft noch nicht hinreichend beschrieben sind.

Was die Vernetzung und Kooperation von Universitäten mit ortsansässigen
Schulen betrifft, sprachen sich die Expertinnen und Experten für den Auf-
und Ausbau sogenannter "Schulnetzwerke" aus. Hierfür müssten Theorie und
Praxis besser miteinander verknüpft werden. Dabei könnten videobasierte
Tools sinnvoll unterstützen. Studierende könnten sich zum Beispiel im
Unterricht an einer Partnerschule filmen lassen und durch die Analyse
lernen, ihr Wissen besser mit der Praxis zu verknüpfen.

Beim Thema Fort- und Weiterbildung für Lehrkräfte empfahlen die Fachleute
mehrere schulinterne Mikrofortbildungen im Jahr als einige wenige große
externe Fortbildungen. Dies verspreche einen erwartbar höheren Nutzen.

Im Hinblick auf Governance-Strukturfragen in der Lehrkräftebildung wurden
in den vergangenen vier Jahren an allen lehrkräftebildenden Studienorten
neue Modelle etabliert und bewährt: Einige Universitäten setzen auf eigene
Fakultäten für Lehrkräftebildung, andere auf Querstrukturen; wieder andere
schufen Zentren außerhalb der zentralen Administration. Einig waren sich
die Expertinnen und Experten darin, dass es für eine gute
Lehrkräftebildung nicht nur auf die Oberflächenstruktur ankommt, sondern
vor allem auf solide Tiefenstrukturen. Neu eingezogene Strukturen sollten
deshalb zunächst weiter ausgebaut werden; dafür wurden in den Workshops
hinderliche und förderliche Kriterien ebenso standortübergreifend
herausgearbeitet wie Forderungen einer nachhaltigen Etablierung

Empfehlungen für die Fortschreibung der Qualitätsoffensive in der
Lehrerbildung

In der abschließenden Podiumsdiskussion debattierten die Staatssekretärin
im Bildungsministerium Schleswig-Holstein Dr. Dorit Stenke, Professor
Manfred Prenzel, die Schulpädagogin Professorin Jutta Mägdefrau der
Universität Passau, Ilka Parchmann und die Kieler Lehramtsstudentin
Henrike Amft über die Rolle und Zukunft der Lehrkräftebildung im
Hochschulsystem. Moderiert wurde die Podiumsdiskussion von der
Bildungsjournalistin Dr. h.c. Heike Schmoll (FAZ). Sie legte den
inhaltlichen Fokus auf Perspektiven der Qualitätsoffensive in der
Lehrkräftebildung und die Zeit danach.

Beleuchtet wurde noch einmal das gesamte Themenspektrum der
Lehrkräftebildung: das Verhältnis von Theorie, Praxis, Fach, Fachdidaktik
und Bildungswissenschaft zueinander sowie über die Effekte des
Praxissemesters bis hin zu den Fragen: Wie nachhaltig sind die im Rahmen
der QLB geschaffenen Strukturen? Und wie geht es nach der QLB weiter?

Stenke wies darauf hin, dass die Schulen nicht nur eine ausreichende Zahl
an Lehrkräften benötigten, sondern dass Lehrerinnen und Lehrer vor allem
exzellent ausgebildet sein müssten und zwar in allen Fächern und in den
Bildungswissenschaften. "Es ist sehr erfreulich, dass sich seit einigen
Jahren immer mehr junge Menschen für ein Lehramtsstudium entscheiden",
sagte Stenke. "Wichtig ist, dass diese jungen Menschen auf die besonderen
Anforderungen des Lehrerberufes schon im Studium bestens vorbereitet
werden, damit sie ihren Beruf später mit Freude und Begeisterung ausüben
können."

Professorin Ilka Parchmann hob an dieser Stelle die große Bedeutung der
Fachwissenschaften hervor und betonte die Bedeutung einer erfolgreichen
Einbindung und Kooperation mit den Kolleginnen und Kollegen in der
Konzeption und Umsetzung von Lehramtsstudiengängen.

Henrike Amft, Lehramtsstudentin der Fächer Germanistik und Biologie im 3.
Mastersemester, fühlte sich durch ihr Studium an der CAU gut auf den
Lehrerberuf vorbereitet: "Ich bin insgesamt wirklich sehr zufrieden. Da
für mich aber schon immer klar war, dass ich Lehrerin werden will, stellte
sich für mich die Frage nach einem Praktikum am Anfang des Studiums nicht.
Dennoch sagen mir viele Kommilitoninnen und Kommilitonen, dass sie sich
eben genau das gewünscht hätten, um sich besser vorbereitet zu fühlen."
Das Praxissemester, das Amft jüngst abschloss, wurde diesbezüglich sehr
gelobt. Währenddessen zu erbringende Leistungsnachweise seien jedoch zu
umfangreich und sollten deshalb reduziert werden. Parchmann sagte zu, man
werde an dieser Stelle in Zukunft nachbessern.

Professor Manfred Prenzel sprach sich dafür aus, die Praxisphasen
gleichmäßig auf das Bachelor- und Masterstudium aufzuteilen. So könnten
Lehramtsstudierende bereits früh erkennen, ob der Beruf etwas für sie sei
oder nicht und in einer fortgeschrittenen Phase vertiefende Erfahrungen
sammeln.

Im Ergebnis waren sich alle Beteiligten darüber einig, dass
Lehrkräftebildung auch zukünftig in der Hand der Hochschulen liegen müsse.
Jutta Mägdefrau: "Wir dürfen nicht von Bildung zu Ausbildung übergehen."
Damit das gelingt, sei eine fortlaufende Finanzierung der im Rahmen der
QLB geschaffenen Strukturen unabdingbar. Stenke sicherte zu, das
Bundesland Schleswig-Holstein werde auch zukünftig - also über das Ende
der QLB hinaus - mit der CAU in den Dialog treten, um die
Lehrkräftebildung weiter voranzubringen und sie eines Tages verstetigen zu
können.

Neue Kooperation mit der Europa-Universität Flensburg

Eine nachgeschaltete Ausschreibung widmete sich den Themen Berufliches
Lehramt und Digitalisierung. Die CAU hat für den Bereich Digitalisierung
einen gemeinsamen Antrag mit der Europa Universität Flensburg auf den Weg
gebracht. Der Bewilligungsbescheid aus der letzten Woche eröffnet nun auch
hier eine engere Kooperation im Land, die sich auf die Zusammenarbeit mit
Schulen sowie die Betreuung im Praxissemester fokussiert und dabei auch
internationale Perspektiven mit einbindet.

Der Programmworkshop war Teil der QLB des BMBF. Mit dem Programm
unterstützen Bund und Länder seit 2015 Reformen in der Lehrkräftebildung
an 59 Hochschulen mit bis zu 500 Millionen Euro.



Weitere Informationen:

http://www.qualitaetsoffensive-lehrerbildung.uni-kiel.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution235

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, 05.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1203: Innovative KI-Technologien für eine zukunftsfähige Landwirtschaft (idw)


Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz GmbH - 05.06.2019

DFKI entwickelt innovative KI-Technologien für eine zukunftsfähige
Landwirtschaft



Wie kann Künstliche Intelligenz dabei helfen, die globalen
Herausforderungen im Bereich der Agrarwirtschaft zu bewältigen und auch
mittelständischen Betrieben Zukunftsperspektiven zu eröffnen? Mit diesen
Fragen beschäftigen sich die Projekte Agri-Gain und DAKIS des Deutschen
Forschungszentrums für Künstliche Intelligenz (DFKI). Gemeinsam mit
Partnern aus Industrie und Forschung erarbeiten die DFKI-Forscher
innovative Konzepte und intelligente Technologien, welche die
Landwirtschaft der Zukunft nicht nur effizienter, sondern auch
ökologischer gestalten sollen. Ihre Forschungsarbeit präsentierten die
Wissenschaftler im Rahmen der Regionalkonferenz Agrartechnik am 5. Juni
2019 in Osnabrück.

Eine der größten Herausforderungen des 21. Jahrhunderts besteht darin, in
Zeiten von Globalisierung und Klimawandel eine wachsende Weltbevölkerung
nachhaltig und ausreichend zu ernähren. Wie das gelingen kann und welche
Rolle insbesondere dem Nordwesten Deutschlands bei der Entwicklung
zukunftsfähiger Lösungen zukommt, damit beschäftigte sich die
Regionalkonferenz Agrartechnik zum Thema "Digital Farming im Agrotech
Valley - Ist Landwirtschaft 4.0 der Lösungsweg zur Sicherung der
Welternährung?" am Mittwoch, den 5. Juni 2019, auf dem Gestüt Osthoff
Georgsmarienhütte in Osnabrück. Das DFKI, das mit dem Kompetenzzentrum
Smart Agriculture Technologies (CC-SaAT) über einen Anwendungsschwerpunkt
im Bereich der Landwirtschaft und Agrartechnik sowie an mehreren
Standorten und Laboren über langjährige Expertise in diesen Bereichen
verfügt, präsentierte sich auf der Konferenz mit aktuellen
Forschungsprojekten.

Agri-Gain - Agrarwirtschaftliches Gateway für Künstliche
Intelligenz

Der Einsatz Künstlicher Intelligenz (KI) birgt ein enormes Potenzial für
die Agrarwirtschaft und die angrenzende Ernährungswissenschaft - davon
soll auch der Mittelstand profitieren. Im Rahmen der im April 2019
gestarteten Wettbewerbsphase des Innovationswettbewerbs "KI als Treiber
für volkswirtschaftlich relevante Ökosysteme" des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Energie (BMWi) wird unter der Koordination des DFKI im
Projekt Agri-Gain ein Konzept einer großen Plattform realisiert, die einen
leichten Zugang ("Gateway") zu KI-Technologien für diese Branche schafft.
In der Plattform sollen auf den Anwendungskontext zugeschnittene 
KI-Funktionen bereitstellt werden, welche einfach, d.h. ohne Expertenwissen,
anwendbar sind. Auf diese Weise soll es auch mittelständischen Betrieben -
die sich in der Regel keine eigenen KI-Experten leisten können - möglich
sein, intelligente Technologien zu nutzen, um wettbewerbsfähig zu bleiben
und neue sowie verbesserte Dienstleistungen anbieten zu können. Durch die
enge Zusammenarbeit mit den zentralen Stakeholdern der Agrar- und
Ernährungswissenschaft wird dabei die Akzeptanz und der nachhaltige
Betrieb der Plattform gewährleistet.

Das neue System stützt sich sowohl auf offene Datenquellen - z.B. Wetter-,
Schlagdaten oder rechtliche Regularien - und KI-Services externer Anbieter
als auch auf interne, mithilfe der Stakeholder aufgebaute Datenquellen und
soll stetig erweitert werden. Dank konsistenter, aufeinander aufbauender
KI-Funktionen sowie Assistenzsystemen, die den Nutzer bei der Auswahl
unterstützen, wird die Anwendung der Plattform so vereinfacht, dass diese
mit Alltagstechnologien, wie z.B. Amazon Alexa oder die Sprachverarbeitung
von Smartphones, vergleichbar ist. Auf diese Weise bietet Agri-Gain
umfangreiche, an die Erfordernisse des landwirtschaftlichen
Anwendungsfeldes angepasste KI-basierte Lösungsbausteine, die sich leicht
in individuelle Anwendungen integrieren lassen. Dadurch können neue
Geschäftsideen von Startups und etablierten Firmen in kürzester Zeit in
reale Produkte überführt werden.

Nicht zuletzt ist die Definition und Realisierung konkreter Use-Cases, die
KI-Services der Plattform nutzen, um innovative Anwendungen zu realisieren
- z.B. im Bereich der Unkrautregulierung, der Tierhaltung oder der
Lebensmittelverarbeitung - ein zentraler Bestandteil des Projekts. Nur so
ist es den Verbundpartnern möglich, das große Potenzial der Plattform zu
demonstrieren und zu evaluieren. Bei erfolgreicherer Evaluation der
Wettbewerbsphase ist die Umsetzung der Plattform ab Januar 2020 geplant.

Projektpartner im Rahmen der Wettbewerbsphase sind:


	DFKI GmbH - Forschungsbereich Smarte Daten & Wissensdienste, Forschungsgruppe Planbasierte Robotersteuerung, Forschungsgruppe Intelligente Netze

	Hochschule Osnabrück

	DIL Deutsches Institut für Lebensmitteltechnik e. V.

	Claas E-Systems GmbH

	John Deere GmbH & Co. KG

	Amazonen-Werke H.Dreyer GmbH & Co. KG

	Grimme Landmaschinenfabrik

	Maschinenfabrik Bernard KRONE GmbH & Co. KG

	Kotte Landtechnik GmbH & Co. KG



DAKIS - Digitales Wissens- und Informationssystem für die
Landwirtschaft 

Klimawandel, Ernährungssicherheut und Nachhaltigkeit - das sind die großen
globalen Herausforderungen der Landwirtschaft. Diesen zu begegnen und
Lösungen anzubieten, hat sich das im April 2019 gestartete Projekt DAKIS
auf die Fahne geschrieben. Unter der Koordination des Leibniz-Zentrums für
Agrarlandforschung (ZALF) e.V. und Beteiligung der DFKI-Forschungsgruppe
Planbasierte Robotersteuerung entwickelt das Projektkonsortium ein
weltweit bisher einzigartiges Management- und Informationssystem. Dieses
soll Landwirten als Entscheidungshilfe dienen, um agrarwirtschaftlichen
Anbau mithilfe neuartiger Technologien ökonomisch effizienter und
gleichzeitig ökologisch nachhaltiger zu gestalten.

Dafür erheben die Projektpartner in zwei unterschiedlichen deutschen
Testregionen (im bayerischen Passau und in der Uckermark in Brandenburg)
kontinuierlich Echtzeitdaten mithilfe von Sensoren, (teil-)autonomen
Robotern und satellitengestützter Beobachtung. Auf diese Weise erfassen
sie wichtige Landschaftsparameter, wie Bodenbeschaffenheit, Pflanzenstand
und meteorologische Daten. Zudem ermitteln sie den Status quo in punkto
Ökosystemleistungen, d.h. die Vorteile, welche der Mensch aus dem
jeweiligen Ökosystem zieht. Dazu zählen z.B. bereitstellende Leistungen
wie Nahrungsmittel und nachwachsende Rohstoffe, regulierende Leistungen
wie Erosionsschutz und Minderung von Überschwemmungen, oder kulturelle
Leistungen wie Erholung. Anschließend befragen sie die Bevölkerung nach
ihren Bedürfnissen, um die regionale Nachfrage an die Ökosystemleistungen
zu ermitteln. Das System kombiniert diese Erkenntnisse mit
betriebsökonomischen Faktoren, etwa hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit
von Anbausystemen oder der Minimierung eingesetzter Ressourcen, und
berechnet daraus mithilfe von Computermodellen und Simulationen den auf
die Region angepassten "idealen" landwirtschaftlichen Betrieb.

Das DAKIS-System koppelt diese Ergebnisse zusätzlich mit rechtlichen,
politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen und berücksichtigt
hinterlegtes agrarwissenschaftliches Wissen. Auf einer intuitiven
Benutzeroberfläche werden schließlich alle Datenströme zusammengeführt,
mithilfe maschineller Lernverfahren analysiert und zu
Handlungsempfehlungen verdichtet, welche für den Nutzer nachvollziehbar
visualisiert werden. Daneben untersuchen die Forscherinnen und Forscher im
Projekt, wie sich die Maßnahmen mit neuartigen Technologien, z.B. 
KI-Anwendungen und Robotik, umsetzen lassen.

Das Projekt DAKIS wird vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) mit insgesamt 7,4 Millionen Euro über eine Laufzeit von 5 Jahren
gefördert.

Projektpartner:


	Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e. V. (Koordinator)

	DFKI GmbH - Forschungsgruppe Planbasierte Robotersteuerung

	Leibniz-Institut für innovative Mikroelektronik (IHP)

	Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde (HNEE)

	Europa Universität Viadrina Frankfurt (Oder)

	Leibniz-Institut für Agrartechnik und Bioökonomie (ATB) e. V.

	Universität Bonn

	Forschungszentrum Jülich

	Hochschule Osnabrück

	Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung (ISI)




Weitere Informationen:

Regionalkonferenz Agrartechnik: 

https://www.landkreis-osnabrueck.de/regionalkonferenz_agrartechnik

Agri-Gain: 

https://www.dfki.de/web/forschung/projekte-publikationen/projekte/projekt/agri-gain/

DAKIS: 

https://www.dfki.de/web/forschung/projekte-publikationen/projekte/projekt/dakis/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution32

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz GmbH, DFKI, 05.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GENTECHNIK/574: Neue Gentechnik muss reguliert bleiben (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Gemeinsame Pressemitteilung von AbL, BUND, Demeter

Berlin, Hamm, den 6. Juni 2019

Neue Gentechnik muss reguliert bleiben

Für ein Europa, das Wahlfreiheit, Transparenz und Vorsorgeprinzip
sicherstellt



Neue Gentechnik-Verfahren müssen weiterhin als Gentechnik reguliert werden -
 so wie es auch der Europäische Gerichtshof (EuGH) in einem Urteil zum
Thema bestätigt hat. Das fordern die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft (AbL), der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland
(BUND) sowie Demeter von Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner im
Rahmen des morgen stattfindenden "Forum NMT 2019 - Perspektiven für den
Umgang mit neuen molekularbiologischen Techniken".

"Das Urteil des Europäischen Gerichtshofes vom 25. Juli 2018 ist glasklar:
Auch neue Gentechnik-Verfahren wie CRISPR & Co sind Gentechnik und
unterliegen der EU-Gentechnikgesetzgebung. Damit müssen sie einem
Zulassungsverfahren mit Risikoanalyse und -bewertung unterzogen werden,
Transparenz und Rückverfolgbarkeit sind zu gewährleisten. Dies sind
Mindestvoraussetzungen, um das in der Europäischen Union geltende
Vorsorgeprinzip umzusetzen, unvorhersehbare Risiken für Umwelt und
Gesundheit zu minimieren sowie Wahlfreiheit für alle Wirtschaftsbeteiligten
und Verbraucherinnen und Verbraucher zu gewährleisten. Dieses hohe Gut darf
nicht von der Gentechnik-Industrie unterlaufen werden, denn diese will sich
ihre Profite sichern, für Folgeschäden aber keinerlei Verantwortung
übernehmen", stellt Annemarie Volling von der AbL klar.

Daniela Wannemacher vom BUND ergänzt: "Ministerin Klöckner setzt große
Hoffnungen in die neuen Gentechnik-Verfahren und will eine Aufweichung der
geltenden EU-Gentechnikgesetzgebung. Für die Umwelt, die gentechnikfreie
Pflanzenzüchtung sowie Land- und Lebensmittelwirtschaft wäre ein solcher
Schritt fatal. Die mit dem EuGH-Urteil klar hergestellte Rechtssicherheit
würde unterlaufen. Außerdem würde die Ministerin die im Koalitionsvertrag
festgelegte Position der Bundesregierung verlassen. Wir erwarten von Julia
Klöckner und ihrem Ministerium, dass sie sich an geltendes Recht hält. Eine
Deregulierung der neuen Gentechnik-Verfahren missachtet den Willen eines
Großteils der Bevölkerung sowie zahlreicher Wirtschaftsunternehmen und
macht deren Wahlfreiheit für gentechnikfreie Lebensmittel unmöglich."

Antje Kölling von Demeter fordert zudem: "Die Wahlbeteiligung am vorletzten
Sonntag war größer als bei jeder anderen Europawahl zuvor - das zeigt, dass
Wählerinnen und Wähler Europapolitik ernst nehmen. Wenn Politikerinnen und
Politiker jetzt versuchen sollten, das in den EU-Verträgen festgelegte
Vorsorgeprinzip auszuhebeln und Gentechnik durch die Hintertür einzuführen
und eine risikobegrenzende Regulierung fälschlich mit Forschungsverboten
gleichzusetzen, dann wird dieses im Aufschwung befindliche berechtigte
Interesse an wichtigen europäischen Fragen missachtet. Stattdessen sollen
endlich Ansätze für die Erforschung von Nachweisverfahren und
Rückverfolgbarkeit gefördert werden. Bürgerinnen und Bürger haben das
Recht, zu entscheiden, was auf den Tisch kommt."

Gemeinsam plädieren AbL, BUND und Demeter: "An Gentechnik verdienen nur
wenige große Konzerne - mit der gentechnikfreien Land- und
Lebensmittelwirtschaft haben sich zahlreiche Bäuerinnen und Bauern, sowie
kleine und mittelständische Betriebe der Lebensmittelwirtschaft, ihren
Markt geschaffen und sichern gerade im ländlichen Raum Arbeitsplätze. Es
kann nicht sein, dass wenige globale Player auf Kosten dieser Arbeitsplätze
und auf Kosten des Schutzes von Umwelt und Gesundheit ihre Profitinteressen
durchsetzen. Wir fordern Wahlfreiheit, Umsetzung des Vorsorgeprinzips und
Transparenz."



Hintergrund: In den letzten Jahren wird in der Gentechnik-Forschung
zunehmend mit Methoden der neuen Gentechnik gearbeitet, CRISPR/CAS 9 ist
die inzwischen verbreitetste Methode. Erste Tiere und Pflanzen wurden mit
CRISPR/CAS 9 im Labor entwickelt, und es wurden schon zahlreiche Patente
dazu vergeben. Dementsprechend groß ist der Druck von der
Gentechnik-Industrie und von Forschern bzw. Patentinhabern, dass sie von
ihren Produkten profitieren. Deshalb steigt auch der Druck gegen die
Regulierung und Transparenz.

In Europa wurde allerdings mit dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom
25.07.2018 Rechtssicherheit geschaffen. Es besagt, dass auch die neuen
Gentechnik-Verfahren unter die europäische Gentechnik-Regulierung fallen.
Das bedeutet, dass sie einer Risikoprüfung unterzogen und offiziell
zugelassen sowie gekennzeichnet werden müssen. Das sichert Konsumentinnen
und Konsumenten, Bäuerinnen und Bauern, Züchterinnen und Züchtern sowie der
Lebensmittelbranche Transparenz und damit Wahlfreiheit zu und ermöglicht
die Rückverfolgbarkeit. Das europäische Vorsorgeprinzip wird dabei
umgesetzt.

Dem hat sich auch die große Koalition verpflichtet. Im Koalitions-Vertrag
von CDU/CSU und SPD heißt es: "Im Anschluss an die noch ausstehende
Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) zu den neuen
molekularbiologischen Züchtungstechnologien werden wir auf europäischer
oder gegebenenfalls nationaler Ebene Regelungen vornehmen, die das
Vorsorgeprinzip und die Wahlfreiheit gewährleisten." (Anmerkung: Der
Koalitionsvertrag stammt aus dem März 2018 und bezieht sich darum auf das
damals noch ausstehende Urteil des Europäischen Gerichtshofs, gemeint ist
hier aber auch das Urteil vom 25.07.2018).

Das BMEL muss sich nun darum kümmern, das Urteil wirksam und zum Schutz der
gentechnikfreien Land- und Lebensmittewirtschaft sowie der Umwelt und
Gesundheit umzusetzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft
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MELDUNG/662: "Die Gesundheit von Mensch und Tier gewährleisten" - Jahrestagung der Futtermittelkontrolleure (NSDML)


Niedersächsisches Ministerium für Ernährung,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Pressemitteilung Nr. 54 vom 05.06.2019

"Die Gesundheit von Mensch und Tier gewährleisten"

Jahrestagung der Futtermittelkontrolleure gestartet - Ministerin
Otte-Kinast lobt Engagement



Braunschweig. Mit rund 250 Teilnehmerinnen und Teilnehmern aus allen
Bundesländern ist am Dienstag, den 4. Juni 2019, die Jahrestagung der
Futtermittelüberwachungsbehörden der Länder und des Bundes in der
Stadthalle Braunschweig gestartet. Niedersachsens Landwirtschaftsministerin
Barbara Otte-Kinast würdigte bei ihrem Grußwort am Mittwoch die Arbeit der
Futtermittelkontrolleure: "Wir brauchen engagierte Kontrolleure, die dafür
sorgen, dass die Unternehmen sichere Futtermittel in den Verkehr bringen,
damit die Gesundheit von Tier und Mensch gewährleistet ist."

Welche neuen Forschungsergebnisse gibt es? Wie wirkt sich eine mögliche
Afrikanische Schweinepest auf die Futtermittelwirtschaft aus? Diese und
weitere Fragen stehen im Mittelpunkt der dreitägigen Veranstaltung. Über
Inspektionen der EU in den Mitgliedstaaten trägt Dr. Rudolf Wilmes, Auditor
bei der EU-Kommission, vor. Staatsanwalt Bernhard Lucks berichtet über
aktuelle Fälle der niedersächsischen Schwerpunktstaatsanwaltschaft
Oldenburg. In Foren beschäftigen sich die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
unter anderem mit der fachlichen Bewertung von Untersuchungsergebnissen und
mit den Neuheiten der EDV in der Futtermittelüberwachung. Auch die Frage,
wie man Lebensmittelverschwendung durch Verfütterung nicht mehr
verzehrbarer Lebensmittel vermeiden kann, erörtern die Teilnehmer.

Die Jahrestagung der Futtermittelüberwachungsbehörden der Länder und des
Bundes wird jedes Jahr durch ein anderes Bundesland ausgerichtet. Sie dient
der fachlichen und verwaltungsmäßigen Abstimmung der Überwachungsbehörden,
aber auch zur Fortbildung der Kontrolleurinnen und Kontrolleure.


Hintergrund:

Für die amtliche Futtermittelüberwachung in Niedersachsen sind insgesamt 20
Kontrolleurinnen und Kontrolleure zuständig, die beim Niedersächsischen
Landesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (LAVES)
beschäftigt sind. Sie führen jährlich rund 2400 Betriebskontrollen durch,
ziehen 4000 Futtermittelproben und analysieren diese jeweils auf mehrere
Stoffe. Der Zuständigkeitsbereich der Futtermittelkontrolleure in
Niedersachsen erstreckt sich auf 55000 Höfe und 5000 sonstige Betriebe wie
Hersteller, Transporteure und Lagerbetriebe. In Niedersachsen werden
jährlich etwa 9,8 Millionen Tonnen Futtermittel produziert. Das entspricht
ca. 40 Prozent der gesamten Futtermittelproduktion in Deutschland.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 54 vom 05.06.2019

Niedersächsisches Ministerium für Ernährung,
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MELDUNG/661: Bundesministerin Klöckner lässt untersuchen, was wirklich in zubereitetem Essen steckt (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 117 vom 05.06.2019

Bundesministerin Klöckner lässt untersuchen, was wirklich in
zubereitetem Essen steckt - weltweit umfangreichste Studie

Erstmals werden Lebensmittel so analysiert, wie sie verzehrt werden -
Studie des Bundesinstituts für Risikobewertung ermöglicht realistische
Aussagen über die Aufnahme von Stoffen, erlaubt Verzehrempfehlungen



Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner,
sprach am Berliner Standort des Bundesinstituts für Risikobewertung (BfR)
über die von ihr in Auftrag gegebene MEAL-Studie (Mahlzeiten für die
Expositionsschätzung und Analytik von Lebensmitteln). Das vom Ministerium
geförderte Projekt untersucht für Deutschland erstmals systematisch und
großflächig, welche Stoffe in zubereiteten und verzehrfertigen
Lebensmitteln enthalten sind und in welchen Mengen sie vorkommen. Die
Studie ist die umfangreichste weltweit, bezogen sowohl auf die Anzahl
untersuchter Lebensmittel als auch auf die Anzahl an Stoffen.

Dazu Julia Klöckner: "Lebensmittelsicherheit ist nicht verhandelbar. Daher
ist die von meinem Ministerium in Auftrag gegebene MEAL-Studie ein echter
Leuchtturm - national wie international. Detailliert wird untersucht,
welchen Einfluss die Zubereitung von Lebensmitteln auf die darin
enthaltenden Stoffe hat. Über 90 Prozent der in Deutschland verzehrten
Lebensmittel werden in der Untersuchung dabei abgebildet und analysiert.

Das Neue: Erstmals können Aussagen und Empfehlungen gemacht werden über
Lebensmittel nicht nur als Ausgangsprodukte, sondern in dem Zustand, in dem
wir sie üblicherweise tatsächlich zu uns nehmen. Mögliche
Lebensmittelrisiken können so besser erkannt und bewertet werden. Ziel ist
es, realistische Aussagen über die Aufnahme von Stoffen aus Lebensmitteln
zu treffen. Über sieben Jahre wird geforscht, wir fördern mit 13 Millionen
Euro. Die Studie ist ein weiterer Meilenstein zur Stärkung des
gesundheitlichen Verbraucherschutzes."

Zur MEAL-Studie:

• Erstmals in Deutschland untersucht die BfR-MEAL-Studie großflächig,
welche Risiken unter anderem durch Stoffe bei der Verarbeitung und
Zubereitung von Lebensmitteln entstehen können. Dazu werden die fertigen
Mahlzeiten auf Zusatzstoffe und Prozesskontaminanten, also auf Stoffe, die
bei der Zubereitung entstehen, untersucht. So lässt sich zum Beispiel auch
ermitteln, welche Gehalte an Acrylamid durchschnittlich in Keksen oder
Pommes Frites enthalten sind, die gekauft oder im Haushalt zubereitet
werden.

• Die Studie berücksichtigt die gesamte Lebensmittelpalette und
analysiert die Speisen jeweils in dem Zustand, in dem sie typischerweise
verzehrt werden. Etwa 50.000 bis 60.000 Lebensmittel werden dafür
eingekauft und in einer eigens dazu eingerichteten Küche zubereitet. Diese
Proben werden anschließend in Laboren auf verschiedene Stoffgruppen
analysiert, sowohl auf gesundheitlich nützliche als auch auf unerwünschte
Stoffe. Neben Zusatzstoffen und Prozesskontaminanten gehören dazu Stoffe
aus der Umwelt (Umweltkontaminanten wie z.B. Dioxin), Schimmelpilzgifte
(Mykotoxine), Nährstoffe, Pflanzenschutzmittel, Tierarzneimittel und
Stoffe, die aus Verpackungen in die Lebensmittel gelangen. Darüber hinaus
wird auch untersucht, inwiefern sich die durchschnittliche Belastung mit
Stoffen in einzelnen Lebensmitteln je nach Region, Saison oder
Produktionsart (z. B. nach biologischem oder konventionellem Anbau)
unterscheidet.

• Es wird ermittelt, in welchen Konzentrationen Stoffe
durchschnittlich in verzehrfertigen Lebensmitteln enthalten sind. Die
Ergebnisse dienen unter anderem als Grundlage, mögliche chronische Risiken
durch stark belastete Lebensmittel zu erkennen. So lassen sich zum Beispiel
Verzehrempfehlungen für empfindliche Bevölkerungsgruppen oder hinsichtlich
bestimmter Lebensmittel ableiten.

• Da die BfR-MEAL-Studie bei der Analyse von Stoffen möglichst geringe
Nachweisgrenzen vorsieht, liefern die Ergebnisse genauere Daten zu
Hintergrundbelastungen als bisher vorliegen. So können künftig für mehr
Stoffe vor allem chronische Risiken zuverlässiger bewertet werden. Die
Ergebnisse können darüber hinaus auch zur Einordnung akuter Risiken - etwa
im Falle einer lebensmittelbedingten Krise - genutzt werden. Bisher waren
viele Stoffe in Lebensmitteln nicht nachweisbar oder wurden nur in
unverarbeiteten Lebensmitteln untersucht.



Weitere Informationen zur Studie sind unter dem folgenden Link zu finden:


https://www.bfr.bund.de/de/a-z_index/bfr_meal_studie-196284.html


Zum Bundesinstitut für Risikobewertung

Durch wissenschaftliche Bewertungen gesundheitlicher Risiken trägt das BfR
maßgeblich zur Sicherheit von Lebensmitteln, Futtermitteln sowie von
Produkten und Chemikalien bei. Diese unabhängigen und belastbaren Analysen
sind unverzichtbar, wenn es um den Schutz der Gesundheit der
Verbraucherinnen und Verbraucher geht.

Neben der Bewertung ist die Risikokommunikation eine ebenso wichtige wie
verantwortungsvolle Aufgabe des Instituts. Zentrale Grundlagen für eine
effektive Öffentlichkeitsarbeit sind dabei Glaubwürdigkeit und Vertrauen.
Diese hat sich das BfR in der Gesellschaft erarbeitet.

Das BfR forscht und berät aber auch, um Tierversuche auf das absolut
unverzichtbare Maß zu beschränken. Dabei spielt die Validierung und
Anerkennung von Ersatz- und Ergänzungsmethoden zu Tierversuchen eine
entscheidende Rolle.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 117 vom 05.06.2019
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ASYL/1380: Notbremse ziehen! Das »Geordnete-Rückkehr-Gesetz« ablehnen (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

Notbremse ziehen! Union will grenzenlos nach Afghanistan abschieben,
»Geordnete-Rückkehr-Gesetz« ebnet den Weg

PRO ASYL ruft die Abgeordneten des Deutschen Bundestages dazu auf, das
»Geordnete-Rückkehr-Gesetz« abzulehnen



Am morgigen Freitag soll das »Geordnete-Rückkehr-Gesetz« im Bundestag
verabschiedet werden. Daher richtet PRO ASYL einen besonderen Appell an die
Abgeordneten der SPD. PRO ASYL-Geschäftsführer Günter Burkhardt appelliert:
»Ziehen Sie die Notbremse, das Hau-ab-Gesetz öffnet den Weg für
schrankenlose Inhaftierungen und Abschiebungen nach vorheriger Entrechtung
und Isolation in den AnkERzentren.«

Spätestens die heute bekannt gewordenen Pläne des BMI und einiger CDU/CSU
regierter Länder für die Innenministerkonferenz der kommenden Woche müssen
den Blick für die Realität öffnen. Die Union will unter Missachtung der
dortigen Sicherheitssituation Abschiebungen ausweiten und ohne
Beschränkungen nach Afghanistan abschieben. Gerade junge alleinstehende
Männer aus Afghanistan werden in AnkERzentren isoliert und unter Hinweis
auf eine angeblich existierende interne Schutzalternative in Afghanistan
vom BAMF abgelehnt. Die Innenministerkonferenz nächste Woche soll nach
Willen von Unionsministern beschließen, Abschiebungen auszuweiten. PRO ASYL
befürchtet währenddessen einen weiteren Zerfall des Landes infolge der
Ausweitung der Herrschaftsgewalt der Taliban, noch beschleunigt durch die
direkten Verhandlungen der USA mit den Taliban. Afghanistan ist ein
failed state. PRO ASYL fordert: Abschiebungen dorthin dürfen nicht
stattfinden.

PRO ASYL appelliert an die SPD-Fraktion diese Verkettung politischer
Absichten zur Kenntnis zu nehmen. Sie darf nicht um des Machterhalts Willen
humanitäre Anliegen opfern. Die SPD ist dabei, als Regierungspartei
angebliche Handlungsfähigkeit zu demonstrieren. »De facto ist dies die
Verabschiedung von humanitären und rechtsstaatlichen Grundsätzen, die gegen
alle Fakten schöngeredet wird«, warnte Günter Burkhardt abschließend: »Eine
Partei, die ihre Inhalte preisgibt, zerstört sich selbst. Die SPD darf den
Hardlinern in der Union nicht die Mittel geben, um dann brachial in Staaten
wie Afghanistan abzuschieben.«


Hintergrundinformationen zur Anerkennungs- und Abschiebungspraxis
afghanischer Flüchtlinge

Nach dem nunmehr bereits vor Monaten vorgelegten neuen Lagebericht des
Auswärtigen Amtes, der Anlass geboten hätte, die aktuelle Anerkennungs- und
Abschiebungspraxis zu überdenken, müssen nun auf eine weitere
Verschlechterung der Sicherheitssituation in Afghanistan hingewiesen
werden.

Das Flüchtlingskommissariat der Vereinten Nationen (UNHCR) hat in seinen
jüngsten Richtlinien (Eligibility Guidelines) vom 30. August 2018
für Kabul eine Situation generalisierter Gewalt festgestellt. Nach Ansicht
des UNHCR kann die Region Kabul generell nicht mehr als inländische
Fluchtalternative angesehen werden. Dies ist auch bedingt durch die
infrastrukturelle Überforderung von Stadt und Region, die angespannte
soziale Lage, Obdachlosigkeit und offensichtliche Versorgungsprobleme. Doch
in der deutschen Rechtsprechung ist die Stadt immer noch eine theoretische
Fluchtalternative.

PRO ASYL hält es für bedenklich, dass die Bundesregierung in der
Beantwortung einer Schriftlichen Frage für September 2018 die rechtliche
Qualität von UNHCR-Richtlinien mit der Bemerkung abtut, es handle sich bei
der Einschätzung des UNHCR, Kabul sei nicht sicher, um »eine bloße
Empfehlung«, statt sich mit den Inhalten der Richtlinien seriös
auseinanderzusetzen. Das widerspricht geltenden Regeln, wonach »genaue und
aktuelle Informationen aus relevanten Quellen, wie etwa Informationen des
Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Flüchtlinge (...) eingeholt
werden« müssen (Art. 8 Abs. 2 der EU-Qualifikationsrichtlinie).

Die derzeitige Asylentscheidungspraxis zeigt, dass insbesondere bezüglich
der internen Fluchtalternative beim Bundesamt und bei einem Teil der
Verwaltungsgerichte nicht sorgsam geprüft wird, wo und für wen eine solche
gegeben ist und unter welchen Voraussetzungen eine solche, wenn sie denn
behauptet wird, überhaupt erreichbar ist. Das Thema wird in
BAMF-Entscheidungen aus jüngster Zeit mit Textbausteinen und geringem
Differenzierungsgrad behandelt. Über familiäre Unterstützungsnetzwerke der
Zurückgeführten wird häufig lediglich spekuliert. Individuelle
Gefährdungsmomente werden weitgehend ausgeblendet. Insbesondere
alleinstehende, junge (gesunde) Afghanen hält man ohne nähere Prüfung der
Umstände für fähig, sich in Kabul oder einer anderen Großstadt eine
Existenz aufzubauen, selbst wenn sie im Iran geboren und/oder aufgewachsen
sind und Afghanistan gar nicht kennen.

Im Zusammenhang mit der letzten Sammelabschiebung nach Kabul wurde bekannt,
dass die von IOM betreute Übergangsunterkunft in der Stadt nicht mehr zur
Verfügung steht. Für Abgeschobene, die nicht über familiäre oder sonstige
Netzwerke der Unterstützung verfügen, ergibt sich dadurch das zusätzliche
Problem, dass sie ohne Unterstützung auf die Suche nach einer Unterkunft
gehen müssen. Dabei gehen sie, zumal nach längerer Abwesenheit von
Afghanistan, große Risiken ein, wenn sie sich in der Stadt bewegen. Durch
rein finanzielle Unterstützungsleistungen kann dieses Problem nicht gelöst
werden.

Nach einem aktuellen Bericht des Special Inspector General for
Afghanistan Reconstruction (SIGAR) hat sich die Zahl der von der
afghanischen Regierung noch kontrollierten Regionen weiter reduziert. Vor
allem in umkämpften Gebieten, aber auch in Großstädten finden beständig
»violent events« statt. Mit Attacken auf Distrikt- und Provinzhauptstädte
zeigen die Taliban, dass auch in dicht bevölkerten städtischen Regionen der
Übergang von Guerillastrategien zu flächendeckender territorialer Kontrolle
möglich ist. Die hohen Verlust- und Desertionsraten bei den afghanischen
Sicherheitskräften werfen die Frage auf, wo und wie lange der afghanische
Staat seiner Schutzfunktion noch gerecht werden kann.

Vor dem Hintergrund der verschärften Sicherheitslage und der individuellen
Verfolgungsgefahr in Afghanistan erneuert PRO ASYL die Forderung nach einem
Abschiebungsstopp.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 6. Juni 2019
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RAUB/1200: Wald - Vertreibungsvorwand Naturschutz ... (SB)




Mit dem um sich greifenden Bewußtsein von der Finalität natürlicher Ressourcen
verändert sich auch der Charakter sozialer Verteilungskämpfe. Menschliche
Arbeit, natürliche Rohstoffe und Land werden wie eh und je angeeignet und in
Wert gesetzt, doch ist mit der ökologischen Krise ein Gut in Erscheinung
getreten, daß früher über keinen nennenswerten Wert zu verfügen schien, weil es
niemals knapp zu werden drohte. Daß der Erhalt der Natur im ökonomischen Sinne
negativ zu definieren ist, weil lediglich weitere Zerstörungen verhindert werden
sollen, trifft jedoch nur bei oberflächlicher Betrachtung zu. So wird die Welt
nicht erst von Menschen bewohnt, seit an jedem noch so entlegenen Winkel die
Systemgastronomie, Flagship Stores und Marken transnationaler Unternehmen
anzutreffen sind. Wer bisher schon unter der Landnahme kapitalistischer
Expansion zu leiden hatte, kann ihr heute aufgrund vermeintlich bester
Absichten, des Bewahrens der Natur, zum Opfer fallen.

So führt die klimaschutzbedingte Inwertsetzung urtümlicher Wälder als
handelbarer Bestand an CO2-Senken immer wieder dazu, daß die dort seit jeher
lebenden indigenen Bevölkerungen an der Ausübung ihrer tradierten
Wirtschaftsweise gehindert oder gar von ihrem Land vertrieben werden. Obwohl die
Rolle indigener Menschen als Bewahrer von Wald und Natur in aller Welt anerkannt
ist, gehören sie zu den ersten Opfern von Programmen wie REDD+ [1] oder werden
von professionellen Naturschützern schikaniert und vertrieben. Dem World
Wildlife Fund wird seit längerem vorgeworfen, mit angeheuerten
Sicherheitskräften oder in Zusammenarbeit mit paramilitärischen Einheiten
Menschen, die in oder am Rande von den Naturschutzgebieten leben, die die
Organisation betreut, gewaltsam eingeschüchtert, mißhandelt und vertrieben zu
haben. Menschenrechtsverletzungen im Zeichen des freundlichen Pandabären, des
Logos der Organisation, wurden durch verschiedene Presseorgane [2] und NGOs
dokumentiert und werden in mehreren Ländern von staatlichen Behörden untersucht. 
Jüngsten Erkenntnissen nach kam es auch zu großangelegten
Sterilisationskampagnen im Umfeld afrikanischer Nationalparks [3].

Dies scheinen aufgrund der schon seit Jahren von kritischen NGOs wie Survival
International gegen den WWF erhobenen Vorwürfe keine bloße Regelverletzungen
einer ansonsten nach Recht und Gesetz handelnden Naturschutzorganisation zu
sein. Eher schon reflektiert diese Entwicklung ein kolonialistisches
Selbstverständnis, das der Ressource weitgehend unberührter Natur mehr
Lebensrecht zubilligt als Menschen, die seit Jahrhunderten in tropischen
Urwäldern und um sie herum gelebt und sie solange erhalten haben, bis weiße
europäische Kolonisatoren die Reichtümer der afrikanischen, amerikanischen und
asiatischen Wälder entdeckten.

Ob sich moderner Naturschutz weniger arrogant als der Kolonialismus des 19. und
20. Jahrhunderts verhält, wenn er die Menschen der von ihm zu schützenden
Regionen malträtiert, vertreibt oder an der Fortpflanzung hindert, darf
bezweifelt werden. Eher sieht es danach aus, als handle es sich um eine Form der
Ressourcensicherung nach dem Konzept, ihren Verbrauch heute zu begrenzen, um in
Zeiten besonderer Knappheit auf sie zurückgreifen zu können. Dabei scheint es
nicht nur darum zu gehen, CO2-Senken vor der Zerstörung zu bewahren, sondern
ganze Territorien der menschlichen Nutzung zu entziehen, um mit ihnen über ein
Reservoir an wertvoller Biodiversität zu verfügen.

Wenn das an und für sich zu begrüßende Anliegen des Schutzes der Natur vor
weiterer Ausplünderung dazu führt, daß gerade die Menschen von Organisationen
aus den Ländern mit dem höchsten Ressourcenverbrauch gewaltsam an ihrer Nutzung
gehindert werden, die die Wälder am schonendsten und nachhaltigsten
bewirtschaften, dann handelt es sich um einen modernen Verteilungskampf, als
dessen zentraler Wert die Verfügungsgewalt über Naturressourcen und nicht ihre
direkte Verwertung zu gelten scheint.

So hat Dr. Richard Leaky, einer der führenden Naturschützer Afrikas und Patron
of Nature der Organisation International Union for Conservation of Nature
(IUCN), ein Dachverband von rund 1400 Naturschutzorganisationen und
Regierungsinstitutionen weltweit, in einer öffentlichen Stellungnahme im März
2018 [4] gefordert, mehr privates Engagement im Naturschutz zuzulassen, während
der Einfluß öffentlicher Einrichtungen und kommunaler Institutionen
zurückgedrängt werden müsse. Vor allem sollte der Landkauf durch private
InvestorInnen erleichtert werden, denn Naturschutz müsse keine öffentliche oder
staatliche Aufgabe sein. Für diesen Zweck seien Akteure der Privatwirtschaft
viel besser aufgestellt, daher sollte der Naturschutz weltweit in ihre Hände
gelegt werden. Was indigene Bevölkerungen dazu sagen, die sich in lokaler und
kommunaler Selbstorganisation um den Erhalt der natürlichen
Lebensvoraussetzungen sorgen, scheint diesem mit höchsten wissenschaftlichen und
gesellschaftlichen Weihen geadelten Naturschützer in keiner Weise zu
interessieren.

"Green Grabbing", so der Titel einer Ausarbeitung zu "Landraub im Namen des
Naturschutzes" [5], kann denn auch als rassistische Intervention und
Kolonialismus im neuen Gewand bezeichnet werden. Angeeignet wird ein knappes
Gut, das in Wert gesetzt wird, indem es nicht verbraucht wird. Was an und für
sich wünschenswert ist, wirkt angesichts des paternalistischen Vorgehens nicht
nur des WWF, sondern auch anderer Naturschutz- und Umweltorganisationen auf die
Lebensgrundlagen indigener Bevölkerungen wie ein Rückgriff auf die Praxis der
ursprünglichen Akkumulation zu Beginn der Industrialisierung. Im Unterschied zur
Vertreibung der Bauern von ihrem Land und ihrer notgedrungenen Unterwerfung
unter das Lohnarbeitsregime in den Fabriken des Frühkapitalismus warten auf die
heute aus ihren Wäldern und von ihren Feldern vertriebenen autochthonen
Bevölkerungen nicht einmal mehr Arbeitsplätze, mit denen sie unter schlechten
Bedingungen und niedrigem Lohn ihren Lebensunterhalt fristen können.

Die durch Maßnahmen des organisierten Naturschutzes und den Handel mit
Verschmutzungsrechten bewirkte grüne Landnahme gesellt sich zu dem lokale
Bevölkerungen unterdrückenden und ihre Umwelt vergiftenden
Rohstoffextraktivismus erschwerend hinzu. In beiden Fällen werden verbliebene
Naturreservate im Interesse mehrheitlich weißer Metropolengesellschaften im
globalen Norden der Nutzung durch die in ihnen und von ihnen lebenden Menschen
entzogen. Was aus eurozentrischer Sicht als Vermeidung von Treibhausgasen und
Naturverbrauch ein negativ in Erscheinung tretender Wert zu sein scheint, ist
der gleiche Raub, der schon in früheren Jahrhunderten das Nord-Süd-Verhältnis in
ein steiles Gefälle verwandelt hat. Von oben nach unten leicht zu bewirtschaften
ist jeder dagegen gerichtete Widerstand von der Gefahr bedroht, mit dem Leben
bezahlt zu werden. Die Blutspur kolonialistischer und extraktivistischer
Strategien ist niemals getrocknet, und im Widerschein des fossilen Brandes, der
den Klimawandel befeuert, wird sie breiter und tiefer.


Fußnoten:

[1] http://www.schattenblick.de/infopool/umwelt/redakt/umkl-691.html

[2] https://www.buzzfeednews.com/article/tomwarren/wwf-world-wide-fund-nature-parks-torture-death

[3] https://www.survivalinternational.org/news/12142

[4] https://www.iucn.org/crossroads-blog/201803/protected-areas-hope-midst-sixth-mass-extinction

[5] https://www.welt-ernaehrung.de/wp-content/uploads/2016/07/Green-Grabbing-Hausarbeit-Rene_Vesper.pdf
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WOHNEN/157: Zuwanderung vor allem in arme Stadtviertel (idw)


Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH - 05.06.2019

Zuwanderung vor allem in arme Stadtviertel



Die soziale Spaltung nimmt in vielen deutschen Städten weiter zu.
Verschärft wurde diese Entwicklung durch den Zuzug von Zuwanderern. So ist
der Anteil von Ausländern besonders in den sozial benachteiligten
Stadtteilen gestiegen, wie eine Studie des Wissenschaftszentrums Berlin
für Sozialforschung (WZB) zeigt. Für 86 Städte wurde erstmals untersucht,
wie sich Zuwanderer im Zeitraum von 2014 bis 2017 in den Städten räumlich
verteilen.

Die soziale Spaltung nimmt in vielen deutschen Städten weiter zu.
Verschärft wurde diese Entwicklung durch den Zuzug von Zuwanderern. So ist
der Anteil von Ausländern besonders in den sozial benachteiligten
Stadtteilen gestiegen, wie eine Studie des Wissenschaftszentrums Berlin
für Sozialforschung (WZB) zeigt. Für 86 Städte wurde erstmals untersucht,
wie sich Zuwanderer im Zeitraum von 2014 bis 2017 in den Städten räumlich
verteilen.

Die wichtigsten Ergebnisse:

- Menschen ohne deutschen Pass sind im untersuchten Zeitraum vor allem in
die ärmsten Stadtviertel gezogen (siehe Grafik). Dieser Zusammenhang zeigt
sich besonders in ostdeutschen Städten: Während in den sozial
bessergestellten Stadtteilen der Ausländeranteil um 0,7 Prozentpunkte
anstieg, wuchs er in den sozial am meisten benachteiligten Lagen um das
Zehnfache (7,4 Prozentpunkte). In den einkommensschwächsten Vierteln
westdeutscher Städte (inklusive Berlin) stieg der Ausländeranteil weniger
stark (4,1 Prozentpunkte).

- In ostdeutschen Städten leben arme Menschen zunehmend in bestimmten
Wohnvierteln: 2017 lagen 9 der 10 Städte, in denen sich einkommensschwache
Menschen besonders ungleich über die Stadt verteilen, in den neuen
Bundesländern. Auch 10 von 12 Städten, in denen die räumliche Trennung
sozialer Gruppen zwischen 2014 und 2017 am stärksten zugenommen hat,
befinden sich im Osten. In vielen westdeutschen Städten (vor allem in
Süddeutschland) hat sich die sozialräumliche Spaltung dagegen leicht
abgeschwächt.

- Neben Ost-West-Unterschieden zeigt sich auch ein Nord-Süd-Gefälle bei
der sozialräumlichen Verteilung von Menschen ohne deutschen Pass (siehe
Grafik). Für 13 Städte fanden die Forscher keinen Zusammenhang zwischen
dem Anstieg der Ausländeranteile und der sozialen Lage der Stadtteile.
Diese Städte liegen bis auf Hamburg alle im Süden Deutschlands. In den
Städten des Ruhrgebiets und des Nordwestens zogen Zuwanderer dagegen
vorrangig in die sozial benachteiligten Stadtteile. "Die Last der
Integration ist ungleich verteilt. Das ist eine Herausforderung für die
Städte wie für ihre Bewohner", sagt WZB-Forscher Marcel Helbig.

Für die großen Unterschiede zwischen den Städten spielen zwei
Strukturmerkmale eine besondere Rolle: das Steueraufkommen und der
Wohnungsleerstand.

- In Städten mit hohem Wohnungsleerstand ist der Anteil der Ausländer in
den sozial sehr ungünstigen Lagen besonders stark angestiegen. Das ist ein
Hinweis darauf, dass Zugewanderte Wohnungen auf dem freien Markt nur dort
gefunden haben, wo die Mieten niedrig sind und wenige Menschen leben
wollen.

- Mit steigenden Steuereinnahmen schwächt sich der Zusammenhang zwischen
dem Anstieg der Ausländeranteile und der sozialen Lage der Stadtteile ab.
Das heißt: In wirtschaftlich prosperierenden Städten verteilen sich
Zugewanderte gleichmäßiger über die Stadt. Das könnte u. a. daran liegen,
dass finanzstärkere Kommunen in der Wohnungspolitik handlungsfähiger sind.
Der Befund gilt aber auch für Metropolen mit angespanntem Wohnungsmarkt
wie Berlin. Der Mangel an Wohnraum bzw. bezahlbarem Wohnraum könnte hier
die Armutssegregation bremsen.

Hinweise zu den in der Studie verwendeten Daten

Ausgewertet wurden Daten der Innerstädtischen Raumbeobachtung des
Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) sowie
Städtedaten, die die Forscher selbst zusammengetragen haben.

Die soziale Lage für insgesamt 3.770 Stadtteile wurde über den Anteil der
SGB II-Leistungsempfänger (Hartz IV) gemessen.

Im Ausländeranteil sind alle Menschen ohne deutschen Pass erfasst:
Schutzsuchende (2015 die größte Zuwanderergruppe), Zuwanderer aus
EU-Ländern sowie weitere Zuwanderergruppen (z. B. aus Ostasien oder
Nordamerika). Wo Daten zur Staatsangehörigkeit vorliegen, konnte gezeigt
werden, dass sich Schutzsuchende in ähnlicher Weise verteilen wie andere
Zuwanderungsgruppen.


Originalpublikation:

Die Studie ist als WZB Discussion Paper erschienen.

Marcel Helbig, Stefanie Jähnen: Wo findet "Integration" statt? Die
sozialräumliche Verteilung von Zuwanderern in den deutschen Städten
zwischen 2014 und 2017. Discussion Paper P 2019-003. Berlin: WZB
2019.

https://bibliothek.wzb.eu/pdf/2019/p19-003.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution191

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH, 05.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSENHANDEL/1717: Altmaier beim internationalen Wirtschaftsforum in St. Petersburg (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 6. Juni 2019

Altmaier beim internationalen Wirtschaftsforum in St. Petersburg: "Müssen gegenseitiges Vertrauen schaffen"



Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier reist heute zum
Internationalen Wirtschaftsforum in St. Petersburg (St. Petersburg
International Economic Forum - SPIEF). Er wird von einer Delegation
deutscher Unternehmerinnen und Unternehmer begleitet. Am Rande der
Veranstaltungen sind politische Gespräche unter anderem mit dem
russischen Wirtschaftsminister Oreschkin, Industrie- und
Handelsminister Manturow und Energieminister Nowak geplant.

Altmaier: "Deutschland und Russland unterhalten enge wirtschaftliche
Beziehungen. Das deutsche Engagement in Russland ist trotz des
unruhigen Fahrwassers im globalen Außenhandel weiterhin bedeutend. Und
auch Russland hat großes Interesse an guten Wirtschaftsbeziehungen mit
Deutschland. Wir müssen dabei aber wieder neues gegenseitiges
Vertrauen schaffen, dann lassen sich auch andere Probleme besser
lösen. Für die deutsche Wirtschaft werde ich für ein günstigeres
Investitionsklima in Russland werben."

Im Rahmen seines Besuchs der wichtigsten Wirtschaftsveranstaltung in
Russland wird Bundesminister Altmaier auch Gespräche mit
Vertreterinnen und Vertretern aus der Wirtschaft über die Chancen und
Herausforderungen für das Engagement der deutschen Wirtschaft in
Russland führen.

Am Wirtschaftsforum wird Minister Altmaier am Freitag an
Paneldiskussionen zu bilateralen Wirtschaftsbeziehungen, zur
Arbeitsproduktivität und Humankapital teilnehmen. Am Nachmittag reist
Bundesminister Altmaier weiter nach Japan zu den G20-Digital- und
G20-Handelsministertreffen.

Das deutsch-russische Handelsvolumen betrug im Jahr 2018 61,9 Mrd.
Euro; davon entfielen 36 Mrd. Euro auf Importe aus Russland und 25,9
Mrd. Euro auf Exporte nach Russland.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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ENERGIE/2372: Altmaier - "Energiewende ist eines der größten Modernisierungsprojekte" (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 6. Juni 2019

Altmaier: "Energiewende ist eines der größten Modernisierungsprojekte für den Wirtschaftsstandort Deutschland"

Bundeskabinett beschließt zweiten Fortschrittsbericht zur Energiewende



Das Bundeskabinett hat heute den von Bundeswirtschaftsminister Peter
Altmaier vorgelegten zweiten Fortschrittsbericht zur Energiewende
beschlossen. Dieser gibt einen Überblick über die Umsetzung des
Energiekonzepts der Bundesregierung: Wo stehen wir bei der
Zielerreichung und wie geht es weiter. Der Fortschrittsbericht ist
Teil des 2011 gestarteten Monitoring-Prozesses "Energie der Zukunft".
Dieser Monitoring-Prozess wird durch eine unabhängige
Expertenkommission wissenschaftlich begleitet.

Bundeswirtschaftsminister Altmaier: "Der Fortschrittsbericht zeigt:
Wir haben bereits einiges erreicht, ein gutes Stück des Weges liegt
aber auch noch vor uns. Eines ist gerade für mich als
Wirtschaftsminister klar: Geschäftsmodelle werden in Zukunft nur noch
dann erfolgreich sein, wenn sie die Energiewende und den Klimaschutz
mitdenken. Hierin liegt eine Herausforderung. Hierin liegt aber auch
eine große Chance für den Wirtschaftsstandort Deutschland. Die
Energiewende ist nicht nur ein zentrales energiepolitisches Projekt,
sie ist zugleich eines der größten Modernisierungsprojekte für den
Wirtschaftsstandort Deutschland. Diese Potenziale müssen wir noch
besser nutzen und zeigen, dass wir mit Energiewende und Klimaschutz
Arbeitsplätze schaffen können. Wir sehen bereits jetzt, dass sich das
Wirtschaftswachstum von den Treibhausgasemissionen entkoppelt hat.
Während unser BIP stetig gestiegen ist, sind die
Treibhausgasemissionen gerade in den letzten beiden Jahren gesunken,
in 2018 sogar deutlich. Auch beim Ausbau der erneuerbaren Energien
liegen wir voll auf Zielkurs. Jetzt geht es darum, die Energiewende
weiter sicher, bezahlbar und umweltverträglich voran zu bringen."

Zentrale Ergebnisse des Berichts:


	Die Treibhausgasemissionen sind im Jahr 2017 leicht und im Jahr 2018 deutlich zurückgegangen. Im Energiebereich sinken die Emissionen kontinuierlich. Mit den Vorhaben im Bereich der Kohleverstromung bis 2030 stehen die Chancen gut, dass die Energiewirtschaft das Sektorziel 2030 erfüllen kann.

	Der erneuerbare Anteil am Stromverbrauch liegt schon jetzt über dem für 2020 gesetzten Ziel.

	Deutschlands Stromversorgung ist sicher. Die Energienachfrage in Deutschland ist jederzeit gedeckt.

	Die Energieeffizienz hat zuletzt deutliche Fortschritte erzielt. Der Energieverbrauch lag ersten Schätzungen zufolge im Jahr 2018 auf dem niedrigsten Stand seit 1972. Dennoch bleibt es eine Herausforderung, die hoch gesteckten Ziele so schnell wie möglich zu erreichen.

	Der Verkehrsbereich steht noch am Anfang.



 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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FAMILIENRECHT/216: Entschädigungsanspruch wegen Nutzung des Familien-Pkw (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 6. Juni 2019

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Familie

Entschädigungsanspruch wegen Nutzung des Familien-Pkw



Frankfurt/Berlin (DAV). Steht einer Familie nur ein Pkw zur Verfügung
und wird der gemeinschaftlich genutzt, handelt es sich um einen
Haushaltsgegenstand. In der Regel haben alle Familienmitglieder das
Recht, diesen kostenfrei zu nutzen. Nach einer Trennung kann ein
Partner aber Anspruch auf Nutzungsentschädigung haben. Dafür muss er
allerdings das richtige Verfahren in Gang setzen. Die
Arbeitsgemeinschaft Familienrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
informiert über eine Entscheidung des Oberlandesgerichts Frankfurt am
Main vom 6. Juli 2018 (AZ: 4 WF 73/18).

Das Ehepaar lebt getrennt. Der Mann nutzte weiterhin das Auto der
Frau, das einzige Familienfahrzeug. Hierfür wollte die Frau eine
Nutzungsentschädigung erreichen. Das Auto gehöre ihr.

Grundsätzlich sei eine Nutzungsentschädigung nicht ausgeschlossen, so
das Gericht. Es handele sich hier um einen Haushaltsgegenstand. Eine
Nutzungsentschädigung während des Zusammenlebens komme nicht in
Betracht. Es gebe ein gemeinsames Nutzungsrecht an der Wohnung und den
Haushaltsgegenständen, somit auch an dem Pkw. Bevor die Frau jedoch
Nutzungsentschädigung verlangen könne, benötige sie die gerichtliche
Zuweisung des Fahrzeugs. Hierfür müsse sie einen Antrag bei Gericht
stellen. Darüber hinaus müsse sie ihren Ehemann dann zur Zahlung des
Nutzungsausfalls auffordern. Erst danach könne sie - bei Weigerung
ihres Mannes - ein gerichtliches Verfahren einleiten.

Information: www.dav-familienrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung FamR 10/19 vom 6. Juni 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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FAMILIENRECHT/215: Gemeinsames Sorgerecht - Veröffentlichung von Fotos (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 6. Juni 2019

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Familie

Gemeinsames Sorgerecht: Veröffentlichung von Fotos



Oldenburg/Berliner (DAV). Die Veröffentlichung von Fotos eines Kinds
ist eine 'Angelegenheit von erheblicher Bedeutung'. Das bedeutet, dass
Eltern, die das gemeinsame Sorgerecht haben, gemeinsam agieren müssen.
Dies betrifft sowohl die Zustimmung zur Veröffentlichung eines Fotos
als auch das Vorgehen gegen eine Veröffentlichung. Auch Letzteres kann
nur gemeinsam erfolgen. Die Arbeitsgemeinschaft Familienrecht des
Deutschen Anwaltvereins (DAV) informiert über eine Entscheidung des
Oberlandesgerichts Oldenburg vom 24. Mai 2018 (AZ: 13 W 10/18).

Die Eltern des sechsjährigen Kinds sind geschieden. Die Mutter hat das
Aufenthaltsbestimmungsrecht über die Tochter, ansonsten gilt das
gemeinsame Sorgerecht. Die Tochter lebt bei der Mutter auf dem
Bauernhof das neuen Manns der Mutter. Dieser betreibt eine
Internetseite für den Bauernhof. Dort hat er zu Werbezwecken Fotos des
Kinds veröffentlicht. Dagegen wandte sich der Vater des Mädchens. Er
wollte die Veröffentlichung untersagen und beantragte
Prozesskostenhilfe. Sein Antrag wurde allerdings zurückgewiesen.

Grundsätzlich sei die Einwilligung des Abgebildeten zur
Veröffentlichung notwendig, so das Gericht. Dazu zähle auch das
Einstellen von Fotos auf einer Internetseite. Bei Minderjährigen
bedürfe es hierzu der Einwilligung beider Eltern, sofern ein
gemeinsames Sorgerecht bestehe. Die Einwilligung könne nur im
gegenseitigen Einvernehmen getroffen werden. Hieraus folge im
Umkehrschluss, dass es ein gerichtliches Vorgehen gegen eine
unberechtigte Veröffentlichung auch nur einvernehmlich geben könne.

Das Gericht sah eine hohe Gefährdung des Rechts der Tochter. Bei der
Veröffentlichung von Fotos im Internet würden die Fotos einem
unbegrenzten Personenkreis zugänglich gemacht. Wenn die Mutter dem
gerichtlichen Vorgehen nicht zustimme, müsse der Vater die Zustimmung
durch eine Entscheidung des Gerichts ersetzen lassen.

Er muss einen entsprechenden Antrag stellen, so die
DAV-Familienrechtsanwälte. Es kommt also auf das richtige Verfahren
an. Da der Mann im vorliegenden Fall das falsche Verfahren gewählt
hat, war er hier erfolglos. Er wollte den neuen Ehemann verklagen,
statt die fehlende Zustimmung der Mutter ersetzen zu lassen.

Information: www.dav-familienrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung FamR 09/19 vom 6. Juni 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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MELDUNG/614: Forderung der JuMiKo begrüßt - Legal Tech nur mit Anwaltschaft (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 6. Juni 2019

DAV begrüßt Forderung der JuMiKo: Legal Tech nur mit Anwaltschaft



Berlin (DAV). Die Justizminister und -senatoren der Länder haben auf
ihrer Frühjahrskonferenz (JuMiKo) einen Bericht vorgelegt, der unter
anderem fordert: Legal-Tech-Portale, die Rechtsdienstleistungen
anbieten oder erbringen, müssen von der Anwaltschaft betrieben werden.
Dies begrüßt der Deutsche Anwaltverein (DAV), der diese Positionierung
seit jeher vertritt.

Sobald eine individuelle rechtliche Prüfung und Beratung stattfindet,
muss dies der Anwaltschaft vorbehalten sein - allein aus Gründen der
Qualitätssicherung und damit des Verbraucherschutzes.

Verbraucher können meist weder die Qualifikation eines selbsternannten
Rechtsberaters noch die Qualität von dessen Leistung richtig
einschätzen; durch die strengen Regeln sollen sie vor fehlerhafter
Rechtsberatung geschützt werden. Dieses Schutzbedürfnis - und damit
das Verbot nichtanwaltlicher Rechtsberatung - besteht auch dann, wenn
die Rechtsdienstleistung unter Einsatz von digitalen Systemen erfolgt.
Es darf keinen Rechtsdienstleistungsberuf unterhalb der Schwelle der
Anwaltschaft geben.

Sofern der Bericht der Landesjustizminister jedoch vorschlägt, das
Fremdkapitalverbot an Rechtsanwaltsgesellschaften zu lockern, um
Investments in anwaltliche Legal-Tech-Angebote zu ermöglichen, sieht
der DAV den Vorschlag jedoch kritisch: Das Verbot von reinen
Kapitalbeteiligungen an Rechtsanwaltsgesellschaften ist zur Sicherung
der anwaltlichen Unabhängigkeit erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 07/19 vom 6. Juni 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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MIETRECHT/372: Baulärm als Minderungsgrund (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 5. Juni 2019

Ressort: Miete und Immobilien/Service/Recht

Baulärm als Minderungsgrund



Berlin/Berlin (DAV). Nur wenn eine Wohnung zu 100 Prozent in Ordnung
ist, muss der Mieter auch 100 Prozent der Miete zahlen. Ist dahingegen
der Gebrauch beeinträchtigt, so ist der Mieter berechtigt, die Miete
zu mindern. Zum einen muss er dazu den Mangel beim Vermieter anzeigen,
zum anderen darf es sich nicht nur um völlig unwesentliche
Beeinträchtigungen handeln. Ist zum Beispiel im kleinen Abstellraum
ein Mangel vorhanden, ist das weniger störend und beeinträchtigend als
im Schlaf- oder Wohnzimmer, in dem sich der Mieter dauerhaft aufhält.
Aber was ist mit Beeinträchtigungen, die durch Dritte verursacht
werden? Wenn zum Beispiel durch Baumaßnahmen im öffentlichen Raum der
Zugang zur Wohnung erschwert wird oder aber Baulärm entsteht? Mit der
letztgenannten Frage beschäftigt sich eine Entscheidung des
Landgerichts Berlin vom 15. Januar 2019 (AZ.: 67 C 309/18).

In der Entscheidung wurde auf dem Nachbargrundstück des Mieters eine
Tiefgarage zunächst abgerissen und dann ein Hochhaus neu errichtet.
Hierdurch war es über einen längeren Zeitraum zu erheblichen Baulärm
gekommen, den der Mieter nicht weiter entschädigungslos hinnehmen
wollte. Er minderte daraufhin die Miete. Zu Recht, so die Richter.
Denn die von dem Nachbargrundstück erheblichen Bauimmissionen, vor
allem die Lärmbeeinträchtigung, stellen einen Mietmangel dar.
Unerheblich ist dabei der Einwand des Vermieters, dass er auch keine
Handhabe gegen diese Beeinträchtigung habe und Verursacher nicht er,
sondern vielmehr ein Dritter sei. Dies sei bereits höchstrichterlich
in der Entscheidung des Bundesgerichtshofes vom 10. Februar 2010
(AZ.: VIII ZR 343/08) festgelegt. Denn die Minderung der Miete ist
gerade nicht als Bestrafung des Vermieters gedacht, vielmehr soll
hierdurch das Gleichgewicht der beiden gegenüberstehenden Pflichten
wieder hergestellt werden: unabhängig warum und von wem die
Beeinträchtigung ausgeht, soll der Mieter nur für eine völlig
mangelfreie Wohnung auch die gesamte Miete schulden. Nicht wichtig ist
dabei, wer Verursacher der Störung ist.

"Diese Entscheidung ist mit Vorsicht zu genießen" so Rechtsanwältin
Beate Heilmann, Mitglied des Geschäftsführenden Ausschusses der
Arbeitsgemeinschaft Mietrecht und Immobilien im Deutschen Anwaltverein
(DAV). "Es wird in anderen Entscheidungen der Landgerichte die
Minderung wegen Baulärm und wohl auch Lärm vom Nachbargrundstück
ausgeschlossen. Solange eine einheitliche oder höchstrichterliche
Rechtsprechung nicht existiert, muss der Mieter damit rechnen, dass
ihm ein Minderungsrecht nicht zugesprochen wird. Dies ist insbesondere
für den Mieter gefährlich: behält er die Miete aufgrund eines
vermeintlichen Mangels ein, wird ein solcher aber vom Gericht
abgelehnt, wendet sich das Blatt. Der Mieter ist dann mit
Mietzahlungen im Rückstand und muss eventuell sogar mit einer
Kündigung rechnen."

Informationen: www.mietrecht.net

 * 

Quelle:

Pressemitteilung MietR 06/19 vom 5. Juni 2019

Arbeitsgemeinschaft Mietrecht und Immobilien des Deutschen Anwaltvereins

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0
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STELLUNGNAHME/078: Containern bleibt strafbar - große Enttäuschung bei Lebensmittelretterinnen (campact)


Campact - Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

Kommentar zu Entscheidung der Justizministerkonferenz:

Containern bleibt strafbar - große Enttäuschung bei Lebensmittelretterinnen



Travemünde/Olching, 6. Juni 2019. Die Entscheidung der
Justizministerkonferenz, das Containern, also die Rettung von Lebensmitteln
aus Müllcontainern, nicht zu legalisieren, kommentieren die Studentinnen
Caro und Franzi, die den Justizministerinnen und Justizministern gestern
einen Appell übergeben haben, der die Straffreiheit für das Containern
verlangt:

"Die Entscheidung der Justizministerkonferenz heute ist eine große
Enttäuschung für uns. Und für alle, die sich mit uns gegen
Lebensmittelverschwendung einsetzen. Das Containern zu legalisieren, wäre
ein wichtiger erster Schritt gewesen. Wir hätten uns in Deutschland endlich
in eine Richtung bewegen können, die nicht nur logisch nachvollziehbar ist,
sondern auch unseren klimapolitischen und ressourcensparenden Debatten
entspricht: Wer Lebensmittel wegschmeißt, macht sich strafbar - wer
Lebensmittel rettet nicht! Wir bleiben weiter dran und suchen neue Wege, um
das Containern doch noch zu entkriminalisieren und
Lebensmittelverschwendung strafbar zu machen."

Die beiden Studentinnen aus Olching/Bayern haben die Petition "Containern
ist kein Verbrechen" [1] auf der Plattform WeAct gestartet. Sie hat
inzwischen über 130.000 Unterschriften. Caro und Franzi wurden im Januar
von einem Gericht in Fürstenfeldbruck selbst wegen des Containerns
verurteilt und gingen in Revision. In Deutschland werden jedes Jahr über 18
Millionen Tonnen genießbare Lebensmittel weggeworfen. Wer diese
Lebensmittel rettet, um sie selbst zu essen oder weiter zu verteilen, macht
sich strafbar. Bisher gilt es als Diebstahl.


Anmerkung:

https://weact.campact.de/petitions/containern-ist-kein-verbrechen-1

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de
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SCHACH-SPHINX/06949: Der Mann, der Aljechin bezwang (SB)


Für den Internationalen Meister Ludwig Rellstab war der Sieg gegen den
Weltmeister Alexander Aljechin auf der Europameisterschaft von 1942 in
München der Höhepunkt seiner Karriere gewesen. Im selben Jahr setzte
der Berliner Meister, der später nach Hamburg zog, einen weiteren
Glanzpunkt seiner Karriere mit dem Sieg in der "Meisterschaft von
Gesamtdeutschland" in Bad Oeynhausen, wo er unter anderen im heutigen
Rätsel der Sphinx den siebenfachen Berliner Meister Rudolf Teschner in
einer grandiosen Positionspartie bezwang. Rellstab war ein Spieler von
äußerst methodischer Veranlagung im Aufbau seiner Stellungen, die er
dann nicht selten mit messerscharfen taktischen Pointen abschloß. Sein
Engagement für die Verbreitung des Schachspiels verdient höchstes Lob.
So war er Autor verschiedener erfolgreicher Lehrbücher. 1983, im Alter
von 78 Jahren, verstarb er und hinterließ im deutschen Schach eine
Lücke, die nie wieder zu schließen war. Gegen Teschner siegte er als
Anziehender mit einer für ihn typischen feinpointierten Kombination,
Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06949: Der Mann, der Aljechin bezwang (SB)]



Rellstab - Teschner

Bad Oeynhausen 1942


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Solche taktischen Geschenke wie 1...Dc3-c7? wies Judit Polgar nicht
ab. Nach 2.e5-e6 Tf8-f6 - 2...g7-g6 geht ins Auge wegen 3.Sd4-c6!
Lc8xe6 4.Dd1-d4 Dc7-d7 5.Sc6-e5! - 3.Sd4xf5! Tf6-g6 4.Lb2-e5 Dc7-d8
5.Sf5xg7 d5-d4 6.f4-f5 Tg6xg2 7.Lf1xg2 Dd8-g5 8.Dd1-h5 Dg5xh5 9.Sg7xh5
Ta8-a6 10.Le5xd4 Sb6-a8 11.Lg2-d5 nahm sie außerdem minutenlange
Ovationen des New Yorker Publikums in Empfang.
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FORSCHUNG/169: Vertrauenskrise der Statistik? Forscher fordern Paradigmenwechsel (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 04.06.2019

Vertrauenskrise der Statistik? Forscher fordern Paradigmenwechsel



Forschungsergebnisse sollen verlässlich und objektiv sein. Doch ab wann
gilt das? Darüber streiten nicht nur Philosophen, sondern zum Beispiel
auch Psychologen, Mediziner und Ökonomen. In den vergangenen 80 Jahren
galten der p-Wert und die sogenannte statistische Signifikanz als
Goldstandard zur Beurteilung der Glaubwürdigkeit von
Forschungsergebnissen. Das Problem: Der p-Wert eignet sich gar nicht
dafür, zu bewerten, ob eine wissenschaftliche Hypothese wahr oder ob ein
Ergebnis wichtig ist. Ein Forscherteam der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg (MLU) präsentiert im "Journal of Economics and
Statistics" 20 Vorschläge, wie Forscher mit diesem Problem besser umgehen
könnten.

Ein wichtiger Teil der Forschung ist es, Hypothesen durch die Analyse von
Daten aus Zufallsstichproben oder Experimenten zu überprüfen. Das können
zum Beispiel Annahmen über das menschliche Verhalten oder die
Nebenwirkungen neuer Medikamente sein. Eine entscheidende Frage ist, ob
die Hypothesen durch die Daten bestätigt werden oder nicht. Außerdem sind
Wissenschaftler daran interessiert, ob sich die Befunde aus
Zufallsstichproben und Experimenten auch auf die Grundgesamtheit
übertragen, also verallgemeinern lassen. Seit etwa 80 Jahren wird hierfür
in vielen Disziplinen der sogenannte p-Wert als statistisches Hilfsmittel
eingesetzt. Mit ihm lässt sich zwar nicht direkt bestimmen, ob Ergebnisse
korrekt oder wichtig sind. Er ist vielmehr ein indirektes Hilfsmittel: Er
gibt an, wie kompatibel die Daten aus einer Stichprobe mit der Annahme
sind, dass in der Grundgesamtheit kein Effekt vorliegt. Liegt der p-Wert
unter 0,05, spricht man konventioneller Weise davon, dass ein Ergebnis
"statistisch signifikant" ist.

Dieser viel gebrauchte Begriff ist irreführend: Ein "statistisch
signifikantes" Ergebnis wird häufig damit gleichgesetzt, dass das Ergebnis
wissenschaftlich gesichert und wichtig ist. Das ist aber falsch: "Nur weil
ein in einer Stichprobe gefundener Effekt statistisch signifikant ist,
heißt das nicht, dass er in der Grundgesamtheit vorhanden ist oder dass er
groß oder wichtig ist", sagt die Statistikerin Prof. Dr. Claudia Becker
von der MLU. Auch der Umkehrschluss gelte nicht: Nur weil ein Ergebnis
nicht statistisch signifikant ist, heiße das nicht, dass es keinen Effekt
gibt. Laut Agrarökonom Prof. Dr. Norbert Hirschauer ist es "eine
überkommene Denkweise, dass man Forschungsergebnisse trennscharf in
signifikant und nicht signifikant unterteilen kann." Genau das passiere
jedoch sehr häufig. Deshalb gebe es einerseits viele Studien, die
fälschlicherweise behaupten, dass es einen bestimmten Effekt nachweislich
nicht gibt. Andererseits gebe es auch Studien, die Effekte behaupten, die
sich in anderen Stichproben nicht reproduzieren lassen. Zuletzt war
deshalb in den Medien sogar von einer Replikationskrise die Rede. Was wie
eine theoretische Fachdiskussion wirkt, hat aber ganz praktische
Konsequenzen: Die statistische Signifikanz ist zum Beispiel bei der
Bewertung der Nebenwirkungen neuer Medikamente oder der Schäden durch
Pflanzenschutzmittel ein Kriterium dafür, ob diese zugelassen werden oder
nicht.

Vor dem Hintergrund dieser weit verbreiteten Fehlinterpretationen wurde
kürzlich in der Fachzeitschrift "Nature" ein von 850 Forscherinnen und
Forschern unterstützter Aufruf veröffentlicht, der für eine Abschaffung
statistischer Signifikanztests plädiert. Allerdings fehlt es bislang an
konkreten Alternativen für die angewandte Forschung in verschiedenen
Disziplinen. Hier setzt der Diskussionsbeitrag der Forscher der Uni Halle
an, den sie gemeinsam mit einem Göttinger Kollegen erarbeitet haben: Sie
unterbreiten 20 Vorschläge, wie sich typische Fehler bei der
Interpretation des p-Werts vermeiden lassen. Sie plädieren zum Beispiel
dafür, die Hypothesen und Forschungsmethoden vorab festzuhalten. So
könnten diese nicht nachträglich angepasst werden, um einen möglichst
"signifikanten" p-Wert zu erzielen. Generell sollte der p-Wert deutlich
seltener und dafür andere statistische Hilfsmittel häufiger genutzt
werden. Nicht zuletzt müssten sich sowohl die Wissenschaftsgemeinde als
auch die Öffentlichkeit daran gewöhnen, mit mehr Unsicherheit umzugehen
und den Wissensgewinn von Studie zu Studie als langsamen Prozess zu
verstehen, sagt das Autorenteam. Die Vorschläge richten sich vor allem an
Ökonomen, lassen sich den Autoren zufolge aber auch auf andere Disziplinen
übertragen.


Originalpublikation:

Hirschauer N., Grüner S., Mußhoff O., Becker C. Twenty Steps Towards an
Adequate Inferential Interpretation of p-Values in Econometrics. Journal
of Economics and Statistics (2019). doi: 10.1515/jbnst-2018-0069

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 04.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/673: Potsdam-Drewitz - Wohnprojekte und Stadtentwicklung, 20.06.2019


IZT - Institut für Zukunftsstudien und Technologiebewertung - 05.06.2019

Fachtagung: Wohnprojekte und Stadtentwicklung



Eine überregionale Fachtagung zum Spannungsverhältnis von Wohnprojekten
und Stadtentwicklung findet am 20. Juni 2019 ab 10 Uhr in Potsdam statt.
Beteiligt an der Veranstaltung "Reale Utopien" sind Verantwortliche aus
Stadtverwaltungen, VertreterInnen von Wohnprojekten sowie
WissenschaftlerInnen und weitere Fachleute.

Gemeinschaftlich(er) zu wohnen ist der Wunsch von 44 Prozent der Potsdamer
Bevölkerung. Wahrscheinlich würden Befragungen in anderen Städten ähnliche
Resultate erbringen. Die Zahl der Wohnprojekte in den Städten ist dagegen
immer noch gering. Wer verhilft also diesem Wunsch zur Realisierung?
Ein Forschungsprojekt hat drei Jahre lang am Beispiel Potsdams das
Spannungsfeld zwischen Wohnprojekten und Stadtentwickung untersucht. Auf
einer überregionalen Fachtagung werden Ergebnisse vorgestellt und aus
verschiedensten Blickwinkeln diskutiert. Auch wird eine Broschüre zur
Repräsentativbefragung in Potsdam präsentiert.

Termin: 20.6.2019, 10 - 18 Uhr

Ort: Potsdam-Drewitz, Begegnungszentrum Oskar, Oskar-Meßter-Straße 4-6

Link zum Programm:

https://www.izt.de/fileadmin/downloads/pdf/Abschlusskonferenz_Gemeinschaft_Wohnen_Potsdam_200619.pdf

Anmeldung bis 14.6.2019:

Per E-Mail an: greiner@difu.de

Veranstalter:

Deutsches Institut für Urbanistik (Difu)

in Zusammenarbeit mit:

IZT - Institut für Zukunftsstudien und Technologiebewertung
(Projektkoordination)

Ingenieurbüro für Stadt- und Regionalentwicklung Plan und Praxis
Stadt Potsdam

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung fördert das
Forschungsprojekt in seinem Programm Sozial-ökologische Forschung. Der
offizielle Titel des Forschungsprojektes lautet: "Von Pionieren zur
städtischen Praxis - Potenziale gemeinschaftlichen Wohnens zur Lösung
demografischer und sozialer Herausforderungen. Laborstadt Potsdam".

Weitere Informationen unter:

http://www.projekt-gemeinschaftlich-wohnen.de

Forschungsprojekt

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution604

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

IZT - Institut für Zukunftsstudien und Technologiebewertung, 05.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KOMMENTAR/272: Handball - digitale Leistungssteigerung ... (SB)




Nein, die deutschen Bundesliga-Handballerinnen und 
-Handballer haben sich noch keinen Mikrochip in die Hand einpflanzen 
lassen, wie dies beispielsweise in Schweden, Großbritannien oder den 
USA der Fall ist. Dort haben einzelne Unternehmen bereits damit 
begonnen, ihren Angestellten kleine Funkchips zwischen Daumen und 
Zeigefinger zu spritzen - etwa zum schnelleren Einloggen in Computer 
oder zum zügigen Öffnen von Türschlössern. Um die Harmlosigkeit der 
Implantate zu unterstreichen, versichern alle Firmenleitungen, daß es 
nicht um eine lückenlose Überwachung oder um eine perfektionierte 
Leistungskontrolle der Beschäftigten gehe. Obwohl "theoretisch" die 
Möglichkeit dazu bestünde, sollen die Bewegungsdaten keinesfalls 
dazu dienen, die Menschen zu mehr Leistung am Arbeitsplatz 
anzutreiben ...

Und im Bundesliga-Handball? Wer sich die Hofberichterstattung und 
Sponsorenpresse im professionellen Handballsport vor Augen führt, der 
muß sich wie im siebten Daten-Himmel fühlen. Wie der Ligaverband HBL 
stolz verkündet, werden alle Erstliga-Klubs zur kommenden Saison mit 
hochmoderner Analyse-Technologie ausgerüstet. Das innovative Chip- und 
Sensoren-Netzwerk von Technologiepartner "Kinexon" werde wertvolle 
Echtzeit-Daten für "hochpräzise Leistungsanalyse in Wettkampf und 
Training" liefern. Laut Frank Bohmann, Geschäftsführer der 
Handball-Bundesliga GmbH, sollen Fans, Medienpartnern und Sponsoren 
"zusätzliche faszinierende Blickwinkel" eröffnet und "neue 
Erlebniswelten und innovative Angebote" geschaffen werden. Die 
ganzheitliche Implementierung der Analyse-Technologie sei im 
professionellen Ligasport weltweit einmalig. [1]

Obwohl es naheliegend wäre, bekommen die Handballer kein Implantat 
gespritzt. Doch das ist auch nicht nötig. Um die Bewegungen der 
Spieler sowie des Spielballs millimetergenau erfassen zu können, 
werden in die Trikots der Probanden Mikrochips integriert. Auch im 
Inneren eines speziell dafür entwickelten Handballs (bislang nur für 
sechs Bundesligaklubs verfügbar) befindet sich ein solcher Chip. "Per 
Funk werden die Leistungsdaten jedes Spielers in Echtzeit und 
vollkommen automatisiert aus dem Wettkampf- oder Trainingsspiel heraus 
verfügbar gemacht", heißt es in einer Pressemitteilung der HBL, die 
fünf Millionen Euro in ihr Vorzeigeprojekt investiert haben soll. 
Erste Feldversuche mit gläsernen Handballerinnen und Handballern gab 
es bereits 2016, nachdem der Deutsche Handballbund (DHB) entsprechende 
Kooperationen mit dem Institut für Angewandte Trainingswissenschaft 
(IAT) in Leipzig und dem Münchner Unternehmen Kinexon geschlossen 
hatte. 

Die mit Hilfe moderner Trackingmethoden immer feinere Erfassung und 
Durchdringung der sportlichen Höchstleister, die sich "freiwillig" dem 
totalen Zugriff von Wissenschaft, Medizin, Leistungsdiagnostik, 
Dopinganalytik und Big-Data-Analysen aussetzen, hat in der Konsequenz 
zur Folge, daß die SpielerInnen anhand ihrer Stärken und Schwächen 
noch effizienter gegeneinander ausgespielt werden können. Mit Hilfe 
innovativer Vergleichsparameter und Leistungskoeffizienten werden die 
Ausbeutungsverhältnisse im professionellen Handballsport weiter 
"objektiviert" und damit auf eine für die SpielerInnen noch weniger 
durchschaubare und angreifbare Stufe der Fremdverfügung gestellt. 

Das betrifft im gewerblichen Sport insbesondere das 
Abhängigkeitsverhältnis zwischen Trainern, die die Saisonziele und 
Erfolgsvorgaben der Klubbesitzer, Sponsoren, Manager und 
Verbandsfunktionäre auf dem Spielfeld umzusetzen suchen, und den 
Vertragsspielern. Trainer und Funktionäre können sich noch besser 
hinter der Maske vermeintlicher Neutralität oder Faktizität 
verstecken, wenn sie SpielerInnen mit Hilfe "objektiver Daten" ihre 
Schwächen und Defizite vorhalten bzw. vorrechnen. Aber auch, wenn 
Marktwertanalysen oder Vertragsgespräche anstehen, kann auf die 
Leistungsdaten der SpielerInnen zurückgegriffen werden. Im 
Profifußball arbeiten Vereine im Scoutingbereich bereits mit 
KI-Systemen, die über 400 Leistungsdaten pro Spieler auswerten, um 
etwa anhand von Laufstärke, Paßquoten oder Zweikampfverhalten 
geeignetes "Spielermaterial" für den Profizirkus aufspüren und den 
Wert der Talente taxieren zu können. [2] 

In der Hoffnung, Wettbewerbsvorteile zu realisieren, ehe die 
Konkurrenz nachgerüstet hat, aber auch aus Sorge, Trends zu 
verschlafen, greifen immer mehr Profiklubs und Nationalmannschaften 
auf technische Innovationen aus dem IT-Bereich zurück - gepusht von 
Unternehmen, die die Verbände und Vereine oftmals mit erheblichen 
Summen sponsern und im Profibereich ideale Testbedingungen und 
Bereitschaftshaltungen für ihre Technologien vorfinden. Im 
organisierten Handball soll der gesamte DHB-Trainerstab bereits 2015 
beschlossen haben, das gewinnverheißende Datenprojekt 
voranzutreiben. 

Das neue Trackingsystem unterstellt, daß alle Beteiligten vom 
gläsernen Handballspieler profitieren würden. Der Trainer des 
amtierenden Deutschen Meisters SG Flensburg-Handewitt, Maik 
Machulla, erhofft sich sogar einen "Mehrwert" bei der 
"Belastungssteuerung": Die Verfügbarkeit zusätzlicher Daten könne die 
Früherkennung unterstützen und Spieler vor Verletzungen schützen. Zwar 
räumen nahezu alle Experten ein, daß man durch diese Daten nicht genau 
vorhersagen könne, ob ein Spieler eine Verletzung erleiden wird oder 
nicht. Doch immerhin soll es möglich sein, das Verletzungsrisiko zu 
minimieren. So wird zum Beispiel behauptet, die Regeneration bei 
Spielern präziser steuern, oder Akteure, die sich auf dem 
Spielfeld bei Aktionen von hohem Energieverbrauch ("Impacts") stark 
verausgabt haben, durch eine ökonomische Auswechselstrategie vor 
weiteren Leistungsüberziehungen schützen zu können. Das soll im 
Endeffekt dazu führen, daß die eingesetzten Akteure möglichst immer 
auf hohem Niveau ("topfit") mit wenig Leistungseinbrüchen und 
Ermüdungserscheinungen spielen. 

Soweit die graue Theorie. Die Praxis im unter zahlreichen 
Druckkonstellationen stehenden Hochleistungssport sieht in der 
Regel ganz anders aus. Flensburgs Trainer Maik Machulla 
formuliert, daß durch das Tracking ein präziser, kontinuierlicher 
Einblick in die Leistungsparameter jedes einzelnen Spielers möglich 
werde, daraus ließen sich "wichtige Erkenntnisse ableiten, die dabei 
unterstützen, Spieler und Teams athletisch weiterzuentwickeln". 

"Athletisch weiterentwickeln" stellt ähnlich wie "Potentiale 
ausschöpfen" eine Chiffre im professionellen Hochleistungssport dar, 
die ohnehin überdrehte Belastungsschraube so anzuziehen, daß sich das 
Verhältnis zwischen Aufwand und Verlusten für das Handballunternehmen 
ökonomisch besser rechnet. Nicht die Gesundheit der Spieler steht 
dabei im Vordergrund, sondern bezogen auf den endlichen Verbrauch des 
Körpers seine optimale Nutzanwendung und Wirtschaftlichkeit. 

Schon seit gefühlten Ewigkeiten beklagen die Profis die 
Überbelastungen im Handballsport sowie fehlende Regenerationszeiten, 
ohne daß ihre Stimme in den maßgeblichen Verbands- und Ligagremien 
Gehör fände und Maßnahmen zu einschneidenden - d.h. Kommerz und 
Geschäft beschneidenden - Veränderungen ergriffen würden. Erst im 
April dieses Jahres hatten zahlreiche Weltklassespielerinnen und 
-spieler in einer kurzfristig Aufsehen erregenden Videoaktion gegen 
körperliche Überlastung und Terminhatz im Spitzenhandball protestiert. 
[3] In dem knapp zweiminütigen Film richteten die Stars eindringliche 
Appelle an die Funktionäre, nicht mit ihrer Gesundheit zu spielen. 
Nationalspieler müssen teilweise über 80 Spiele pro Saison bestreiten, 
bei den letzten Welttitelkämpfen waren zehn Partien binnen 18 Tagen zu 
absolvieren. Mit kurzer Pause begann danach schon wieder der 
Ligaalltag mit Punktspielen und Europacuppartien. Und die 
Belastungsschraube wird immer weiter gedreht, bei der nächsten WM 2021 
in Ägypten sollen erstmals 32 statt 24 Nationen teilnehmen. Auch die 
EM 2020 wurde von 16 auf 24 Teams aufgestockt. In der deutschen 
Bundesliga zahlen die Profis schon seit Jahren einen hohen Preis. Laut 
aktuellem "Sportreport 2018" der Verwaltungs-Berufsgenossenschaft 
(VBG), der sich auf die Saison 2016/17 bezieht, konnte vor allem in 
der Handball-Bundesliga "ein massiver Verletzungsanstieg um 19,2 
Prozent beobachtet werden". Von vier untersuchten 
Mannschaftssportarten wies der Spitzenhandball mit durchschnittlich 
3,1 Verletzungen pro Spieler und Saison die höchsten Werte auf. [4] 
Nicht von ungefähr steht der Hallenhandball in dem Ruf, Kniekiller Nr. 
1 zu sein. 

Daß sich unter diesen, der Steigerung von Kommerz und 
Medienaufmerksamkeit geschuldeten Rahmenbedingungen "smarte" 
Suffizienzmodelle durchsetzen könnten, die die Belastungen der Spieler 
- im Zweifelsfall auch gegen die Saisonziele des Vereins und 
Erwartungshaltungen der Fans - mindern könnten, steht nicht zu 
erwarten. Hier braucht man sich nur die Digitalisierungsoffensiven von 
Wirtschaft und Industrie unter dem Stichwort "Arbeit 4.0" anzuschauen, 
um zu erkennen, zu wessen Lasten die Verhaltens- und 
Leistungsüberwachung mit Hilfe von Wearables (am Körper getragene 
Datenverarbeitungsgeräte) geht. Nicht nur für die abhängig 
Beschäftigten bedeutet die KI-gestützte Optimierung ihrer 
Tätigkeitswege gesteigerten Arbeitsdruck (siehe GPS-Überwachung bei 
Amazon), sondern auch für Berufssportler. Je mehr Leistungsparameter 
erhoben und datentechnisch erfaßt werden können, desto mehr Handhaben 
für die erfolgsverpflichteten Trainer und Funktionäre, das Individuum 
auf seine Konditionsmängel, Motivationsverluste oder 
Potentialverfehlungen festzunageln - sowohl im Training und Wettkampf 
als auch in der Freizeit, wenn die weit verbreiteten "Activity 
Tracker" zum Einsatz kommen und Trainingsrückstände oder Abweichungen 
von den Sollzahlen signalisieren. 

Wearables sind noch eine Übergangstechnologie, ehe es zum 
innerkörperlich verchipten Body- und Biohacking kommt. Im 
vergangenen Jahr befaßte sich in der Schweiz die Vereinigung der 20 
größten wiederkehrenden Sportveranstaltungen ("SwissTopSport") mit der 
Frage, welche Auswirkungen die Digitalisierung auf den Sport haben 
wird. Rund 50.000 Menschen sollen weltweit mit freiwillig 
eingepflanzten Mikrochips leben und mit den dadurch gewonnenen 
Möglichkeiten experimentieren. "Wie kann man den Menschen 
leistungsfähiger machen? Es ist eine Aufgabenstellung, die perfekt zum 
Leistungssport passt. Auch dort suchen die Athleten im Verlangen nach 
einem Leistungsvorteil mit letzter Konsequenz das Optimum", schrieb 
die Aargauer Zeitung. [5].

Die Akzeptanzgewinnung von im oder am Körper getragenen Sensoren, die 
per GPS, RFID-Systemen, Mobilfunk- oder WLAN-Netzen Verbindungen zu 
Kontroll-, Analyse- und Überwachungsstationen aufnehmen, läuft 
normalerweise über Werbung, Unterhaltung und Fitnesspropaganda. Um 
nicht über die neuesten Unfall-, Krankheits- und Verschleißinzidenzen 
im professionellen Handballsport sprechen, geschweige denn 
naheliegende Zusammenhänge zwischen der Verletzungsrate der Profis und 
den destruktiven Leistungs- und Marktprämissen im Handballgewerbe 
aufzeigen zu müssen (darüber schweigt auch der VBG-Report), verlegte 
sich auch Ligafunktionär Frank Bohmann lieber darauf, den Fans den 
neuesten Handball-Gimmick schwackhaft zu machen. Diese Technologie 
würde die außerordentlichen Leistungen der Bundesligaspieler "noch 
spannender, aufschlussreicher und werthaltiger machen", verspricht 
Bohmann. 

Um dem Publikum mehr Zahlen- und Statistikfutter zu servieren, 
an dem es sich sattfressen kann, sollen die "Top 10-Metriken" sowohl 
in den Hallen auf Videoleinwänden oder -würfeln als auch in der 
TV-Berichterstattung und auf den Social Media-Plattformen ausgerollt 
werden. Geplant sind Daten zu Geschwindigkeit (km/h), verbrauchter 
Energie (kcal), Sprunghöhe (cm), Airtime (sec), Zeit auf dem Spielfeld 
(min), Wurfdistanz (m), Anzahl der Pässe, Ballbesitz (%), 
zurückgelegte Distanz (km) und Wurfgeschwindigkeit (km/h) jedes 
einzelnen Spielers. Auch wenn am Ende einer Partie immer noch zählt, 
welche Mannschaft die meisten Tore geworfen und somit das Spiel 
gewonnen hat, sollen dem Handballkonsumenten noch mehr Möglichkeiten 
geboten werden, die Akteure auf dem Feld differenziert zu bewerten. 

Wer springt am höchsten? Wer hat den härtesten Wurf? Wer ist der 
Schnellste? Wie es scheint, soll der Handballsport zum 
Leichtathletik-Event für Zuschauer mutieren, die ihrerseits bereits 
gewohnt sind, sich mit Fitness-Armbändern, Kalorien-Apps oder anderen 
Gadgets auf das gerade angesagte Leistungs- und Gesundheitsoptimum zu 
bringen. Der Umstand, daß sogar die verbrauchte Energie eines 
Spielers angezeigt werden soll, kann beim Zuschauer nur deshalb 
Gefühlsreflexe auslösen, weil er selbst schon Funktionsbestandteil der 
alle Lebensbereiche durchdringenden Verhaltenssteuerung durch 
algorithmische Datenverarbeitungssysteme geworden ist. Die 
Emotionalisierung von Zahlen, Daten, Statistiken und Rankings, wie sie 
im Mediensport Hochstände feiert, trägt zur Herrschaftsförmigkeit der 
Massen bei - nun auch vollautomatisch, in Echtzeit und ganzheitlich 
implementiert. 

Fußnoten:

[1] https://www.dkb-handball-bundesliga.de/de/n/news/intern/2018-19/handball-bundesliga-gmbh-ruestet-alle-erstligisten-mit-hochmoderner-analyse-technologie-von-kinexon-aus/. 07.05.2019.

[2] https://www.deutschlandfunk.de/kuenstliche-intelligenz-in-der-bundesliga-talentscouting-4-0.1346.de.html?dram:article_id=428803. 22.09.2018.

[3] https://www.facebook.com/uwegensheimer/videos/290214135228171/. 03.04.2019.

[4] http://www.vbg.de/SharedDocs/Medien-Center/DE/Broschuere/Branchen/Sport/VBG-Sportreport%202018.pdf?__blob=publicationFile&v=5

[5] https://www.aargauerzeitung.ch/sport/werden-unsere-sportler-bald-besser-dank-einem-eingepflanzten-chip-133604883. 20.10.2018
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MELDUNG/498: Zählung seltener Pinselohren - Wo gibt es Luchse in Deutschland? (BfN)


Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Pressemitteilung - Bonn, 5. Juni 2019

Zählung seltener Pinselohren - Wo gibt es Luchse in Deutschland?

- Luchs-Männchen erobern weitere Bundesländer

- BfN-Präsidentin: Erhaltungszustand der Luchse bleibt kritisch



Bonn, 05. Juni 2019: Mindestens 85 selbstständige Luchse sowie 43
Jungtiere waren am Ende des Monitoringjahres 2017/2018 in Deutschland
vorhanden. Bei weiteren sieben Luchsen konnte das Alter nicht bestimmt
werden. Somit zählten die Luchsbeauftragten der Länder zum Ende des
Monitoringjahres 2017/2018 einen Mindestbestand von 135 Luchsen in
zehn deutschen Bundesländern. Das geht aus der Auswertung der
jährlichen Erhebung der Bundesländer hervor. Eine Karte mit den
Vorkommen und mit bundeslandspezifischen Informationen ist jetzt auf
der Webseite des Bundesamtes für Naturschutz (BfN) abrufbar.

Der Luchs kommt derzeit in zwei Populationen in Deutschland vor: Eine
Population lebt in Ostbayern (Bayerischer und südlicher Oberpfälzer
Wald), eine zweite Population erstreckt sich vom Harz bis nach
Nordhessen und Nordrhein-Westfalen. Zudem entwickelt sich aus dem 2016
in Rheinland-Pfalz begonnenen Wiederansiedlungsprojekt ein drittes
Vorkommen, bei dem im Monitoringjahr 2017/2018 erstmals zwei Jungtiere
nachgewiesen werden konnten.

In mehreren Bundesländern wiesen die Luchsforschenden außerdem
einzelne Luchs-Männchen nach, etwa in Hessen, Baden-Württemberg,
Brandenburg, Sachsen und Thüringen. Luchs-Weibchen fehlen in diesen
Gebieten allerdings überwiegend, da diese seltener größere Distanzen
zurücklegen und insbesondere die Querung von ungeeigneten Lebensräumen
meiden.

"Der Erhaltungszustand des Luchses muss in Deutschland weiterhin als
kritisch eingestuft werden. Vor allem durch die Zerschneidung von
Lebensräumen und durch illegale Tötungen ist die Art hierzulande nach
wie vor stark gefährdet. Hinzu kommt allerdings auch, wie die Daten
zeigen, dass der Anteil der Individuen, die sich tatsächlich
fortpflanzen, immer noch sehr klein ist", sagt BfN-Präsidentin Prof.
Beate Jessel. "Das Luchsmonitoring der Bundesländer liefert wichtige
Daten über die deutschen Luchsvorkommen."

Die bundesweiten Daten, die das BfN jährlich veröffentlicht, werden
von den Bundesländern nach einheitlichen Standards jeweils für ein
Monitoringjahr erhoben. Dieses erstreckt sich über ein biologisches
"Luchsjahr", von der Geburt der Jungtiere bis zur Trennung von ihrer
Mutter. Vor der Veröffentlichung müssen die Daten erst noch bundesweit
im Rahmen des Treffens der im Monitoring erfahrenen Personen von Bund
und Ländern bewertet, zusammengeführt und im Anschluss abgestimmt
werden.

Dass im Monitoringjahr 2017/2018 mehr selbstständige Luchse in
Deutschland beobachtet werden konnten, ist vor allem auf das
Auswilderungsprojekt in Rheinland-Pfalz zurückzuführen. Dort wurde
zudem zum ersten Mal Luchsnachwuchs bestätigt.

Unter den 85 selbstständigen Luchsen waren 20 Weibchen, bei denen im
Monitoringjahr 2017/2018 Nachwuchs festgestellt werden konnte. Elf
davon brachten ihren Nachwuchs im Harz, acht im Bayerischen Wald und
eines im Pfälzer Wald zur Welt.

Weitere 26 Luchse haben ihren Aufenthaltsschwerpunkt im angrenzenden
Ausland, sodass sie nicht für Deutschland mitgezählt werden.

Im Monitoringjahr wurden 14 Luchse tot aufgefunden und ein Luchs war
aus anderen Gründen nicht mehr in Freiheit. Haupttodesursache war der
Straßenverkehr (neun tote Luchse), ein Luchs wurde illegal getötet und
bei vier Luchsen war die Todesursache unklar. Luchse benötigen
möglichst unzerschnittene, waldreiche Lebensräume mit ausreichend
verfügbaren Beutetieren. Sie besetzen große Reviere mit ruhigen
Rückzugsorten, insbesondere für die Jungenaufzucht.




Hintergrund

Der Luchs in Deutschland

Der Eurasische Luchs (Lynx lynx) ist in Deutschland streng geschützt.
Nachdem er lange Zeit aus seinem heimischen Lebensraum verschwunden
war, gibt es heute drei voneinander isolierte Vorkommen in der Region
des Harzes, in Ostbayern und in Rheinland-Pfalz. Heutige
Luchsvorkommen gehen auf Wiederansiedlungsprojekte in den vergangenen
Jahrzehnten und auf aus Nachbarländern zugewanderte Tiere zurück. Der
Luchs ist in Deutschland weiterhin in einer ungünstigen
Erhaltungssituation und wird auf der Roten Liste als stark gefährdet
gelistet. Die häufigsten nachgewiesenen Todesursachen sind
Verkehrsunfälle, Krankheiten und illegale Tötungen. In vielen weiteren
Fällen blieb die Ursache unbekannt. Im Nahrungsspektrum der Luchse
machen Rehe den größten Anteil aus, Nutztiere bilden nur einen sehr
geringen Anteil.

Luchs-Monitoring

Das bundesweite Monitoring liefert wichtige Daten zum Bestand und
Vorkommen des Luchses in Deutschland und geht auf eine Erhebung der
Bundesländer zurück. Das jährliche Monitoring läuft jeweils vom 1. Mai
bis 30. April des darauffolgenden Jahres und umfasst einen
Fortpflanzungszyklus des Luchses, von der Geburt der Jungtiere bis zu
deren Trennung von der Mutter. Die erhobenen Daten werden bei einem
Treffen der im Monitoring erfahrenen Personen von Bund und Ländern
bewertet und zusammengeführt.

Die Erfassungsmethodik und Auswertung der Daten erfolgt nach durch den
Bund und die Länder abgestimmten, einheitlichen Monitoringstandards
(s. BfN-Skript 413). Luchse werden dann als einzelne Individuen
gezählt, wenn diese zum Beispiel mittels Foto oder Genetik
zweifelsfrei von Artgenossen unterschieden werden können. Berichtet
wird die Anzahl der Luchse, die bereits vom Muttertier unabhängig sind
(subadulte und adulte Individuen), sowie die Zahl der Jungtiere.




Weiterführende Informationen:

Informationen zum Luchs:

https://ffh-anhang4.bfn.de/arten-anhang-iv-ffh-richtlinie/saeugetiere-sonstige/luchs-lynx-lynx.html

Informationen zum Monitoring und Management von Großraubtieren in
Deutschland: 

https://www.bfn.de/themen/artenschutz/gefaehrdung-bewertung-management/management-von-grossraubtieren-in-deutschland.html

Informationen zum standardisierten Luchsmonitoring:

Reinhardt, I., Kaczensky, P., Knauer, F., Rauer, G., Kluth, G., Wölfl,
S., Huckschlag, D., Wotschikowsky, U. (2015): Monitoring von Wolf,
Luchs und Bär in Deutschland. Bonn. Bundesamt für Naturschutz Skripten
413. 

https://www.bfn.de/fileadmin/BfN/service/Dokumente/skripten/Skript413.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 05.06.2019

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn

Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999

E-Mail: info@bfn.de

Internet: www.bfn.de
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GENTECHNIK/035: Bundesrat stimmt über Sicherheitsauflagen für Gene Drive Organismen ab (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 6. Juni 2019 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Bundesrat: Invasive neue Gentechnik braucht strengere
Sicherheitsauflagen, als es Landwirtschaftsministerin Klöckner
wünscht 

Gene-Drive-Organismen könnten erstmals im Gentechnikrecht reguliert
werden



6. Juni 2019 / Bei einer am Freitag, den 07.06.2019 im Bundesrat
erwarteten Abstimmung könnten die Bundesländer dazu beitragen, die
Artenvielfalt vor einer Bedrohung durch ein neues Gentechnikverfahren
besser zu schützen, als es Bundeslandwirtschaftsministerin Julia
Klöckner (CDU) in der Novelle der Gentechniksicherheitsverordnung
vorsieht. Dabei geht es um Sicherheitsauflagen für sogenannte
Gene-Drive-Organismen (GDO), die mit besonders hohen Risiken für die
Umwelt einhergehen.

Mücken, Fliegen, Mäuse, aber auch Pflanzen können durch ein neues
Gentechnikverfahren namens Gene Drive so verändert werden, dass sie
eine neue Eigenschaft schnell und flächendeckend in wildlebenden
Populationen verbreiten. Durch eine spezielle Anwendung der
sogenannten CRISPR-Cas-Technologie kann hier die gentechnische
Manipulation selbst weitervererbt werden und so eine zeitlich und
räumlich nicht kontrollierbare gentechnische Kettenreaktion in der
Natur auslösen. Durch die Freisetzung solcher Gene-Drive-Organismen
sollen ganze Populationen oder Arten in der Natur gentechnisch
verändert oder auch ausgerottet werden. Bei Experimenten mit
Gene-Drive-Organismen im Labor besteht die Gefahr, dass Versuchstiere
entkommen. Bereits wenige freigesetzte GDO könnten theoretisch zur
Ausrottung ihrer Art in der Natur führen.

Nachdem ein Bündnis aus NGOs (der AbL, dem BUND, dem GeN, der
IG-Saatgut, Testbiotech und Save Our Seeds) in einem Brandbrief auf
diese Gefahr hingewiesen hatte wurden die für die Gentechniksicherheit
zuständigen Bundesländer aktiv. Agrar- und Umweltausschuss des
Bundesrates forderten mit deutlichen Mehrheiten, einschließlich
CDU-geführter Bundesländer, aus Vorsorgegründen strengere
Sicherheitsauflagen für Arbeiten mit Gene-Drive-Organismen in
geschlossenen Systemen. Die Bundesregierung hatte in einer Novelle der
Gentechniksicherheitsðverordnung erstmals GDO in die Verordnung
aufgenommen und für Laborexperimente nur die Sicherheitsstufe 2 (von
vier) vorgesehen. Der Haken: Nach einer Einzelfallprüfung wäre eine
Herabstufung in die niedrigste Sicherheitsstufe 1 nicht
ausgeschlossen. Die Sicherheitsstufe 1 signalisiert ein
vernachlässigbares Risiko durch GVO für die Umwelt und die menschliche
Gesundheit und erfordert keine speziellen Sicherheitsauflagen. Die
Fachausschüsse des Bundesrates verlangen die Sicherheitsstufe 3.

Das Landwirtschaftsministerium und das Kanzleramt setzen die Länder
nun unter Druck, ihre Forderung abzuschwächen*. "Die Festlegung
niedriger Sicherheitsmaßnahmen für GDO wäre fahrlässig und
widerspricht der Anwendung des Vorsorgeprinzips, wie es für Gene
Drives erst im November vom Plenum der UN-Konvention für biologische
Vielfalt gefordert wurde", warnt Mareike Imken von Save Our Seeds.

Die NGOs appellieren an die Bundesländer, dem Druck aus dem
Landwirtschaftsministerium nicht nachzugeben und die
Gentechniksicherheitsverordnung am Freitag auf jeden Fall mit
höchstmöglichen Sicherheitsauflagen für Gene-Drive-Organismen zu
verabschieden. "Dies kann nur der erste, dringend gebotene Schritt
sein", ergänzt Mareike Imken, "denn die
Gentechniksicherheitsverordnung ist für die von Gene-Drive-Organismen
ausgehenden Gefahren für die Artenvielfalt und Umwelt bislang nicht
ausgelegt. Als Nächstes müssen die Länder deshalb möglichst zügig in
ihren Vollzugsgremien spezifische Sicherheitsmaßnahmen für diese neue
Klasse von gentechnisch veränderten Organismen erarbeiten."

*Auch "Der Spiegel" berichtet in seiner Ausgabe 23/2019 über die
Kontroverse.

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 06.06.2019

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München

Tel: 089/35899276

E-Mail: info@testbiotech.org

Internet: www.testbiotech.org
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STADT/503: Masterplan Stadtnatur wichtiger erster Schritt, geht aber nicht weit genug (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 6. Juni 2019

NABU: Stadtgrün muss im Baurecht verankert werden

Tschimpke: Masterplan Stadtnatur wichtiger erster Schritt, geht aber
nicht weit genug



Berlin - der NABU begrüßt den heute im Kabinett verabschiedeten
Masterplan Stadtnatur als ersten Schritt zu einer nachhaltigen und
grünen Stadtentwicklung. Allerdings bleibt der Plan deutlich hinter
den im Weißbuch Stadtgrün beschlossenen Zielsetzungen zurück.

"Damit schaffen wir es nicht, wie in der Nationalen Strategie zur
biologischen Vielfalt beschlossen, bis 2020 das Grün im wohnortnahen
Umfeld deutlich zu erhöhen", so NABU-Präsident Olaf Tschimpke. "Dabei
wird städtisches Grün immer wichtiger, auch weil es in Zeiten des
Klimawandels für zusätzliche Kühlung überhitzter Innenstädte sorgt.
Die Förderung von mehr Wohnungsbau und gleichzeitig qualitativ
hochwertiger Grünflächen muss oberste Prämisse bleiben. Der angedachte
Förderschwerpunkt Stadtnatur im Bundesprogramm biologische Vielfalt
mit 15 Millionen Euro ist hierfür wesentlich. Was allerdings noch
fehlt, ist eine Verankerung von Stadtgrün im Baurecht."

Hintergrund

2013 hatte sich die Koalition erstmals umfassend und
ressortübergreifend dem Thema "Grün in der Stadt" angenommen. 2017
wurde das Weißbuch Stadtgrün als Ergebnis eines umfassenden
Dialogprozesses mit konkreten Handlungsempfehlungen und
Umsetzungsmöglichkeiten des Bundes für mehr Grün in unseren Städten
veröffentlicht. Der Masterplan Stadtgrün dient der Umsetzung der im
Weißbuch gesetzten Ziele zur Erhöhung der Arten- und Biotopvielfalt in
den Städten. Der NABU sieht in den Städten einen wichtigen Lebensraum
für eine hohe Artenvielfalt, von der auch die Menschen durch
Erholungsräume und die Möglichkeit zur Umweltbildung und
Naturerfahrung profitieren. Hierdurch kann einer abnehmenden
biologischen Vielfalt sowie den Klimaauswirkungen entgegengewirkt
werden.

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, 06.06.2019
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STADT/502: Bundeskabinett beschließt Masterplan Stadtnatur (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 6. Juni 2019

Naturschutz

Bundeskabinett beschließt Masterplan Stadtnatur



Das Bundeskabinett hat heute den von Bundesumweltministerin Svenja
Schulze vorgelegten Masterplan Stadtnatur beschlossen. Mit insgesamt
26 Maßnahmen will die Bundesregierung die Kommunen dabei unterstützen,
die Arten- und Biotopvielfalt in unseren Städten zu erhöhen. So sollen
natürliche, grüne Lebensräume geschaffen werden, die nicht nur
Pflanzen und Insekten nützen, sondern den Stadtbewohnern grüne Oasen
der Erholung bieten.

Bundesumweltministerin Schulze: "Mehr Stadtnatur ist gut für die
Menschen und für die Natur. Der jüngste Bericht des
Weltbiodiversitätsrates hat uns deutlich vor Augen geführt, wie
dramatisch der Schwund unserer biologischen Vielfalt voranschreitet.
Angesichts der vielerorts intensiven Landwirtschaft gewinnen die
Städte mit ihrer Vielfalt an Lebensräumen eine zunehmende Bedeutung
für den Naturschutz Zugleich ziehen immer mehr Menschen in die Städte.
Ich will, dass trotzdem jeder Mensch in seinem Umfeld Zugang zu Natur
hat. Wir wollen daher mehr Natur in unsere Städte bringen. Wir wollen
mehr unversiegelte Flächen, mehr Natur in Stadtparks, privaten Gärten,
Sportstätten, Schulen und Kindergärten, an Gewässern, an Gebäuden und
auf Brachen mit Grün."

Der Masterplan Stadtnatur unterstützt Kommunen dabei, natürliche
Lebensräume zu schaffen. Das ist gut für die Artenvielfalt, aber auch
für die Menschen in den Städten. Zu den Maßnahmen zählt unter anderem
ein neuer Förderschwerpunkt Stadtnatur beim Bundesprogramm Biologische
Vielfalt des BMU. Das Bundesnaturschutzgesetz soll geändert werden, um
die kommunale Landschaftsplanung zu stärken.

Weitere konkrete Beispiele: Es soll einen bundesweiten Wettbewerb für
Insektenschutz in den Kommunen geben. Es soll mehr Ökologieschulungen
und Informationsmaterial für Klein-, Haus- und Gemeinschaftsgärten
geben. Des Weiteren soll die Arten- und Biotopvielfalt in den Städten
weiter erforscht und kartiert werden.

All diese Maßnahmen dienen dazu, dass Stadtbewohner mehr Grün zur
Naherholung vor ihrer Haustür finden und dass Deutschlands Tier-,
Insekten- und Pflanzenarten auch in Städten gedeihen können.




Den Masterplan Stadtnatur finden Sie hier:

https://www.bmu.de/DL2270

BMU-Themenseite zur Stadtnatur:

www.bmu.de/stadtnatur

Weitere Informationen:

Zum Weißbuch Stadtgrün:

https://www.gruen-in-der-stadt.de/

Zum Bundesprogramm biologische Vielfalt: 

https://biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm/bundesprogramm.html

Zum Artenschutz an Gebäuden: 

https://www.bfn.de/fileadmin/BfN/planung/siedlung/Dokumente/Gebaeudebruetende_Tierarten_2016_-_Positionspapier.pdf

Zu Naturerfahrungsräumen: 

https://www.stiftung-naturschutz.de/unsere-projekte/naturerfahrungs-raeume/

Zu den spezifischen Leistungen städtischer Natur: TEEB Stadtbericht.

 https://www.ufz.de/teebde/

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 91/19, 06.06.2019
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MELDUNG/394: Hamburg verabschiedet heute das Kohleausstiegsgesetz (Tschüss Kohle)


Tschüss Kohle - Hamburger Volksinitiative, 5. Juni 2019

Hamburg beschließt Kohleausstiegsgesetz

Sprecherin der Volksinitiative: "Die Pflicht zur weitgehenden
Vermeidung von Kohle in der Fernwärme wirkt ab sofort. Der Druck für
einen schnelleren Kohleausstieg muss hoch bleiben."



Hamburg - Die Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg hat als
Erfolg der Volksinitiative Tschüss Kohle am Mittwoch das Hamburgische
Kohleausstiegsgesetz verabschiedet. Die Volksinitiative hatte im
Sommer 2018 mehr als 22.000 Unterschriften für einen Gesetzentwurf zum
Kohleausstieg eingereicht.

Dazu die Vertrauensfrau und Sprecherin der Volksinitiative, Wiebke
Hansen: "Auch wenn als letzte Frist für Kohlewärme nicht mehr 2025,
sondern 2030, im Gesetz steht, so ist die Stärke unserer Verhandlungen
die sofortige gesetzliche Pflicht der Stadt, den Einsatz von Kohle in
der Fernwärme so früh und so weitgehend wie möglich zu vermeiden. Das
wirkt auch schon vor 2025 und gilt für beide Kohlekraftwerke Tiefstack
und Wedel, die mit dem Rückkauf des Fernwärmenetzes in städtische Hand
kommen. Zudem muss sie die Potentiale für erneuerbare Wärme nutzen,
sobald sie sich bieten."

Mit der Verabschiedung des Gesetzes sollen unverzüglich konzeptionelle
Arbeiten für den schrittweisen Kohleausstieg in Tiefstack beginnen,
die ursprünglich erst 2022 anvisiert waren. Aktive Mitgestaltung,
Transparenz und Kontrolle dieser Arbeiten werden durch ein
zivilgesellschaftliches Begleitgremium und häufige, öffentliche
Berichterstattung sichergestellt werden. Das heißt, der Kohleausstieg
in der Fernwärme beginnt sofort.

Die Vertrauenspersonen der Volksinitiative haben deswegen am Mittwoch
ihre Volksinitiative offiziell zurückgezogen. "Wir sehen in diesem
Kohleausstiegsgesetz einen erheblichen Zeitgewinn im Sinne des
Klimaschutzes gegenüber einem Volksentscheid im Jahr 2021. In den
Verhandlungen wurden Möglichkeiten für einen schnellen Ersatz
zumindest einer der beiden Kohlekessel in Tiefstack durch industrielle
Abwärme oder für eine klimaschonendere Einsatzreihenfolge der
bestehenden Wärmeerzeugungsanlagen nur angerissen. Sie gehören zu den
Potentialen für eine frühere Verminderung der CO2-Emissionen in der
Stadt, die nun geprüft und genutzt werden müssen. Zudem gilt die
gesetzliche Absicherung, dass das Kohlekraftwerk Moorburg keine Wärme
ins öffentliche Fernwärmenetz einspeisen kann, sofort.", so Wiebke
Hansen.

Weiterhin betont sie: "Die Klimakrise verlangt radikale Lösungen, die
über den Rahmen unserer Volksinitiative hinausgehen. Die Erkenntnis,
dass der komplette Ausstieg aus der Kohle in der Fernwärme bis 2025
nicht absehbar war, war erschreckend. Es gibt noch Hindernisse, auf
die wir im Rahmen unseres Mandats keinen Einfluss hatten, wie die
energiepolitischen Rahmenbedingungen sowie planerische oder
wirtschaftliche Maßgaben. Die eigentliche Auseinandersetzung um die
konkreten Maßnahmen, die sich aus der Pflicht zur frühzeitigen
Vermeidung der Kohle ableiten, kommt erst noch. Jetzt rufen wir alle,
die sich für ein kohlefreies Hamburg einsetzen wollen, auf, unser
Gesetz zu nutzen und sich einzumischen. Der Druck für eine schnellere
Umsetzung des Kohleausstiegs, auch Richtung Bundesregierung, muss hoch
bleiben."

Mit der Verabschiedung des Gesetzes enden die monatelangen intensiven
Verhandlungen zwischen Vertreter*innen der SPD und der
Grünen-Fraktionen und den Vertrauenspersonen der Volksinitiative,
Wiebke Hansen, Ulrike Eder und Dr. Ulf Skirke.

Den Antrag der rotgrünen Koalition an die Bürgerschaft finden Sie
hier. Hinweis: Verhandelt haben wir das Hamburgische
Kohleausstiegsgesetz, die Begründung dazu, das Ersuchen und die Anlage
zum Ersuchen. Der einleitende Text vor dem Gesetzentwurf ist nicht
Teil der Vereinbarung, sondern alleinig von den Fraktionen der SPD und
Grünen.



Die Volksinitiative Tschüss Kohle ist eine gemeinsame Initiative von
45 Bündnispartner*innen und Unterstützerorganisationen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 05.06.2019

Tschüss Kohle - Hamburger Volksinitiative
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Internet: www.tschuess-kohle.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LEBENSRÄUME





MELDUNG/410: Luchse brauchen vernetzte Lebensräume (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 5. Juni 2019

Luchse brauchen vernetzte Lebensräume



Berlin. Heute wurden die neuen Bestandszahlen zum Luchs durch das
Bundesamt für Naturschutz (BfN) veröffentlicht, wonach im
Monitoringjahr 2017/18 85 Luchse durch Deutschlands Wälder streiften.
Das sind einige Luchse mehr als im vorangegangenen Berichtszeitraum.
Der BUND für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) sieht darin
einen ersten Erfolg der Naturschutzmaßnahmen für den Luchs. Damit
Luchse in Deutschland langfristig überleben können und die Bestände
noch weiter wachsen, sind aber noch deutlich mehr Anstrengungen nötig.
Die Hauptbedrohung der Luchse in Deutschland ist die Zerstückelung
ihrer Lebensräume durch Straßen, viele Luchse werden überfahren oder
kehren auf Wanderungen vor großen Straßen um. Hinzu kommen illegale
Tötungen und Krankheiten.

Dazu erklärt Hubert Weiger, Vorsitzender des BUND: "Wir freuen uns
sehr darüber, dass wieder mehr Luchse in Deutschland leben. Doch die
Situation der Luchse hierzulande ist weiterhin besorgniserregend: Es
sind noch immer sehr wenige Tiere in kleinen, isolierten
Teilpopulationen. Wir brauchen endlich eine bessere Vernetzung der
Luchsvorkommen in Deutschland." Dazu müssen mehr sichere
Querungshilfen über Straßen geschaffen und die Vernetzung von
Lebensräumen gestärkt werden. Fälle von illegalen Tötungen gilt es
konsequent zu verfolgen.

"Der Blick nach Hessen zeigt uns, mit welchen Problemen der Luchs
hierzulande zu kämpfen hat", so Weiger weiter. Aus dem Harz waren
einige Tiere nach Nordhessen gewandert und hatten dort über die Jahre
eine kleine Teilpopulation begründet, die zwischenzeitlich auf bis zu
zehn Tiere angewachsen war und sogar Nachwuchs verzeichnete. Doch dann
dezimierte die Räude, eine Hauterkrankung von Wild- und Haustieren,
den Bestand. Seither wurden in Hessen nur noch einzelne Männchen
nachgewiesen und es ist völlig offen, ob und wann wieder ein Weibchen
einwandert.

Erfreuliche Meldungen dagegen gibt es etwa im Umfeld des Bayerischen
Waldes, wo nun mehr Luchse unterwegs sind als früher. Einer der Gründe
dafür könnte sein, dass die dort seit Jahren grassierenden illegalen
Tötungen endlich zurückgehen. Dazu Hubert Weiger: "Die konsequente
strafrechtliche Verfolgung der jüngsten Fälle von illegalen
Luchstötungen und die Aufklärungsarbeit der Polizei hat offenbar
Wirkung gezeigt und demonstriert: Wildtierkriminalität ist kein
Kavaliersdelikt."

Der BUND engagiert sich vor allem in Bayern, Hessen und Thüringen für
den Luchs. Die wilden Katzen leben in Deutschland hauptsächlich im
Harz, im Bayerischen Wald und seit kurzem auch im Pfälzerwald. Dazu
kommen wenige einzelne Männchen in Baden-Württemberg, Hessen,
Thüringen und Sachsen. Ein Austausch zwischen den Beständen findet
praktisch nicht statt und die Wiederbesiedelung neuer Lebensräume geht
nur sehr schleppend voran. In der Nationalen Strategie zur
biologischen Vielfalt hat sich Deutschland das Ziel gesetzt, den Luchs
bis 2020 in den deutschen Mittelgebirgen wieder heimisch zu machen.

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 05.06.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)
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SCHUTZGEBIET/871: 30 Jahre Grünes Band - Grenzen trennen, Natur verbindet (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 5. Juni 2019

30 Jahre Grünes Band: Grenzen trennen, Natur verbindet


Berlin. Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) feiert
im Rahmen eines Sommerfestes das 30-jährige Bestehen des "Grünen
Bandes" und zieht mit Bundesumweltministerin Svenja Schulze, der
CDU-Vorsitzenden Annegret Kramp-Karrenbauer, Thüringens
Umweltministerin Anja Siegesmund und dem BUND-Vorsitzenden Hubert
Weiger ein Zwischenfazit des vom BUND initiierten, ersten
gesamtdeutschen Naturschutzprojektes. Dass das Grüne Band von
Thüringen zum Nationalen Naturmonument erklärt wurde, sieht der BUND
als richtigen Weg und hofft, dass auch andere Bundesländer diesem
Vorbild folgen. Ziel ist es, die noch bestehenden Lücken im Grünen
Band - also Flächen, die noch nicht naturnah bewirtschaftet werden
oder unter Naturschutz stehen - zu schließen, um einen durchgehenden
Biotopverbund zu schaffen.

Dabei sprachen sich die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der
Diskussionsrunde durchweg für den weiteren Schutz aus und wiesen auf
die Bedeutung des Grünen Bandes hin. Hubert Weiger, BUND-Vorsitzender,
kommentiert: "Das Grüne Band ist lebendiges Symbol der jüngeren
deutschen Zeitgeschichte. Seit dem Fall der Mauer vor 30 Jahren setzt
sich der BUND engagiert dafür ein, diesen 1.400 Kilometer langen
Streifen als Rückzugsraum für bedrohte Tiere und Pflanzen zu
erhalten." Weiger weiter: "Naturschutz ist angesichts des dramatischen
Artensterbens wichtiger denn je. Um den Schatz unserer biologischen
Vielfalt zu erhalten, müssen wir die Schutzstandards auch im Grünen
Band dauerhaft sichern. Gleichzeitig müssen Land- und Forstwirtschaft
naturverträglicher gestaltet werden. So sollte beispielsweise der
Einsatz von Pestiziden in Schutzgebieten untersagt und auf allen
Flächen deutlich reduziert werden."

Svenja Schulze, Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit, erklärt im Rahmen der Diskussionsrunde: "Seit 30 Jahren
gilt die einst trennende Grenze als Ort der Erinnerung und des
Gedenkens und als Mahnmal dafür, wie wenig selbstverständlich
einerseits und wie kostbar andererseits ein friedliches Miteinander in
Deutschland und in Europa ist. Gleichzeitig entwickeln wir ein
Landschaftsband, das der Natur und somit der Zukunft gewidmet ist: Das
Grüne Band ist der längste Verbund von Lebensräumen der Natur in
Deutschland und ein Querschnitt durch fast alle deutschen
Landschaften; von norddeutschen Niederungsgebieten bis zu den
Mittelgebirgen. Diese Entwicklung, vom Todesstreifen hin zum
Lebensraum für Mensch und Natur, bietet eine große Chance für die
Natur und ist eine Bereicherung für alle, die hier leben."

Annegret Kramp-Karrenbauer, Bundesvorsitzende der CDU, sagt: "Seit 30
Jahren ist das Grüne Band Mahnung und Verpflichtung: Wo einst Grenzen
trennten, verbindet uns heute die Natur. Aus Stacheldraht und
Sperrzone entstand dank dem großen Engagement von Umwelt- und
Naturschutzverbänden sowie der Länder nicht nur ein Biotopverbund mit
einzigartigen Lebensräumen und außergewöhnlicher Artenvielfalt,
sondern ein einzigartiges Symbol: Für die Überwindung eines geteilten
Deutschlands, für eine länderübergreifende Zusammenarbeit beim Natur-
und Artenschutz und für den europäischen Gedanken."

Anja Siegesmund, Thüringer Ministerin für Umwelt, Energie und
Naturschutz, erklärt: "Mit der Ausweisung des Grünen Bandes als
Nationales Naturmonument geht von Thüringen ein starkes Signal aus. Es
geht an alle anderen Bundesländer am Grünen Band und hat europäische
Tragweite. Wir bewahren die einmalige Verbindung von Geschichte und
Natur für künftige Generationen. Wir brauchen diese Strahlkraft für
ein geeintes und friedliches Europa."




Hinweise:

30 Jahre Grünes Band - vom Todesstreifen zur Lebenslinie für die
Natur: Seit dem Fall der Mauer hat der BUND entlang der innerdeutschen
Grenze auf rund 1.400 Kilometern eines der größten und bedeutendsten
Naturschutzprojekte geschaffen - vom Ostseestrand bis ins
sächsisch-bayerische Vogtland. Der ehemalige Grenzstreifen wurde zu
einem Refugium für mehr als 1.200 seltene und gefährdete Pflanzen- und
Tierarten, wie Fischotter, Schwarzstorche oder Arnika.

Weitere Informationen rund um das Grüne Band und das Jubiläum finden
Sie unter: 

www.bund.net/gruenes-band

Der BUND fordert gerade im Jubiläumsjahr den Lückenschluss des Grünen
Bandes entlang der gesamten ehemaligen innerdeutschen Grenze. Dazu
sollte die Fläche auf seiner ganzen Länge als Nationales Naturmonument
ausgewiesen werden und das Grüne Band Deutschland mit dem Grünen Band
Europa als UNESCO-Weltnatur und Kulturerbe gesichert werden.



Den Flyer "Grenzenlose Liebe" zur Natur mit den Forderungen zum Grünen
Band finden Sie unter: 

www.bund.net/service/publikationen/detail/publication/grenzen-trennen-natur-verbindet/

 * 

Quelle:
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STANDPUNKT/1103: Raus aus der Plastikkrise - Umsteuern auf allen Ebenen, jetzt! (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 6. Juni 2019

Plastikatlas:
Raus aus der Plastikkrise - Umsteuern auf allen Ebenen, jetzt! 



Berlin. Die Welt versinkt im Plastik. Plastik im Boden, im Wasser, in
der Luft. Wir essen Plastik, tragen Plastik als Kleidung am Körper und
cremen uns mit Mikroplastik in Kosmetik das Gesicht. Der heute
veröffentlichte "Plastikatlas" der Heinrich-Böll-Stiftung und des Bund
für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) umreißt das Ausmaß der
Plastikkrise und verdeutlicht: Die tatsächlichen Gründe für die
Verschmutzung unserer Umwelt mit Plastik sind nicht ein Problem der
Entsorgung oder der Verbraucherinnen und Verbraucher. Hauptursache
sind insbesondere international agierende Unternehmen, die ihren
Verantwortlichkeiten nicht nachkommen und stattdessen sogar eine
Ausweitung der Plastikproduktion planen.

BUND und Heinrich-Böll-Stiftung fordern von der Politik wirksame
Maßnahmen zur weltweiten Lösung der Plastikkrise, die vor allem auf
eine Reduktion von Produktion und Konsum von Plastik setzen. Neben
Gesetzen zum Endverbrauch müssten jetzt insbesondere die Hersteller
und die petrochemische Industrie als Hauptverursacher in die Pflicht
genommen werden. Eine repräsentative Forsa-Umfrage zeigt, dass
deutsche Verbraucherinnen und Verbraucher die Hersteller von
Plastikartikeln klar in der Verantwortung sehen: 83 Prozent der
Befragten sind dafür, Abgaben auf Plastikprodukte zu erheben, die von
den Herstellern getragen werden. 86 Prozent der Befragten befürworten
eine stärkere Beteiligung von Unternehmen an den Kosten für
Reinigungsmaßnahmen in Folge der Umweltverschmutzung durch Plastik.
Und sogar 92 Prozent sprechen sich für ein Verbot von
Plastikmüllexporten in Länder mit unzureichenden Umwelt- und
Sozialstandards aus.

"Alle Welt redet über Plastik. Das ist gut so. Doch wir haben ein
unvollständiges und verzerrtes Bild davon, wer und was die globale
Plastikkrise verursacht und wie wir sie anpacken müssten. Verbote von
Strohhalmen, Einwegbechern und Tüten sind ein erster Schritt, sie
werden jedoch eine der größten Umweltkrisen, die den ganzen Planeten
erfasst, nicht beenden", sagt Barbara Unmüßig, Vorstand der
Heinrich-Böll-Stiftung. "Wenigen ist bewusst, dass Kunststoffe
ursprünglich ein Abfallprodukt der petrochemischen Industrie waren.
Bis heute sind ExxonMobil, BASF, Eni, INEOS, und Dow die größten
Plastikproduzenten weltweit. Sie beherrschen mit insgesamt fast 420
Milliarden Euro Umsatz den globalen Markt und planen, die Produktion
in den nächsten Jahren weiter auszubauen - nicht zuletzt als
Alternativstrategie, falls Energie- und Mobilitäts-Wende an Tempo
gewinnen. Die massenhafte Verfügbarkeit der billigen Plastikrohstoffe
Erdöl und Erdgas ist zugleich der Grund dafür, dass faktisch kaum
recycelt wird und eine echte Kreislaufwirtschaft in der
Kunststoffindustrie nicht in Gang kommt. Hier muss jede Strategie zur
Überwindung der Plastikkrise ansetzen: Die Politik muss die großen
Plastik- und Konsumgüterkonzerne in die Verantwortung nehmen", so
Unmüßig weiter.

"Plastik ist ein globales Problem, das uns alle angeht", erklärt
Hubert Weiger, BUND-Vorsitzender, mit Blick auf das Ausmaß der
Plastikkrise. "Wenn wir jetzt nicht gegensteuern, schaffen wir
Gesundheits- und Umweltprobleme mit bislang unabsehbaren Folgen für
uns und die nachfolgenden Generationen. Wir rufen die nationalen
Regierungen und die internationale Staatengemeinschaft auf, aktiv zu
werden und dem Plastikwahn einen Riegel vorzuschieben. Der BUND
fordert einen Dreiklang für eine Plastikwende: Verbote von
Schadstoffen und Mikroplastik sowie die Bekämpfung von Plastikmüll."

Deutschland ist einer der größten Standorte für Kunstoffproduzenten
und Kunstoffverarbeiter in Europa. Verglichen mit seiner Größe trägt
Deutschland damit eine beträchtliche Verantwortung für die weltweite
Plastikverschmutzung. Die Wiederverwertung von Müll ist global und in
Deutschland Wunschdenken. Über 60 Prozent des in Deutschland
gesammelten Verpackungsmülls werden verbrannt. Weiger weiter: "Lange
haben wir uns in Deutschland als Recyclingweltmeister gerühmt, doch
die Realität sieht anders aus: Nur knapp 38 Prozent unseres
Plastikmülls werden tatsächlich dem Recycling zugeführt. Und der
Skandal dabei ist: Plastik gilt bereits als recycelt, wenn es ins
Ausland exportiert wird. Nach dem Prinzip ?Aus dem Augen aus dem Sinn?
exportieren wir und andere Industriestaaten unseren Plastikabfall in
Drittländer und verlagern das Problem somit nur räumlich. Wir sollten
Vorreiter sein, statt unsere Verantwortung abzuschieben." Vor Ort, zum
Beispiel in den Ländern Asiens, hat diese Wegwerfmentalität des
Westens erschreckende ökologische, soziale und gesundheitliche
Auswirkungen. Weiger: "Die notwendige Infrastruktur zur Bewältigung
unserer Müllberge gibt es in diesen Ländern nicht. Der Müll wird
häufig unkontrolliert verbrannt oder landet auf Deponien und in der
Umwelt. Viele Menschen fristen ihr Leben unter erbärmlichen Umständen
und wir leben und konsumieren weiter sorglos Plastikprodukte."

Die globale Plastikflut wächst exponentiell und unkontrolliert. Seit
Beginn der Plastikproduktion Mitte des 20. Jahrhunderts wurden rund
8,3 Milliarden Tonnen Kunststoffe produziert - davon mit 44 Prozent
beinahe die Hälfte erst seit dem Jahr 2000. Das entspricht mehr als
einer Tonne Plastik pro Kopf der heutigen Erdbevölkerung. Jedoch gibt
es regional sehr große Unterschiede: In den USA fallen zum Beispiel im
Jahr fünf Mal mehr Müll pro Kopf an als in Indien. Weiger weiter: "Die
Industrienationen zelebrieren einen verschwenderischen und
ressourcenfressenden Lebensstil und sind damit kein Vorbild."

Barbara Unmüßig sagt: "Plastikartikel benötigen teilweise hunderte von
Jahren, um sich zu zersetzen. Und auch dann bleibt es als Gift in der
Umwelt. Der größte Teil des Plastiks, etwa 40 Prozent, steckt in
Verpackungen und ist damit in der Regel fast unmittelbar Abfall.
Dieser ist vor allem als Meeresmüll inzwischen als Problem erkannt.
Doch die tatsächlichen Ausmaße der Plastikkrise gehen viel weiter: Die
industrielle Landwirtschaft nutzt ebenfalls gigantische Mengen an
Kunststoff. Die Verschmutzung von Böden und Binnengewässern ist je
nach Umgebung zwischen vier- und 23-mal so hoch wie im Meer. Zudem
heizt Plastik die Klimakrise an: Von der Produktion bis zur Entsorgung
entstehen im Laufe des Lebenszyklus von Plastik gewaltige Mengen an
Treibhausgasen und gefährdet das Erreichen der weltweiten Klimaziele.
Hinzu kommen die gesundheitlichen Risiken, die vor allem durch
Mikroplastik und giftige Zusatzstoffe in den Kunststoffen bestehen.
Hier sind vor allem Frauen, Kinder und Neugeborene enormen
gesundheitlichen Risiken ausgesetzt", so Unmüßig.

Mehr Informationen:

Der Plastikatlas der Heinrich-Böll-Stiftung und des BUND präsentiert
auf über 50 Seiten und in zahlreichen Grafiken erstmalig Zahlen und
Fakten rund um eine Welt voller Kunststoffe und bietet fundiertes
Wissen über die Ursachen, die Treiber, die Auswirkungen und die
globalen Zusammenhänge der Plastikkrise.

Er steht unter www.bund.net/plastikatlas zum Download zur Verfügung.

Die Ergebnisse der Forsa-Umfrage können Sie hier einsehen: 

www.bund.net/plastikatlas-umfrage

www.boell.de

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 06.06.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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SPIELE/430: Braunschweig - Spiele-Nachmittag für Senioren am 12. Juni 2019


Stadt Braunschweig

Spiele-Nachmittag für Senioren



Braunschweig. Zu einem Spiele-Nachmittag für Senioren lädt die
Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2, am Mittwoch, 12. Juni, von
14.30 bis 17.30 Uhr ein. Bei der monatlich stattfindenden
Veranstaltung können Spiele wie "Azul - die Buntglasfenster von
Sintra", "Sagrada" oder "Rummikub" ausprobiert werden und unterhalten.
Geschöpft wird aus einem Angebot von mehr als 2.500
Gesellschaftsspielen, so das für jeden Mitspieler etwas dabei ist.
Auch Zuschauer sind willkommen. Der Eintritt ist frei. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 470-6835. Der nächste
Spiele-Nachmittag findet am Mittwoch, 10. Juli, statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 5. Juni 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7439: Mönchengladbach - Nachtwächter-Rundgang am 12. Juni 2019


Stadt Mönchengladbach

Nachtwächter-Rundgang am 12. Juni



Mit Hellebarde, Horn und Laterne geht es beim beliebten
Nachtwächter-Rundgang am Mittwoch, dem 12. Juni auf eine Reise in
längst vergangene Zeiten. Historische Plätze und Gebäude gehören
ebenso zu dieser spannenden Führung wie vielfältige "Döhnkes und
Vertäll" aus der Stadtgeschichte.

Die Besucher erfahren, wer die drei wichtigsten Personen des niederen
Standes waren und mit welchen Aufgaben Nachtwächter betraut waren. Sie
besuchen Orte, deren ursprüngliche Bedeutung sie nicht erahnt hätten
und hören Geschichten, die sich darum ranken. Der
Nachtwächter-Rundgang startet um 19 Uhr, Treffpunkt ist der Parkplatz
am Geroweiher, Schild "Stadt-Touren".

Karten sind zum Preis von 8 Euro (Erwachsene) und 4 Euro (Kinder bis
14 Jahre) zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung
erhältlich. Buchungen beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80),
beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-93 09
20) sowie online unter www.stadttouren-mg.de

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 4. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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